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sönlich ausgehändigt, so sind die nicht 
ausgehändigten Teile, und nur sie, dem 
Absender mit dem Grund der Nichtaus- 
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Liebe Antifas, 
Freundinnen 
und 
Genossinnen, 
liebe 
Leserinnen! 


A“ wenn der Bombenkrieg der Nato 
in Jugoslawien seit einigen Wochen 
beendet und einem »Waffenstillstand« ge- 
wichen ist: Angesichts der Tatsache, daß 
Deutschland zum ersten Mal seit 1945 
wieder Krieg führt, haben wir uns dafür 
entschieden, das Thema zum Schwer- 


lawien-ExpertInnen«, denken aber, daß | 


eine Auseinandersetzung über diesen 


Krieg und seine Folgen auch in der Anti- 


faszene keineswegs mit dem Ende der 
Bevölkerung, von Sinti und Roma. Die Infrastruktur Jugoslawiens ist zerstört, 


Bombardierungen beendet werden darf. 
Für das Layout des Schwerpunktes haben 


wir bewußt Bilder aus dem Vietnamkrieg 
gewählt - sie sollen die Folgen imperialisti- 


scher Kriege ins Gedächtnis rufen und an 
die Wandlung vieler damaliger Kriegsgeg- 
nerInnen zu den KriegstreiberInnen von 
heute erinnern. Zum Schluß noch eine Er- 
innerung: Im September finden mehrere 
Landtagswahlen statt. In Bundesländern 
wie Brandenburg und Sachsen ist noch 
nicht entschieden, inwieweit das Rechts- 
wählerInnenpotential die politische Land- 
schaft entscheidend verändern wird. In 
diesem Sinne: Nutzt den Sommer zu anti- 
faschistischen Aktivitäten auf allen Ebe- 
nen und behaltet trotzdem gute Laune. 


Eure AlB-Redaktion 


Wir müssen uns entschuldigen: Viele 
von Euch haben lange darauf gewartet, 
daß das AIB 47 ankam. Durch Umstellun- 
gen und Schwierigkeiten bei den E-Mails 
gab es bei uns größeres Chaos. Sorry, 
sorry, es soll nicht wieder vorkommen. In 
diesem Zusammenhang noch zwei Bit- 


ten: Pakete können nicht an Postfächer 


zugestellt werden, achtet darauf, wenn 
Ihr uns Eure Anschrift mitteilt. Und 
schickt uns Adreßänderungen und Abo- 
wünsche in der nächsten Zeit nicht per E- 
Mail sondern per Post. Danke für Euer 
Verständnis und Eure Geduld mit uns. 
Als ehrenamtliches Kollektiv sind wir lei- 
der nicht so perfekt, wie wir - und Ihr — 
es gerne hätten. 


Der Krieg gegen Jugoslawien 


punkt zu machen. Wir sind keine »Jugos- | 


Deutschland ist fünfzig Jahre nach der Niederlage im II. Weltkrieg wieder zur 
kriegsführenden Nation geworden. Die Bilanz ist erschreckend: Die Zahl der Er- 
mordeten steht noch nicht fest, hunderttausende Menschen sind auf der Flucht. 
Nach der Vertreibung der Kosovo-Albaner folgt die Vertreibung der serbischen 


und die Balkanstaaten sind durch den Krieg nachhaltig destabilisiert. Das alles 
weist darauf hin, daß der Krieg mit dem Waffenstillstand noch lange nicht zu 
Ende ist, sondern nur in eine neue Phase tritt. Bundeswehreinheiten werden auf 
lange Zeit im Kosovo stationiert sein. Wir befürchten eine Militarisierung der 
deutschen Gesellschaft. Die NATO-Staaten haben sich die Voraussetzung für eine 
Vorherrschaft auf dem Balkan herbeigebombt. Nach Beendigung der Kampf- 

_ handlungen steht fest, daß die Kosten des Wiederaufbaus die des Krieges noch 
übersteigen werden. Die Schlußfolgerung liegt nahe: Wäre nur ein Teil des Gel- 
des vor dem Angriffskrieg der NATO für eine zivile Krisenlösung investiert wor- 
den, wären die Folgen bei weitem nicht so grausam ausgefallen, dann hätte die 

' Chance für eine innenpolitische Konfliktlösung bestanden. So hat sich die »eth- 
nische Säuberung« durchgesetzt, jetzt installieren die NATO-Staaten ihre Ord- 
nung, am Wiederaufbau verdienen die westlichen Konzerne. 


laubt man den herrschenden 
Politikern und ihren Militärs, 
ging es dieses Mal nicht um 
»Religion und Rasse«, nicht um 
Einfluß, Herrschaft und Macht, sondern 


' um einen selbstlosen Dienst an der Hu- 
| manität, den Menschenrechten und der 


Demokratie. Ein neues Argument wurde 
in das Repertoire der Rechtfertigungen für 
einen Angriffskrieg eingeführt: der mi- 
litärische Einsatz, um »eine humanitäre 
Katastrophe« abzuwenden bzw. zu verhin- 
dern. Gegner seien nicht »die Serben«, 
sondern der »Diktator MILOSEVIC« und 
seine Vasallen. Das machte die einst pazi- 
fistischen Grünen in ihrer Mehrheit ge- 
nauso schwach wie ihr Gegenüber auf Sei- 
ten der Sozialdemokratie. Und sie haben 
sich selbst ein Denkmal gesetzt: Es ist der 
erste Krieg, den die »politische Linke« von 
deutschem Boden aus befiehlt. 1939 ist sie 


nicht gefragt worden und 1914 durften 
die sozialdemokratischen Abgeordneten 
nur über die Kriegskredite abstimmen, 
denen sie bekanntlich auch zustimmten, 
bis auf KArL LiEBKNECHT, der als einziger 
Abgeordneter dagegen stimmte. Er wollte 
nicht so recht folgen, als es seiner Partei 
darum ging, Demokratie nach Rußland zu 
exportieren und die russischen Arbeiter 
vom Zaren zu befreien. 

1968 stand ein Teil der jetzigen Kriegs- 
befürworter auf Seiten der Antikriegsbe- 
wegung gegen die Intervention der USA 
in Vietnam. Heute haben sie vergessen, 
daß in jenem Krieg die USA für sich selbst 
die gleiche moralische Legitimation sah 
wie heute. Damals ging es gegen die »un- 
menschliche Herrschaft« des Kommunis- 
mus, heute gegen die des Milosevic. In 
den Augen der Aggressoren stellt das kei- 
nen Unterschied dar. 
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Die Herrschenden fanden immer 
Rechtfertigungen für ihre Kriege. Diese 
Rechtfertigungen hatten fast nie etwas 
mit den wirklichen Kriegszielen zu tun, 
sondern dienten einzig und allein dazu, 
sich Legitimation zu verschaffen. Darin 
machte auch dieser Krieg keine Ausnah- 
me. 

Für uns ist es keine Frage, gegen die 
Politik rechter serbischer Nationalisten, 
die Vertreibung und den Terror gegen die 
albanische Bevölkerung des Kosovo ein- 
deutige Position zu beziehen. Diese Krei- 
se serbischer Politik führen 
mehr oder weniger das 
durch, wovon die heutigen 
europäischen Nazis und Na- 
tionalisten träumen. Deshalb 
sind die Neonazis gegen die- 
sen Krieg. Mi 

Die Bomben der NATO 
waren das Begleitkonzert, um 
die Vertreibung der Kosovo- 
Albaner und Hinrichtungen 
in diesen Dimensionen über- 
haupt durchführen zu kKön- 
nen. Die Frage, wer dafür ver- 
antwortlich ist, wird uns 
noch lange beschäftigen: 
Glaubt man der immer noch 
allseits betriebenen Kriegs- 
propaganda ist die Antwort 
einfach, es war Milosevic. Andere Berich- 
te weisen darauf hin, daß auf jeden Fall 
Teile der jugoslawischen Armee die alba- 
nische Bevölkerung des Kosovo ge- 
schützt haben, es aber oft nicht konnten, 
da sie durch die Angriffe der NATO und 
der albanischen UCK davon abgehalten 
wurden und so Raum für paramilitäri- 
sche rechte Nationalisten entstanden ist. 

Von vollständiger Entwaffnung der 
UCK, die sich bisher der Unterstützung 
der NATO gewiß sein konnte, ist ebenso 
keine Rede mehr. Lediglich die schwer- 
sten Waffen sollen sie abgeben. Damit 
bleibt die UCK weiterhin nicht zu unter- 
schätzender politischer und militärischer 
Unsicherheitsfaktor im Kosovo. 

Nach der Veröffentlichung der bis 
dato unbekannten Zusatzklauseln des 
Abkommens von Rambouillet, in denen 
von Jugoslawien die Preisgabe der staatli- 
chen Souveränität gefordert wurde, ist 
deutlich, daß es nicht Absicht der NATO- 
Staaten war, die zivilen Interventions- 
möglichkeiten auszuschöpfen. Die Ver- 
handlungen standen von vornherein 
unter dem Zeichen der Drohung eines 
Militärschlages durch die US-amerikani- 
sche Außenministerin MADELEINE AL- 
BRIGHT, die für die Militarisierung der US- 
Außenpolitik steht. 

Die Europäische Gemeinschaft hat 
jahrelang nicht versucht die Probleme 
des Balkan zu lösen. Vielmehr goß die 
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deutsche Außenpolitik durch die frühzei- 
tige Anerkennung Kroatiens und Slowe- 
niens als eigenständige Staaten Öl in das 
Feuer auf dem Balkan, machte den Jugos- 
lawen klar, daß vom Westen nichts Posi- 
tives zu erwarten war. 


Wir sind davon überzeugt, daß Krieg 
das falsche Mittel ist, um Probleme zu 
lösen, die nur innenpolitisch gelöst wer- 
den können. Wir wissen, daß in Kriegen 
hauptsächlich die Zivilbevölkerung um- 
gebracht wird. 


Die NATO als Weltpolizei 


Vor zehn Jahren brach das Gefüge der 
zweiten Supermacht der Erde, der So- 
wjetunion, zusammen. Der Block der 
westlichen kapitalistischen Staaten, der 
USA und der Europäischen Union sowie 
ihr Militärbündnis NATO triumphierten, 
ohne eine Rakete abgeschossen zu 
haben. Heute haben sie die Nachkriegs- 
zeit in Europa endgültig beendet und 
sind sie von ihrer eigenen Stärke und Le- 
gitimation dermaßen überzeugt, daß sie 
glauben sich zur Weltpolizei aufschwin- 
gen zu können. Das Selbstverständnis 
der NATO ist von einer »Verteidigungsal- 
lianz« zu einer »Angriffsallianz« geändert 
worden. Ihr geht es um Ausweitung ihres 
Einflusses mit militärischen Mitteln. Das 
Ziel ist die Festigung des Systems der rei- 
chen Länder. Diese profitieren von der 
Armut von zwei Dritteln der Erdbevölke- 
rung. Dieser Krieg ist ein imperialisti- 
scher Krieg. Es ist zu befürchten, daß der 
militärische Erfolg der NATO sie zu wei- 
teren Kriegen dieser oder anderer Art er- 
muntern wird. 

Die Lehren der bisher größten Kata- 
strophe in der Menschheitsgeschichte 
sind in Vergessenheit geraten. Nach dem 
II. Weltkrieg waren zwei der Konsequen- 
zen die Gründung der Vereinten Natio- 
nen und die Festschreibung völkerrecht- 
licher Prinzipien. 


Diejenigen, die heute von Demokra- 

tie sprechen, haben alle vertraglichen 
Bindungen und verfassungstechtlichen 
Schranken systematisch gebrochen - sie 
handeln gegen ihre eigenen Parteipro- 
gramme, das Grundgesetz, die UN-Char- 
ta, die KSZE-Schlußakte, die NATO-Char- 
ta.... Sie haben die »checks and balan- 
ces«, die Krisen und Konfliktbewälti- 
gungsmechanismen, die im Zeitalter ato- 
marer Konfrontation entwickelt wurden, 
durch die Macht des vermeintlich Stärke- 
ren ersetzt - die Politik durch den Krieg, 
das Recht durch die Ge- 
walt. 
Es gibt keinen Grund sich 
auf die Rationalität der 
Herrschenden zu verlas- 
sen, keinen Grund zu 
glauben, daß Vernunft sie 
von weiteren Kriegen ab- 
‚ halten würde, keinen 
' Grund zu denken, daß es 
# mit ihnen keinen großen 
III. Krieg geben würde. In 
Diskussionen mit Freund- 
innen und Freunden ist es 
oft auffällig, daß dieser 
| Krieg zu einem »Nicht- 
| Thema« gehört, das mit 
Achselzucken quittiert 
wird, bevor zum nächsten 
Thema übergangen wird. Die letzten Ein- 
schußlöcher aus dem zweiten Weltkrieg 
sind überputzt worden und die Ruinen 
geschliffen, die mahnende Erinnerung 
verblaßt. 

Man stelle sich das Szenario mal an- 
dersherum vor: Die Sowjetunion hätte 
1990 nach ergebnislosen Verhandlungen 
die Türkei wegen des Krieges gegen die 
Kurden ohne UN-Mandat angegriffen, 
mit dem Argument, daß im Asien des 20. 
Jahrhunderts kein Terror gegen die Zivil- 
bevölkerung und deren Vertreibung hin- 
zunehmen sei, Die englische Botschaft 
sei »versehentlich zerstört« worden und 
der NATO würden die «Friedensbedin- 
gungen« diktiert. 

Rußland und China sind zwar ökono- 
misch mit dem Westen eng verbunden 
bzw. abhängig, aber daran zu glauben, 
daß sie deshalb gegenüber Kriegen der 
NATO passiv bleiben würden, ist macht- 
besoffenes Wunschdenken. Was ge- 
schieht z.B., wenn sich in Rußland die 
Nationalisten vom Schlage eines ALEXAN- 
DER LEBED, eines SHIRINOVSKY oder die Na- 
tional-Kommunisten um _ SJUGANOW 
durchsetzen? Nach den Erfahrungen des 
Krieges gegen Jugoslawien wird jedes 
kleinere Land in der sogenannten Peri- 
pherie alles daran setzen, eigene Atom- 
waffen zu entwickeln. Jeder beliebige 
Konflikt auf der Welt könnte, nach Ver- 
sorgung der Kontrahenten mit Waffen 


ee 


‘und intensivem Medienrummel, zu 
einem Interventionskrieg werden, wenn 
es den NATO-Staaten in das Konzept 
paßt. Die Gefahr, daß aus diesen regional 
Konflikten ein weltweiter wird, wird 
dabei billigend in Kauf genommen. 


Linke Kriegstreiber 


Wenn sich heute ehemals Linke für 
einen Krieg aussprechen, heißt das, sie 
sind auf Seiten der Kriegstreiber ange- 
langt. Der größte Teil der alten 68er, aber 
auch Teile der ArbeiterInnen- und Men- 
schenrechtsbewegung in Europa, reagie- 
ren zwar mit menschlicher Betroffen- 
heit, doch voller politischer Kurzsichtig- 
keit, in dem Irrglauben beim Zivilisati- 
onsexport in Sachen Demokratie mitzu- 
helfen - mit den Mitteln der organisier- 
ten Zerstörung, des organisierten MOT- 
dens, was nur andere Ausdrücke für Krieg 
sind. 

Besonders widerwärtig erscheint uns 
der Versuch, diese Haltung in Deutsch- 
land moralisch mit den Erfahrungen von 
Auschwitz legitimieren zu wollen. Aus 
dem Land der Täter kommend, preisen 
die Kriegstreiber das organisierte 
Schlachten der NATO-Militärmaschine 
als moralisches Muß. Sie legitimieren 
dieses Morden als »antifaschistisch« und 
»demokratisch« und verhalten sich doch 
so, daß der Eindruck entsteht, daß wie- 
der am »deutschen Wesen die Welt gene- 
sen« soll. Der einzige Ernstfall, wo solch 
ein militärischer Einsatz gerechtfertigt 
sein könnte und auch in Übereinstim- 
mung mit dem Völkerrecht stände, ist 
der eines organisierten Völkermordes 
bzw. der eines neuen HiTLers, der einer 
Großmacht vorsteht. Milosevic ist zwar 
ein korrupter Politiker, doch kein Hitler, 
und Jugoslawien ist keine Großmacht. 

Dabei stehen die ehemals Linken in 
den Regierungen nicht nur für den impe- 
rialistischen Krieg, sondern auch für die 
Verteidigung einer »neoliberalen« Wirt- 
schaftsordnung, die Worten nichts als 
ungehemmter Kapitalismus im alten Stil 
bedeutet. Dieser »Neoliberalismus« hat 
es geschafft, eine in der Geschichte bei- 
spiellose Anhäufung von Reichtümern 
in den Händen weniger, bei gleichzeiti- 
ger Verarmung der Massen, umzusetzen. 
Diese Wirtschaftsordnung, die mit ihr 
einhergehende Konkurrenz und der be- 
dingungslose Wettbewerb, die Rück- 
sichts- und soziale Verantwortungslosig- 
keit, ist die wirtschaftliche und politi- 
sche Entsprechung zu den Kriegseinsät- 
zen. Wer diese Wirtschaftsordnung Ver- 
teidigt, verteidigt das Recht des Stärke- 
ren, steht dafür, daß Krieg die Fort- 
führung der Politik mit anderen Mitteln 
ist. Die Sozialdemokraten und Grünen 
haben den Krieg in den Augen der Of- 


fentlichkeit wieder zu einem legitimen 
Mittel der Politik gemacht. Die Hände 
reiben werden sich konservative Kreise 
und rechte Nationalisten, die seit dem II. 
Weltkrieg darauf hinarbeiten, den gebän- 
digten deutschen Militarismus wieder 
aus der Büchse der Pandora zu lassen. 


Welches Vorgehen ist bei Fort- 
führung dieses Konfliktes, oder bei 
einem der nächsten Kriege, gegenüber 
Gegnerlnnen des Krieges zu erwarten? 
Wieviel Bestand werden dann die heute 
so hochgehaltenen Mittel der Demokra- 
tie haben? Wenn heute Demokratie die 
Legitimation ist, einen Angriffskrieg zu 
führen, wird morgen Demokratie die Le- 
gitimation sein, Kriegsgegnerlnnen zu 
internieren. Die Rhetorik der Kriegsbe- 
fürworterInnen weist schon heute diesen 
Weg, indem KriegsgegnerInnen als 
Freunde der Vertreibungspolitik serbi- 
scher Nationalisten verunglimpft wer- 
den. Der Militarisierung der Außenpoli- 
tik folgt zwangsweise eine Militarisie- 
rung der Innenpolitik. 

Wir sind heute noch zu schwach, den 
Krieg zu stoppen, doch wir sind über- 


zeugt, daß diese Politik genau das Gegen- 
teil ihres vollmundig ausgeschmückten 
Zieles, der Bewahrung der Humanität, 
bewirken wird: Kriegseinsätze und Ver- 
nichtung, Verrohung und Armut. Oppo- 
sition ist mehr als notwendig und zwar 
über die Grenzen der Staaten hinweg, ob 
in den USA, in Großbritannien, in Ruß- 
land oder in Jugoslawien. Wir wissen, 
daß es in vielen Ländern KriegsgegnerIn- 
nen gibt, die ähnlich wie wir denken. 
Der Krieg hat neue Fakten im politischen 
Koordinatensystem geschaffen. Jetzt gilt 
es diese Opposition, in der es bekannter- 
weise mehr als eine Analyse dieses Krie- 
ges und mehr als eine Strategie dagegen 
gibt, aufzubauen und trotz der Unter- 
schiede ein Gemeinsames herauszustel- 
len: Gegen die mMilitarisierung der 
Außen- und Innenpolitik und für die 
Entwicklung ziviler Krisenlösungen 
ohne die Kriegsgefahr zu schüren und 
unter dem Deckmantel der »huma- 
nitären« Intervention den eigenen 
Machtbereich zu erweitern. 

Wir meinen: Der Hauptfeind steht 
im eigenen Land. ® 
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Der folgende Beitrag beschäftigt sich mit den Gründen für den Zerfall Jugoslawiens und den Hintergründen des Kosovo-Krie- 
ges. Bei den Diskussionen innerhalb der Redaktion haben wir gemerkt, gab es unter uns teilweise widersprüchliche und kon- 
troverse Einschätzungen über die Ursachen des Krieges gibt. Der nachfolgende Artikel ist ein Diskussionsbeitrag. 


Von der Zerstörung des Sozialen 


zum Zerfall einer Nation 


Vor 20 Jahren konnten die meisten JugoslawInnen voller Stolz in die Zukunft 
blicken: Aus einem von den Nazis verwüsteten Agrarland war ein Industriestaat 
geworden. Der damalige Staatspräsident Josır BROZ »TITo« war sowohl in der 
westlichen wie der südlichen Welt hoch angesehen und galt als der führende Po- 
litiker der sogenannten »blockfreien Staaten« in der UNO. Marschall Tito hatte 
Jugoslawien, besonders die verfeindeten kroatischen und serbischen PartisanIn- 
nen, im Kampf gegen HıTLERS WEHRMACHT und SS vereint und nach der Kritik an 
STALıns Führungsanspruch 1948 den sowjetischen Machtblock verlassen. In 
einem Bericht der Weltbank von 1981 wurde das jugoslawische Entwicklungs- 
modell hoch gelobt, »das durchschnittliche Wachstum des Bruttoinlandprodukts 
betrug 6,1%, und zwar über die Dauer von 20 Jahren (1960-1980), es gab freie me- 
dizinische Versorgung, (...) die Alphabetisierungsrate lag bei 91 %, die durch- 
schnittliche Lebenserwartung bei 72 Jahren.« 


chon einige Jahre vor Titos Tod 
zogen jedoch drohende Gewitter- 
wolken am Wirtschaftshimmel der 
Bundesrepublik Jugoslawien auf. 
Der Wirtschaftsboom war mit sehr hohen 
Krediten von westlichen Banken und 
durch die Devisenüberweisungen der ju- 
goslawischen ArbeitsemigrantInnen aus 
dem westeuropäischen Ausland finan- 
ziert worden. Überall hatte Tito Fabriken, 
Schulen, Universitäten und staatliche 
Bürokratien aufbauen lassen. Abgesehen 
von der Leichtindustrie in den reichen 
Provinzen Kroatien und Slowenien waren 
nur die wenigsten Betriebe im kapitalisti- 
schen Sinne rentabel. Gegen Ende der 
Tito-Ära war den führenden Politikern 
der sechs Republiken und der Belgrader 
Wirtschaftsführung sehr wohl bewußt, 
daß Jugoslawien infolge der Weltmarkt- 
konkurrenz die Staatsbetriebe sanieren 
müßte und die maroden Staatsbetriebe 
nicht weiter aus dem Staatshaushalt über 
Wasser halten konnte. Auch war den mei- 
sten Wirtschaftsbossen und der sozialisti- 
schen Elite in den Führungsetagen der 
staatlichen Bürokratie voll bewußt, daß 
das Nord-Süd-Gefälle innerhalb Jugosla- 
wiens den Bundesstaat an den Rand des 
Abgrunds geschoben hatte. Wie ist es zu 
diesem Nord-Süd-Gefälle gekommen? 
Nach der Beendigung der engen wirt- 
schaftlichen Kooperation Jugoslawiens 
mit der Sowjetunion im Jahr 1948 und 
der wenig später gescheiterten Zwangs- 
kollektivierung der Landwirtschaft, 
näherte sich die jugoslawische Wirtschaft 
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immer mehr dem kapitalistischen Welt- 
markt an. Die Regierung unter Tito för- 
derte den Aufbau devisenbringender In- 
dustriezweige. Das waren vor allem die 
Leichtindustrie, u.a. die Textilindustrie, 
und die mit westlichem Kapital und 
Know-how aufgebauten joint-ventures in 
Kroatien und Slowenien. So ließ z.B. der 
deutsche Konzern Neckermann dort in 
den 70er Jahren massenhaft Kühlschrän- 
ke und Fernseher produzieren. Hingegen 
konnten die südlichen ärmeren Provin- 
zen, wie Mazedonien oder der Kosovo, in 
nur begrenztem Umfang landwirtschaftli- 
che Erzeugnisse und Rohstoffe aus dem 
Bergbau exportieren. 


Boom auf Kredit 


Infolge des 20jährigen Wirtschafts- 
booms wurden die Provinzen des Nor- 
dens immer reicher und das Wirtschafts- 
gefälle immer größer. Ende der 60er Jahre 
wurde deshalb ein Investitionsfond eta- 
bliert, in den Kroatien und Slowenien 
einen Teil ihrer erwirtschafteten Devisen 
einzahlen mußten. Mit diesem Fond setz- 
te in den Südprovinzen eine nachholende 
Modernisierung ein. Besonders im Koso- 
vo, aber auch in Serbien und Mazedoni- 
en, wurde jetzt binnen weniger Jahre eine 
neue Infrastruktur in Form von Fabriken 
Schulen, Straßen etc. gebaut. Da die 
Löhne in der Industrie im Durchschnitt 
doppelt so hoch wie die Einkünfte aus der 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft waren 
setzte eine massive Landflucht ein. Fin = 
gelrechter Bauboom ließ die Städte sehr 


schnell wachsen, die Kaufkraft der jugos- 
lawischen Bevölkerung wuchs, einfache 
Konsumgüter waren leicht zu erhalten. 
Parallel dazu wuchs jedoch angesichts zu- 
nehmender Weltmarktintegration und 
steigender Abhängigkeit von den Expor- 
ten die Notwendigkeit der Anhebung der 


Arbeitsproduktivität. Diese stagnierte 
aber über Jahre und ging in den 80er Jah- 
ren Sogar zurück. Die Fabrikdirektoren er- 
hielten die Löhne für die ArbeiterInnen 
als Gesamtlohnsumme direkt vom Staat. 
Bis Mitte der 80er Jahre »horteten« sie 
deshalb einmal eingestellte Lohnarbeiter- 
Innen. Außerdem wagten sie auch aus 
Furcht vor Protesten und Widerstand in 
den Arbeiterselbstverwaltungsorganen 
keine Entlassungen. Ein weiterer Grund 
für die Stagnation der Arbeitsprodukti- 
vität lag in der geringen Arbeitsmotivati- 
on der ArbeiterInnenklasse. In den Staats- 
betrieben wurde recht wenig »produktiv« 
gearbeitet, in der Regel nur 3-4 Stunden 
PO Tag. Doch dafür nahmen sich die Ar- 
beiterInnen um so mehr Zeit für Tätigkei- 
ten außerhalb des Betriebes. Es wird ge- 
schätzt. daß in den 80er Jahren bis zu 
40% des Einkommens von ArbeiterInnen 


durch Schwarzarbeit gesichert wurde, was 
den Menschen zugleich in der Phase der 
hohen Inflation und Reallohnsenkung 
das Überleben sicherte. 

Auf bundesstaatlicher Ebene war der 
wirtschaftliche Niedergang nicht mehr 
aufhaltbar. Die Inflation galoppierte, die 
aus dem Westen importierten Konsum- 
waren wurden teurer und teurer, der 
Dinar war immer weniger wert, die D- 
Mark wurde zur Ersatzwährung. Nach 
Titos Tod 1980 wurde den JugoslawInnen 
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die Rechnung präsentiert: 14 Milliarden 
Dollar Auslandsschulden. Jugoslawien 
stand vor der Zahlungsunfähigkeit und 
war infolge der Ölkrise unbedingt auf 
neue Auslandskredite angewiesen. Jugos- 
lawien trat deshalb dem INTERNATIONALEN 
WÄHRUNGSFOND (IWF) bei, und dieser ver- 
gab 1983 den damals größten je vergebe- 
nen Kredit an das realsozialistische Land. 
Allerdings taten die Herrn des IWF das 
nicht aus purer Lust und Laune. Die Kre- 
ditauflagen waren ähnlich gnadenlos wie 
bei einem IWF-Kredit an Mexiko ein Jahr 
zuvor, mit dem das mittelamerikanische 
Land in die Verschuldungsfalle gestolpert 
war: Der IWF forderte von der jugoslawi- 
schen Regierung, die maroden Staatsbe- 
triebe zu sanieren, Hunderttausende von 
ArbeiterInnen zu entlassen, das Staats- 
haushaltsdefizit zu reduzieren, den staat- 
lichen Sektor in der Industrie zu privati- 
sieren, die inländischen Kreditzinsen an- 
zuheben und die hohe Inflation zu dros- 
seln. 


In der IWF-Falle 


Der kanadische Wirtschaftswissen- 
schaftler MICHAEL CHOossuDoVvsKY sieht in 


den IWF-Maßnahmen gegen Jugoslawien 
ein gezieltes »Bankrottprogramm« des 
Westens: »Alle Industrieunternehmen waren 
sorgfältig kategorisiert worden. Unter den von 
IWF/Weltbank gesponsorten Reformen 
waren die Kredite an den industriellen Sektor 
eingefroren worden, mit der klaren Perspekti- 
ve, den Auflösungsprozeß zu beschleunignen. 
Das ‘Gesetz zur Regelung der Finanzwirt- 
schaft’ von 1989 hatte sogenannte »Abwick- 
lungsmechanismen« geschaffen, die besag- 
ten, daß ein Unternehmen im Falle einer 45 
Tage andauernden Zahlungsunfähigkeit in- 
nerhalb von fünfzehn Tagen eine Einigkeit 
mit seinen Kreditgebern erreichen mußte. 
Dies erlaubte den Kreditgebern, ihre Kredite 
routinemäßig als Machtmittel über die zah- 
lungsunfähigen Unternehmen zu mißbrau- 
chen. Wenn keine Übereinkunft erzielt wer- 
den konnte, wurde der Konkurs eingeleitet, 
ohne daß den Arbeitern Übergangsgeldern be- 
zahlt wurden. 1989 wurden so offiziellen 
Quellen zufolge 248 Unternehmen in den 
Bankrott geführt oder aufgelöst, 89.400 Ar- 
beiterInnen verloren ihren Arbeitsplatz. 
Während der ersten neun Monate des Jahres 
1990, im unmittelbaren Anschluß an die In- 
stallierung (neuer) IWF-Programme, gingen 
weitere 889 Firmen mit einer Gesamtbeleg- 
schaft von 525.000 ArbeiterInnen in Kon- 
kurs. Mit anderen Worten: Die gesetzlichen 
Regelungen führten innerhalb von zwei Jah- 
ren für über 600.000 ArbeiterInnen zu Ar- 
beitslosigkeit, und das bei einer nur 2,7 Mil- 
lionen starken industriellen Arbeiterschaft in 
ganz Jugoslawien. Die höchste Zahl von 
Bankrotten und neuen Arbeitslosen entfiel 
auf Serbien, Bosnien, Herzegowina, Mazedo- 
nien und den Kosovo.« 

Doch wie reagierte die Bevölkerung, 
besonders zu Beginn der Wirtschaftskrise? 
Für die Bevölkerung und besonders die 
ArbeiterInnen war zunächst alles unfaß- 
bar. Bis Anfang der 80er Jahre war jede 
Preiserhöhungen mit entsprechenden 
Lohnerhöhungen ausgeglichen worden. 
Ab Mitte der 80er Jahre war davon plötz- 
lich keine Rede mehr. Im Gegenteil: Die 
Fabrikdirektoren verlangten von den Ar- 
beiterInnen, härter und länger zu arbei- 
ten, ohne daß auch nur ein Dinar mehriin 
ihre Taschen wanderte. Nach der Ge- 
währung des ersten großen IWF-Kredites 
im Jahr 1983 bewährte sich für die Arbei- 
terInnen die unter der Regierung Tito An- 
fang der 50er Jahre eingeführte Arbeiter- 
selbstverwaltung in den Betrieben. Bis 
dahin hatten zumeist die von der kom- 
munistischen Partei eingesetzten Direkto- 
ren und die technische Intelligenz in den 
Fabriken das Sagen gehabt. Nun kamen 
sie gegen die Proteste und den Wider- 
stand der ArbeiterInnen nicht mehr an. 
Überall wurde gegen die restriktive Wirt- 
schaftspolitik der Belgrader Zentralregie- 
rung gestreikt. Arbeiter besetzten Betriebe 


und setzten die Fabrikdirektoren vor die 
Tür. Den meisten war dabei aber nicht be- 
wußt, daß sie nur vordergründig gegen 
die KP-Führung und die korrupte Gewerk- 
schaftsführung, tatsächlich aber gegen 
die verstärkte Weltmarktanbindung der 
jugoslawischen Industrie streikten. 

Desweiteren forderten die ArbeiterIn- 
nen die Umsetzung der nur auf dem Pa- 
pier bestehenden Selbstverwaltung, und 
in einigen Betreiben wurden neue, unab- 
hängige Gewerkschaften gegründet. Auf- 
grund der Streikwelle im ganzen Land 
und der Massendemonstrationen gegen 
die neue Führungsriege in Belgrad wur- 
den kurzzeitig massive Lohnerhöhungen 
und, vor 1989, oftmals die Rücknahme 
der Massenentlassungen durchgesetzt. 
Zum ersten Mal gab es in einem realsozia- 
listischen Land offene Arbeitskämpfe, die 
aber zu keinem Zeitpunkt auf nationaler 
Ebene die Machtfrage stellten, sondern 
sich zumeist auf die lokalen bzw. Repu- 
blikgrenzen beschränkten. Durch die Ver- 
fassungsreform von 1974 hatte Tito die 
Wirtschaftshoheit - bis auf wenige größe- 
re Investitionsentscheidungen — und die 
Geldwirtschaft auf die sechs Republiken 
(Kroatien, Slowenien, Serbien, Bosnien- 
Herzegowina, Mazedonien und Montene- 
gro) übertragen. 


Erste Erosionsprozesse 


In dieser Phase Mitte der 80er Jahre 
schotteten sich die einzelnen Republiken 
immer mehr voneinander ab. Die noch 
wohlhabenden Provinzen Kroatien und 
Slowenien weigerten sich, weiter Gelder 
in den gemeinsamen Investitionsfond 
einzuzahlen. Slowenien nutzte das schon 
unter Tito gewährte Recht der Erhebung 
von Exportsteuern für Waren in den EU- 
Raum aus, Serbien erhob Einfuhrsteuern 
auf Waren aus Kroatien und Slowenien, 
Montenegro weigerte sich, seine Devi- 
seneinnahmen aus dem Tourismusge- 
schäft an die Belgrader Zentralregierung 
abzuführen. Aufgrund der machtvollen 
Streikbewegung, unterliefen die Regie- 
rungschefs der südlichen Provinzen die 
von allen Republiken unter dem Druck 
des IWF gefaßten Beschlüsse über die 
Schließung maroder Staatsbetriebe. Die 
Auswirkungen der sozialen Krise wurden 
durch die Teilerfolge der Massenstreiks 
und Proteste zunächst abgemildert, um 
dann aber 1989 um so brutaler um sich zu 
greifen. Als SLOBODAN MILOSEVIC 1989 an 
die Spitze der jugoslawischen Führung 
trat, stand der Bundesstaat Jugoslawien 
vor dem Ruin. Das ehemals so hohe Wirt- 
schaftswachstum befand sich auf einer ra- 
santen Talfahrt. Das Bruttosozialprodukt 
ging um mehr als 10 Prozent pro Jahr 
zurück. Jugoslawien war nur noch auf 
dem Papier eine Wirtschaftseinheit. 
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SCHWERPUNKT: DER KRIEG GEGEN JUGOSLAWIEN 


Wenn, wie 
vielfach in den 
letzten Wochen 
innerhalb der 
Linken argu- 
mentiert 
wurde, die 
Hauptschuld 
am Zerfall Ju- 
goslawiens der 
deutschen Bun- 
desregierung 
zugeschoben 
wird, weil sie 
1991  voreilig 
Slowenien und 
Kroatien als un- 
abhängige Staa- 
ten anerkann- 
te, macht man 
es sich zu ein- 
fach. Wie oben 
geschildert, ist 
der Zerfall Ju- 
goslawiens auch aus seinen vielfältigen 
inneren Widersprüchen zu erklären. Die 
deutsche Bundesregierung hat diesen Pro- 
zeß am Ende sicherlich beschleunigt. 
GEORG FÜLBERTH warnt in der konkret 6/99 
vor vereinfachenden Erklärungsmustern, 
die die Ursachen für den Zerfall Jugosla- 
wiens nur in äußeren Faktoren suchen: 
»1980 war Jugoslawien ökonomisch am 
Ende, und spätestens 1989 war dies auch 
allen Beteiligten klar. Die einzelnen Republi- 
ken verhielten sich nach der Losung ‘Rette 
sich, wer kann’. Slowenien und Kroatien, we- 
niger arm als die anderen, sahen in dem Ge- 
samtstaat nur ein Hemmnis ihrer weiteren 
Entwicklung....« Auch der IWF hat im Fall 
Jugoslawien »nur« das durchgesetzt, was 
er gegen andere Entwicklungsländer 
ebenfalls durchpeitscht. Dabei handelte 
es sich - entgegen den Theorien von einer 
antikommunistischen Verschwörung 
gegen Jugoslawien durch den damaligen 
US-Präsidenten RONALD REAGAN und ande- 
rer westlicher Bösewichte - um nichts an- 
deres als die Durchsetzung eines knallhar- 
ten, neoliberalen Sanierungsprogramms. 

Weitaus schwerwiegender als die 
Wirtschaftskrise erwiesen sich in der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre die Erosi- 
onstendenzen durch die immer offener 
zu Tage tretenden nationalistischen Kon- 
flikte. Neben der Befreiung vom Faschis- 
mus, bestand Titos historisches Verdienst 
vor allem in der Zurückdrängung der na- 
tionalistischen Konflikte besonders zwi- 
schen Kroatien und Serbien, aber auch in 
der Eindämmung der nationalistischen 
Rivalitäten zwischen Kosovo-Albanern 
und Serben. Damit war es nach dem Ende 
der Tito-Ära vorbei. Das Konstrukt des 
Bundesstaates Jugoslawiens unter Tito be- 
ruhte wesentlich darauf, daß das für den 
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Sieg über den 
Faschismus so 
entscheidende 
Militärpotential 
Serbiens und die 
später so starke 
serbische Mi- 
litärmacht ein- 
gebunden 
wurde und die 
serbischen und 
kroatischen 
Großmachtbe- 
strebungen der 
Vergangenheit 


änderte sich ra- 
dikal ab Mitte 
der 80er Jahre, 
als die sozialisti- 
sche Führungse- 
lite immer mehr 
auf die zunächst 
nationale und 
später nationalistische Karte in den ver- 
schiedenen Republiken setzte. Das ent- 
scheidende Paradebeispiel dafür ist der 
Aufstieg Slobodan Milosevics in Serbien, 
der 1987 vom Zentralbankchef zum Vor- 
sitzenden der serbischen Kommunisten 
gewählt wurde. Er verstand es geschickt, 
sich einerseits als Verwalter von Titos 
Erbe zu präsentieren, indem er sich u.a. 
gegen eine vorschnelle Privatisierung der 
Staatsbetriebe wandte und sich vorder- 
gründig für den Erhalt Jugoslawiens ein- 
setzte, aber andererseits gerade im Kosovo 
massiv die nationalistischen Konflikte 
schürte. 


Der Kosovo 


Der Kosovo war schon unter Tito die 
unruhigste Region Jugoslawiens und mit 
Abstand die ärmste Provinz. Bereits 1968 
ließ Tito gegen demonstrierende Studen- 
tInnen und ArbeiterInnen im Kosovo 
Panzer auffahren. Seit 1974 wurde der Ko- 
sovo eine autonome Provinz, mit eigenen 
Schulen, Universitäten, Sprache und 
einer relativ unabhängigen Verwaltung. 
Dies hatte zur Folge, daß zwischen An- 
fang der 70er und Anfang der 80er Jahre 
rund 57.000 Serben den Kosovo verließen 
(New York Times, vom 21.1.1982). 

Aber trotz aller kosovo-albanischen 
Autonomie und Wirtschaftshilfeleistun- 
gen durch die Belgrader Zentralregierung 
blieben die Konflikte zwischen Serben 
und Kosovo-Albanern bestehen. Bei den 
sozialen Unruhen und Studentenprote- 
sten 1981 in Pristina attackierten auch 
zum ersten Mal kosovo-albanische Natio- 
nalisten die jugoslawische Armee. In den 
darauffolgenden Jahren wurden immer 
wieder serbische Polizeieinheiten überfal- 
len und ermordet. Der Nationalismus auf 


angehörten. Das 


beiden Seiten begann sich hochzuschau- 
keln. 

Bei mehreren Massenmeetings ab 
1987 hatte Milosevic zusammen mit den 
von ihm hofierten Vertretern der ser- 
bisch-orthodoxen Kirche an die histori- 
schen Wurzeln Serbiens im »Land der 
Klöster«, wie der Kosovo von den serbi- 
schen Nationalisten genannt wird, appel- 
liert. Die serbischen Nationalisten bezie- 
hen sich dabei auf die Vertreibung der 
Serben aus dem Kosovo im Jahr 1389, als 
sie gegen das osmanische Reich unterla- 
gen und eine 500jährige Okkupation 
durch das osmanisch-türkische Reich 
folgte. Serbische Nationalisten begreifen 
sich daher auch heute als Verteidiger der 
europäisch-orthodoxen Kultur gegen die 
»muslimischen Barbaren« aus dem Koso- 
vo und der Türkei. 1989, 600 Jahre nach 
der entscheidenden Schlacht auf dem 
Amselfeld, wurde der Leichnam des da- 
maligen serbischen Heerführers LAZAr in 
den Kosovo in einer Massenprozession 
zurückgeführt. Milosevic hielt die 
Hauptrede auf dem historischen Amsel- 
feld und versicherte seinen Anhängerln- 
nen, daß er diesen »heiligen Boden« Ser- 
biens niemals hergeben werde. Die Lage 
spitzte sich weiter zu. Die Regierung Mi- 
losevic entzog der Provinz 1989 den Au- 
tonomiestatus. Die albanisch-sprachigen 
Schulen und Universitäten wurden ge- 
schlossen, Hunderte von Professoren und 
LehrerInnen entlassen. Danach began- 
nen Kosovo-Albaner unter Führung der 
LIGA FÜR EIN DEMOKRATISCHES KOSOVO (LDK) 
von IBRAHIM RuGovA , eine Parallelstruktur 
mit albanisch-autonomen Zivilstrukturen 
auf allen Sektoren aufzubauen, allerdings 
ohne bewaffnete Einheiten. Am Ende des 
Bosnienkrieges, bei den Verhandlungen 
in Dayton 1995, wurde das Kosovopro- 
blem von den Westmächten ausgeklam- 
mert, vor allem, um die Zustimmung des 
jugoslawischen Präsidenten Milosevic 
zum Vertrag von Dayton zu gewinnen. 


Zunehmender Nationalismus 


Damals war kaum vorstellbar, daß 
dieser Konflikt nur das kleine Vorspiel für 
die Grausamkeiten und Kriege der nach- 
folgenden Jahre sein sollte. Bei den Repu- 
blikwahlen 1990 wurden in allen Repu- 
bliken, bis auf Serbien, nationalistische 
Parteien und Politiker gewählt. Besonders 
in Kroatien hatte die deutsche Bundesre. 
gierung bei der Gründung und Förderung 
der nationalistischen Partei HDZ mit 
ihrem Vorsitzenden FRANJO TUDJMAN kräf. 
tig die Finger mit im Spiel. Die ArbeiterIn- 
nen hatten aufgrund der oben geschilder- 
ten Auseinandersetzungen mit ihren - zu- 
meist mit dem Mitgliedsbuch der jugosla- 
wischen KP ausgestatteten - Fabrikdirek- 
toren und Republikchefs von der kom- 


munistischen Herrschaftsform genug. Sie 
‘wählten die Nationalisten, die ihnen 
scheinbar am glaubwürdigsten das Ende 
der Inflation und ein höheres Einkom- 
men versprachen. Alle Parteien schoben 
jeweils die Schuld für die Wirtschaftskrise 
auf die anderen Republiken. 

Nach diesen Wahlen beschleunigten 
sich die Zerfallsprozesse innerhalb des 
Bundesstaates. Im Juni 1990 erklärte Slo- 
wenien nach einem fünftätigen Krieg mit 
der jugoslawischen Armee seine Unab- 
hängigkeit, wenig später folgte Kroatien. 
Der neue kroatische Staatschef Tudjman 
verbündete sich mit den reaktionärsten 
nationalistischen-faschistischen Kräften. 
Diese schürten ihrerseits den von Tito 
mühsam gekitteten serbisch-kroatischen 
Konflikt aus dem 2. Weltkrieg. Damals 
hatte das von der deutschen Okkupati- 
onsarmee eingesetzte faschistische USTA- 
sSCHA-Regime Kroatien zusammen mit der 
Wehrmacht mehr als 600.000 Serben um- 
gebracht und das größte Konzentrations- 
lager für die Juden und Jüdinnen auf dem 
Balkan errichtet. 

Ende 1990 kam es zum Krieg zwi- 
schen Kroatien und Jugoslawien. Zu Be- 
ginn des Krieges marschierten Kroatische 
Einheiten mit Ustascha-Fahnen in ser- 
bisch besiedelte Dörfer Kroatiens ein. Die 
jugoslawische Armee, die größtenteils aus 
serbischen Soldaten besteht, antwortete 
mit der Besetzung serbischer Siedlungsge- 
biete Kroatiens, um diese von Kroatien 
abzutrennen. Es folgte ein brutaler Krieg 


En 


gegen die Zivilbevölkerung auf beiden 
Seiten. Anfang 1991 wurde der Krieg 
durch einen Waffenstillstand zwischen 
Tudjman und Milosevic beendet. Kurz 
darauf vereinbarten die beiden Regie- 
rungschefs in einem Geheimabkommen 
die Aufteilung Bosniens-Herzegowinas. 
Dort eskalierten die Kämpfe um die 
Hauptstadt Sarajewo. Während des vier- 
jährigen Bosnienkrieges starben 200.000 
Menschen, mehrere Hunderttausend 
wurden vertrieben, unzählige Frauen ver- 
gewaltigt. 


Die Opposition 


Doch gegen dieses systematische 
Morden erhob sich insbesondere in Bel- 
grad eine starke Anti-Kriegs-Opposition. 
So organisierten u.a. die FRAUEN IN 
SCHWARZ Massendemonstrationen mit 
mehreren hunderttausend TeilnehmerlIn- 
nen gegen den Bosnienkrieg. Zeitweise 
nur zehn Prozent der kroatischen und 
serbischen Wehrpflichtigen rekrutiert 
werden. Alle anderen desertierten. Frauen 
trugen auch hier — wie in allen kriegeri- 
schen Konflikten - die Hauptlast des Krie- 
ges. Sie sind nicht nur Opfer männlicher 
sexueller Gewalt und Erniedrigung durch 
die »Soldateska« auf den Kriegsschauplät- 
zen. Auch die Gewalt in den Familien 
nimmt gerade in Kriegszeiten stark zu. 
Deshalb richteten die »Frauen in 
Schwarz« einen selbstorganisierten Not- 
dienst ein. »SOS-Telefone gibt es für die 
Opfer ethnischer und rassistischer Gewalt, 
ebenso einen SOS- 
Dienst für Frauen, 
Kinder und Opfer 
familiärer Gewalt 
sowie rechtliche 
und _psychologi- 
sche Hilfe für die 
Bedrohten. Der 
Staat ist offen- 
sichtlich nicht 
daran interessiert, 
sich mit dieser Ge- 
waltproblematik 
auseinanderzuset- 
zen. Auch in klei- 
neren Städten wie 
Leskovac und Nis, 
in abgelegenen Re- 
gionen von Mon- 
tenegro und Serbi- 
en, in patriarcha- 
lischen, ländli- 
chen Gebieten 
werden solche Te- 
lefone selbstorga- 
nisiert«,  schrei- 
ben die Frauen 
in Schwarz (gras- 
wurzelrevoluti- 
on 4/99). Sie 


wehrten und wehren sich auch gegen die 
Frauen zugewiesene Rollenzuschreibung 
als »Soldatenmütter«: »In militarisierten 
Gesellschaften, wie der in Serbien, ist die 
Identität der Frauen reduziert auf ihre Rolle 
als Mutter: Sie sind da, um den Fortbestand 
der Nation sicherzustellen, Söhne für die Ver- 
wendung in der Armee und die Verteidigung 
ihrer Heimat zu reprodzuieren. (...) Zusam- 
men mit der konstanten Zwangsmobilisie- 
rung von Männern für den Krieg, gibt es im 
Hintergrund eine Propaganda für die Mobili- 
sierung von Müttern, hauptsächlich auf- 
grund der niedrigen Geburtenrate unter Frau- 
en der (serbischen) Mehrheitsnation. Von den 
Frauen serbischer Nationalität wird verlangt, 
‘die Nation vor dem Verschwinden zu bewah- 
ren’, und weiter, ihre ‘nützliche’ Rolle für die 
Bedürfnisse der Armee und des Krieges zu er- 
füllen.«(Stasa Zajovic, Frauen in Schwarz, 
Belgrad 1995; «Women and Militarism in 
Serbia«) 


Ursachen des Zerfalls 


Zusammenfassend betrachtet reicht 
als Erklärung für den in den 80er Jahren 
aufkommenden Nationalismus der be- 
schriebene wirtschaftliche Niedergang 
nicht aus. Die Unterdrückung der serbi- 
schen Minderheit in Kroatien, der Mos- 
lems in Bosnien, der Albaner in Kosovo 
usw. läßt sich nur durch mehrere Fakto- 
ren beschreiben. Beispielsweise wurden 
nationalistische Ressentiments zwischen 
katholischen Kroaten, orthodoxen Ser- 
ben und muslimischen Bosniern bzw. Al- 
banern nach’ den offiziell atheistischen 
Zeiten Titos u.a. von Milosevic ab Mitte 
der 80er Jahre bewußt wiedererweckt. 
Entsprechend wurde die Einsetzung der 
serbisch-orthodoxen Kirche zur Staatskir- 
che durch Milosevic von Moslems und 
Katholiken als direkter Affront verstan- 
den. 

MARTIN RHEINLAENDER schreibt in der 
Aprilausgabe der Zeitschrift »Die Aktion« 
folgendes: »Daß in ganz Osteuropa erst 
unter staatssozialistischer Macht stabile Na- 
tionalstaatskonstruktionen entstanden, legi- 
timiert weder diese Systeme noch deren Nati- 
on-Form. Sie wirft aber die Frage nach einer 
fortschrittlichen Aneignung des historisch er- 
reichten Standes von Vergesellschaftung auf. 
Die Nonchalance, mit der heute eine abstrak- 
te Kritik der Nationalstaatlichkeit Hand in 
Hand gehen kann mit der imperialen Zer- 
störung sozialer und politischer Räume, läßt 
diese Frage um so dringender erscheinen. An- 
ders gesagt, nicht die Idee einer jugoslawi- 
schen ‘Nation’, wohl aber das Konzept einer 
Staatsform, die sich eben nicht mehr eth- 
nisch-national begründete (wie unter Tito), 
ist ein historischer Fortschritt gewesen und 
bleibt es in der Rückschau angesichts der Zer- 
störung des Sozialen im ehemaligen Jugosla- 
wien um so mehr.« ® 
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schaftlichen oder militärischen Interes- 
sen der Mitgliedsstaaten dies erfordern. 
Wo diese Interventionen stattfinden 
sollen, bleibt in dem Papier ebenfalls un- 
klar. Dort ist von der »Sicherheit und Stabi- 
lität des euro-atlantischen Raums«* ebenso 
die Rede, wie von »Krisen an der 
Peripherie« dieses Gebietes. Die Franzosen 
interpretieren dies als weitgehende Be- 
schränkung auf das Bündnisgebiet. Die 
USA und Nato-Generalsekretär JAVIER So- 
LANA hingegen sehen sich — gerade im 
Hinblick auf die Durchsetzung der oben 
genannten Interessen — keinesfalls ver- 
pflichtet, sich mit den Einsätzen auf Eu- 
ropa und Nordamerika zu beschränken. 
Hierfür ist nach Solanas Interpretation 
noch nicht mal ein UN-Mandat notwen- 
dig. Die Franzosen sehen dies zwar wie- 


Die neue Nato-Strategie und ihre Umsetzung im Kosovo: Vom 
»Verteidigungsbündnis« zur universellen Eingreiftruppe 


Krieg heißt jetzt Krisenintervention 


Als die Nato sich am letzten April-Wochenende in Washington traf, um ihren 50. 
Geburtstag zu feiern, war der Krieg in Jugoslawien bereits in vollem Gange. Ein 
Angriffskrieg, der neben dem Bruch des bestehenden Völkerrechtes scheinbar 
allem widerspricht, was das »Verteidigungsbündnis« Nato bis dato als militäri- 
sche und politische Prinzipien verkündet hatte. Daß sich diese Prinzipien auch 
in der Vergangenheit stets als weit interpretierbar erwiesen haben, ist das eine. 
Das andere ist, daß die Nato seit dem Zusammenbruch des Ostblocks bemüht 
war, auf die veränderte internationale Lage kKonzeptionell und strategisch zu 
reagieren. Als vorläufig endgültige Antwort in dieser Frage beschlossen die Re- 
gierungschefs der Nato-Staaten auf der Geburtstagsfeier am 25. April das Neue 
Strategische Konzept des euro-atlantischen Militärbündnisses. Ein Konzept, das 
in weiten Teilen schon Praxis ist, und dessen Umsetzung man im Jugoslawien- 
Krieg bereits beobachten kann: Die militärische Durchsetzung machtpolitischer 
und wirtschaftlicher Interessen unter dem Deckmantel humanitärer Krisenin- 
tervention. Von der bislang immer noch erklärten Rolle als »Verteidigungsbünd- 
nis« hat man sich endgültig verabschiedet, auf dem Programm steht schnelle of- 
fensive Intervention — WO, wann, wie und aus welchen Gründen die Nato-Staa- 


as neue Strategische Konzept, 

das die Nato-Staaten Ende 

April in Washington verkün- 

det haben, ersetzt die vorange- 
gangene Novelle der Leitlinien von 1991. 
Es legt nun auch offiziell das Verständnis 
der neuen Rolle der Nato als internatio- 
nale Interventionsmacht fest, das in den 
Jahren seit dem Zusammenbruch des 
Ostblocks herausgebildet wurde. Neben 
dem Schutz der Nato-Staaten durch Ab- 
schreckung und Verteidigung im An- 
griffsfall, der nach wie vor als ein zentra- 
ler Punkt definiert wird, sieht das Strate- 
giepapier erhebliche Erweiterungen der 
Nato-Befugnisse vor: Das Bündnis stehe 
bereit, »zu wirksamer Konfliktverhütung 


ten der Ersten Welt es für nötig halten. 


beizutragen und aktive Krisenbewältigung zu 
betreiben, auch durch Krisenreaktionseinsät- 
ze«'. 

Unter welchen Voraussetzungen 
diese Einsätze stattfinden sollen, ist in 
dem Papier nur sehr schwammig formu- 
liert. Gründe können neben der militäri- 
schen Bedrohung demzufolge »Terrorakte, 
Sabotage, (...) Unterbrechung der Zufuhr le- 
benswichtiger Ressourcen«?” sein. Dazuge- 
zählt werden aber auch Organisiertes Ver- 
brechen und die »unkontrollierte Bewegung 
einer großen Zahl von Menschen, insbeson- 
dere als Folge bewaffneter Konflikte«', sprich 
Flüchtlingsbewegungen. Im Klartext: Die 
Nato greift dann ein und im Zweifelsfall 
auch an, wenn die politischen, wirt- 
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derum anders, beteiligen sich anderer- 
seits aber am Krieg in Jugoslawien, der 
ohne UN-Mandat außerhalb des Bünd- 
nisgebiets geführt wird. 


An der Nato Wesen soll die Welt 
genesen 


Auch Bundeskanzler GERHARD SCHRÖ- 
DER sieht keine zwingende Notwendigkeit 
eines UN-Mandats auch für Nato-Einsät- 
ze, kann hierin aber keine Selbstmanda- 
tierung der Nato erkennen, da sich das 
Militärbündnis ja nach internationalem 
Recht verhalte. Eine Sichtweise die das 
Verständnis der Nato deutlich macht: 
Wir wissen, was Recht und Tic | 
dürfen uns daher auch alles er 
diesem Wege wird dann ein 
zur humanitären Krisenint 
klärt und per se als gerecht 
hen. Daß der Vorwand, d 
rechte im Kosovo retten zu 
bei oberflächlicher 
lächerlich zu entlarven 
weder Schröder noch 
fentlichkeit zu stören. 

Auf die Spitze getriebe 
selbstzufriedenen, allumfas 
heitsanspruch, der kein an 
der deutschen Soldaten, d 
Ersten Weltkrieg zogen, u 
deutschen Wesen genes 
Außenminister JOSCHKA Fı 
Kriegstreiber mutierte Ex 
auf UN-Mandate auch i 
verzichten. Um diese 
men, sollen die Mitglie 
heitsrates nach seine 


htig ist und 
lauben. Auf 
Angriffskrieg 
Elvention er- 
fertigt angese- 
le Menschen- 
wollen, schon 
Betrachtung als 
ist, Scheint dabei 
die deutsche Öf- 


n hat diesen 
senden Wahr- 
derer ist als der 
ie 1914 in den 
m die Welt am 
en zu lassen, 
SCHER. Der zum 
-Sponti will zwar 
N Zukunft nicht 
auch zu bekom- 
der des UN-Sicher- 
m Willen aber dazu 


verpflichtet werden, ihre Stim- 
men »im internationalen Interes- 
se« einzusetzen.‘ Im Klartext: 
Rußland und China sollen im Si- 
cherheitsrat gefälligst den von 
der Nato diktierten Beschlüssen 
zustimmen, denn was das inter- 
nationale Interesse ist, weiß die P 
Nato schließlich am besten. Sie | 
definiert es ja. | 


Was steckt hinter dem neuen 
Konzept? 


Zusammenfassend läßt sich | 
feststellen, daß die Nato sich in 
ihrem Neuen Strategischen Kon- 
zept das Recht einräumt, ohne 
UN-Mandat politisch und mi- 
litärisch nach ihren Interessen 
und freier Entscheidung zu inter- 
venieren. Aus der Feder des Lei- 
ters des Planungsstabes im Bun- 
desministerium der Verteidigung, 
Generalleutnant HARALD KUJAT, 
hört sich das so an: »Infolge der 
neuen Risiken - Sicherheit kann heute weder 
ausschließlich militärisch definiert noch geo- 
graphisch eingegrenzt werden — wird die 
Allianz ihr gesamtes Spektrum politischer 
und militärischer Reaktionsmöglichkeiten in- 
tensivieren. Die Fähigkeit zur effektiven Kri- 
senprävention in den Ursprungsländern steht 
dabei an erster Stelle.«® 

Vor dem Hintergrund, daß insbeson- 
dere die USA auch bereits in der Vergan- 
genheit schonungslos ihre machtpoliti- 
schen und wirtschaftlichen Interessen 
auf militärischem Wege durchgesetzt 
haben, mag dies kaum verwundern. Neu 
ist indes doch die Rolle der Nato und 
damit auch die Rolle Deutschlands bei 
dieser Durchsetzung der imperialisti- 
schen Interessen der Ersten Welt. Im Vor- 
dergrund stehen nicht mehr die Verteidi- 
gung des Bündnisgebietes und die Unter- 
stützung der USA bei ihrer Kriegspolitik, 
sondern die gemeinsame militärische 
Durchsetzung der gemeinsamen Interes- 
sen überall auf der Welt. Die in der Nato 
zusammengeschlossenen Länder sehen 
in dem Bündnis dafür das ideale Werk- 
zeug und haben es in den vergangenen 
Jahren in diese Richtung umgebaut. Dazu 
noch einmal Generalleutnant Kujat: 
»Was sie [die Nato, AIB] damit von anderen 
Sicherheitsorganisationen unterscheidet, ist 
nicht nur ein überzeugendes und in sich ge- 
schlossenes Konzept für Stabilität in und für 
Europa, sondern auch das Vorhandensein der 
Mittel zur Umsetzung dieses Konzepts.«’ Im 
Anschluß macht der Autor die Unzuläng- 
lichkeiten von Organisationen wie OSZE, 
UNO, EU und WEU in diesem Zusam- 
menhang deutlich und postuliert auf die- 
sem Wege den Führungsanspruch der 
Nato. Wer sich diesem Führungsan- 


spruch ergibt und wirtschaftlich und po- 
litisch stabil genug ist, der wird wie 
jüngst Polen, Ungarn und die Tschechi- 
sche Republik in den erlauchten Kreis der 
Nato-Staaten aufgenommen. Wer sich 
aber den Nato-Interessen ernsthaft wider- 
setzt, dem ergeht es wie Jugoslawien. 
Damit das Militär-Bündnis den neuen 
Aufgaben gerecht werden kann, hat esin 
den vergangenen Jahren bereits entschei- 
dende Umbauten in der militärischen 
Struktur gegeben. Seit 1997 hat die Nato 
eine neue Kommandostruktur und insbe- 
sondere die europäischen Länder sind 


Unsere Ideen reichen 
weiter als unsere Mög- 
lichkeiten, sie glaub- 
haft zu vertreten. 


Rudolf Scharping, FAZ vom 3.Mai 1999 


schon in den vergangenen Jahren dazu 
übergegangen, ihre Armeen den neuen 
Anforderungen anzupassen: »Kleinere, 
mobile Einheiten sowie ausreichende Trans- 
portkapazitäten und Kommunikationsmittel 
sollen die Projektion militärischer Macht 
über weite Distanzen ermöglichen.«* Bereits 
seit 1994 wird das Konzept der Combined 
Joint Task Forces in diesem Sinne umge- 
setzt. 


Testfeld Jugoslawien 


Der Krieg in Jugoslawien, der die kon- 
sequente Fortführung der Nato-Politik 
der vergangenen Jahre auf dem Balkan 
ist, dient gleichzeitig als willkommener 


AN Anlaß für die beispielhafte 
... #%, Umsetzung der neuen Strate- 
u" 
+ »# „ gie: Die Durchsetzung von 


Nato-Interessen mit militäri- 
schen Mitteln ohne UN-Man- 
." dat außerhalb des Bündnisge- 
' bietes. Für die USA lag darin 
‚, einerseits die Möglichkeit, das 
neue Konzept gegen die zum 
Teil noch zögerlichen eu- 
ropäischen Verbündeten ein- 
fach in der Praxis durchzuset- 
zen und andererseits militäri- 
sche Stärke zu demonstrieren. 
Allen anderen Ländern wird 
hier gezeigt, was es bedeutet, 
sich gegen die Interessen von 
Nato und USA zu stellen. 
Die vorrangigen Interessen 
der Nato und insbesondere 
der USA an diesem Krieg dürf- 
ten allerdings machtpoliti- 
scher, wirtschaftlicher und 
geopolitischer Natur sein. Ins- 
besondere scheint es darum 
zu gehen, den Balkan weiter aufzuteilen 
und den russischen Verbündeten Jugosla- 
wien wirtschaftlich und politisch zu mar- 
ginalisieren. Das an strategisch wichtiger 
Stelle gelegene Land soll politisch, mi- 
litärisch und wirtschaftlich verfügbar ge- 
macht werden, um es für den Weltmarkt 
zu Öffnen und an dieser Stelle die Süd- 
Flanke der Nato zu schließen. 

Man kann sich darauf gefaßt machen, 
daß die Nato auch in Zukunft ihrem 
Neuen Strategischen Konzept und ihrem 
Führungsanspruch gerecht wird, und 
sich endgültig als internationale ord- 
nungspolitische Macht der dort zusam- 
mengeschlossenen Staaten der Ersten 
Welt installiert. Nun geht es nicht mehr 
auch darum, sich politisch und mi- 
litärisch gegen einen anderen Macht- 
block zu stellen. Im Vordergrund stehen 
die Erhaltung und völlige Absicherung 
der Interessen der Ersten Welt und damit 
der Erhalt des Systems von Ausbeutung 
und Unterdrückung. El 


* 


1) Offizielle Übersetzung des Neuen Strategi- 
schen Konzepts der Nato, zit. nach AP vom 25. 
April 1999 

2) ebenda. 

3) ebenda. 

4) ebenda. 

5) zit. nach taz vom 24. April 1999 

6) Kujat, Harald: »Überzeugend und umsetzbar — 
Strategische Perspektiven des Bündnisses«, in: 
Informationen für die Truppe, Heft 3/99 

7) ebenda. 

8) Kamp, Karl-Heinz: »Eine globale Rolle für die 
Nato? - Zur Diskussion um das Neue Strategi- 
sche Konzept«, in: Informationen für die Trup- 
pe, Heft 3/99 
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Unsicherheitsfaktor UCK 


Wer ist die UCK, die UscHTRIA KLIRIMTA- 
RE E Kosowes oder im Englischen Koso- 
VO LIBERATION ARMY (KLA) - diese Orga- 
nisation, die noch vor ein paar Jahren 
im Westen als obskurer Nationalisten- 
verein bezeichnet, dann zur »Befrei- 
ungsbewegung« erklärt wurde und 
mittlerweile als Unsicherheitsfaktor 
gilt? Auf der Suche nach den Ursprün- 
gen der UCK beginnen die Wider- 
sprüche schon beim Gründungsda- 
tum: Französische Medien gehen von 
1997 aus, englisch-sprachige Zeitun- 
gen datieren die Gründung auf 1996, 
albanische und kosovo-albanische 
Quellen sprechen von 1991 bzw. 1992. 
Der nachfolgende Artikel enthält län- 
gere Zitate aus unterschiedlichen 
Quellen, da sich das AlB bei diesem 
Thema in erster Linie auf Sekundär- 
quellen stützen muß. 


is vor kurzem, noch während der 

Verhandlungen von Rambouillet 

Anfang dieses Jahres, war die 

UCK den westlichen Staaten als 
Bündnispartner durchaus unheimlich, 
insbesondere den USA: In der zweiten 
Woche der Rambouillet-Verhandlungen 
zitiert die Nachrichtenagentur Reuters — 
am 14. Februar 1999 — einen hohen us- 
amerikanischen Diplomaten, der lieber 
ungenannt bleiben wollte, mit den Wor- 
ten: »Es gibt eine Asymmetrie in den Ver- 
handlungen, weil auf Belgrad direkter mi- 
litärischer Druck ausgeübt werden kann, wo- 
hingegen die NATO der UCK nicht mit Mi- 
litärschlägen drohen kann, für den Fall, daß 
sie dem Vertrag von Rambouillet nicht zu- 
stimmen«. 

Bekannt wurde die UCK zunächst 
durch Anschläge auf Albaner, die nach 
den Säuberungen der staatlichen Institu- 
tionen seit 1990 noch in den serbischen 
Verwaltungsapparaten arbeiteten und als 
»Verräter« und »Kollaborateure« stigmati- 
siert wurden. Zwischen 1996 und 1997 
wurden zwanzig Menschen als »Kollabo- 
rateure« von der UCK hingerichtet. Das 
Ziel: Die kosovo-albanische Gesellschaft 
gegenüber den serbischen Institutionen 
abzuschotten und zu polarisieren. Es folg- 
ten Angriffe auf serbische Vertreter der 
Staatsmacht, insbesondere Polizisten. Bel- 
grad reagierte mit massiven Truppensta- 
tionierungen im Kosovo im Frühjahr 
1998 und systematischen Vertreibungen 
der Bevölkerung in den Hochburgen der 
UCK im Westen des Kosovo. Nach serbi- 


„Y nach 
schen Angriffen auf einige Dörfer gründe- 
ten sich dort Selbstverteidigungskomi- 
tees, die aber von der UCK nicht unter- 
stützt werden konnten. Außerdem erhielt 
die UCK nicht die notwendige Unterstüt- 
zung von Seiten der Bevölkerung für den 
Volkswiderstand, den sie jetzt propagiert. 
Deshalb wich die UCK in ihre Camps 
nach Albanien zurück. 

Langfristig geht es der UCK darum, 
ein »Großalbanien«, gestützt auf die alba- 
nische Bevölkerung im Kosovo, in Alba- 
nien, Mazedonien und Griechenland , zu 
errichten. Ein Ziel, das ebenfalls vom 
1997 abgesetzten ehemaligen albani- 
schen Staatspräsidenten SALI BERISHA VeT- 
folgt wird. Auch die jetzige albanische Re- 
gierung unterstützt die UCK. Nach Anga- 
ben der New York Times soll die albani- 
sche Regierung gegenüber den NATO- 
Ländern als Bürge für die UCK aufgetre- 
ten sein. 


Deutsche Unterstützung für die UCK 


In einem Artikel der Zeitung »The Eu- 
ropean« vom 24. September 1997 mit 
dem Titel »Wie Deutschland die KLA unter- 
stützte« wird detailliert über eine explizite 
deutsche Unterstützung für die UCK be- 
richtet. »Sowohl der deutsche zivile als auch 
der militärische Geheimdienst sind damit be- 
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." 3 faßt, albanische Ter- 
h Ki x roristen auszubilden 
Bm und aufzurüsten mit 
dem Ziel, den deut- 
schen Einfluß auf 
dem Balkan zu ze- 
mentieren und das 
Flüchtlingsproblem 
anzupacken.« Unter 
Berufung auf diplo- 
matische Quellen 
in Paris behauptet 
die Zeitung, das 
Engagement des 
deutschen Ge- 
heimdienstes habe 
im Februar 1996 
begonnen. »Die 
Entstehung der UCK 
im Jahr 1996 fiel 
mit der Ernennung 
von Hans JÖRG GEI- 
GER zum neuen 
BND-Chef zusam- 
men. Einer der ersten 
operativen Beschlis- 
se war die Einrich- 
fung einer der größ- 
ten  Regionalvertre- 
tungen des BND in 
Tirana (...) BND-Agenten arbeiteten eng mit 
den Führern des SSIK, des albanischen Ge- 
heimdienstes, zusammen. (...) Die BND- 
Männer hatten die Aufgabe, Rekruten für die 
UCK-Kommandostruktur aus den etwa 
500.000 Kosovo-Albanern in Albanien her- 
auszusuchen.« Auch die Kommunikati- 
onsstrukturen der UCK seien weitgehend 
vom BND beschafft, UCkKler in ihrer 
Handhabung ausgebildet worden. Außer- 
dem seien »Journalisten, die aus dem Koso- 
vo berichteten, erstaunt gewesen, als Mitglie- 
der der KLA mit schußsicheren Westen der 
Bundeswehr antraten, die diese offen vor 
Fernsehkameras präsentierten. « Der Miı- 
LITÄRISCHE ABSCHIRMDIENST (MAD) und das 
KOMMANDO SPEZIALKRÄFTE DER BUNDESWEHR 
seien mit der Lieferung von Aus 
gen und Waffen an die KLA bea 
wesen, schreibt der European. 
im September 1997 zeigte das 
Fernsehmagazin »Monitor« 
richt u.a. Panzerfäuste, 
UCK serbische S 
hatte, »wie z.B. a ‚.8egriffen 
Armbrust für di | vom Ri 
für die deutsche Bundeswe} 
wickelt vom deutschen Rüstun ko n 
MBB, gefertigt unter deutscher Lizem Pie 
le: h z ın Sin- 
gapur, jetzt in den Händen albanischer Se 
ratisten, die damit Häuser beschießen . 


sche Firmen verdienen so am Krieg im Koso 


usrüstun- 
uftragt ge- 
Ebenfalls 
deutsche 
in einem Be- 
mit denen die 


vo.« Laut Monitor hatte der BND-Resident 
in Tirana mit mehreren illegalen Rü- 
stungslieferungen zu tun, die in Deutsch- 
land vom MAD, genauer der Abteilung 3 
des MAD in Köln, eingefädelt wurden. 
»Die waren von ganz oben gewünscht,« zi- 
tierte Monitor einen MAD-Mitarbeiter, 
der ungenannt bleiben wollte. In den Jah- 
ren 1990 und 1991 habe der MAD mehr- 
fach elektronische und optische Überwa- 
chungstechnik sowie anderes nachrich- 
tendienstliches Gerät, z.B. Funktechnik, 
an den albanischen Geheimdienst gelie- 
fert. Über den albanischen Geheimdienst 
sei dann das Material aus Deutschland zur 
UCK gelangt.' 

Wie heuchlerisch die deutsche Politik 
je nach politischen Interessen vorgeht, 
wird deutlich, wenn man den Bundesver- 
fassungsschutzbericht von 1997 im Kapi- 
tel »Sicherheitsgefährdende und extremisti- 
sche Bestrebungen von Ausländern« auf- 
schlägt. Dort kann man über die kosovo- 
albanische Exilorganisation VOLKSBEWE- 
GUNG von Kosovo und deren Wochenzei- 
tung Zerı ı Kosovss (Die Stimme Kosovos) 
noch lesen, daß »Mitglieder der Volksbewe- 
gung von Kosovo in Deutschland (...) die im 
Heimatland terroristisch operierende Befrei- 
ungsarmee von Kosovo politisch, moralisch 
und finanziell unterstützen wollen.« Die Ak- 
tionen der UCK im Kosovo beschreibt der 
Verfassungsschutz als »Terrorakte, die sich 
gegen Serben und serbische Interessen sowie 
gegen albanische Kollaborateure gerichtet 
hätten.« 


Von einer Miniguerilla zur 
»Befreiungsbewegung« 


Die Ursprünge kosovo-albanischer 
Autonomiebestrebungen und auch eini- 
ger UCK-Anführer reichen weit in die 
Tito-Ära zurück. 1974 wurde dem Kosovo 
Teilautonomie zugestanden. Es folgte 
eine Abwanderungswelle von Serben aus 
dem Kosovo, von der die New York Times 
in ihrer Ausgabe vom 12.7.1982 berich- 
tet: »Serben sind von Albanern unterdrückt 
worden. Sie haben ihre Sachen gepackt und 
die Region verlassen. Die albanischen Natio- 
nalisten haben eine zwei-Punkte Plattform: 
Zunächst, die Etablierung einer ‘ethnisch rei- 
nen albanischen Republik’ und dann den Zu- 
sammenschluß mit Albanien, um ein 
Großalbanien zu errichten (...) Rund 57.000 
Serben haben den Kosovo in den letzten zehn 
Jahren verlassen. Der Exodus der Serben ist 
eines der Hauptprobleme im Kosovo.« Nach 
Titos Tod kam es Anfang der 80er Jahre 
wiederholt zu nationalistischen Protest- 
bewegungen, die eine völlige Loslösung 
des Kosovo von der Republik Jugoslawien 
forderten. Ab 1981 wurden diese Proteste 
vor allem von Studenten getragen. Auch 
bei den Protesten gegen die Aberkennung 
der Teilautonomie 1989 spielten Studen- 


ten eine wichtige Rolle, so etwa der heuti- 
ge UCK-Anführer und Rambouillet-Dele- 
gationsleiter HAsHIM THACI. 

Die FÖDERATION AMERIKANISCHER WiIS- 
SENSCHAFTLER schreibt in einem Profil der 
UCK vom 2. Februar,1999: »Während des 
Krieges im ehemaligen Jugoslawien kämpften 
ungefähr 5.000 ethnische Albaner zusam- 
men mit kroatischen und moslemischen mi- 
litärischen Formationen. Rugovas Position 
wurde unterminiert, als die Kosovo-Frage bei 
der Tagesordnung der Dayton-Friedensge- 
spräche im November 1995 ausgeklammert 
wurde. Junge Kosovo-Albaner begannen sich 
zunehmend zu fragen, warum sie an Gewalt- 


UCK-Einheiten sind professionell ausgebildet 
und haben ihre militärische Ausbildung in 
der ehemaligen jugoslawischen Armee be- 
kommen.« 

Demgegenüber beschreibt die franzö- 
sische Tageszeitung Liberation am 21. Ja- 
nuar 1999 - also drei Monate vor Beginn 
des Bombenkrieges — ihren LeserInnen 
die Entstehung der UCK wie folgt: 

»Der erste öffentliche Auftritt der UCK- 
Guerillas fand im November 1997 statt. Be- 
waffnet und mit Skimasken maskiert, eskor- 
tierten sie den Sarg eines Lehrers, der von Ser- 
ben in dem Dorf Drenica getötet wurde. (...) 
Einige Monate nach diesem Vorfall, im Fe- 
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freiheit festhalten sollten, wenn die bosni- 
schen Serben für ihre Brutalität durch ihren 
eigenen Quasi-Staat innerhalb Bosniens be- 
lohnt wurden. Die UCK tauchte zum ersten 
Mal 1992 in Mazedonien auf. 1995 began- 
nen die ersten vereinzelten Angriffe auf serbi- 
sche Polizisten durch die UCK. Richtig öffent- 
lich trat die UCK erstmals im Juni 1996 auf, 
als sie die Verantwortung für eine Serie von 
Sabotageakten übernahm (...). Nach diesen 
Bombenanschlägen wurde die UCK von den 
serbischen Behörden als terroristische Organi- 
sation eingestuft. (...) 

Die UCK ist keine einheitliche militäri- 
sche Organisation, die einer politischen Par- 
tei oder zivilen Autorität untersteht, sondern 
agiert vielmehr als eine Guerilla-Bewegung 
mit leicht bewaffneten Kämpfern. (...) Die 
Mitgliederzahlen der UCK sind von 500 akti- 
ven Mitgliedern zu Beginn des Jahres 1998 
auf eine Stärke von mindestens einigen tau- 
send Männern angestiegen — wobei einige 
Schätzungen davon ausgehen, daß es sich 
um rund 12.000 bis 20.000 Männer han- 
delt. (...) Die UCK ist offensichtlich unterteilt 
zwischen einem kleinen, sehr beweglichen 
Kern von einigen hundert gut ausgebildeten 
Kommandos und einer wesentlich größeren 


Anzahl von lokal aktiven Mitgliedern in der 


gesamten Region. (...) Viele Mitglieder von 
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bruar 1998, 'starteten die Spezialeinheiten 
aus Belgrad eine militärische Großoperation, 
um Adem Jashari und seine Kampfgefährten 
zu eliminieren, die sie für den harten Kern der 
UCK hielten. Der gesamte Familienclan, dar- 
unter die Kinder, wurden getötet. (85 Perso- 
nen starben). Der Krieg im Kosovo hatte be- 
gonnen. 

Zu diesem Zeitpunkt zer der 
Schriftsteller Ibrahim Rugova - Chef der De- 
mokratischen Liga Kosovas - , die UCK als 
‘Geschöpf der serbischen Sicherheitsdienste’. 
(...) Doch viele Kosovo-Albaner, insbesondere 
die Jugend, waren der mageren Resultate der 
Strategie des friedlichen Massenwiderstands 
und der Gleichgültigkeit der internationalen 
Gemeinschaft überdrüssig. Sie entschieden 
sich für den bewaffneten Kampf, ‘weil das die 
einzige Sprache ist, die die Serben verstehen’. 

Heute, trotz der militärischen Rückschlä- 
ge, die die UCK im letzten Sommer erlitt, kon- 
trolliert die UCK, die behauptet, sie habe 
rund 30.000 Kämpfer unter ihrem Komman- 
do, wieder den Großteil der ländlichen Gebie- 
te abseits der Hauptstraßen. Im Frühjahr 
letzten Jahres (1997) wurde der Schriftsteller 
Adem Demaci, der ‘Mandela des Kosovo’, der 
insgesamt 28 Jahre in serbischen Gefängnis- 
sen verbracht hat, ihr politischer Vertreter in 
Pristina. Trotzdem bleibt die Organisation in 
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vielerlei Hinsicht ein Rätsel. Undurchsichtig 
in ihren Strukturen, leicht totalitär in ihren 
Methoden, sie verbietet beispielsweise in 
ihren Hochburgen alle anderen albanischen 
Parteien, die sie als ‘unnützen Luxus’ be- 
zeichnet (...). 

Der von Tito zugestandene Autonomie- 
status (des Kosovo) wurde 1989 von Slobo- 
dan Milosevic wieder abgeschafft. Daraufhin 
gingen die meisten der Anführer ins Exil in 
die Schweiz, nach Deutschland und Schwe- 
den. Im Exil schufen sie die militärische Or- 
ganisation, die Dank der finanziellen Unter- 
stützung der kosovo-albanischen Diasporage- 
meinde stark wuchs. Waffen sowie Freiwilli- 
ge kommen durch Nordalbanien, wo die UCK 
ihre Basisstützpunkte in den Bergen rund um 
Tropoja, der Hochburg des ehemaligen alba- 
nischen Präsidenten und Nationalisten Sali 
Berisha hat. ‘Wir wollen mehr als Unabhän- 
gigkeit, wir wollen die Wiedervereinigung 
aller Albaner auf dem Balkan,’ betonte Jakup 
Krasnigi, Sprecher der Organisation im Juli 
1998. (...)« 

Einig sind sich die Liberation und die 
Föderation Amerikanischer Wissenschaft- 
ler bei der Bewertung des Vorgehens der 
UCK. Beide sind der Ansicht, daß die UCK 
eine gravierende Mitverantwortung für 
die Eskalation im Kosovo trägt und diese 
von der UCK gewollt wurde. »Die Bewe- 
gung weiß, daß sie selbst jetzt [Jan.1999, 
AIB], wo sie besser bewaffnet und organisiert 
ist als im Sommer letzten Jahres, ihre Stellun- 
gen gegenüber der serbischen Militärmaschi- 
nerie nicht halten kann. Daher ist es ihr Ziel, 
die öffentliche Meinung zu beeinflussen und 
zu schockieren, da dies die einzige Kraft ist, 
die in der Lage zu sein scheint, die Zögerlich- 
keit des Westens hinwegzufegen. Seit mehre- 
ren Monaten versucht die UCK-Guerilla, die 
Serben dazu zu bringen, die Grenzen zu über- 
schreiten, indem sie ihre Angriffe gegen ein- 
zelne Polizeibeamte vervielfachen. Dadurch 
versucht sie eine massive Reaktion der Milo- 
sevic-Streitkräfte zu provozieren. Diese Strate- 
gie ist klassisch.« schreibt die Liberation. 


Internationale Söldner in der UCK 


Daß auf Seiten der UCK eine größere 
Anzahl von kroatischen Söldnern kämpft, 
bestätigen Berichte von kroatischen Ta- 
geszeitungen, die ganz offen von einem 
Kontingent von rund 300 »kampferfahre- 
nen« Kroaten innerhalb der UCK schrei- 
ben. Die Mehrheit der auf rund 1.000 ge- 
schätzten Söldner sind jedoch Albaner, 
insbesondere ehemalige Offiziere der al- 
banischen Armee, Polizeibeamte und 
Mitglieder des Sicherheitsapparates. Au- 
genzeugen bestätigen zudem, daß u.a. 
Briten und Deutsche, beispielsweise aus 
Regensburg und Augsburg, als Ausbilder 
in den albanischen Hauptstützpunkten 
der UCK auftreten. Es kann davon ausge- 
gangen werden, daß sich internationale 


Söldner, die vorher für die faschistischen 
kroatischen Milizen HOS gekämpft 
haben, mittlerweile der UCK angeschlos- 
sen haben - schließlich geht es weiter 
gegen den »Hauptfeind Serbien«. Mehre- 
re Quellen erwähnen darüber hinaus 
Söldner aus islamischen Staaten wie 
Saudi-Arabien oder Bewegungen wie bei- 
spielsweise ehemalige Mujaheddin aus 
Afghanistan. Seit Mitte April hat die UCK 
mit AGIM CEkU zudem einen militärischen 
Oberbefehlshaber ernannt, der seine 
Kriegserfahrungen als ranghoher Offizier 
der kroatischen Armee sammelte und 
gegen den das Haager Kriegsverbrecher- 
tribunal bis vor kurzem wegen seines bru- 
talen Vorgehens gegen Serben im Bosni- 
enkrieg ermittelte. 


Die Finanzierung der UCK 


Finanziert wird die UCK hauptsäch- 
lich durch die Spenden der im Ausland le- 
benden Kosovo-Albaner. Alleine in den 
USA - wo mit rund 400.000 Menschen 
die größte Exilcommunity lebt — sollen 
im vergangenen Jahr rund 4 Millionen 
US-Dollar zusammengekommen sein. Ko- 
ordiniert wird die Spendensammlung 
durch eine Organisation, die sich Das VA- 
TERLAND RUFT nennt und weltweit Kosovo- 
Albaner dazu aufruft, drei Prozent ihres 
Einkommens an die UCK zu spenden. In 
Deutschland hat die DEMOKRATISCHE VEREI- 
NIGUNG DER AÄLBANER IN DEUTSCHLAND 
(DVAD) vor fünf Jahren einen Spenden- 
topf unter dem Stichwort »Heimat bittet 
um Hilfe« eingerichtet, auf den allein im 
vergangenen Jahr nach Angaben des 
DVAD-Chefs KELMENDI rund 8 Millionen 
Mark eingegangen sein sollen.? 

Diese Zahlen dürften seit Beginn des 
Bombenkrieges erheblich gestiegen sein. 
In den Treffpunkten der DVAD rekrutiert 
die UCK auch die Freiwilligen, die über 
Italien nach Albanien gebracht werden 
und in den dortigen UCK-Lagern nach 
einem 14-tägigen Waffentraining mit den 
UCK-Kommandos in den Kosovo ein- 
sickern. Als eine weitere Finanzierungs- 
quelle der UCK wird in mehreren Quellen 
der Heroinhandel genannt. 


Die Zukunft des Kosovo und die UCK 


Während des Bombenkrieges haben 
NATO-Flugzeuge mehrfach UCK-Einhei- 
ten, die in Kämpfe mit der serbischen 
Armee verwickelt waren, durch Bomben- 
abwürfe unterstützt. Kein Wunder, daß 
die UCK, die jenseits ihres aggressiven 
Nationalismus über kein politisches Pro- 
gramm verfügt, bis vor kurzem jegliche 
Entwaffnung ablehnte. Auch wenn der 
»Waffenstillstand« der G8-Staaten eine 
»Demilitarisierung« der UCK , aber keines- 
wegs deren völlig Entwaffnung vorsieht, 
erklärte beispielsweise am 4. Juni 1999 SA- 
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BRIE KICMARI, diplomatischer Vertreter der 
UCK in Österreich, gegenüber der taz: 
«Unsere Truppen werden weiter gegen die ser- 
bischen Aggressoren militärische Aktionen 
unternehmen, wir sehen in ihnen eine Besat- 
zungsmacht, und nur bei einem gerechten 
Frieden legen wir unsere Waffen nieder.« 
Dementsprechend uneinheitlich agieren 
regionale UCK-Anführer. Momentanes 
Ziel der UCK ist es offensichtlich, als ko- 
sovo-albanische Ordnungsmacht aner- 
kannt zu werden. Teile der NATO hinge- 
gen sehen die UCK jedoch allenfalls als 
mögliche Polizeitruppe für einen autono- 
men Kosovo. Interessant ist in diesem Zu- 
sammenhang des uneinheitliche Vorge- 
hen der KFOR-Truppen. Während ameri- 
kanische und britische Truppen kaum 
Probleme damit hatten, UCkKler zu ent- 
waffnen, begann die Bundeswehr damit 
erst, nachdem es massive internationale 
Kritik an deren laissez-faire Haltung gege- 
ben hatte. Je länger der »Waffenstill- 
stand« andauert, desto deutlicher zeigt 
sich allerdings auch, daß die UCK extrem 
fraktioniert ist. Neben Gruppen, die von 
einem islamischen Großalbanien träu- 
men, zeichnen sich vor allem zwei Flügel 
ab: Auf der einen Seite Hashum THacı, der 
sich mittlerweile selbst zum »Premiermi- 
nister« ernannt hat. Er gibt sich verhand- 
lungsbereit. Von seinen Gegnern wird 
ihm laut taz »Kommunismus« vorgewoT- 
fen. Und auf der anderen Seite BuUJAR BUK- 
Hosı, der lange Zeit zu Rugovas LDK 
gehörte und als Exilpremierminister der 
LDK auftrat. Er hat sich hauptsächlich 
um die Spendensammlungen in der koSO- 
vo-albanischen Exilcommunity in West- 
europa gekümmert. Böse Zungen behaup- 
ten, mit den Millionen habe er sich sei- 
nen politischen Einfluß in der UCK er- 
kauft. Die Division SKANDERBERG der UCK 
wurde von ihm kontrolliert.’ 

Die UCK verfügt erst seit Beginn des 
Bombenkrieges und der massenhaften 
Vertreibungen von Kosovo-Albanern 
durch serbische Sondereinheiten über 
einen größeren Rückhalt in der kosovo- 
albanischen Bevölkerung. Sie hatte bisher 
— beispielsweise im Gegensatz zu Ibrahim 
Rugova - kein politisches Mandat. Son- 
dern sie hat —- ebenso wie Milosevics Ver- 
treibungs- und Kriegspolitik - erst die Fak- 
ten geschaffen, unter denen die Men- 
schen in der Region jetzt leiden. Und sie 
wird noch lange ein Unsicherheitsfaktor 
bleiben. 2 


1) Vgl. auch Politische Berichte, 21/98, S.12ff., 
Konkret, 3/99, S.34 ff. 

2) Auch die DVAD und Das Vaterland ruft werden 
im Bundesverfassungsschutzbericht 1997 er- 
wähnt. 

3) Berliner Zeitung, 16. Juni 1999,«Wir greifen der 
Friedenstruppe ein wenig unter die Arme«. Die 
Division Skanderberg war eine SS-Division. 


Das folgende Interview mit Annelie 
Buntenbach Bundestagsabgeordnete 
von BüÜnDnis 90/DIE GRÜNEN, haben wir 
Pfingsten nach dem Sonderparteitag 
der Grünen geführt. Sie ist erklärte 
Kriegsgegnerin und bleibt trotzdem in 
der Bundestagsfraktion der Grünen. 
Die hier dargelegte Position ist in der 
aib-Redaktion umstritten. Die Inhalte 
des Interviews möchten wir deshalb 
an dieser Stelle zur Diskussion stellen. 


Turbulenter Parteitag gestern! Bist Du 
vom Abstimmungsergebnis (450 : 320 
Stimmen für den Fischer Antrag) ent- 
täuscht, oder war abzusehen, daß der 
Antrag, der eine sofortige Beendigung 
der NATO-Anpgriffe fordert, nicht 
(mehr) auf Mehrheiten bei den Grünen 
stößt? 

Ich habe befürchtet, daß wir uns 
nicht durchsetzen können, daher hat 
mich das nach den Diskussionen der 
letzten Wochen nicht ganz überra- 
schend getroffen. Aber ich habe natür- 
lich gehofft, daß die Partei die NATO- 
Bombardierung, nach dem was im Grü- 
nen-Programm steht, deutlich ablehnt 
und sich für das sofortige Ende aus- 
spricht. 

Verlieren in dieser Debatte Begriffe wie 
Fundis und Realos ihre inhaltliche Be- 
deutung, wenn der Bundesvorstand als 
Realovorstand bezeichnet wird oder 
Linke wie Vollmer und Trittin sich aus 
Verantwortungsgründen für einen 
Krieg aussprechen? 

Erstens ist das kein reiner Strö- 
mungsstreit. Und zweitens ist es SO, daß 
viele, die zur Linken gehörten und lange 
für die Grünen gesprochen haben, sich 
für den Regierungskurs entschieden 
haben. Es haben nur wenige Realos ge- 
redet, um diese Position zu vertreten. Es 
sind vor allem die nach vorne gegan- 
gen, die linker Herkunft sind wie gerade 
Ludger Vollmer, Angelika Beer und an- 
dere. Man hat sich davon versprochen, 
daß sie eher im Stande sind, beim Partei- 
tag zu überzeugen und für innerparteili- 
che Mehrheiten für den Regierungskurs 
zu sorgen - das hat auch geklappt. 

Bist Du persönlich von Leuten ent- 
täuscht, mit denen Du jahrelang ge- 
meinsam linke Politik gemacht hast, 
daß sie auf einmal umgefallen sind. 
Und was heißt das für Dich für die Zu- 
kunft? 

Natürlich bin ich persönlich ent- 
täuscht, sind viele andere persönlich 
enttäuscht, besonders nach dem Auftritt 
von Ludger Vollmer auf dem Bundes- 
parteitag, der alles auf die Spitze getrie- 
ben hat. Es kommt ja etwas. Wenn man 
mit Leuten lange auf derselben Linie ge- 


Diese Eskalations- 


spirale durchbrechen 


arbeitet hat (Ludger Vollmer und Ange- 
lika Beer haben ja vorher militärische 
»Lösungen« ganz entschieden abge- 
lehnt), und sie dann nach Übernahme 
der Regierung ihre Position so ändern, 
daß sie für die Luftangriffe eintreten, 
dann diskreditiert das auch ein Stück ge- 
meinsamer politischer Geschichte. 

Auf der Bundesdelegiertenkonferenz 
hast Du Dich für einen Verbleib in der 
Regierung bei einem gleichzeitigen 
Stopp der NATO-Kriegseinsätze ausge- 
sprochen. Ist das nicht ein Wider- 
spruch? 


mit Annelie Buntenbach 
(Bündnis90/Die Grünen) 


Mein Interesse war, den Beschluß 
der Grünen für einen Stopp der Bombar- 
dierung zu erreichen und auch die Bun- 
destagsfraktion und die Regierungsmit- 
glieder in die Verantwortung zu neh- 
men. Der Kurs der Regierung soll sich 
verändern. Die deutsche Regierung soll 
sich in der NATO für einen Stopp der 
Angriffe einsetzen. Es war mir klar, daß 
das die Frage aufwirft, machen es die 
Bundestagsfraktion oder Joschka Fischer 
überhaupt, kann man sich damit durch- 
setzen. 

Für mich war es wichtig, die inhaltli- 
che Entscheidung erst einmal von der 
Koalitionsfrage zu trennen, damit sich 
die Grünen inhaltlich entscheiden, ob 
sie einen Stopp der Bombardierung wol- 
len und sich nicht hinter der Koaliti- 
onsfrage verstecken können. Ich habe 
aber auch immer deutlich gemacht, daß 
für mich das Ende der Luftangriffe 
wichtiger ist als der Verbleib in der Re- 
gierung. 

Eckhard Stratmann Mertens hat sofort 
seinen Austritt erklärt. Denkst Du, es 
gibt eine große Austrittswelle und 
wenn, was wird aus den Austretenden? 
Sind die Erfahrungen nach den letzten 
Massenaustritten von Linken 1989 aus- 
gewertet worden? Viele haben sich ins 
Privatleben zurückgezogen oder haben 


»Kleinstparteien« wie Öko-Linx gegrün- 
det. 

Als beim Bundesparteitag jemand 
gesagt hat, da müßte man eben eine 
neue Partei gründen, ging ein genervter 
Aufschrei durch den Raum. Mit Sicher- 
heit wird es noch weitere Austritte 
geben, weil für viele ein Beschluß, der 
letzlich den Einsatz von Militär legiti- 
miert, nicht erträglich ist. Das wird aber 
keine Parteispaltung. Es werden sich 
eher Einzelne enttäuscht von der Partei 
abwenden. Aber die Einen werden, das 
zeichnete sich auch in den Diskussio- 
nen nach dem Parteitag ab, trotz dieser 
Minderheitenposition in der Partei blei- 
ben und sich da weiter für ein Ende des 
Krieges engagieren. Andere werden 
rausgehen und aus denen wird jetzt so 
eine Art Netzwerk, wo diejenigen, die in 
der Partei bleiben und diejenigen, die 
sie verlassen haben, gemeinsam gegen 
den Krieg arbeiten. Ich halte auch für 
sehr entscheidend, daß sich die Leute 
nicht vereinzeln oder in Splittergrup- 
pen zurückziehen. Ich glaube, die par- 
teiliche Frage, daß es diesen Beschluß 
gibt, ist bei weitem nicht so wichtig wie 
die gesellschaftliche Frage. Der Krieg im 
Kosovo und wie wir dafür kämpfen kön- 
nen, daß die Bombardierungen endlich 
aufhören, das ist die Frage, vor der wir 
letztendlich stehen. Und dafür werden 
wir Angebote machen, um die Energie 
der Leute, die gegen den Krieg sind, zu 
bündeln. Das betrifft auch den Versuch, 
mit anderen Netzwerken wie der Frie- 
denskooperative, zusammenzuarbeiten. 
Wirst Du bei den Grünen bleiben und 
sie noch als Partei ansehen, in der es 
ein Forum für antimilitaristische, linke 
Positionen gibt? 

Die Entscheidung auf dem Parteitag 
hat das Gesicht der Grünen entschei- 
dend verändert. Es gibt einen Paradig- 
menwechsel, der eine politische Zäsur 
in der Geschichte der Grünen darstellt. 
Trotzdem werde ich zunächst in der Par- 
tei bleiben. 

Daß wir die Arbeit gegen den Krieg 
weiterführen, ist keine Frage. Aber wie 
die Arbeit in Partei und Fraktion über- 
haupt aussehen kann, darüber wird es 
eine Reihe von Gesprächen geben. Was 
ich und andere Abgeordnete überlegen, 
ist, die Parteirückspenden, die nach grü- 
ner Tradition eine reichliche Summe 
sind, gebündelt für die Arbeit gegen den 
Krieg zu investieren. 
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Wer für das, was im 


Warum polarisiert Ihr als 
Kriegsgegnerlnnen inner- 
halb der Bundestagsfrakti- 
on nicht mehr? Warum 
bildet Ihr als Kriegsgegne- 
rInnen nicht eine eigene 
Gruppe im Bundestag? 

Die Haltung der 
KriegsgegnerInnen in der 
Fraktion ist zwar eindeutig 
in der Ablehnung des Krie- 
ges, aber durchaus unter- 
schiedlich in der Haltung zu Fraktion 
und Partei insgesamt. Je kleiner aber eine 
eigene Gruppe im Bundestag ist, desto 
weniger Möglichkeiten hat sie, über- 
haupt im Parlament initiativ zu werden 
und Öffentlichkeit für ihre Position zu 
erreichen. Auch deshalb haben wir uns 
entschieden, zunächst als Minderheit in 
Fraktion und Partei zu bleiben, unseren 
Zugang zur Öffentlichkeit zu nutzen und 
von da aus - mit anderen (nicht mehr 
oder niemals Grünen) zusammen - für 
die Beendigung des Krieges zu kämpfen. 
Fischer hat in seiner Rede gesagt, daß 
der Ausgangspunkt seines politischen 
Engagements die Losung »Auschwitz 
nie wieder geschehen zu lassen« war. 
Mit diesem Satz begründet er die »Ver- 
teidigung der Menschenrechte im Koso- 
vo« mit militärischen Mitteln. Siehst Du 
in solchen Verbindungen eine Verharm- 
losung des Begriffs »Auschwitz«? 

Entschieden ja, ich finde diese Art 
der Parallelen absolut unangemessen. Da 
haben ja auch die Überlebenden von 
Auschwitz schärfstens protestiert. Wer 
für das, was im Kosovo passiert, die mo- 
ralische »Keule« Auschwitz einsetzt, be- 
wegt sich auf einem Gleis von rethori- 
scher Eskalation - in einer Logik von to- 
talem Krieg und totaler Kapitulation. 

Es ist ja nicht das erste Mal bei den Grü- 
nen, daß für alle Bösartigkeiten auf der 
Welt der Begriff Auschwitz verwendet 
wird. Dies ist auch in Bezug auf die Völ- 
kermorde in Vietnam oder Kambodscha 
getan worden. Woher kommt diese Tra- 
dition? 

Da muß ich erstmal drüber nachden- 
ken - die Grünen haben ein völlig irra- 
tionales Verhältnis zum Militär, weil das 
sozusagen der Gegenstand des Pendels 
ist. Erst auf gar keinen Fall militärische 
Mittel einsetzen wollen, und diese Linie 
dann nicht mehr durchhalten zu kön- 
nen, aber dann auch nicht mehr darüber 
nachzudenken, was die Bilanz von sie- 
ben Wochen Bombardierung ist und was 
man erreicht hat für all die edlen Ziele, 
daß sich nämlich die Lage für die Zivil- 
bevölkerung sowie für die Flüchtlinge 
und die Menschen in Restjugoslawien 
erheblich verschlechtert hat. Das hat in 
der Rede von Fischer keine Rolle gespielt, 


Kosovo passiert, die 
moralische »Keule« 
Auschwitz einsetzt, 
bewegt sich in einer 
Logik von totalem 
Krieg und totaler 
Kapitulation 


in der Diskussion in- 
nerhalb der Grünen 
genausowenig. Mir ist 
aber auch aufgefallen, 
daß gerade von Ame- 
rika aus diese Hitler- 
frage wieder gestellt 
wird. Saddam Hus- 
sein war der eine Hit- 
ler, Milosevic der 
nächste. Das ist ein 
inflationärer Ge- 
brauch, um klar zu machen, daß der 
Feind ein unglaublich gefährlicher Feind 
sein soll. Ich frage mich immer, wer ei- 
gentlich Waffenstillstände oder Frie- 
densabkommen unterschreiben soll, 
wenn man sagt Milosevic ist Faschismus, 
er gehört vor ein Kriegsgericht. Dann 
wird es niemanden geben, der den Ver- 
trag unterschreiben kann, denn er ist 
nunmal der legitimierte jugoslawische 
Staatschef. 

Nun zu Deiner Arbeit in der Bundestags- 
fraktion. Wie ist da Deine Position als 
linke Antimilitaristin? Wirst Du mehr als 
»pazifistisches Aushängeschild« 
belächelt oder wirst Du politisch ernst- 
genommen? Kommt es nicht zu Ausein- 
andersetzungen mit der Mehrheit der 
Fraktion? 

Ich glaube, ich bin nicht die 
belächelte Pazifistin, zumal ich keine Pa- 
zifistin bin, sondern Antimilitaristin. Es 
wird aber auch interessant, was nach 
dem Parteitag passiert. Bis dahin war es 
immer wieder zu harten Auseinanderset- 
zungen gekommen. Verhauen hat mich 
keiner, aber ein gleichberechtigtes Mit- 
glied war ich natürlich nicht, da klar 
war, daß ich mich mit 
meiner Position nicht 
durchsetze. Das war von 
Anfang an klar, auch bei 
diesem berühmt 
berüchtigten Bundes- 
tagsbeschluß am 16. 
Oktober, wo das Exort 
der NATO, dieses ganze 
Großszenario, was auch Rambouillet ge- 
prägt hat, beschlossen worden ist. Da 
hat schon die Mehrheit der grünen Bun- 
destagsfraktion zugestimmt. Ich habe 
mit anderen dagegen gestimmt. Wir 
haben zwar um unsere Position 
gekämpft, aber es bestand nie das Risiko, 
daß wir mit unseren sieben bis neun 
Leuten irgendetwas durcheinanderbrin- 
gen könnten. 

Wie sieht es mit der Informationspolitik 
im Bundestag aus? Glaubst Du, daß 
viele Abgeordnete das Rambouillet-Ab- 
kommen kannten? 

Nein, das kannte niemand, das war 
ein Vorratsbeschluß, was aber auch alle 
wußten. Alle, die abgestimmt haben, 
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Es ist immer gesagt 
worden, wir müssen 
eine neue Bedrohung und aus dem mar. 
aufbauen... 


auch Angelika Beer, wußten, daß das 
Rambouillet-Abkommen zu diesem Zeit- 
punkt noch gar nicht unterschrieben 
war, noch nicht mal von der kosovo-al- 
banischen Seite. Der Verhandlungspro- 
zeß war noch lange nicht zu Ende, da 
wurde schon vom Bundestag das Groß- 
szenario aufgebaut, daß NATO-Truppen 
für die Durchsetzung dieses Abkommens 
in den Kosovo entsandt werden sollten. 
Trotzdem haben Angelika Beer, Ludger 
Vollmer und andere zugestimmt. Man 
kann sich nicht darauf zurückziehen, 
daß man vorher nicht Bescheid gewußt 
hat, weil man genau deswegen nicht 
hätte zustimmen können. 

Allgemein ist die Informationspolitik 
eher mäßig. Auch die ausschlaggeben- 
den Entscheidungen, wie man sich ver- 
hält, wenn Milosevic das Rambouillet- 
Abkommen nicht nach einigen wenigen 
Tagen Bombardierung unterschreibt, wie 
dann die Strategien der NATO aussehen 
und auf was für einen Prozeß man sich 
überhaupt einläßt, dazu sind weder in 
der Fraktion, noch an anderer Stelle 
überhaupt Auskünfte gegeben worden. 
Und trotzdem, obwohl klar war, daß es 
eine hochriskante Eskalationsstrategie 
der NATO war, ist dem zugestimmt wor- 
den. 

Ist dem Abkommen zugestimmt wor- 
den, weil es bis dato keine Erfolge gege- 
ben hat? 

Es ist immer gesagt worden, wir müs- 
sen eine neue Bedrohung aufbauen, 
damit Milosevic sieht, daß wir es ernst 
meinen. Dann hat der jugoslawische Re- 
gierungschef aber nicht so reagiert, wie 
man sich das bei der Drohung ge- 
wünscht hat, und 
dann mußte man sie 
realisieren. Dies ist das 
Szenario, in das man 
sich ständig begibt, 


auch jetzt nicht her- 
auskommt, auch die 
Feuerpause ist an der 
Stelle eine schwierige Angelegenheit 
Wenn da nicht innerhalb von 24 oder 48 
Stunden die Bombardierungen ausge- 
setzt worden wären und die Forderun- 
gen der NATO erfüllt worden wären 
dann wäre das der Einstieg in die näch.- 
ste Eskalationsstufe gewesen. Wir müs- 
sen diese Eskalationsspirale durchbre- 
chen, wir müssen da raus. 

Zurück zur Bundesdelegiertenkonfe. 
renz. An diesem Tag wurden 58 Men- 
schen, die gegen die Kriegspolitik der 
Grünen demonstrieren wollten, festge- 
nommen. Fischer hat Anzeige wegen 
gefährlicher Körperverletzung aufgrund 
eines Farbbeutelwurfes gestellt. Ist es 
nicht eine absurde Situation, früher sel- 


Farbe bek 


und selber geme 
gesetzt hätten. 
Es gibt keine 
EinzeltäterInnen, 
wenn sie nicht der 


alleine gelassen 
werden 
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ber gegen NATO-Parteitage und Kriegs- 
politik demonstriert zu haben und sie 
heute als staatlicher Vertreter zu sank- 
tionieren? 

(Lange Pause). Ja, das ist mehr als ab- 
surd, das ist auch für mich erschreckend, 
nein, das ist nicht der richtige Ausdruck. 
Ich habe gestern auf dem Parteitag ge- 
sagt, daß ich mir das wünschen würde, 
daß wir keine Veranlassung hätten, die 
Parteitage in dieser Form (gemeint ist 
unter Polizeischutz, Anm. AlB) zu ma- 
chen. 

Wenn Du sozusagen antimilitaristischen 
Widerstand organisieren willst, befin- 
dest Du dich dann nicht in einer Zwick- 
mühle? Da du den Widerstand ja auch 
primär gegen deine eigene Partei orga- 
nisieren mußt, weil deine Partei mit in 
der Regierung sitzt und genauso für die- 
sen Krieg verantwortlich ist, wie die 
SPD. 

Ich bin mir darüber im Klaren, daß es 
sich hier um einen offensichtlichen Wi- 
derspruch handelt. Ich rufe zu Demon- 
strationen auf, beteilige mich an Aktio- 
nen gegen den Krieg, die sich mit aller 
Klarheit gegen den Regierungskurs aus- 
sprechen. Auch in der Bundestagsfrakti- 
on werde ich mit einer Minderheit 
natürlich weiter diese Politik machen, 
auch mit meinem Abstimmungsverhal- 
ten dafür gerade stehen, daß dieser Krieg 
beendet wird. Weil ich im Bundestag mit 
meinem Stimmverhalten meine Position 
zum Ausdruck bringen kann und in die- 
sem Sinne die Regierungspolitik nicht 


ennen 


Be, EM Bielefeld 

’: En 13.5.1999 

Kriegsaußen- 

minister Josef 

Fischer wird 

mit roter Farbe 

„,. beworfen. 

= %, Ein Zeichen, das 
$* viele verstehen 


mittrage. Das kann ich 
auch nach außen ver- 
mitteln. Ansonsten 
wäre es mir aber lieber, 
wenn dieser Wider- 
spruch nicht bestehen 
würde. 

Eine Frage noch zum 
Pazifismusverständnis 
der Grünen: Erklärt 
sich die jetzige mi- 
litärische Zustimmung 
der Grünen auch da- 
durch, daß der Pazifis- 
mus immer moralisch 
begründet war? 

Im Nachhinein muß 
ich sagen, daß an dem 
Pazifismusverständnis 
Grünen etwas 
falsch ist. Es ist nie po- 
litisch begründet wor- 
den, sondern mora- 
lisch. Auch aus antimi- 
litaristischer Sicht gab 
es Kritik am Militärap- 
parat und den Folgen 
oder an der Militarisie- 
rung der Gesellschaft 
oder an der Außenpolitik, die Volker 
Rühe Anfang der neunziger Jahre forciert 
hat. Aber diese kritische Auseinanderset- 
zung hat nur bei einem Teil der Grünen 
und auch in der Gesellschaft zu wenig 
stattgefunden. Was es bei vielen Grünen 
gegeben hat, ist moralisches Verständ- 
nis, und das ist natürlich schlicht über- 
boten von dem mo- 
ralischen Druck, den 
Kosovo-AlbanerlIn- 
nen zu helfen. Es gibt 
dann nicht mehr das 


Damit die Leute be- 
greifen, daß das 


niemand vorstellen können, daß es »Out 
of Area« Einsätze der Bundeswehr geben 
würde, daß sich die Bundesregierung di- 
rekt an einem Krieg beteiligt. Seitdem 
hat Rühe scheibchenweise die Militari- 
sierung deutscher Außenpolitik durchge- 
setzt, gegen immer weniger Widerstand, 
über Kamboscha, Somalia bis hin zu Bos- 
nien. Das führt jetzt zum Kosovo, zum 
ersten richtigen Kampfeinsatz seit dem 
zweiten Weltkrieg. Der Widerstand auf 
der Straße ist immer weniger, der Ge- 
wöhnungsprozeß ist größer geworden. 
Gleichzeitig hat sich die Argumentation 
über Menschenrechte verfangen. Ich 
glaube, daß es viele Mittel gibt, Men- 
schenrechte durchzusetzen. Aber das Mi- 
litär ist dafür nicht geeignet. Und inzwi- 
schen ist die öffentliche Haltung eher so, 
als sei Naumann - der Ex-Generalinspek- 
teur, der sagte, daß die Deutschen das 
Anrecht auf Zugang zu Rohstoffen in 
aller Welt notfalls auch militärisch zu 
verteidigen haben — der Menschrechts- 
beauftragte von amnesty international. 
Das hat sich in der Gesellschaft durchge- 
setzt. Es ist wichtig, klarzumachen, wie 
verantwortungslos dieser Einsatz ist und 
welche katastrophalen Folgen er hat. 
Damit die Leute in den verschiedenen 
gesellschaftlichen Sektoren, begreifen, 
daß das Militär kein Mittel der Politik, 
nicht die ultima ratio ist, sondern 
schlichtweg das Letzte. 

Meinst Du, es liegt auch daran, daß man 
als Kriegsgegner gleichzeitig als Vertei- 

diger der serbischen Verbrechen hinge- 

stellt wird? 

Ja, ich glaube, es 
gibt diesen Ultima- 
tiimus. Man muß 
einfach klarstellen, 


Einschalten des Militär kein Mittel der daß das so nicht ist. 
Kopfes. Daß mit mi- oseg, ° Wir werden uns da 
litärischen Mitteln Politik ist, sondern nicht für eine Seite 
den Kosovo-Albane- schlichtweg das Letzte der Kriegsparteien 
ıInnen schlichtweg funktionalisieren 


nicht geholfen ist, sondern das Gegen- 
teil erreicht wird, wurde nicht wahrge- 
nommen. Aber gegen diesen morali- 
schen Impetus der Menschenrechtsver- 
teidigung, der immer dann versagt, 
wenn es um Lageberichte geht, mit 
denen Leute dann auch vor Abschiebun- 
gen geschützt werden könnten, ist leider 
kein Kraut gewachsen. 

Woran liegt es, daß es gegen den Golf- 
krieg noch eine große Widerstandsbe- 
wegung gab, und heute davon nichts 
mehr zu sehen ist? 

Ich glaube der Kampf gegen den 
Golfkrieg war der erste Aufschrei über 
die amerikanische Bombardierung, die 
deutsche Beteiligung daran, über die 
NATO. Die Leute waren daran nicht ge- 
wöhnt. Zu diesem Zeitpunkt hätte sich 


lassen, sondern wir fordern ja die Ein- 
stellung aller Kampfhandlungen. Damit 
wird nur versucht, die Auseinanderset- 
zung über diesen Krieg wegzudrücken, 
und die Argumente zu diskreditieren. Es 
gibt aber noch eine zweite Sache: Es gibt 
seit dieser Bosniendiskussion eine Glei- 
chung, die in der Realität schlicht nicht 
aufgeht. Die Gleichung, daß man mit 
Militär Konflikte druckvoll lösen könn- 
te, und wer gegen Militäreinsätze ist, 
stehe ohnmächtig daneben. 

Man muß aber sagen, wer Militär ab- 
lehnt, legt nicht die Hände in den 
Schoß, sondern es gibt viele andere Mit- 
tel, die eingesetzt werden können und 
müssen, und daß absolut ohnmächtig 
nur dieser Miltäreinsatz ist. 

Vielen Dank für das Gespräch u) 
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SCHWERPUNKT: DER KRIEG GEGEN JUGOSLAWIEN 


Die Kriegsbetreiber der NATO ziehen 
immer wieder Parallelen zwischen 
dem deutschen Nationalsozialismus 
und dem serbischen Nationalismus 
und begründen damit ihren Luftkrieg 
gegen Jugoslawien. Da ist von »Kon- 
zentrationslagern« und von »Bildern 
wie aus Schindlers Liste« die Rede. Be- 
tont wird »Nie wieder Auschwitz« - als 
ob dies im Kosovo unmittelbar bevor- 
stand. Auch andere Länder machen 
bisweilen die Rechnung »Milosevic = 
Hitler« auf, aber in Deutschland wird 
dies besonders vehement vertreten. 


Auschwitz 


iese Gleichsetzung ist falsch. 

Sie dient der Verteufelung des 

Kriegsgegners und soll den 

Einsatz praktisch aller Mittel 
gegen Jugoslawien rechtfertigen. Zudem 
verharmlost sie den deutschen National- 
sozialismus und führt zu einer »Entsor- 
gung« der deutschen Geschichte - ausge- 
rechnet durch »Rot-Grün«. 


Die Vertreibung im Kosovo ist kein 
»Auschwitz« 


Bisher hat noch niemand behauptet, 
daß die Serben im Kosovo Gaskammern 
betreiben. SCHARPING und FIscHER sind 
klug genug, ihre Vergleiche mit dem NS 
nicht an konkreten Fakten festzuma- 
chen. Statt dessen wird mit Assoziatio- 
nen gearbeitet, mit nicht genau definier- 
ten Begriffen (»KZ«) und mit er- 
schreckenden Bildern »überfüllte Depor- 
tationszüge«. Wer hierzulande den Be- 
griffe »KZs« gebraucht, will damit nicht 
etwa »große Gefangenenlager, in denen 
die Inhaftierten mißhandelt und viele 
getötet werden« bezeichnen, sondern 
geht stillschweigend davon aus, daß Ver- 
nichtungslager assoziiert werden. Damit 
wird die Beweislast umgekehrt: nicht 
mehr Scharping muß begründen, warum 
er von »KZs« spricht, und was dort genau 
passiert, sondern wir müssen argumen- 
tieren, weshalb Mord und Vertreibung 
im Kosovo etwas anderes sind als das Ver- 
nichtungsprogramm der Nazis. 

Bisweilen wird uns dann vorgewor- 
fen, wir spielten die Verbrechen im Koso- 
vo herunter. Das ist nicht so. Die Vertrei- 
bung von Hunderttausenden und die Er- 
mordung von zahllosen Kosovo-Albane- 
rInnen (wieviele es sind, werden wir 
wohl nie erfahren) sind grausame Verbre- 


- 
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24 
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chen. Trotzdem bestehen wir auf der 
Feststellung: Vernichtung ist etwas ande- 
res als »ethnische Säuberung«. Die Züge 
mit jüdischen Deportierten fuhren in die 
Vernichtungslager, die Züge mit Kosovo- 
Vertriebenen fahren an die Grenze. Die 
Morde und Quälereien, die serbische Ein- 
heiten im Kosovo verüben, haben eine 
andere Dimension als das Vernichtungs- 
programm der Nazis. (Daß dies für die 
einzelnen Kosovarlnnen, die gequält, 
vergewaltigt oder ermordet werden, kein 
»Trost« ist, liegt auf der Hand. Aber es 
geht hier darum, welche historischen 
Parallelen gezogen werden.) »Au-schwitz 
war keine Vertreibung, Auschwitz war auch 
kein gewöhnliches Kriegsverbrechen. Ausch- 
witz war die industriell betriebene physische 
Vernichtung der europäischen Juden, von 
den Betreibern durchaus korrekt »Endlö- 
sung« genannt.« (Allg. Jüdische Wochen- 
zeitung, 15.4.1999) Zur »Endlösung« 
gehörten auch der massenhafte Mord in 
den Ghettos und die Einsatzgruppen- 
Massaker hinter der »OÖstfront«. 

Daß es nötig ist, den Scharpings und 
Fischers solche Klarstellungen entgegen- 
zuhalten, ist bitter. Es zeigt, daß es seit 
1945 nicht gelungen ist, ein Bewußtsein 
über das zuvor Geschehene gesellschaft- 
lich zu verankern - ein Versäumnis auch 
der politischen Linken. »Auschwitz« galt 
bestenfalls als Metapher für unbegreifba- 
re und unbeschreibliche Schrecken. Nur 
so ist es möglich, daß Auschwitz heute 
als Metapher für ganz andere Kriegsver- 
brechen herhalten kann. Die Singularität 
der NS-Vernichtungspolitik wird damit 
geleugnet. 

Die mörderische Vertreibungspolitik 
(»ethnische Säuberung«) im Kosovo ist 
leider nicht einzigartig. In Türkisch-Kur- 
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distan hat das türkische Militär in den 
vergangenen 15 Jahren Zehntausende 
Menschen getötet, zwei Millionen ver- 
trieben und 4.000 Dörfer dem Erdboden 
gleichgemacht. Kroatische Truppen ver- 
trieben 1995 binnen weniger Tage meh- 
rere hunderttausend SerbInnen aus der 
Krajina. In viel größerem Ausmaß wur- 
den 1994 in Ruanda binnen weniger Wo- 
chen etwa eine halbe Million Menschen 
getötet und mehr als eine Million aus 
dem Land vertrieben. Bemerkenswerter- 
weise verglichen deutsche Politiker die 
gegenwärtigen Verbrechen im Kosovo 
nicht mit diesen historischen Beispielen, 
sondern ziehen als Begründung für den 
ersten Krieg, den Deutschland seit 1945 
führt, ausgerechnet Au-schwitz heran. 

Bisweilen ziehen auch Kriegsgegne- 
ıInnen leichtfertige historische Paralle- 
len. Aber auch die Gleichsetzung der 
deutschen Kriegspolitik auf dem Balkan 
1941-1944 mit dem heutigen NATO- 
Krieg verharmlost den NS. Auch Schrö- 
der ist kein »zweiter Hitler«. 


Wozu dient der Bezug auf Auschwitz im 
aktuellen Krieg? 


Die NATO-Kriegstreiber wollten an- 
geblich ein »zweites Auschwitz« im Koso- 
vo verhindern. Damit konnten sie alle 
militärischen Mittel rechtfertigen, die sie 
wollen. Wenn es konkret definierte 
Kriegsziele gab, dann lassen sich die Ge. 
genmaßnahmen daran messen: Sind die 
Gegenmittel verhältnismäßig? Haben sie 
die erhoffte Wirkung? (Z.B.: Wenn das 
tatsächliche Kriegsziel wäre, die Massen- 
vertreibung zu stoppen, dann wäre es of- 
fensichtlich, daß ein Luftkrieg ein unge- 
eignetes Gegenmittel ist. Wenn des 
darum ginge, ein bestimmtes Territorium 


als Siedlungsgebiet für seine Bewohner 
zu erhalten, dann wäre es offensichtlich, 
daß es verkehrt ist dieses Territorium in 
Schutt und Asche zu bomben und zu ver- 
seuchen.) 

Aber wenn es gegen »Auschwitz« 
geht, also gegen ein unfaßbar schreckli- 
ches Verbrechen, dann erübrigt sich 
auch die Frage nach der Verhältnis- 
mäßigkeit der Mittel. Dann ist auch ein 
Bruch des Völkerrechts akzeptabel, dann 
kommen auch Splitterbomben und Ur- 
angeschosse scheinbar legitim. Daß 
Scharping und Fischer ihre Auschwitz- 
Vergleiche selbst nicht ganz ernst neh- 
men, zeigt sich schon daran, daß sie eben 
doch nur bestimmte militärische Mittel 
wählen und andere nicht. Wenn es »im 
Norden von Pristina« tatsächlich ein KZ 
gibt (Scharping), warum werden dann 
nicht auch Bodentruppen eingesetzt, um 
die Gefangenen zu befreien? Warum 
wird den Flüchtlingen eine Aufnahme in 
Westeuropa verweigert? Der Auschwitz- 
Vergleich dient zur emotionalen Mobili- 
sierung der »Heimatfront«, also der deut- 
schen Öffentlichkeit. In Deutschland 
kommt hinzu, daß mit der »antifaschisti- 
schen« Begründung des aktuellen Krieges 
das gesellschaftliche »schlechte Gewis- 
sen« verdrängt wird, das nach den deut- 
schen Verbrechen im Zweiten Weltkrieg 
(gerade auch gegen SerbInnen) womög- 
lich doch noch existiert. Jetzt macht die 
Bundeswehr die Verbrechen der Wehr- 
macht wieder gut, sie übt sozusagen täti- 
ge Reue. Die Deutschen haben zwar 
nicht das »erste Au-schwitz« bekämpft 
und verhindert, aber wenigstens tun sie 
es dieses Mal. Damit stellt sich Deutsch- 
land nachträglich auf die Seite der Alliier- 
ten. Scharping »imaginiert sich selbst als 
antifaschistischer Kommandeur, der die Zu- 
fahrtswege nach Auschwitz bombardieren 
läßt« (Günther Jacob). Dadurch wird die 
deutsche Geschichte entsorgt. 

Bemerkenswerterweise ziehen die 
Rot-Grünen genau die entgegengesetzte 
Schlußfolgerung aus der deutschen Ge- 
schichte als ihre Vorgänger. Konı und 
RUHE argumentierten noch: Wegen Au- 
schwitz muß Deutschland sich interna- 
tional zurückhalten. Gerade auf den Bal- 
kan, wo die Wehrmacht gewütet hat, sol- 
len keine deutschen Soldaten in Kampf- 
einsätze geschickt werden. Die Argumen- 
tation mag nur taktisch gewesen sein, 
aber es gab sie. Anders Rot-Grün. Aus 
ihrer Sicht darf sich Deutschland gerade 
wegen Auschwitz nicht zurückhalten, 
sondern ist zur »humanitären Interventi- 
on« geradezu verpflichtet. Aber was wäre, 
wenn der Vergleich doch richtig wäre? 
Wenn es im Kosovo tatsächlich ein 
»zweites Auschwitz« gäbe? An diesem 
Punkt geben wir Fischer und Scharping 


recht: Die Geschichte hat gezeigt, daß 
der NS-Völkermord erst durch die mi- 
litärische Gewalt der Alliierten beendet, 
daß die Befreiung erst durch die bedin- 
gungslose Kapitulation erreicht wurde, 
auch wenn die Alliierten weniger von 
humanitären als von machtpolitischen 
Motiven geleitet wurden. Aber: die Alli- 
ierten hatten damals schon im Vorfeld 
versagt. Die Alternative zur Appease- 
ment-Politik wäre nicht sofortiger Luft- 
krieg gewesen, wie uns die heutigen 
Kriegstreiber weismachen wollen, son- 
dern die systematische Isolierung Nazi- 
deutschlands. Wirtschaftssanktionen, 
Solidarität mit der demokratischen Re- 
gierung in Spanien gegen die FRANco-Put- 
schisten, Schließung der Ford-Fabriken, 
Unterstützung der antifaschistischen Op- 
position. Nicht einmal zu einem Olym- 
piaboykott hat es damals gereicht. 


Der »Auschwitz-Vergleich« und die 
»Berliner Republik« 


Der aktuelle »Auschwitz-Vergleich« 
paßt zu den Bemühungen um eine »Nor- 
malisiertung« Deutschlands (die sich 
auch an der aktuellen Debatte um ein 
Holocaust-Mahnmal in Berlin ablesen 
lassen). Wenn Milosevic Hitler gleicht, 
wenn die Serben im Kosovo eine Endlö- 
sung planen oder durchführen, dann 
verlieren die deutschen Verbrechen 
1933-1945 ihre Einzigartigkeit. Wenn es 
überall »Hitlers« 
gibt, dann ist 
Deutschland ein 
ganz normales 
Land, dann hat 
Deutschland eben 
seine historischen 
»Schattenseiten« 
wie andere Länder 
auch. Andererseits 
bekräftigen Schar- 
ping und Fischer ja 
gerade eine deut- 
sche Sonderrolle, 
wenn sie immer 
wieder an die NS- 
Verbrechen erin- 
nern. Deswegen 
vermeiden die mei- | 
sten Konservativen 
die Gileichsetzung | 
»Milosevic = NHit- 
ler«, weil sie den NS 
am liebsten vergessen würden. Aber 
wahrscheinlich hat der »Auschwitz-Ver- 
gleich« nun ohnehin seine Schuldigkeit 
getan. 

Mit Scharping und Fischer ist das 
deutsche Militär jetzt antifaschistisch ge- 
worden und hat sich mit Verspätung auf 
die Seite der Alliierten geschlagen. Damit 
ist Deutschland jetzt eine normale Groß- 


macht, wie die USA, Frankreich oder 
England eben auch und braucht beim 
nächsten Mal zur Legitimation keine 
»Hitlers« mehr. Auch nach innen sind 
die Tabus gebrochen. Das grundgesetzli- 
che Verbot eines Angriffskrieges als eine 
Konsequenz aus der Nazigeschichte ist 
praktisch aufgehoben. Für künftige »hu- 
manitäre Interventionen« wird die anti- 
faschistische Begründung nicht mehr 
benötigt. 

Wohl kaum jemand dürfte über die 
aktuelle Gleichsetzung »Vertreibung = 
Völkermord« mehr Genugtuung empfin- 
den als die deutschen Vertriebenenfunk- 
tionäre. Denn wenn die Vertreibung im 
Kosovo »Auschwitz« gleicht, dann gilt 
dies auch für millionenfache Flucht und 
Vertreibung der Ostdeutschen 1944/45. 
Für diese Gleichsetzung haben die Re- 
vanchistenverbände über 50 Jahre lang 
gekämpft, jetzt wird sie ihnen von Rot- 
Grün geschenkt. 

Die Entsorgung der Geschichte hätte 
die alte Bundesrepublik nie geschafft. Die 
CDU (zumindest ihre Stahlhelm-Frakti- 
on) verkörperte die Nazi-Kontinuitäten 
in der BRD. Ihnen hätte niemand (weder 
im Inland noch im Ausland) die »Nie 
wieder Auschwitz«-Parolen abgenom- 


men. Dagegen präsentieren sich die Rot- 
Grünen als geborene AntifaschistInnen. 
Die »Alt-68er« Schröder, Fischer, Schar- 
ping und Co. präsentieren jetzt »Nie wie- 


der Auschwitz« als ihr »Lebensmotto«. 
Dieselbe Bundesregierung feilscht der- 
weil mit den wenigen überlebenden 
Zwangsarbeiterlnnen um ihre Rechtsan- 
sprüche auf Entschädigung. LI 


Von ZAK Tübingen (Zehn alternde Kader), 


Kontakt: Belthlestr. 40, 72070 Tübingen 
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SCHWERPUNKT: DER KRIEG GEGEN JUGOSLAWIEN 


»Bleibt, wo ihr seid« 


Die verlogene Flüchtlingspolitik der BRD 


Das Ende des NATO-Bombenkrieges bedeutet keinesfalls ein Ende der Fluchtbe- 
wegung innerhalb Südosteuropas und nach Westeuropa. Wie in allen kriegeri- 
schen Konflikten wird auch im Kosovo-Krieg die flüchtende Zivilbevölkerung je 
nach politischen Interessen funktionalisiert. Bis zum Einmarsch der KFOR-Trup- 
pen im Kosovo hatte das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) 
insgesamt 782.300 kosovo-albanische Flüchtlinge oder sog. »displaced persons« 
gezählt - also Menschen, die aus dem Kosovo vertrieben wurden. Davon flohen 
21.700 nach Bosnien und Herzegovina, 69.400 nach Montenegro, 247.000 nach 
Mazedonien und 443.800 nach Albanien. Die westeuropäischen Länder und der 
NATO-Partner USA hatten dagegen nur eine verschwindend geringe Anzahl von 
Menschen aufgenommen. Bis Anfang Juni hat Deutschland gerade einmal 
13.766 sogenannte Kontingentflüchtlinge ins Land gelassen.' Der folgende Arti- 
kel beschäftigt sich ausschließlich mit der Situation kosovo-albanischer Flücht- 
linge. Ihre Situation ist exemplarisch für die vieler Bürgerkriegsflüchtlinge und 
AsylbewerberInnen, zumal angesichts der instabilen politischen Situation und 
der massenhaften Vertreibung von SerbInnen aus dem Kosovo seit dem Ein- 
marsch der KFOR-Truppen, weitere Fluchtbewegungen nach Westeuropa nur 
eine Frage der Zeit sind und auch diese Neuankömmlinge mit den Bedingungen 
der Festung Europa konfrontiert sein werden. 


uch wenn mittlerweile knapp 
500.000 kosovo-albanische 
Flüchtlinge wieder in den Koso- 
vo zurückgekehrt sind: Die Tatsa- 
che, daß die meisten Flüchtenden in der 
Region blieben, spiegelt die Bedingungen 
wider, mit denen die meisten Menschen, 
die vor Kriegen fliehen, konfrontiert sind. 
Die Mehrheit der Kosovo-AlbanerInnen 
hofft auf eine schnelle Rückkehr in ihr Hei- 
matland. Daher wollten viele von ihnen - 
zumindest zu Beginn ihrer Flucht - mög- 
lichst in der Nähe des Kosovo bleiben. Je 
länger der Krieg jedoch andauerte, desto 
deutlicher wurde, daß eine schnelle Rück- 
kehr nicht möglich ist. Viele Dörfer und 
die lebensnotwendige Infrastruktur sind 
zerstört, die Umwelt ist durch die Bomben- 
abwürfe vergiftet, Landminen bedrohen 
das Leben der RückkehrerInnen. Dazu 
kommt, daß die Bedingungen in den 
Flüchtlingscamps in Albanien und Maze- 
donien sich zunehmend verschlechtert 
haben. Versorgungsengpässe, hoffnungs- 
lose Überfüllung der Lager und in Mazedo- 
nien Schikanen durch die mazedonischen 
Behörden, haben dazu geführt, daß viele 
Flüchtlinge die Region verlassen wollen — 
entweder Richtung Kosovo oder nach 
Westeuropa. Viele Kosovo-AlbanerInnen 
haben auch soziale Bezüge insbesondere 
nach Deutschland oder Österreich. Sie 
haben hier Familienangehörige, die als 
Flüchtlinge oder ArbeitsmigrantInnen in 
Deutschland leben. Oder sie haben selbst 
schon einige Zeit als Arbeitsmigrantin oder 
Flüchtling in Deutschland gelebt. 


Doch den meisten Menschen fehlt das 
Geld, um die rund DM 3.500, die profes- 
sionelle Flüchtlingshelfer für die Überfahrt 
einer Familie von Albanien nach Italien 
verlangen, aufbringen zu können. Die 
Hoffnung, vor allem jetzt nach Ende des 
NATO-Bombenkrieges, auf legalem Weg in 
einem Bürgerkriegsflüchtlingskontingent 
eines westeuropäischen Landes aufgenom- 
men zu werden, haben die meisten Men- 
schen inzwischen aufgegeben. Denn 
schon während des Bombenkrieges hatten 
die westeuropäischen Staaten die Aufnah- 
me der Menschen streng reglementiert 
und nach Kontingenten festgelegt. 


Festung Deutschland 


Bundesinnenminister OTTO _SCHILY 
(SPD) hatte in Abstimmung mit den Län- 
derinnenministern von Anfang an die Pa- 
role ausgegeben, daß die Flüchtlinge doch 
bitte schön in der Region bleiben sollterr 
Die Festung Europa und allen voran 
Deutschland will — wie auch in anderen 
Konflikten, in denen die westeuropäischen 
Staaten an Kriegen und Bürgerkriegen di- 
rekt oder indirekt beteiligt sind — keines- 
falls die Verantwortung für die Konsequen- 
zen übernehmen und schottet sich gegen 
Flüchtlinge ab. Erst aufgrund der Medien- 
berichterstattung über die Situation in den 
Lagern in Albanien und Mazedonien, sah 
sich auch Deutschland gezwungen, zu- 
mindest ein kleines Kontingent von 
Flüchtlingen aufzunehmen. Die anfängli- 
che Zahl lautete 10.000 Menschen, Ende 
April wurde das Kontingent dann noch 
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einmal um 5.000 Menschen erweitert -— 
nicht ohne den scharfen Protest von Seiten 
der CDU/CSU-regierten Bundesländer. Bis 
Anfang Juni hatte Deutschland dann 
genau 13.766 kosovo-albanische Kon- 
tingentflüchtlinge ins Land gelassen. 
Damit ist die erweiterte Quote noch nicht 
einmal ausgeschöpft. 

Die ersten Flüchtlinge, die seit Anfang 
April in Deutschland leben, sind gerade 
einmal knapp zwei Monate in Deutsch- 
land, und schon sollen sie wieder gehen. 
Der Waffenstillstandsvertrag war noch 
nicht unterschrieben, da preschte Berlins 
Innensenator ECKEHART WERTHEBACH (CDU) 
schon vor. Werthebach verkündete laut- 
hals, daß man jetzt dringend über eine 
schnelle Rückkehr der Flüchtlinge nach- 
denken müsse und zeigte sich unverhoh- 
len froh darüber, daß alle Kontingent- 
flüchtlinge ohnehin nur eine dreimonati- 
ge Aufenthaltsbefugnis erhalten haben. 
Und die wird demnächst zumindest für die 
Flüchtlinge, die mit dem ersten Kontin- 
gent Anfang April gekommen sind, auslau- 
fen. 


Das Asylbewerberleistungsgesetz 


Auch ansonsten unternehmen die 
deutschen Behörden alles, um diejenigen, 
deren Schicksal den deutschen Politikern 
immer wieder als Vorwand für eine Verlän- 
gerung des NATO-Einsatzes diente, mög- 
lichst schnell wieder loszuwerden. Wie alle 
anderen hier lebenden AsylbewerberInnen 
und Bürgerkriegsflüchtlinge haben auch 
die kosovo-albanischen Kontingentflücht- 
linge nur einen Anspruch auf die gekürz- 
ten Leistungen des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes. Diese werden ihnen in den mei- 
sten Bundesländern in Form von Lebens- 
mittelpaketen oder Gutscheinen plus 
einem Taschengeld von DM 80,00 pro Er- 
wachsenen und DM 40,00 pro Kind im 
Monat ausgehändigt. Die Aufnahme einer 


Berufsausbildung ist ihnen ebenso verbo- 
ten, wie ein Leben außerhalb der zugewie- 
senen Heime, denn die Sozialämter über- 
nehmen für sie keine Mieten in Privatwoh- 
nungen. Zwar erlaubt das Ausländergesetz 
Flüchtlingen mit einer Aufenthaltsbefug- 
nis die Aufnahme von Arbeit, doch regel- 
mäßig verweigern die zuständigen Ar- 
beitsämter unter Hinweis auf die Arbeits- 
marktlage und die gesetzlich vorgeschrie- 
bene bevorzugte Vermittlung Deutscher 
die Arbeitserlaubnis. De facto sind die Kon- 
tingentflüchtlinge den Bedingungen un- 
terworfen, die auch für AsylbewerberInnen 
und Bürgerkriegsflüchtlinge mit einer Dul- 
dung gelten. Deren einziges Ziel lautet: Die 
schnellstmögliche »Rückführung« ins Her- 
kunftsland - unter Anwendung aller mög- 
lichen Schikanen. 


Familienzusammenführung ist 
unerwünscht 


Noch schlechter stellt sich die Lage 
derjenigen Kosovo-AlbanerInnen dar, die 
auf eigene Faust oder mit Hilfe von Ver- 
wandten nach Deutschland geflohen sind. 
Eigeninitia- 
tiven von in 
Deutsch- 
land leben- 
den Kosovo- 
Albanern, 
die ihre Ver- 
wandten 
aus den 
überfüllten 
Flüchtlings- 
lagern in der 
Region nach 
Deutsch- 
land holen 
wollten, 
wurden 
nach einem 
Rundschrei- 
ben des 
Bundesin- 
nenministeriums von Anfang April aus- 
drücklich nicht zugelassen. Erst Ende April 
wurde in einer Schaltkonferenz der Innen- 
minister festgelegt, daß nur in einzelnen 
Härtefällen, die gesondert durch die Aus- 
länderbehörden zu prüfen seien, eine Auf- 
nahme außerhalb des Kontingents mög- 
lich wäre. »Das Kriterium Familiennachzug 
alleine reicht nicht aus« heißt es da. Nur in 
besonderen »humanitären Härtefällen« 
sollte das anders sein. Die Festlegung, was 
als humanitärer Härtefall gilt, überläßt das 
Bundesinnenministerium den Länderin- 
nenministern, die die Familien der Willkür 
der Ausländerbehörden vor Ort aussetzen. 

Flüchtlingsorganisationen sind täglich 
mit Menschen konfrontiert, die versucht 
haben, für ihre kosovo-albanischen An- 
gehörigen Finreisegenehmigungen und 


N im... kan 


ein Visum zu erhalten. Die Leute werden 
sowohl von den Ausländerämtern in 
Deutschland als auch von den deutschen 
Auslandsvertretungen mit dem Hinweis 
auf den Erlaß des Innenministeriums abge- 
wiesen. Selbst wenn sie eine Garantieer- 
klärung abgeben, daß sie für den Unterhalt 
ihrer Verwandten finanziell aufkommen - 
also für Unterkunft, Verpflegung, Gesund- 
heitsversorgung etc.: Es hilft ihnen nicht. 
Die örtlichen Ausländerbehörden weigern 
sich regelmäßig, Garantieerklärungen für 
Visumsantragsteller aus der Bundesrepu- 
blik Jugoslawien überhaupt entgegenzu- 
nehmen. Die Länderinnenminister be- 
haupten, daß sie bei den Bürgerkriegs- 
flüchtlingen aus Bosnien »schlechte Erfah- 
rungen« mit derartigen Garantien ge- 
macht hätten. Das führt dazu, daß die 
deutschen Konsulate und Botschaften in 
Mazedonien und Albanien jetzt keine Be- 
suchervisa mehr für Kosovo-AlbanerInnen 
ausstellen. Es sei denn, die jeweilige Aus- 
länderbehörde in Deutschland stimmt der 
Einreise ausdrücklich zu. 


Fluchthilfe gleich Schlepperei 


Versuchen Kosovo-AlbanerInnen ihre 
Verwandten auf eigene Faust nach 
Deutschland zu holen und werden sie 
dabei von der Polizei oder dem BGS er- 
wischt, droht den FluchthelferInnen eine 
Anzeige wegen »Schlepperei«. Kommt es 
zu einer Verurteilung, drohen mindestens 
Geldstrafen. Und wenn es sich um mehr 
als zwei PerSonen handelt, denen beim »il- 
legalen Grenzübertritt« geholfen wurde, 
kann auch eine mehrjährige Haftstrafe ver- 
hängt werden. Wenn die Menschen noch 
im »grenznahen Bereich« aufgegriffen wer- 
den, müssen sie damit rechnen, in den »si- 
cheren Drittstaat«, von dem aus sie die 
Grenze nach Deutschland überquert 
haben, zurückgeschoben zu werden. In 
einem Rundschreiben der bayerischen 
Landesregierung an alle Ausländerämter 
heißt es dazu: »Sofern illegal eingereiste Per- 
sonen sich melden oder aufgegriffen werden, 
gelten die allgemeinen Vorschriften des Aus- 
länderrechts, d.h. daß zunächst eine Rück- 
übernahme in den Nachbarstaat zu versuchen 
ist, aus dem die illegale Einreise erfolgt ist.« 
Diese Regelung betrifft insbesondere die 
deutsch-tschechische und deutsch-Ööster- 
reichische Grenze, wo der BGS nach Anga- 
ben der bayerischen Flüchtlingsrats regel- 
rechte Menschenjagden auf die Flüchtlin- 
ge macht. Menschenrechtsorganisationen 
haben darüber hinaus die schlechten Be- 
dingungen in den tschechischen Flücht- 
lingslagern als inhuman kritisiert. 


Asyl wird nicht gewährt 


Auch anhand der Asylpraxis gegenüber 
Kosovo-AlbanerInnen wird im übrigen die 
Heuchelei und Doppelzüngigkeit der Bun- 


desregierung noch einmal deutlich. Seit 
Anfang der 90er Jahre sind rund 100.000 
Kosovo-AlbanerInnen nach Deutschland 
geflohen. Die überwiegende Mehrheit hat 
hier Asylanträge gestellt, die allesamt abge- 
lehnt wurden, da die Gerichte noch Ende 
letzten Jahres keinerlei Gruppenverfol- 
gung im Kosovo durch die serbischen 
Behörden ausmachen konnten bzw. - ähn- 
lich wie bei kurdischen AsylbewerberIn- 
nen aus der Türkei — mit »sog. innerstaatli- 
chen Fluchtalternativen« argumentieren. 
Konkret lag die Anerkennungsquote für 
kosovo-albanische AsylbewerberInnen in 
den letzten Jahren zwischen ein bis zwei 
Prozent. 

Erst nach Beginn des NATO-Bomben- 
krieges — als es politisch opportun wurde, 
von einer Gruppenverfolgung zu reden — 
änderte sich die Anerkennungspraxis 
durch einige Verwaltungsgerichte. Es 
bleibt abzuwarten, inwieweit sich diese 
Rechtsprechung nicht in ein paar Mona- 
ten wieder in die alte verkehrt, wenn hier 
alle Politiker nach einer Rückkehr der 
Flüchtlinge rufen. Nach abgelehnten Asyl- 
verfahren wurden einige tausend dieser 
Flüchtlinge abgeschoben, die große Mehr- 
zahl blieb jedoch hier und erhielt Duldun- 
gen. Allerdings nicht aufgrund von huma- 
nitären Erwägungen oder der Anerken- 
nung einer Verfolgungssituation im Koso- 
vo, sondern weil Jugoslawien bis 1996 die 
Rücknahme von jugoslawischen Staatsbür- 
gern verweigerte, die in Deutschland einen 
Asylantrag gestellt hatten. Auch danach 
stimmten die jugoslawischen Behörden 
der Einreise von abgelehnten Asylbewer- 
berInnen nur nach einer oft langwierigen 
Einzelfallprüfung zu. Im September 1998 
hatte dann die EU für die staatliche jugos- 
lawische Airline JAT ein europaweites Lan- 
deverbot verhängt. Nach dem Rücküber- 
nahmeabkommen zwischen Deutschland 
und Jugoslawien von 1996 waren Abschie- 
bungen aber ausschließlich mit der JAT 
durchzuführen. 

Angesichts der momentanen Lebens- 
bedingungen im Kosovo und der instabi- 
len politischen Lösung werden viele 
Flüchtlinge noch lange Zeit auf eine Rück- 
kehr unter menschenwürdigen Bedingun- 
gen warten (wollen oder müssen). Es sollte 
für AntifaschistInnen selbstverständlich 
sein, gemeinsam mit antirassistischen Ini- 
tiativen und Flüchtlingsorganisationen 
gegen die Abschottung der Festung Europa 
ganz praktisch vorzugehen. Die politische 
Forderung heißt immer noch: Grenzen 
auf und Bleiberecht. [Di 


1) UNHCR-Statistik vom 7. Juni 1999 


Wer Hintergrundinformationen zu dem Thema 
sucht, sollte sich die Internet-Seite von Pro Asyl 
angucken: http://www.proasyl.de 
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SCHWERPUNKT: DER KRIEG GEGEN JUGOSLAWIEN 


Wer seid Ihr und was macht Ihr? 

Die Kampagne wurde 1990 gegründet 
als ein Bündnis von Ost- und Westberli- 
ner Initiativen und Personen, die damals 
aus dem Spektrum der Hochschulvertre- 
tungen, also Asten, aus der Friedens- und 
antimilitaristischen Bewegung sowie aus 
jugendpolitischen Gruppen von Gewerk- 
schaften und Parteien kamen. Dieses 
Bündnis hat sich seit 1990 weiterent- 
wickelt, weg von einem starren Bündnis, 
als das es damals konzipiert war. Es hat 
eine gewisse Unabhängigkeit erlangt. 

Die Kampagne arbeitet schwerpunkt- 
mäßig in drei Bereichen: Wir machen Öf- 
fentlichkeitsarbeit gegen Wehrpflicht 
und Bundeswehr, helfen von der Wehr- 
pflicht Betroffenen, und zwar nicht nur 
von der deutschen, sondern zum Beispiel 
auch von der türkischen. Wir machen 
normale Beratung für Leute, die sich ent- 
schieden haben, den Zivildienst zu ma- 
chen, aber auch ganz spezielle Beratung 
bis hin zur Totalen Kriegsdienstverweige- 
rung. Drittens veröffentlichen wir kleine- 
re Expertisen und geben die Zeitung il- 
loyal heraus, die vierteljährlich erscheint. 
Generell arbeiten wir bundesweit mit OT- 
ganisationen aus unserem Bereich zu- 
sammen. 

Kommen durch den Krieg und Deutsch- 
lands Beteiligung mehr Leute zu Euch, 
wird bei den Wehrpflichtigen sowas wie 
ein Angstgefühl sichtbar? Wächst die 
konkrete Angst, selber töten zu müssen 
oder getötet zu werden? 

Es gibt unterschiedliche Gruppen 
von Wehrpflichtigen: Einmal gibt es die 
Wehrpflichtigen, die noch nicht gedient 
haben, dann gibt es die Wehrpflichtigen, 
die dienen, und die, die ihren Wehr- 
dienst schon geleistet haben. In diesen 
drei Gruppen gibt es unterschiedliche Be- 
troffenheiten. Seit Beginn des Krieges 
kommen mehr Männer zu uns, die schon 
gedient haben und Angst haben, wieder 
einberufen zu werden, falls sich der Krieg 
zu einem Bodenkrieg ausweitet. 

Es ist falsch, zu denken, man habe 
den Bund nach dem Wehrdienst hinter 
sich, denn in Friedenszeiten ist man bis 
zum 45. und in Kriegszeiten bis zum 60. 
Lebensjahr wehrpflichtig. Ehemalige Sol- 
daten können jederzeit zu Wehrübungen 
oder Kriegseinsätzen herangezogen Wer- 
den. Aus der zweiten Gruppe, den Solda- 
ten, gibt es Zwar Anfragen, gerade von 


Unteroffizieren, also freiwilligen Solda- 
ten, die zwar noch keinen Antrag auf 
Kriegsdienstverweigerung stellen wollen, 
aber abwägen zwischen dem Risiko, sel- 
ber kämpfen zu müssen und dem Nach- 
teil, den sie haben, wenn sie aufgrund 
ihrer Verweigerung vorzeitig entlassen 
werden. Dann müssen sie nämlich, falls 
sie eine Ausbildung bei der Bundeswehr 
gemacht haben, einen Teil der Kosten 
zurückzahlen. Das ist ein Hauptmotiv, 
warum der Großteil dieser Soldaten im 
Moment nicht verweigert. Man kann 
aber davon ausgehen, daß im Falle eines 
Einsatzbefehls diese Soldaten einen An- 


mit der 


Kampagne 
gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und 

Militär (Berlin) 


trag auf Kriegsdienstverweigerung stellen 
würden. 

Die dritte und natürlich größte Grup- 
pe ist die der Ungedienten, der ganz nor- 
malen Wehrpflichtigen, bei denen gibt es 
keinen deutlichen Impuls. In den letzten 
Jahren hatten wir ohnehin eine sehr 
hohe Verweigererquote, die 1998 bei 35 
Prozent eines Jahrganges lag. Diese 
Quote ist im Vergleich zu den 70er/80er 
Jahren unvorstellbar hoch und wird sich 
auch durch den Krieg nicht großartig 
steigern. Allerdings hat das Verteidi- 
gungsministerium bis heute die Verwei- 
gererzahlen für den Monat April noch 
nicht bekanntgegeben. Für die »norma- 
len« Wehrpflichtigen, die zu uns kom- 
men, ist der Krieg kein ausschlaggeben- 
der Faktor. Was häufiger passiert, ist, daß 
besorgte Partnerinnen oder Eltern bei 
uns anrufen und sich für ihren Freund 
oder Sohn erkundigen. Das hat mit der 
Wahrnehmung des Krieges in der Öffent- 
lichkeit zu tun. Es ist vielen nicht be- 
wußt, daß Deutschland gerade an einem 
Krieg beteiligt ist. Die emotionale Betrof- 
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Desertion ist Sand im Getriebe der 
Bundeswehr 


fenheit ist nicht so da wie 1991. 1991 im 
Golfkrieg, wo die Bundeswehr nur indi- 
rekt beteiligt war, war das Bewußtsein in 
der Gesellschaft dafür viel größer. Der 
Rest, der nicht verweigert, akzeptiert 
mehr oder weniger die Bundeswehr, mi- 
litärische Strukturen und auch die mögli- 
chen Konsequenzen eines Auftrages in 
der Bundeswehr. Wenn man betrachtet, 
wer heute verweigert, fällt auf, daß es 
zum einen überwiegend Westler sind 
und zum anderen die Verweigerung ein 
Privileg höherer Bildungsschichten ist. 
Jugendliche und junge Männer mit weni- 
ger guter Schulbildung erhoffen sich gute 
Ausbildungschancen bei der Bundes- 
wehr. Es gab interne Befragungen von 
Wehrpflichtigen, die zu Auslandseinsät- 
zen bereit sind (was man schriftlich er- 
klären muß), wobei die Interviewten als 
Antwort auf die Frage nach ihren Beweg- 
gründen erstens Abenteuerlust und zwei- 
tens Geld angaben. Bei Auslandseinsät- 
zen verdient ein Freiwilliger zwischen 
120 und 180 Mark steuerfrei pro Tag. Die 
Bundesregierung kauft sich ihre Soldaten 
also richtig ein. Das hat auch nichts 
mehr mit einer Wehrpflichtigenarmee zu 
tun, sondern eher einer Söldnerarmee. 
Was für Auswirkungen hat der Krieg auf 
Totalverweigerer? Wird mehr Druck auf 
diese ausgeübt? 

Nein. Die Akzeptanz des Wehrdien- 
stes und des Zivildienstes als Zwangs- 
dienste geht zunehmend verloren. Da- 
durch steigt die Zahl der Totalverweige- 
rer, die den Kriegsdienst ohne Waffe ver- 
weigern. Es gibt zur Zeit bundesweit drei 
arrestierte Totalverweigerer in der Bun- 
deswehr. Sie bekommen in der Regel bis 
zu 63 Tagen Arrest, manchmal auch bis 
zu 84 Tage, danach kriegen sie dann 
einen zivilen Strafprozeß. 

Steigt durch den Krieg die Akzeptanz 
der Bundeswehr und somit auch der 
Zwangsdienste wieder, und fühlen sich 
dadurch mehr Jugendliche zum Wehr- 
dienst verpflichtet? 

Es gibt in der Tat die Gefahr, daß 
Krieg und Militär an Akzeptanz gewon- 
nen haben. Das sieht man sehr deutlich 
an der Entwicklung der Grünen oder der 
Friedensbewegung. Daß heute ehemalige 
Kriegsgegner den Kosovokrieg befürwor- 
ten, stellt eine Zäsur da. Es wird für diese 
Leute nicht mehr möglich sein, Zu ihrem 
früheren antimilitaristischen Standpunkt 


zurückzukehren, da sie ja bereits einmal 
zugestimmt haben. Das heißt, daß das 
Militär in Zukunft Unterstützer auch in 
den Reihen der Grünen und anderer Ex- 
Friedensbewegter finden wird. Dieses 
Spektrum wird eine moderne Armee for- 
dern, also keine Wehr- 
pflichtarmee, sondern 
eine gut ausgebildete 
High-Tech-Interventi- 
onsarmee, eine Freiwil- je 


ligenarmee. 
Könnt Ihr aufgrund 
Eurer Erfahrungen 


sagen, welche Mög- 
lichkeiten ein Soldat 
hat, Widerstand zu lei- 
sten, erstens generell 
in der Bundeswehr, 
zweitens speziell im 
Kosovo bzw. im 
Kriegseinsatz? 

Das ist eine schwie- 
rige Frage. Es gibt ja 
noch keine Erfahrun- 
gen, wie die Bundeswehr in Kriegszeiten 
mit Verweigerern oder Deserteuren um- 
geht. Ein Soldat, der im Kriegseinsatz die 
Verweigerung beantragt, müßte nach 
Deutschland zurückgeführt werden, weil 
das Anerkennungsverfahren nur hier 
stattfinden kann. Erfahrungen mit De- 
sertion gibt es in der BRD noch keine. 
Der Straftatbestand ist wie bei Totalver- 
weigerung der der Fahnenflucht, dafür 
können bis zu fünf Jahre verhängt wer- 
den. Juristisch gesehen hätte es ein De- 
serteur im Jugoslawienkrieg gar nicht so 
schwer, da der NATO-Einsatz völker- 
rechtswidrig ist und ein Soldat jeden völ- 
kerrechtswidrigen Befehl laut Grundge- 
setz verweigern kann, indem er sich auf 
Befehlsnotstand beruft. Ein Soldat müßte 
eigentlich ganz gute Chancen haben, für 
seine Desertion nicht bestraft zu werden. 
Das sind die legalen Methoden, bei der 
Bundeswehr ein wenig Sand ins Getriebe 
zu streuen. Daneben gibt es natürlich 
noch eine ganze Reihe anderer Möglich- 
keiten, da muß man nur seine Phantasie 
spielen lassen. Sand im Getriebe eines 
Leopard Il-Panzers beispielsweise verur- 
sacht einen Schaden von mehreren 
zehntausend DM. 

Habt Ihr schon was von Desertionen 
gehört? 

Aus der Bundeswehr haben wir noch 
nichts gehört, nur aus der jugoslawi- 
schen Armee. Es ist auch ein Gegensatz 
zu 1991, als Einheiten der Bundeswehr in 
die Türkei verlegt wurden, da haben be- 
troffene Einheiten zu 30 Prozent Kriegs- 
dienstverweigerung betrieben. Dieses 
Phänomen gibt es heute nicht mehr, was 
auf zwei Sachen hinweist: In der Bundes- 
wehr hat es einen mentalen Wandel ge- 


geben, die Vorbereitungen auf einen 
Krieg auch in den Köpfen der Soldaten 
war erfolgreich. Es ist für die Soldaten 
nichts Überraschendes mehr, zu einem 
solchen Einsatz abkommandiert zu wer- 
den. 1991 hatte niemand damit gerech- 
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net, der Einsatzbefehl war etwas sehr 
Plötzliches. 
Wie beurteilt Ihr die hiesige Anti-Kriegs- 
Bewegung, seht Ihr da Perspektiven? 
Das Fehlen einer relevanten Anti- 
Kriegs-Bewegung liegt zum einen daran, 
daß die Partei Bündnis 90/Die Grünen 
fehlt, die solch eine Bewegung organisa- 
torisch unterstützt hätte, und daß Perso- 
nen, die am Rande der Grünen friedens- 
politisch tätig sind, an die Partei gebun- 
den sind. Zum anderen gibt es beim Ju- 
goslawienkrieg nicht einfach einen Gut- 
Böse-Blick. Im Golfkrieg war es noch rela- 
tiv einfach, da wußte man, was die Moti- 
ve hinter dem offiziell Propagierten 
waren. Das ist heute schwieriger, weil die 
Gründe, warum die NATO den Krieg 
führt, für viele die Durchsetzung von 
Menschenrechten sind. Es ist sehr 
schwer, da argumentativ gegenzuhalten, 
weil der Krieg lange propagandistisch 
vorbereitet wurde. Wir haben eine Reihe 
von Diskussionsveranstaltungen ge- 
macht, wo sehr schnell der Spieß umge- 
dreht wurde, wenn wir über die Interes- 
sen hinter dem Krieg reden wollten. Da 
wurde gesagt, dann bist du ja das 
Schwein, das die Menschenrechtsverlet- 
zungen, den Völkermord der jugoslawi- 
schen Armee gegen die Kosovo-Albaner 
duldet. Dann bin ich, der Kriegsgegner, 
derjenige, der das Blut an den Händen 
hat, und nicht die NATO, die ja nur hel- 
fen will. Das heißt, es gibt wiederum eine 
Schwarz-Weiß-Zeichnung, nämlich die 
NATO ist die gute Seite und die Serben 
die schlechte. Darum hat ja auch Fischer 
gesagt, zum ersten Mal in der deutschen 
Geschichte stehen wir auf der richtigen 
Seite. Das macht es schwer für generelle 


antimilitaristische Positionen in dieser 
Gesellschaft, z.B. wenn man gegen 
Gelöbnisse ist. Es wird schwieriger sein, 
öffentlich zu vermitteln, warum man 
was gegen Soldaten hat, die möglicher- 
weise gerade heldenhaft irgendwo 
gekämpft haben. Es 
wurden schon Vor- 
schläge gemacht, Hel- 
denehrungen einzu- 
führen, ein neuer 
Orden soll gestiftet 
werden, der bis auf das 
Hakenkreuz genau 
dem Eisernen Kreuz 
aus dem II. Weltkrieg 
gleichen soll. Gegen 
diese emotionale Poli- 
tik mit Sachargumen- 
ten vorzugehen, wird 
bei der sehr militärun- 
kritischen Presseland- 
schaft extrem schwer 
werden. Das hat natür- 
lich auch Rückwirkun- 
gen auf die Aktionsfähigkeit. 

Wie sieht Euer Verhältnis zu den Grünen 
aus? Kriegt Ihr Druck? Euer Büro befin- 
det sich ja in den Räumen des Berliner 
Landesverbandes. 

Von den Grünen kriegen wir keinen 
Druck. Das Problem ist, daß in der öffent- 
lichen Wahrnehmung die Grünen zu 
einer Kriegspartei geworden sind, was ich 
so auch sagen würde. Es wird aber oft 
übersehen, daß es innerhalb der Grünen 
Kräfte gibt, die gegen diesen Krieg tätig 
sind. Solange diese Position noch Rele- 
vanz in den Grünen hat, ist es zwar ein 
schwieriges Verhältnis zu der Partei, aber 
es ist noch eine Auseinandersetzung. Zu 
befürchten ist, daß dieser Flügel inner- 
halb der Partei zunehmend marginali- 
siert wird, sowohl durch Austritte als aber 
auch durch die Realpolitik. Das heißt, es 
ist wahrscheinlich nur noch eine Frage 
der Zeit, bis antimilitaristische Positio- 
nen innerhalb der Grünen so aberwitzig 
anmuten, als würde man sie in der CDU 
vertreten. Dann ist der Zeitpunkt gekom- 
men, wo die Kampagne mit den Grünen 
nicht mehr in der Form zusammen arbei- 
ten kann wie derzeit oder wie es einmal 
üblich war, und dann ist es auch an der 
Zeit, einen Schlußstrich zu ziehen. 

Vielen Dank für das Gespräch. m 
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SCHWERPUNKT: DER KRIEG GEGEN JUGOSLAWIEN 


Der Versuch der Nato, 
Feuer mit Benzin zu löschen 


Internationale Reaktionen von Antifas 


USA 


bwohl die US-Regierung ungefähr 

zwei Drittel der NATO-Streitkräfte 
gegen Jugoslawien stellt, hat Präsident 
CLınton bisher kein spezifisches ameri- 
kanisches Interesse auf dem Balkan defi- 
niert. Es gibt weder historische Gebote 
(wie etwa dasjenige, die Yankee-Kontrol- 
le über die Karibik aufrechtzuerhalten) 
noch Verpflichtungen aus dem Kalten 
Krieg. Und im Unterschied zu den US-In- 
teressen am Erdöl im Kaukasus gibt es im 
Balkan nur begrenzte US-Investitionen. 
So ist das Trepca-Bergwerk im Kosovo 
zwar wichtig für MıLosevic, aber relativ 
unwichtig für die USA. 

Stattdessen wird die US-Intervention 
mit zwei Faktoren begründet: Erstens 
soll verhindert werden, daß sich die eth- 
nische Instabilität von Ex-Jugoslawien 
aus weiter ausbreitet, vor allem nach Ma- 
zedonien und Griechenland - und 
womöglich bis hin zu einem Konflikt 
zwischen den NATO-Mitgliedern Grie- 
chenland und Türkei führt. Der Jugosla- 
wienkrieg könnte so zu einem Krieg in- 
nerhalb der NATO werden. In diesem 
Sinne soll das US-Eingreifen im Kosovo 
die zerbrechlichen Machtbeziehungen 
stabilisieren, die die USA nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Europa etabliert 
haben. | 

Der zweite Faktor ist nicht die Stabili- 
sierung der NATO-Macht, sondern ihre 
Ausweitung. Mit dem Zusammenbruch 
des Warschauer Paktes verlor die NATO 
ihre Existenzbegründung. Nur indem 
man neue (und erweiterte) Ziele fand, 
konnten die USA voll in der NATO blei- 
ben. Als die US-Eliten entschieden, daß 
Europa unfähig sei, Ordnung im eigenen 
Haus zu schaffen, war eine neue Begrün- 
dung für eine US-Militärpräsenz in Euro- 
pa gefunden. 

Der Mangel an konkreten materiel- 
len Interessen auf dem Balkan veranlafßst 
eine Gruppe ultrakonservativer REPUBLI- 
KANER im US-Kongress, gegen den Luft- 
krieg Stellung zu beziehen. (Dagegen 
gibt es unter den demokratischen Abge- 
ordneten praktisch keine Kritik.) In er- 
sten Abstimmungen lehnten die Repu- 
blikaner verschiedene Einzelposten von 
Clintons Kriegshaushalt ab. Später be- 
schlossen sie jedoch einen Etat, der sogar 


Auf den folgenden Seiten dokumentieren wir Stellungnahmen zum NATO-Krieg, 
die wir von verschiedenen antifaschistischen Gruppen und Einzelpersonen aus 
mehreren Staaten angefragt haben. Sie alle, die sich als Teil einer internationali- 
stischen antifaschistischen Bewegung verstehen, demonstrieren gegen den Krieg 
und die Kriegstreiberei der NATO. Und das gleichermaßen in den verschiedenen 
Ländern, unter völlig verschiedenen politischen Bedingungen. 


mehr Rüstungsgelder enthielt als Clin- 


ton überhaupt beantragt hatte. 
Während Clinton »Multilateralismus« 
betont, wächst die nationalistische 


»America First«-Opposition gegen eine 
US-Einmischung. Manche fürchten, daß 
die Verletzung der jugoslawischen Sou- 
veränität eines Tages auch die amerika- 
nische Souveränität gefährden Könnte. 
Beispielsweise sorgt sich die rechtsradi- 
kale Kongressabgeordnete HELEN CHENO- 
WETH aus Idaho, daß »das Beispiel Kosovo 
auch eine internationale militärische Inter- 
vention rechtfertigen könnte«, um Konflik- 
te innerhalb der US-Grenzen zu regeln. 

Einen Monat vor Beginn der NATO- 
Luftangriffe ermahnte das rechtsradikale 
ROCKFORD INSTITUTE seine Anhänger, sie 
sollten »ein tapferes Herz bewahren für die 
kommende Konfrontation zwischen dem 
aufstrebenden Islam und dem dekadenten 
Christentum«. In der derzeitigen Periode, 
so das Institut, habe der Islam die Ober- 
hand, weil er »nicht-weiß, nicht-eu- 
ropäisch und nicht-christlich (ist), was ihn 
zum natürlichen Verbündeten der westli- 
chen Eliten macht«. 

Ähnlich schreibt der rechtsradikale 
Kolumnist Sam FRANcISs: »Der Angriff auf 
Serbien ist schlicht ein weiterer Schritt zur 
Neuen Weltordnung, zu dem globalen Regi- 
me, das nationale Grenzen, Interessen, 
Identitäten und Souveränitäten aufheben 
soll.« Weiße Rassisten (von der antisemi- 
tischen LiBERTY LoBpy bis zur nazistischen 
NATIONAL ALLIANCE) betonen, daß die 
Neue Weltordnung von »Zionisten« an- 
geführt werde - oder von Juden, je nach- 
dem, wie nett sie gerade sind. Während 
sich die radikale Rechte in ihrer Opposi- 
tion gegen den Krieg einig ist, ist die 
Linke gespalten. Wichtige Teile unter- 
stützen den Krieg, weil er angeblich 
gegen »ethnische Säuberungen« gerich- 
tet ist. Andere Linke protestieren aktiv 
gegen den Krieg, weil sie jegliche US-Mi- 
litärinterventionen ablehnen. 


Statement des us-amerikanischen Korresponden- 


ten des Antifa-Infoblatts zum Krieg 
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Rußland 


D: Anfang der Bombardierungen 
von Serbien löste bei der politischen 
Elite, Massenmedien und auch in der Be- 
völkerung eine starke Empörung aus. Für 
die meisten ging es aber ausschließlich 
um die unverschämte grundlose Agres- 
sion gegen das brüderliche serbische 
Volk, sowie um die unvermeidliche Ge- 
fahr für Rußland selbst, und nicht um 
die Fraglichkeit eines solchen Mittels 
zum Schutz der Kosovo-Albaner. Vor 
Botschaften von den USA und anderen 
Mitgliedern des Blocks fanden lärmende 
und oft aggressive Kundgebungen statt; 
in vielen Städten wurden Konzerte zur 
Unterstützung der Serben veranstaltet 
und Freiwillige angeworben. Die Aussa- 
gen vieler Politiker enthielten Andeu- 
tungen und offene Drohungen, bis hin 
zur »militärischen Unterstützung« der 
Serben. Clinton wurde als Faschist darge- 
stellt, Milosevic als Held, die Serben als 
(einzige) Opfer, kein Wort über die eth- 
nischen Säuberungen und die Flüchtlin- 
86, Sie wurden ausschließlich den NATO- 
Bombardierungen zugeschrieben. Eine 
Gegenposition vertraten nur wenige. 
Später nahm die Hysterie stark ab, was 
sowohl an der langen Dauer der Balkan- 
Krise als auch an den wichtigen innen- 
politischen Ereignissen liegt. Jedoch 
funktionieren die Organisationen wie 
»Petersburg gegen die NATO«, welche 
Kundgebungen organisieren, zum Boy- 
kott von amerikanischen Waren aufru- 
fen usw. und hauptsächlich auf die Stu- 
denten orientiert sind, gut. Es ist auffäl- 
lig, daß als Hauptinteresse des Protests 
zuerst der Schutz der nationalen Interes- 
sen von Rußland und weniger des serbi- 
schen »Brudervolkes« vor dem US-ameri- 
kanischen Imperialismus steht. Das ist 
zum wichtigsten Bestandteil des politi- 
schen Populismus geworden und den 
politischen Spektren von den gemässig- 
ten Anhängern der Großmacht-Ideolo- 
gie, KPRF und LDPR bis zu Nationalbol- 


schewiken und Trotzkisten (in den ver- 
schiedensten Variationen) gemeinsam. 
Eine Gegenposition haben nur einige der 
Liberalen und Sozialdemokraten, aber 
viele, die sich am Anfang für die Bom- 
bardierungen äußerten, änderten jetzt 
ihre Meinung. Hier sind noch die bitte- 
ren Aussagen mancher Menschenrecht- 
ler zu erwähnen. Der Moskauer »Memo- 
rial« äußerte sich vor allem gegen die 
NATO, über Milosevic nur undeutlich 
und im Ganzen seien alle, auch die Ko- 
sovo-Separatisten, gleich schlecht. 

Im Zentrum des Protestes der russi- 
schen AntifaschistInnen steht das faschi- 
stiiche Regime Milosevics und seine 
lange Politik der Verletzungen von Men- 
schenrechten, der Säuberungen und des 
Hinausdrängens der albanischen Bevöl- 
kerung. Es ist aber auch gefährlich, die 
Vorgehensweise der NATO zu begrüßen. 
Die militärische Einmischung macht die 
Krise nur tiefer. Die Handlungen der 
NATO könnte man mit den Versuchen 
vergleichen, das Feuer mit Benzin zu lö- 
schen; das Feuer machte aber Milosevic, 
woran man denken muß. Am Schluß 
möchten wir noch anmerken, daß unse- 
re Position nicht als negatives Spiegel- 
bild der Meinung unserer politischen 
Gegner gebildet wurde. In einer so kom- 
plizierten Frage ist es nötig, von der Si- 
tuation und nicht von den eigenen Ste- 
reotypen auszugehen. 


Erklärung der russischen Korrespondentin des 
Antifa-Infoblatts zum Krieg 


Großbritannien 


ies ist ein Krieg, der auf beiden Sei- 
Di von grotesker Heuchelei und 
Zynismus getrieben ist. 

Westliche Regierungen, mit einer er- 
schreckend inhumanen Bilanz bezüglich 
ihrer Flüchtlingspolitik und dem Recht 
auf Asyl, die wiederholt von dem 
UNHCR und Amnesty International kri- 
tisiert worden sind, behaupten jetzt auf 
einmal und heuchlerisch, aus der Ferne 
»humanitäre Unterstützung« für die Ko- 
sovo-Albaner anzubieten. Diese sind die 
Opfer der ethnischen Säuberungspolitik 
von Milosevics Regierungspolitik. Einer- 
seits sollten AntifaschistInnen die Ag- 
gression der NATO vollständig kritisie- 
ren. Aber andererseits sollten sie sich 
über den Grund im Klaren sein, warum 
Milosevics brutales rechtsgerichtetes na- 
tionalistisches Regime, das auf zynische 
Art und Weise die Erinnerung an die 
Kämpfe von Tıros antifaschistischen Par- 
tisanInnen während des 2. Weltkrieges 
mißbraucht, nicht überraschend die ein- 


hellige Unterstützung von Faschisten 
überall in Europa erhält. Denn die ge- 
waltsame Vertreibung der Kosovo-Alba- 
ner bedient deren wildeste rassistische 
Phantasien. AntifaschistInnen können 
in diesem Krieg weder die eine noch die 
andere Seite unterstützen und haben 
eine Verantwortung dafür, die Heuchelei 
und den Zynismus zu entlarven, die die- 
sen Krieg umgeben. 


Erklärung der britischen internationalen Antifa- 
zeitung Searchlight für das Antifa-Infoblatt 
zum Balkankrieg. 


Tony Blairs Krieg 


9 dere Zeitpunkt der Endredaktion be- 
steht der Krieg der NATO gegen Ju- 
goslawien schon seit 65 Tagen aus kon- 
stanten Bombardements. Dieser Krieg 
wird wie eine billige und eklige Super- 
markt-Werbung publizistisch aufberei- 
tet: Jeden Tag rühmt sich die Medienpro- 
paganda von Blair mit den »bis jetzt um- 
fangreichsten und effektivsten Luftangrif- 
fen«. Tony Bam, der verzweifelt ver- 
sucht, MARGARET THATCHER zu überbieten 
und seine Führungsrolle in der Europäi- 
schen Union zu etablieren, präsentiert 
sich als großartiger Kriegsführer. Unter- 
stützt wird er darin von seinem Stellver- 
treter JOHN PRESCOTT und vom britischen 
Außenminister ROBIN Cook, ein ehemali- 
ger Streiter für nukleare Abrüstung, der 
sich jetzt in einen Kriegstreiber verwan- 
delt hat und mit dem Begriff »Genozid« 
um sich schmeißt wie mit Konfetti. NEW 
LABOUR sieht seine Rolle offenbar darin, 
zum Sprachrohr eines offensichtlich un- 
echten »Humanitarismus« im Kosovo zu 
werden, während es sich andererseits be- 
quemerweise - sowohl in der Vergangen- 
heit als auch in der Gegenwart - dafür 
entschieden hat, genauso schreckliche 
Menschenrechtsverletzungen und sogar 
Genozid in anderen Ländern der Erde zu 
ignorieren. Blair und seine Regierung 
identifizieren sich vollkommen mit den 
expansionistischen Plänen der NATO, 
ihre Einflußsphäre tief in den Balkan 
hinein auszuweiten. Die Tatsache, daß 
die illegale Bombardierungskampagne 
eine schwere Verletzung von internatio- 
nalem Recht, der UN-Charta und sogar 
den NATO-eigenen Statuten darstellt, ist 
dabei irrelevant. Tatsächlich sind Britan- 
nien, die USA und Frankreich naive 
Werkzeuge der historischen Außenpoli- 
tik Deutschlands, die Osteuropa in 
Kleinstaaten zerteilen will, die entlang 
von ethnischen und nationalen Kriteri- 
en getrennt werden. Der Langzeitprofi- 
teur der NATO-Aggression kann nur ein 
wiedererweckter und gestärkter deut- 
scher Imperialismus sein. Bis heute hat 


der Krieg in Britannien wenig Opposi- 
tion hervorgerufen. Alle großen Partei- 
en, mit Ausnahme der schottischen Na- 
tionalisten, unterstützen den Krieg, die 
öfentliche Meinung befürwortet ihn. Die 
im wesentlichen gegen Asylsuchende 


"polemisierende Presse hat auf einmal die 


kosovo-albanischen Flüchtlinge ent- 
deckt. Die »Parasiten« des letzten Jahres 
sind die »Helden« von heute. 

Mit der ehrenhaften Ausnahme des 
»Independent am Sonntag« agieren die 
britischen Medien als Cheerleader für 
den Staatsterrorismus der NATO. Die an- 
tifaschistische Bewegung hat bisher ge- 
schwiegen, und einige AntirassistInnen, 
insbesondere mit moslemischem Hinter- 
grund, unterstützen den Krieg lauthals 
ebenso wie der linksgerichtete ehemali- 
ge Labourführungspolitiker im Londo- 
ner Großgemeinderat, der »Rote« Ken Li- 
VINGSTON. Bisher hat es nur einige wenige 
Antikriegsdemonstrationen in London 
und Provinzhauptstädten wie Manche- 
ster gegeben. Aber keine der Demos hat 
mehr als 5.000 Leute auf die Straße ge- 
bracht. Der Hauptmotor der Demonstra- 
tionen ist die trotzkistische SOCIALIST 
WORKERS PARTY (es gibt in Britannien 
keine »autonome Szene«), deren Kampa- 
gne unter dem Slogan »Stop the Bloody 
War« läuft. Sie hat es geschafft, einen re- 
lativ großen Teil der momentan sehr ge- 
schrumpften, extrem sektiererischen 
und zersplitterten britischen Linken 
unter ihrem ‚Banner zusammenzubrin- 
gen. Auch führende Intellektuelle wie 
der internationl bekannte Bühnenautor 
HAROLD PINTER und der altlinke Parla- 
mentarier Tony BENN haben den Krieg 
kritisiert. Aber am interessantesten ist 
die starke Opposition von respektierten 
Politikern wie dem ehemaligen Labour- 
Außenminister DEnıs HEALEY, der zu 
Recht vor dem erschreckenden Präze- 
denzfall durch die Art und Weise warnte, 
mit der die NATO die UN-Charta 
mißachtet hat. Rechtsgerichtete Konser- 
vative wie der Historiker ALAN CLARK, 
ehemals Verteidigungsminister in der 
Thatcher-Regierung, haben sich auch 
gegen den Krieg ausgesprochen. Der 
Grund hierfür ist aber vor allem in 


einem eingefleischten anti-amerikani- 
schen britischen Nationalismus zu 
sehen. 


Schließlich findet sich Milosevic mit 
rechtsextremen Verbündeten wieder - 
wie den Naziterroristen von COMBAT 18 
und der Brırısı NATIONAL PARTY, die das 
Konzept ethnischer Säuberungen lieben, 
insbesondere in der Art und Weise, wie 
es gegen die Kosovo-Albaner praktiziert 
wird. Milosevic macht das, wovon sie 
träumen. Die Nazis haben dabei natür- 
lich die Seiten gewechselt. Sie mögen 
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SCHWERPUNKT: DER KRIEG GEGEN JUGOSLAWIEN 


einfach ethnische Säuberungen, unab- 
hängig davon, wer sie durchführt. Als 
die Kroaten die Serben ohne auch nur 
eine winzige Protestäußerungen von 
Leuten wie Tony Blair vertrieben, gingen 
einige der Nazis nach Kroatien, um TuUDJ- 
MANS Terror direkt zu unterstützen. Es ist 
nicht einfach, einen klaren Weg durch 
diesen Sumpf zu finden. 

Unter keinen Umständen kann Milo- 
sevics brutaler, nationalistischer Regie- 
rung auch nur ein Gramm Unterstüt- 
zung angeboten werden. Sie sind nicht 
Titos Erben, sondern Tschetniks. Trotz- 
dem: Es gibt progressive Menschen in Ju- 
goslawien, die gegen den Krieg sind und 
für die die Traditionen von Antifaschis- 
mus und Internationalismus immer 
noch lebendig sind. Die internationale 
antifaschistische Bewegung muß mit 
diesen Menschen Kontakt aufnehmen. 
Was die NATO angeht, hat sie sich als 
das offenbart, was wir schon immer 
wußten: Die NATO ist ein aggressiver 
Militärpakt. Der Krieg hat ein für alle 
Mal den Mythos zerstört, daß es sich bei 
der NATO um eine Verteidigungsstruk- 
tur handele. Die USA müssen ihre Mus- 
keln zeigen, weil sie Todesangst vor einer 
potentiellen Bedrohung durch ein 
zukünftiges Deutschland unter einer 
rechtsgerichteten, nationalistischen Re- 
gierung haben. Der ekligste Aspekt die- 
ses Kriege ist die Heuchelei. New Labour 
geht auf Hexenjagd gegen Asylsuchende, 
und gleichzeitig vergießen die Politiker 
Krokodilstränen und Bomben über den 
Kosovo. New Labour hat das britische 
Gesundheitssystem abgebaut, Britan- 
nien hat beispielsweise die schlechtesten 
Statistiken weltweit bei der Behandlung 
von Krebs. New Labour kürzt die staatli- 
che Unterstützung für alleinerziehende 
Mütter, Arbeitslose und sogar Behinder- 
te, »weil kein Geld vorhanden ist«. Und 
trotzdem gibt die Regierung 36 Millio- 
nen DM pro Tag aus, um den Tod über 
den Kosovo regnen zu lassen. Wir kön- 
nen uns keine Krankenhäuser und Medi- 
kamente leisten, aber wir können genü- 
gend Geld finden, um Cruise Missiles 
zum Stückpreis von 2,5 Millionen Mark 
auf Belgrad und andere jugoslawische 
Städte abzufeuern. Was dieser Krieg 
mehr als alles andere offensichtlich ge- 
macht hat, ist der katastrophale Mangel 
an Einfluß der Linken in Britannien seit 
dem Kollaps des sowjetischen Blocks 
und der Zerschlagung der Bergarbeiter- 
bewegung durch Margaret Thatcher. Von 
der Linken ist fast nichts übriggeblieben. 
In Britannien waren Tito und seine anti- 
faschistischen Partisanen früher einmal 
HeldInnen der organisierten ArbeiterIn- 
nenbewegung und der Linken. Heute 
sind ihre Kämpfe nur noch verblaßte Er- 


innerungen, erstickt in den konservati- 
ven Soundbites von New Labour und 
dem Niedergang der Linken. Jugoslawi- 
en hat nicht länger die Bedeutung, die es 
einmal in Großbritannien hatte. 


Vom britischen Korrespondenten des Antifa-In- 
foblatts 


Frankreich 


Weder NATO noch Milosevic 


n Frankreich hat der Kosovokrieg 

wenig Mobilisierungen, dafür aber viel 
Polemiken hervorgerufen. Während die 
Grünen die Schläge der NATO akzeptiert 
haben, und ihr Spitzenkandidat für die 
Europawahlen DANIEL COHN-BENDIT eine 
Intervention von Bodentruppen gefor- 
dert hat, organisierte die Kommunisti- 
sche Partei mehrere Demonstrationen 
mit der Forderung nach einem Bomben- 
stopp. Die Anwesenheit »proserbischer« 
Gruppen führte zu Spaltungen unter den 
DemonstrantInnen, was aber nicht zum 
Ausschluß dieser Gruppen führte. Viele 
DemonstrantInnen wollten nicht als 
Handlanger der nationalistischen Politik 
Milosevics dienen. Die radikale Linke, 
die KOMMUNISTISCHE REVOLUTIONÄRE LIGA 
und der ARBEITERKAMPF haben gegen die 
NATO demonstriert, die Selbstbestim- 
mung des Kosovo gefordert und ethni- 
sche Säuberungen verurteilt. Aber sehr 
bald, Ende April, waren die Mobilisie- 
rungen zu Ende. Wenn einige Anti- 
Kriegsgruppen noch aktiv waren, so be- 
schränkte sich ihre Aktivität auf das Ver- 
teilen von Flugblättern. 
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Woher kommt diese Apathie? Einer 
der Hauptgründe lag sicherlich in der 
Schwierigkeit, sich auf gemeinsame Pa- 
rolen zu einigen. Das antifaschistische 
und antiimperialistische Netzwerk No 
PasarRAN wählte als Handlungsdevise: 
»Weder NATO, noch Milosevic — gegen die 
ethnischen Säuberungen, Deportationen 
und den Imperialismus, internationale Soli- 
darität!« Sie weigerten sich zu akzeptie- 
ren, daß die NATO-Länder das Recht zur 
Intervention beanspruchen, da dies das 
Schicksal der Kosovaren um nichts ver- 
bessern werde, sondern im Gegenteil das 
verstärken werden, was zu bekämpfen 
vorgegeben wird: die ethnische Säube- 
rung, die Deportationen und die Stär- 
kung der faschistischen serbischen Mili- 
zen, der Paramilitärs um den Komman- 
danten ARKAN. 

Die Kapitulation Milosevics bedeutet 
zwar das Ende des Krieges, aber sicher- 
lich nicht das Ende der Kampfhandlun- 
gen. Unser Kampf für den Interkultura- 
lismus, die Rechte von Minderheiten zu 
sichern, funktioniert nur über eine Ver- 
stärkung der internationalen Beziehun- 
gen mit den anti-nationalistischen Kräf- 
ten im Osten und über eine Zusammen- 
arbeit mit den AntifaschistInnen dieser 
Länder, die gegen die faschistischen und 
»national-kommunistischen« Kräfte 
kämpfen müssen. Ein wichtiger existen- 
zieller Bestandteil ist die Erneuerung des 
Dialoges und Aktionen, die den Födera- 
lismus der Völker akzeptieren, auf einer 
antikapitalistischen Grundlage und 
einer neuen internationalistischen Pra- 
xis. Dies ist zwingend notwendig, wenn 
wir nicht zusehen wollen, wie die ameri- 
kanischen und Curopäischen Imperiali- 
sten die Macht unter sich aufteilen. 


der neue Antifa-Versand 


den aktuellen Katalog 
gibt's für 1,10 DM 
Rückporto bei: 


AJF Versand" 
Gneisenaustr. 2a 
10961 Berlin 


Kein Höhenflug währt ewig - 
Spaltungen bremsen die 


Eigentlich waren sie schon fast zu er- 
warten: Die Spaltungen und Konflikte 
innerhalb der NPD/JN. Fast immer, 
wenn sich eine rechtsextreme Partei 
in der BRD im Aufwind befand und 
die ersten Wahlerfolge erwartete, 
bremste sie sich irgendwann selbst 
aus. Machtgier, Geldgier, persönliche 
Feindschaften und politische Kontro- 
versen machen nun auch vor den »po- 
litischen Soldaten« und den »geschul- 
ten Führungskadern« der NPD/JN kei- 
nen Halt mehr. Vor allem in den ost- 
deutschen NPD-Landesverbänden kri- 
selt es. Gerade hier wird der Dauerspa- 
gat zwischen prügelnden Stiefelnazis 
und Möchtegern-seriösen und bürger- 
nahen NPD-Biedermännern immer 
schwieriger. In Mecklenburg-Vorpom- 
mern spaltete sich mittlerweile eine 
SOZIALE VOLKSPARTEI (SVP) von der NPD 
ab und nahm die Hälfte der NPD-Mit- 
glieder mit. In Thüringen spaltete sich 
ein BUND DEUTSCHER PATRIOTEN (BDP) 
von der NPD ab. Dem Thüringer NPD- 
Chef FRANK GOLKOWSKI waren Unfähig- 
keit und Kassenunregelmäßigkeiten 
vorgeworfen worden. In Sachsen geht 
der NPD-Landesverband mit eigenwil- 
ligen politischen Ansichten auf Kon- 
frontationskurs zur NPD-Führung. In- 
nerhalb des sächsischen Landesver- 
bandes lähmen Konflikte zwischen 
der jugendlichen Basis und dem Lan- 
desvorstand die politische Arbeit. 
Trotzdem ist es noch zu früh, um die 
NPD/JN abzuschreiben und sich 
zurückzulehnen. Das Prinzip »Kon- 
sens durch Spaltung« kann längerfri- 
stig auch zu einer Ausdifferenzierung 
in Richtung Arbeitsteilung führen. Ob 
die Konflikte der NPD/JN mehr scha- 
den oder nutzen, wird sich innerhalb 
der nächsten Monate zeigen. Wir wol- 
len erstmal die aktuellen Konflikte in- 
nerhalb des größten NPD-Landesver- 
bandes in Sachsen betrachten. Ob es 
hier gelingt, bei den Landtagswahlen 
am 12. September einen großen Wahl- 
erfolg zu landen, wird entscheidend 
für die weitere Entwicklung der NPD 
sein. 


Der Ex-/JN-Funktionär Oliver Händel (I) will nun 
im Bildungswerk Deutsche Volksgemeinschaft 
weitermachen. Rechts: Katharina Handschuh. 


NPD/JN 


Sex & Crime spalten die JN 


»Den Kampf zum Wohle des deutschen 
Volkes in den Reihen der NPD/JN zu führen 
ist absolut zwecklos.«. Von wem könnte 
dieser Satz wohl stammen? Aus den Rei- 
hen der FREIEN KAMERADSCHAFTEN oder an- 
derweitig mit der NPD/JN zerstrittenen 
Naziorganisationen? Weit gefehlt, dieser 
Satz kommt aus der Feder von OLIVER 
HÄNDEL, ehemaliger Leiter der ehemali- 
gen JN-Bundesgeschäftsstelle und ehe- 
maliges JN-Bundesvorstandsmitglied. 
Konsequenterweise trat der gesamte Lan- 
desvorstand der JN-SACHSEN am 7. Juni 
zurück und aus der JN aus. In einem Brief 
an »alle Mitglieder/Anwärter der JN-Sach- 
sen« vom 7. Juni, der auch an verschiede- 
ne Antifa-Publikationen und -Gruppen 
gefaxt wurde, werden alle Kameraden 
aufgefordert, dem Beispiel zu folgen, um 
sich nicht »selbst mitschuldig« zu machen 
und »Vaterlandsverrat« zu begehen. Als 
Grund werden »schwerwiegende Diskre- 
panzen zwischen dem JN-Bundesvorstand 
und dem Parteivorstand der NPD« ge- 
nannt. Im speziellen dient die Aufnahme 
von SAFET BOBIC aus dem hessischen Nie- 
derau, Bosnier mit deutschem Paß, in die 
JN als Aufhänger. Bereits zwei Wochen 
zuvor kehrten JN-Kader in NRW und 
Baden-Württemberg der Organisation 
den Rücken. Wie bei solchen Fällen üb- 
lich findet eine Schlammschlacht statt. 
Inzwischen verklagen sich die »Kamera- 
den« gegenseitig. So wird den Betreibern 
vom SCHWARZE FAHNE VERSANd aus NRW 
vom JN-Bundesvorstand um SASCHA 


ROßMÜLLER Betrug und persönliche Berei- 
cherung vorgeworfen. Im Gegenzug wird 


eine allgemeine Konzeptlosigkeit be- 
klagt. Der Bundesvorstand vermeldet, 
daß er kein Konzept für die weitere Ar- 
beit der JN hat und erklärt weiter: »Es gab 
schon genügend Konzepte, die alle geschei- 
tert sind.« Daneben wird noch richtig 
schmutzige Wäsche gewaschen. HOLGER 
APFEL, JÜRGEN DISTLER, JENS PÜHSE, ANDREAS 
WEBER und Sascha Roßmüller ver- 
schmähten am Abend einer JN-Bundes- 
vorstandssitzung im niedersächsischen 
Sulingen deutsches Liedgut und zogen 
einen Besuch im örtlichen Bordell den 
Darbietungen JÖRG HÄHNELS vor. »So sieht 
der Kampf der NPD/JN für unser Vaterland 
aus. Wir hoffen, daß S. Roßmüller wenig- 
stens im Puff Standfestigkeit bewiesen hat.« 


IN-Bundesvorstand setzt sich durch 


Mit dem Austritt von Teilen der JN- 
Führungsriege, angeführt von AcHIM 
EZEr, findet die Auseinandersetzung um 
die weitere Entwicklung der JN ein vor- 
läufiges Ende. Die Befürworter einer Ein- 
gliederung der JN in die Mutterpartei 
NPD haben damit die Oberhand gewon- 
nen. Der Flügel für eine eigenständige JN 
organisiert sich derweil in der Neugrün- 
dung BILDUNGSWERK DEUTSCHE VOLKSGE- 
MEINSCHAFT und will dort die ursprüngli- 
che Konzipierung der JN als Kader- 
schmiede fortsetzen. 


Aus den Kommunen in den Landtag ? 


»Kommunalwahlen müssen unser künf- 
tiges Fundament bilden. Wenn wir unsere 
Politik für Deutsche fest verändern wollen, 
müssen wir in den Gemeinden damit begin- 
nen, bevor wir Höheres anstreben!« hatte 
Upo VoıGT in seinem Rechenschaftsbe- 
richt zum letzten Bundesparteitag (siehe 
AIB Nr. 47) vorgegeben. Für den stärk- 
sten NPD-Landesverband endeten die 
Kommunalwahlen im Juni mit nur 
mäßigem Erfolg. Zwar konnten die Nazis 
erstmals in einige Kommunalparlamente 
einziehen, blieben aber weit hinter ihren 
eigenen Erwartungen und antifaschisti- 
schen Befürchtungen zurück. Dennoch 
gibt es keinen Grund zur Entwarnung. 
Die Entwicklungen und Erfahrungen des 
sächsischen Landesverbandes werden für 
andere Bundesländer durchaus bedeu- 
tend sein. 

In den meisten Ortschaften, in 
denen die NPD angetreten war, konnte 
sie zum Teil beachtliche Ergebnisse erzie- 
len. So schaffte es die NPD, in minde- 
stens sieben Kommunalparlamente und 
einen Kreistag einzuziehen. Hohe Stim- 
menanteile konnte sie in den Gebieten 
erlangen, in denen sie auch schon zur 
Bundestagswahl im letzten September 
ihre höchsten Ergebnisse verbuchte. So 
gewann sie jetzt im Muldentalkreis, so- 
wohl in Wurzen als auch in Trebsen, je- 
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Uwe Leichsenring (Bild oben) erringt kommu- 
nalpolitische Erfolge für die NPD, Sachsens 
NPD-Chef Jürgen Schön (Bild Mitte) graut es vor 
der radikalen NPD-Basis (Bild unten). NPD-An- 
hänger mit Hakenkreuz-Tätowierung auf der 1. 
Mai-Demo 1998 in Leipzig. 


I . 


weils einen Sitz im Stadtparlament. Auch 
in der NPD-Hochburg »Sächsische 
Schweiz« zog sie in zwei Ortschaften in 
die Kommunalvertretung ein, wobei ihr 
zu einer dritten nur zwölf Stimmen fehl- 
ten. Herausragend ist hierbei der »idylli- 
sche« Touristenort Königstein, wo die 
NPD 11,8 Prozent erhielt. Das stellt in 


Sachsen das absolute Spitzenergebnis 
dar. Dies ist weniger der Partei selber zu- 
zuschreiben, als vielmehr ihrem dortigen 
Spitzenkandidaten, UWE LEICHSENRING, 
der auch schon zur Bundestagswahl das 
höchste Ergebnis für die NPD erringen 
konnte. Er ist damit das Paradebeispiel 
für ein »künftiges Fundament« ganz nach 
dem Geschmack von Udo Voigt. »Das 
nationale politische Fundament muß in den 
Kommunen aufgebaut werden. In der Ge- 
meinde muß man die Vertreter deutscher 
Bürgerinteressen persönlich kennen, nur 
dann werden wir uns dauerhaft in den deut- 
schen Parlamenten verankern können.« 


Streit im Vorfeld der Wahlen 


Auch mit den anderen Ergebnissen 
der NPD kann Udo Voigt durchaus zu- 
frieden sein. Mit 2% bis 4% konnte die 
NPD ihr Wahlergebnis vom September 
‘98 halten. Probleme hatte die Partei im 
Vorfeld der Wahlen. Sie war nicht in der 
Lage, flächendeckend die 30 pro Wahl- 
kreis erforderlichen Unterstützungsun- 
terschriften zu sammeln. Dies mag so- 
wohl am Unvermögen der Mitglieder ge- 
legen haben, als auch daran, daß es der 
Parteiführung nicht gelungen war, die 
Basis in großem Maße für den Wahl- 
kampf zu gewinnen. Hier tritt genau 
jener Konflikt zutage, den die NPD- 
Führung schon im letzten Jahr erkannt 
hat. Einerseits ist ihnen bewußt, daß Ju- 
gendliche ihr größtes Potential sind. An- 
dererseits wissen sie auch, daß sie mit 
einem von Skinheads dominierten 
Image und Auftreten keine neuen 
Wählerstimmen im bürgerlichen bis 
rechtskonservativen Lager gewinnen 
können. Der sächsische Landesverband 
hat in Bezug auf dieses Problem seine 
Entscheidung getroffen. Die Partei soll 
nach Meinung des stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden JÜRGEN SCHÖN weg 
von ihrem »Schmuddel-Glatzen-Image». 
So weigerte er sich, in Konfrontation 
zum Bundesvorstand, am 1. Mai diesen 
Jahres wieder eine Demonstration und 
Kundgebung in Leipzig anzumelden. Die 
vor allem auch im Wahlkampf von 
Mecklenburg-Vorpommern immer wie- 
der zelebrierten Aufmärsche von Jung- 
nazis stoßen bei der sächsischen 
Führung auf starke Ablehnung. Die säch- 
sische NPD-Spitze glaubt erkannt zu 
haben, daß, wenn sie ihre Einflußmög- 
lichkeiten weiter steigern will, die junge 
Stiefelnaziriege nicht ausreichend für re- 
levante Wahlergebnisse sein wird. Dies 
spiegelte sich auch in der Aufstellung der 
Kandidaten zur Kommunalwahl wider: 
Obwohl siebzig Prozent aller NPD-Mit- 
glieder in Sachsen unter dreißig Jahre alt 
sind, tauchten überproportional viele äl- 
tere und »bewährte« Kameraden auf. Mit 
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diesem Kurswechsel verprellte die sächsi- 
schen NPD vor allem ihre jugendliche 
Basis und setzte den innerparteilichen 
Spaltungsprozeß in Gang. Daher war in 
Sachsen auch keine einheitliche Wahl- 
strategie erkennbar. Während manche 
Kreisverbände einen aktiven Wahlkampf 
führten, lehnten sich andere, ansonsten 
starke NPD-Verbände, scheinbar völlig 
zurück. Ganz auf Linie des Landesvor- 
standes ist der Dresdener Kreisverband: 
Dort setzten sich die Neonazis ganz bür- 
gernah für »saubere Spielplätze« im Stadt- 
gebiet ein. Einen beispielhaften Wahl- 
kampf führte auch der Kreisverband 
Sächsische Schweiz, insbesondere in Kö- 
nigstein. Die Kleinstadt wurde mit Plaka- 
ten geradezu überschwemmt. Die von 
anderen Parteien wurden immer wieder 
entfernt. Es gab eine Vielzahl von Info- 
ständen und sogar eine eigene kleine Zei- 
tung KLARTEXT, die größtenteils aus kom- 
munalpolitischer Jammerei bestand. 


Stimmenfang bei PDS-WählerInnen? 


Aber nicht allein um das Auftreten in 
der Öffentlichkeit gibt es Konflikte in- 
nerhalb der sächsischen NPD. Ausgebro- 
chen war der Streit durch einige Veröf- 
fentlichungen des Landesverbands Sach- 
sen. So wurden Flugblätter herausgege- 
ben, die verkündeten, daß »die DDR der 
zeitweilig von vielen getragene Versuch 
(war), Lehren aus der deutschen Geschichte 
zu ziehen und eine Gesellschaft des Wohl- 
Standes für alle aufzubauen. (...) Nach dem 
heutigen Vergleich BRD/DDR herrscht die 
Meinung bei den Mitteldeutschen vor, daß 
die DDR das kleinere Übel gewesen sei«, sO 
die Leipzigerin UrsuLa Mann. Diese Posi- 
tion führte letztendlich zum Streit mit 
dem Bundesvorstand. So schoß Udo 
Voigt im November 1998 zurück: »Es ist 
natürlich politischer Unsinn, zu behaupten, 
die DDR sei der bessere deutsche Staat gewe- 
sen.« Verbunden mit diesem Östalgie- 
Trip ist eine Öffnung des Landesverban- 
des für ehemalige SED-Funktionäre. Bei- 
spielsweise war der Chemnitzer Prof. DR. 
MICHAEL NiIer, zu DDR-Zeiten Professor 
für historischen und dialektischen Mate- 
ralismus, maßgeblich beteiligt an der 
Entwicklung des gegenwärtigen NPD- 
Wirtschaftsprogrammes. Offensiv wird 
um das WählerInnenklientel der PDS ge- 
worben. Da es der PDS aber gelungen ist, 
dieses Klientel »an sich zu binden«, wie 
GREGOR Gysi stolz in der Berliner Zeitung 
verkündete, wurden die Kommunalwah- 
len nicht zu dem erhofften Sprungbrett 
für die Landtagswahlen im September. Es 
wird einer enormen Kraftanstrengung 
bedürfen, um dieses Ziel dennoch zu er- 
reichen. Bei dem derzeitig desolaten Zu- 
stand des Landesverbandes ist es aber 
fraglich, ob die NPD dazu fähig ist. # 


1. Mai 1999: 


Tag der Arbeit für die Polizei 


Zum zweiten Mal, seitdem 1996 die NPD/JN die Koordination der Naziaufmär- 
sche am 1. Mai übernahm, endete dieser Tag für die Naziszene als Fiasko. Breite 
Antifamobilisierungen, gerichtliche Verbote, interne Querelen und polizeiliche 
Nadelstiche - die ca. 1.500 Nazis, die am 1. Mai auf den Autobahnen unterwegs 
waren, bewegten sich zwischen Baum und Borke. 


ie Hoffnung der NPD-Führungsspit- 
DD. an den Mobilisierungserfolg 
vom 1. Mai 1998 anknüpfen zu können, 
als ca. 4.000 Neonazis am Leipziger VÖl- 
kerschlachtsdenkmal aufmarschierten, 
zerschlugen sich frühzeitig. Der Konflikt 
zwischen dem NPD-Bundesvorstand 
und dem Landesverband Sachsen mach- 
te den Nazis einen ersten Strich durch 
die Rechnung. Sachsens NPD-Chef JÜür- 
GEN SCHÖN wollte sich seinen momenta- 
nen Kurs, die Schlägertrupps kurz vor 
den Landtagswahlen auf volksnahe Bie- 
dermänner zu trimmen, nicht durch 
imageschädigende Bilder von gröhlen- 
den Jungglatzen und Randaleszenen ver- 
masseln. So wich die NPD-Führung vom 
geplanten Aufmarschort Leipzig nach 
Bremen aus und verkaufte diese Ent- 
scheidung dem Fußvolk als sinnvolle 
Wahlkampfhilfe für den personell und 
strukturell schwachen Bremer Landes- 
verband. Der Bremer NPD nützte dies 
nichts, sie erhielt bei den Wahlen am 6. 
Juni gerade einmal 0,3 Prozent der Stim- 
men. 


Antifaschistische Bündnisse und Ver- 
bote 


In Bremen reagierten AntifaschistIn- 
nen schon frühzeitig auf die Ankündi- 
gung des u.a. vor den Werkstoren von 
DaimlerChrysler geplanten Aufmar- 
sches. Im Bündnis »Kein Naziaufmarsch 
in Bremen« engagierten sich rund 40 
Gruppen und Initiativen, darunter auch 
die IG Metall Betriebsgruppen von 
DaimlerChrysler und den Bremer Stahl- 
werken, die mit dem »weicheren« Kurs 
des DGB nicht einverstanden waren. Die 
Aktivitäten des Bündnisses und eine 
gute Öffentlichkeitsarbeit sorgten dafür, 
daß auch die etablierten Parteien in Zug- 
zwang gerieten und sich einstimmig für 
ein Verbot des Aufmarsches ausspra- 
chen. Damit war das Fundament für das 
polizeiliche Verbot gelegt. In der Nacht 
zum 1.Mai bestätigte das Bundesverfas- 
sungsgericht das Verbot des vom 
langjährigen Nazikader und zweiten 
Vorsitzenden der Bremer NPD, JÖRG 
WRIEDEN, mit 5.000 Teilnehmern ange- 
meldeten Aufmarsches. Das Bundesver- 
fassungsgericht war in seiner Begrün- 


dung den Einschätzungen des Bremer 
Innensenats von einem »Polizeinot- 
stand« gefolgt. Informationen aus Krei- 
sen der Sicherheitsbehörden, daß Mit- 
glieder der FREIEN KAMERADSCHAFTEN am 
Rande des Aufmarsches offenbar »Greif- 
trupps« zusammenstellen wollten, um 
AntifaschistInnen, mißliebige Journali- 
stInnen und Polizisten anzugreifen, lie- 
ferten einen weiteren Grund für die Ge- 
richtsentscheidung. Ersatzveranstaltun- 
gen in Bremerhaven, Hannover und Ol- 


denburg wurden von den Gerichten 
ebenfalls verboten. 


Kopflose Nazihorden 


Die Bestätigung des Verbots durch 
das Bundesverfassungsgericht hatte die 
NPD-Führungsspitze offenbar über- 
rascht. Und so scheiterte der Versuch, 
Spontandemonstrationen durchzu- 
führen, sowohl an Kompetenzgerangel 
zwischen den Kadern - insbesondere 
den FREIEN KAMERADSCHAFTEN und der 
NPD-Führungsriege - als auch an der, 
ähnlich wie bei den Rudolf-Heß-Ge- 
denkmarschversuchen der letzten Jahre, 
bundesweit einheitlich agierenden Poli- 
zei. 

So ließen Polizeikräfte rund 200 Ber- 
liner Neonazis, die sich nachts auf den 
Weg nach Bremen machen wollten, erst 
gar nicht in ihre Busse steigen und 
schickten sie nach Hause. Vollends zum 
Fiasko geriet der großartig angekündigte 
Aufmarsch, als am frühen Morgen des 1. 
Mai von SEK-Beamten eine zur NPD- 
Zentrale umfunktionierte Wohnung ge- 
stürmt wurde. Die dort anwesenden 
zehn Nazikader, darunter JN-Pressespre- 
cher Kraus BEIER und der Nazikader JEns 
Pürse, wurden mehrere Stunden lang in 
Sicherheitsgewahrsam genommen und 
durften zugucken, wie die gesamte 
Büroeinrichtung demoliert wurde. 
Damit war die Infrastruktur der NPD 
endgültig lahmgelegt und auf den Auto- 
bahnen irrten Nazibusse und Pkws voll- 
ends ohne Führung herum. 


Vom Bus auf die Straße ins Polizeige- 
wahrsam .... 


Kurze Aufenthalte auf öffentlichen 
Straßen gelangen den Neonazis am 1. 


Mai nur in wenigen Städten: Das größte 
Kontingent stellte hierbei das NORDDEUT- 
SCHE AKTIONSBÜNDNIS um die beiden Ham- 
burger GpNF-Kader CHRISTIAN WORCH 
und THOMAS WULFF. Zwar waren die bei- 
den an diesem Tag selbst zuhause geblie- 
ben, aber die zweite Führungsriege, dar- 
unter u.a. der Hamburger Kader SASCHA 
BOTHE, organisierte einen gerade einmal 
zehnminütigen Aufmarsch von rund 
350 Neonazis in Ahrensburg bei Ham- 
burg. Dann griff auch hier die Polizei ein 
und zwang die Nazis zurück in ihre 
Busse. In Henstedt-Ulzburg im schles- 
wig-holsteinischen Kreis Bad Segeberg 
gelang es einer Gruppe von rund 50 Na- 
ziskins u.a. aus Quickborn und Kalten- 
kirchen, mittags das 1. Mai-Fest der 
JungsozialistInnen zu sprengen. Aus 
Angst vor einer Eskalation und mangeln- 
dem Polizeischutz brachen die Jusos das 
Fest kurzzeitig ab. Die KARLSRUHER KAME- 
RADSCHAFT schaffte es immerhin bis zur 
Wewelsburg, der alten SS-Ordensburg 
bei Paderborn. Eine knappe Stunde trie- 
ben sich im Dorfzentrum unterhalb der 
Burg knapp 50 Neonazis herum, darun- 
ter auch CHRISTIAN HEHL aus Ludwigsha- 
fen. Dann beendete eine Bochumer Poli- 
zeieinheit unter lautstarkem Gejammer 
der Nazis das Saufgelage und brachte 
den Bus nach Paderborn zur Persona- 
lienfeststellung. Im thüringischen Gera 
gelang es genau 48 Nazis, frühmorgens 
um 8 Uhr mit Reichskriegsflaggen und 
Trommeln vom Hauptbahnhof bis zum 
Stadtzentrum zu marschieren. Dann 
wurde der Marschtrupp in Polizeige- 
wahrsam genommen. Ebenfalls in Gera 
hatte die Polizei schon nachts um 2 Uhr 
einen Bus mit Kasseler Neonazis ange- 
halten und wieder nach Hause geschickt. 
Kurzauftritte von jeweils rund 100 Nazis 
gab es an diesem Tag auch noch in Leip- 
zig-Grünau und am Herrmannsdenkmal 
bei Detmold. 

AntifaschistInnen freuten sich am 1. 
Mai vor allem über eine gelungene Spon- 
tandemonsiration von rund 3.500 Men- 
schen in Bremen, bei der sich die Polizei 
trotz ebenfalls verbotener Bündnisde- 
mos zurückhielt. (zur Repression gegen 
Antifas am 1. Mai s. S. 53). Der Ausfall 
des neonazistischen Großevents hat den 
ohnehin schon schwelenden internen 
Konflikten innerhalb der NPD neue 
Nahrung gegeben und das Fußvolk fru- 
striert. Doch Anlaß zu überschwengli- 
chem Jubel gibt es nicht. Immerhin ist es 
allemal politisch sinnvoller, wenn Nazis 
von AntifaschistInnen gestoppt werden, 
als wenn Gerichte und Polizei je nach 
Belieben den »starken Staat« durchset- 
zen oder auf Laissez-faire setzen. Und der 
nächste Nazigroßaufmarsch kommt be- 
stimmt..... ® 
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»Hallo, hier spricht die Antifa Köln. 
War nett mit Euch, kommt mal wieder 
vorbei«. Bitterer Spott, den sich die Be- 
treiber des NIT RHEINLAnD am Abend 
des 22. Mai 1999 auf ihrem Anrufbe- 
antworter anhören mußten. 
Irgendwie schien es eine Erfolgsstory 
zu sein. Seit dem 1. März 1997 mar- 
schierten fast überall, wo die Wehr- 
machtsausstellung gastierte, mal 
mehr, mal weniger alte und neue 
Nazis. In Köln marschierten sie am 22. 
Mai 1999 gerade einmal einhundert 
Meter. 


vw... war auch hier das übli- 
che juristische Hin und Her. Nach 
einem Verbot durch die Polizei und dessen 
Bestätigung durch das Verwaltungsgericht 
Köln wurde die Demonstration erst am 
Abend des 21. Mai durch das Oberverwal- 
tungsgericht Munster genehmigt. Schon 
Monate vor Anmeldung der NPD-Demo 
durch den Kölner PAuL BREUER formierte 
sich ein Bündnis »Köln stellt sich quer«, 
bei dem sich neben Antifagruppen u.a. 
auch der DGB, die Jusos, die Bezirksschü- 
lerInnenvertretung und die ASten der Köl- 
ner Hochschulen beteiligten. Das Ziel, den 
Naziaufmarsch zu verhindern, erschien 
nach den Mißerfolgen der vergangenen 
Jahre, in denen die Faschisten mehr oder 
weniger unbehelligt ihr Weltbild zur 
Schau stellen konnten, unrealistisch. So 
dachten auch die Nazis. Vollmundig ver- 
sprachen die Internetseiten des »Nationa- 
len Widerstands«: »Ab heute gehören die 
Straßen in Köln wieder uns!« 

Als nach zwei Stunden endlich die Git- 
ter vor den Lautsprecherboxen montiert 
waren, und die letzten Teilnehmer diszi- 
pliniert ihr Bier ausgetrunken hatten, for- 
mierten sich die Nazis und marschierten 
los. Geplant war ein ca. sechs Kilometer 
langer Marsch durch die Innenstadt. 
Neben den üblichen unsäglichen Sprech- 
chören wie »Ruhm und Ehre der Waffen 55« 
versuchten sie diesmal auch etwas Neues. 
Sie skandierten Parolen gegen den Krieg 
im ehemaligen Jugoslawien. In diesem 
Sinne war auch das Fronttransparent mit 
der Aufschrift »Atomtod droht« gehalten. 
In dem Augenblick, in dem sich der Na- 
ziaufmarsch in Bewegung setzte, zerstreu- 
te sich innerhalb von Sekunden, nicht 
allzu weit entfernt, die Gegendemonstra- 
tion. Seit dem Morgen hatten sich an die 
zweitausend Gegendemonstrantinnen, 
mehrere Kilometer vom Treffpunkt der 
Nazis entfernt, in der Kölner Südstadt ge- 
sammelt. Nach einem kurzen Kulturpro- 
gramm bewegte sich der bunt gemischte 
Demozug in Richtung Norden. 

In kleineren Gruppen und durch 
schnelles Agieren schafften es die Geg- 


nerInnen des Aufmarsches, die Poli- 


Antifa heißt ... 


auch mal gewinnen! 


zeisperren, die lediglich den direkten Zu- 
gang zur geplanten Demoroute der Nazis 
versperrten, zu umgehen. So gelang es 
einem Großteil der GegendemonstrantIn- 
nen, sich den Nazis bis auf ca. 200 Meter 
zu nähern. Sie scheiterten an der letzten 
Polizeikette vor der Nazidemo. Als klar 
war, daß es nicht mehr weiterging, setzten 
sich viele DemonstrantInnen einfach auf 
den Boden und blockierten so den geplan- 
ten Weg des Naziaufmarsches. Von diesem 
Augenblick ging es für die Nazis keinen 
Meter mehr vorwärts. Sie hatten es schon 
auf den ersten Metern nicht leicht. 

Einerseits 
schafften es die 
»Kameraden« 
nicht so richtig, 
in Reih und 
Glied zu gehen, 
andererseits gab 
es von Beginn 
an direkten 
Kontakt mit 
den Geg- 
nerInnen des 
Aufmarsches, 
die bis auf we- 
nige Meter an 
die Nazis heran- 
gekommen 
waren. Doch 
jetzt begannen 
die am Rande 
stehenden 
Menschen, die 
»deutschen Recken« mit allem einzu- 
decken, was der Gemischtwarenladen an 
der Ecke so hergab. Viele Ladeninhaber 
verschenkten ihre Auslagen an Demon- 
strantInnen, auf viel Kundschaft konnten 
sie wegen der Vollsperrung der nördlichen 
Innenstadt ohnehin nicht mehr hoffen. 
Als die Eier in den Geschäften zur Neige 
gingen, holten LadeninhaberInnen Nach- 
schub aus ihren darüberliegenden Woh- 
nungen. Nachdem im Viertel kein einziges 
Ei mehr aufzutreiben war, stieg mensch 
auf Joghurt, Apfelsinen, Quark, Mehl und 
zum Schluß sogar Broccoli um. Bei den 
Menschen am Rande handelte es sich zum 
großen Teil nicht um Antifas sondern um 
Kölner BürgerInnen allgemein, Vorstadt- 
kids und MigrantInnen der dritten Gene- 
ration. 

Dementsprechend tat sich die Polizei 
auch schwer, gegen diese Menschen vor- 
zugehen. Wenn sie konnte, nahm sie 
einen mutmaßlichen EierwerferInnen fest 
und räumte Bereiche nur, wenn Flaschen 
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oder Steine flogen. Die folgenden Stunden 
waren die Neonazis dazu verdammt, ein- 
fach nur herumzustehen, bespuckt, be- 
schimpft und beworfen zu werden. Von 
Zeit zu Zeit sah es danach aus, als ob sie 
im nächsten Augenblick allesamt verdro- 
schen würden. Diese Aussicht in Verbin- 
dung mit den permanenten Demütigun- 
gen gefiel am wenigsten dem Nachwuchs, 
dem es offenkundig ungemütlich wurde. 
Doch auf die Bitte von Aufmarschteilneh- 
mern, doch nach Hause gehen zu dürfen, 
reagierte die Demonstrationsleitung 


nicht. Sie wollte das »Recht« auf Durch- 


u ara wa 


en 


Deutsche Recken in der Gemüse-Abwehrschlacht an der Geschichtsleugner-Front. 


führung des Aufmarsches durchsetzen 
und die Proteste aussitzen. So begann ein- 
einhalb Stunden nach Beginn der Nazide- 
monstration, während der hintere Teil des 
Aufzuges noch immer am Sammelpunkt 
stand, eine Art Abschlußkundgebung. 
Natürlich mit den üblichen, wenig inno- 
vativen Reden von SS-Veteranen, Liedern 
des Nazibarden Frank RENNICKE und 
Beiträgen von Kadern, wie dem inzwi- 
schen in der Bedeutungslosigkeit versun- 
kenen AcHım Ezer. Aufrufe an die 
GegendemonstrantInnen, man sei ja 
auch gegen den NATO-Krieg, zeigten 
keine Wirkung, wurden mit höhnischem 
Gelächter und Fan- Sprechchoren der Ört- 
lichen Fußballvereine bedacht. Ein Auf- 
ruf, GegendemonstrantInnen an Ort und 
Stelle anzuzeigen, scheiterte an der inzwi- 
schen arg genervten Polizei. »Aktivisten« 
wie CHRISTIAN Worch mußten sich mit 
dem Hinweis, daß sie heute wohl nieman- 
den mehr anzeigen würden, zufriedenge- 
ben. Nach zwei nie enden wollenden 


Stunden wurde der inzwischen schon übel 
nach Hausmüll riechende »Nationale Wi- 
derstand« zu seinen Bussen zurückgeführt. 
Nach der erlittenen Schlappe wollten die 
Nazis hier noch einmal Stärke zeigen. Ent- 
gegen den Anweisungen der Polizei wei- 
gerten sie sich, in ihre Busse zu steigen 
und endlich abzuhauen. Natürlich waren 
die Aussichten für den Individualreisen- 
den, der nicht mit dem Bus gekommen 
war und nun zu seinem Auto in der nähe- 
ren Umgebung mußte, nicht so 
verlockend. Seit dem Abruch der Demo 
hatten sich einige Gruppen mit türki- 
schen Kids an die Fersen der Nazis gehef- 
tet. 

Nach zwei weiteren Stunden des War- 
tens reichte es dann der Einsatzleitung der 
Polizei. Sie stellte die Nazis vor die Wahl, 
sich entweder in die Busse zu begeben 
oder die folgenden 24 Stunden in Polizei- 
gewahrsam zu verbringen. Und so fuhren 
sie dann.... 


In Köln zeigte sich, daß auch eine ge- 
richtlich erlaubte Nazidemonstration 
noch zu stoppen ist. Das Konzept, das 
durch das Bündnis im Vorfeld gefahren 
wurde, ging auf. Über Monate hinweg gab 
es eine kontinuierliche Presse- und Öffent- 
lichkeitsarbeit. In den Lokalnachrichten 
des WDR-Fernsehens waren ab dem 18. 
Mai der bevorstehende Naziaufmarsch 
und die Aufrufe des Bündnisses zu seiner 
Verhinderung die Top-Nachricht. Die Auf- 
rufe, Plakate, Aufkleber und sonstigen Mo- 
bilisierungsmittel nutzten den rheini- 
schen Lokalpatriotismus, was beim »Köl- 
ner an sich« sehr gut ankam. Dadurch, 
daß hier kein militantes Verhinderungs- 
konzept in den Vordergrund gestellt 
wurde, erreichte das Bündnis gleich meh- 
rere Ziele. Zum einen fühlten sich viele 
»normale« Bürger dazu ermutigt, an den 
Protesten teilzunehmen. Andererseits 
wäre ein hartes Durchgreifen der Polizei 
im Nachhinein wohl nicht mehr vermit- 


Die Allianz marschiert weiter 


Über 820.000 Menschen haben die Ausstellung »Verbrechen der Wehrmacht. 
1941 bis 1944« des Hamburger Instituts für Sozialforschung seit ihrer Eröffnung 
im März 1995 in Hamburg besucht. In 32 Städten in Deutschland und Österreich 
wurden die Fotos und Dokumente, die den Mythos der »sauberen Wehrmacht« 
endgültig zerstörten, bisher gezeigt. Im Juni sind die Exponate an ihren Aus- 
gangsort Hamburg zurückgekehrt und sollen danach durch einen Trägerverein 
weiter ausgeliehen werden. Einerseits hat die Ausstellung eine breite gesell- 
schaftliche und mediale Diskussion über die Rolle der Wehrmacht ausgelöst. An- 
dererseits hat die Gegenkampagne von Neonazis, Teilen der CDU und CSU sowie 
führender deutscher »Nachrichtenmagazine« zu einem neuen Schulterschluß 
der extremen Rechten mit wesentlichen Trägern der »gesellschaftlichen Mitte« 
geführt. Das AIB hat die Kampagne gegen die Ausstellung mit der Serie »Allianz 
der Geschichtsleugner« begleitet. Die Rückkehr der Ausstellung nach Hamburg 
ist für uns Anlaß, ein vorläufiges Resümee zu ziehen. 


en Auftakt für den Einstieg des mili- 
Din Neonazisspektrums in die 
bis dato nur von einem kleinen Häuflein 
rechter »Publizisten« geführte Hetzkam- 
pagne gegen die Ausstellung machte der 
verurteilte Naziterrorist MANFRED ROEDER. 
Im Juni 1996 besprühte er in Erfurt meh- 
rere Exponate mit dem Schriftzug 
„LügE« und erzielte damit bundesweite 
Medienaufmerksamkeit. An den nach- 
folgenden Ausstellungsorten (Regens- 
burg, Klagenfurt, Nürnberg, Linz und 
Karlsruhe) kam es zu den ersten kleinen 
Kundgebungen Von orstansässigen 
NPD/JN-Strukturen. Zusätzlich gab es in 
Regensburg und Linz Bombendrohun- 
gen. Diese Aktivitäten fanden jedoch 
nur auf regionaler Ebene Presseresonanz. 

Dies änderte sich am 1. März 1997, 
als es im Vorfeld der Ausstellung in 


München eine beispiellose Hetze von 
Seiten der CSU gegen die Ausstellung 
und deren MacherInnen gab. Besonders 
der CSU-Hardliner PETER GAUWEILER 
nahm dabei eine führende Rolle ein. 
»Nachrichtenmagazine« wie der Spiegel 
und Focus übernahmen die Argumenta- 
tion von Gauweiler und Co. Sie bezeich- 
neten die Ausstellung fortan nur noch 
als »umstritten« und versuchten, deren 
Seriösität in Zweifel zu ziehen. Im 
Nacken saßen ihnen dabei weite Teile 
ihrer LeserInnenschaft, ex-Generäle wie 
der rechtsextreme ULLRICH UHLE- 
WETTLER, ex-Journalisten wie der Panora- 
ma-Gründer RÜDIGER PROSKE, Teile der 
Bundeswehrführung sowie der Soldaten- 
und Vertriebenenverbände. So war der 
gesellschaftliche Boden für den größten 


Naziaufmarsch nach 1970 bereitet. 


telbar gewesen. Köln ist eine Metropole 
mit einem hohen MigrantInnenanteil. 
Viele von ihnen wurden aktiv. Die einen 
verschenkten Gemüse, die anderen war- 
fen es. Die Tatsache, daß die Nazis an die- 
sem Wochenende vier Aufmärsche ange- 
meldet hatten, schlug sich zwar negativ 
auf das Mobilisierungspotential für Köln 
nieder, hatte auf das Ergebnis aber keinen 
Einfluß. Die Polizei stand kurz vor Beginn 
des  »Kölner-Gipfel-Maratons« unter 
Druck. Bei schlechter Presse hatte es Ärger 
von oben gegeben. Und wäre das populi- 
stische Konzept der Kölner GenossInnen 
nicht aufgegangen, hätten diese wohl Kri- 
tik vom Rest der Republik bekommen. 
Aber am 22. Mai hat sich gezeigt, daß ein 
Verhinderungskonzept an sich schon in 
Ordnung ist, es aber nicht wie bisher nach 
dem Motto »Wir verhindern und damit 
fertig« gehandhabt werden kann, sondern 
im Vorfeld und in der Umsetzung viel 
Phantasie erfordert. oO 


5.000 Nazis, mobilisiert von NPD/JN 
und den Strukturen der verbotenen mili- 
tanten Neonaziorganisationen mar- 
schierten unter Parolen wie »Unsere 
Väter waren keine Verbrecher« am 1. März 
1997 durch die bayerische Landeshaupt- 
stadt. Im Rückblick muß dieser Auf- 
marsch als der Startschuß für die Re-Eta- 
blierung der NPD als stärkste legale neo- 
nazistische Organisation in Deutschland 
gewertet werden. Mit der Kampagne 
gegen die Ausstellung wurden die übli- 
chen ideologischen Grabenkämpfe im 
rechten und rechtsextremen Lager um- 
gangen; Geschichtsleugnung wurde 
unter dem NPD-Vorsitzenden Uno VOIGT 
zum einheitsstiftenden Thema gewählt. 
Mit dem Münchener Aufmarsch hatte 
die NPD zudem deutlich gezeigt, daß sie 
- in Abkehr ihrer bis dahin geltenden 
Strategie - fortan auch die Straße als ihr 
»Kampfterrain« wählen würde. Ohne die 
Demonstration in München wäre die 
NPD möglicherweise noch immer die 
verstaubte rechtsextreme Hinterzimmer- 
partei der frühen neunziger Jahre. 


Die Mitte und der Rand 


Die Kampagne gegen die Ausstellung 
wäre ohne die Rückendeckung der CSU 
und führender CDU-Vertreter wie des 
ex-Verteidigungsministers GERHARD STOL- 
TENBERG sowie des bis Dezember 1998 
amtierenden Verteidigungsministers 
VOLKER RUHE nicht möglich gewesen. 
Aber auch die SPD hat sich keineswegs 
eindeutig für die Aufklärung über die 
Verbrechen der Wehrmacht ausgespro- 
chen. So erklärte Bundeskanzler GERHARD 
SCHRÖDER in einem Interview mit dem 
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französischen Publizisten BERNARD-HENRI 
L£vy für Le Monde auf die Frage, ob er 
die Ausstellung gesehen habe: »Ich habe 
sie ebenfalls nicht gesehen. Aber ich kann 
es nicht zulassen, daß man sagt, eine 
Armee habe in ihrer Mehrheit derartige Ver- 
brechen begehen können.«' Und Rühes 
Nachfolger RUDOLF SCHARPING hält wei- 
terhin an dem Erlaß fest, daß Bundes- 
wehrangehörige die Ausstellung allen- 
falls als Privatpersonen und nur in Zivil 
besuchen dürfen. 

In der Straßenmobilisierung blieb 
die NPD lange Zeit konkurrenzlos, bis 
sie Anfang letzten Jahres diese an die 
Strukturen der FREIEN NATIONALISTEN um 
CHRISTIAN WORCH und THOMAS WULFF aus 
Hamburg abgab. Auch wenn eine mit 
München vergleichbare Mobilisierung 
nicht mehr gelang: Die NPD und die 
FREIEN KAMERADSCHAFTEN, die in Mün- 
chen erstmals als eigener Block auftra- 
ten, ließen von da ab keinen Ausstel- 
lungsort mehr aus. In Frankfurt, Mar- 
burg (wo Manfred Roeder selbst als An- 
melder auftrat), Konstanz und Graz gab 
es kleinere Aufmärsche mit bis zu 80 
Teilnehmern. Ein neuerlicher Höhe- 
punkt für die NPD stellte der Aufmarsch 
von 1.200 Neonazis am 24. Januar 1998 
in Dresden dar. Es folgte ein Aufmarsch 
von ca. 500 Neonazis am 6. Juni 1998 in 
Kassel, bei dem die Freien Kamerad- 
schaften eng mit den REPs kooperierten. 
Drei Monate später demonstrierten 300 
Neonazis in Münster, und am 24. Okto- 
ber 1998 folgte ein Aufmarsch von rund 
1.000 Neonazis in Bonn. Im November 
und Dezember demonstrierten jeweils 
80 bzw. 180 Neonazis in Hannover. Am 
30. Januar diesen Jahres gelang es dann 
erstmals AntifaschistInnen, den Auf- 
marsch von 800 Neonazis in.Kiel vorzei- 
tig zu stoppen. Einen Monat später de- 
monstrierten 400 Neonazis in Saar- 
brücken. Hier gipfelten die Aufrufe der 
Naziterroristen Roeder und PETER NAU- 
MANN in dem Sprengstoffanschlag am 9. 
März 1999 gegen die Ausstellung. Auch 
hier hatte die örtliche CDU zuvor mas- 
siv gegen die Ausstellung agitiert. Zu- 
letzt konnten AntifaschistInnen am 21. 
Mai einen Aufmarsch von 200 Neonazis 
in Köln vorzeitig beenden (siehe 5. 30). 


Ludwigslust/Hamburg - 5. Juni 


Die Rückkehr der Ausstellung nach 
Hamburg rief dann auch prompt NPD 
und Freie Kameradschaften wieder auf 
den Plan. Angesichts sinkender Teilneh- 
merzahlen bei den letzten Aufmärschen 
und des laufenden Europawahlkampfes 
wollte man » mindestens 1.000« Teilneh- 
mer nach Hamburg mobilisieren. Nach- 
dem der vom Vorsitzenden des NATIO- 


NALDEMOKRATISCHEN _ HOCHSCHULBUNDES 


(NHB), ALEXANDER VON WEBENAU, ange- 
meldete Aufmarsch gegen die Ausstel- 
lung jedoch in letzter Instanz verboten 
worden war — das Bundesverfassungsge- 
richt hatte die Begründung der Hambur- 
ger Innenbehörde, es gäbe einen »Poli- 
zeinotstand« ähnlich wie auch in Bre- 
men am 1. Mai bestätigt - gelang es den 
Freien Kameradschaften trotzdem, zu 
marschieren. Versuche, nach Schwerin 
auszuweichen, wurden zwar verboten 
und durch einen Polizeisperrenkordon 
auch verhindert. Doch offenbar ging es 
nur darum, das Image der »Landes- 
hauptstadt« nicht zu beschädigen. Mit 
seit dem Pogrom von Rostock bekannter 
Sympathie für alles, was rechts ist, be- 
gleiteten Schweriner SEK-Einheiten die 
Nazibusse bis an den Ortsrand der nahe- 
gelegenen Kleinstadt Ludwigslust. Dann 
zogen sich die Schweriner Einheiten de- 
zent zurück und überließen es allein den 
vier Beamten eines zivilen Fahrzeugs der 
Berliner Spezialeinheit POLITISCH MOTI- 
VIERTE STRABENGEWALT (PMS), sich an die 
Spitze der formierenden Nazidemon- 
stration zu setzen und den Verkehr zu 
regeln. Die anwesenden Führungskader 
der Freien Kameradschaften wie THOR- 
STEN HEISE, CHRISTIAN WORCH, THOMAS 
WULFF, Kroatiensöldner MICHAEL HOMEI- 
STER, STEFFEN HUPKA, OLIVER SCHWEIGERT 
und BERND STEHMANN ergriffen die Gele- 
genheit beim Schopf: Fast zwei Stunden 
lang zogen 500 Neonazis Parolen brül- 
lend unbehelligt durch die Straßen. Po- 
lizeieinheiten aus Brandenburg und 
Bayern, die eine Stunde nach Beginn des 
Aufmarsches eintrafen, wurden provo- 
ziert und umgangen. Beendet wurde der 
Auftritt erst, als die Nazis ihre Busse 
schon fast wieder erreicht hatten. Die 
Aufforderung der Polizei, sich doch jetzt 
aufzulösen, wurde nach kurzen Ver- 
handlungen abgewandelt. In geschlos- 
sener Marschformation durften die 
Nazis zu ihren Bussen gehen und dann 
die Stadt - von einigen spontanen anti- 
faschistischen Aktivitäten abgesehen - 
unbehelligt verlassen. 

Währenddessen gelang es in Ham- 
burg rund 1.500 AntifaschistInnen trotz 
des auch die Demonstration des »Ham- 
burger Bündnisses gegen Rassismus und 
Faschismus« betreffenden Verbots und 
trotz vieler Festnahmen im Laufe des 
Vormittags, eine Spontandemonstration 
gegen die Neonazikampagne auf der 
Straße durchzusetzen. Schon im Vorfeld 
des 5. Juni hatte die Arbeit des Bündnis- 
ses und Anschläge militanter Antifaschi- 
stInnen gegen das Schenefelder Reise- 
busunternehmen SCHÖNHERR, das in der 
Vergangenheit mehrfach Neonazis zu 
NPD-Aufmärschen transportiert hatte, 
sowie gegen das Auto des revisionisti- 
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schen Journalisten Rüdiger Proske und 
auf Kriegsdenkmäler für Wirbel gesorgt. 

Das Motto der AntifaschistInnen 
»Den Naziaufmarsch zum Fiasko machen« 
ging jedoch nur teilweise auf. Mittler- 
weile sind die Freien Kameradschaften 
um Christian Worch und Thomas Wulff 
— wie in Ludwigslust gezeigt — bei ent- 
sprechender polizeilicher Unterstützung 
mühelos in der Lage, den bundesweiten 
harten Kern der militanten Neonazisze- 
ne unabhängig von den Strukturen der 
NPD zu koordinieren und zum Mar- 
schieren zu bringen. In Ludwigslust bei- 
spielsweise ließ sich von der NPD-Spitze, 
mit Ausnahme von Hupka, nur deren 
Anwalt und Bundesvorstandsmitglied 
GÜNTHER EISENECKER als Zaungast blicken. 
Die sich seit Anfang letzten Jahres ab- 
zeichnende Entwicklung, daß die Freien 
Kameradschaften die eigentlichen Trä- 
ger der Straßenmobilisierung nicht nur 
gegen die Wehrmachtsausstellung sind 
und die NPD nur noch den legalen Rah- 
men zur Verfügung stellt, hat sich auch 
in Ludwigslust bestätigt. 

Dabei wird mit der NPD ganz prag- 
matisch kooperiert: Hat eine Auf- 
marschanmeldung durch die NPD Er- 
folg, bedient man sich deren Status als 
Wahlpartei. Scheitert die NPD, gehen 
die Freien Kameradschaften eben auf ei- 
gene Faust vor - flexibel, aktionsorien- 
tiert und immer um ihre Ausstrahlungs- 
kraft auf jugendliche Sympathisanten 
besorgt. 


Die Allianz marschiert weiter 


Für den 11. Juli 1999 haben NPD 
und NHB erneut einen Aufmarsch in 
Hamburg angemeldet. Doch gefährli- 
cher als die noch kommenden Naziauf- 
märsche sind die gesellschaftlichen Fol- 
gen der Mitte-Rechts-Mobilisierung. 
Möglich ist diese Mobilisierung nur auf- 
grund des spezifischen Umgangs mit 
Geschichte, der hierzulande immer 
noch von Verdrängung, Mythenbildung 
und »Nestbeschmutzer«-Beschimpfun- 
gen gegen diejenigen, die die Mauern 
des Schweigens um die Verbrechen 
während des Nationalsozialismus, 
durchbrechen wollen, bestimmt ist. 
Dies zu ändern, hat sich das Hamburger 
Institut vorgenommen. A 


1 FAZ, »Ein paar Versuche, in Deutschland spa- 
zierenzugehen«, 17. Februar 1999, S. 50 


Teile des Artikels wurden der sehr lesenswerten 
Broschüre »Im Nebel deutscher Verdrängung 
marschieren die Neonazis« entnommen. Sie 
ist für DM 5,- für 5 Exemplare zu bestellen bei: 
Reihe antifaschistischer texte, c/o Schwarz- 
markt, Kleiner Schäferkamp 46, 20357 Ham- 
burg, 


»Wir machen die totale Fußballrandale« 


Hooligans im neuem Aufschwung, Nazis mischen mit. 


Fußball-WM in Frankreich 1998. 
Nach dem Spiel BR Deutschland - BR 
Jugoslawien am 21. Juni 1998 in Lens 
verprügelten deutsche Hooligans den 
Polizisten DAvıp NiveL. Zur Zeit läuft 
der Prozeß gegen die Täter von Lens 
vor einem Gericht in Essen. Ein Jahr 
nach dem Angriff ist das Thema »Hoo- 


ligans« wieder auf der Tagesordnung . 


der Innenpolitiker und der Medien. 
Zeit also, um auf neue Entwicklungen 
und Tendenzen in der deutschen Hoo- 
liganszene einzugehen. 


Randale in Offenbach 

»Offenbach ist schockiert und ratlos«, ti- 
telte die FRANKFURTER RUNDSCHAU am 15. 
Mai, zwei Tage nach den Krawallen rund 
um die Fußball-Regionalliga-Partie Offen- 
bacher Kickers gegen WALDHOF MANN- 
HEIM. Bereits seit Wochen wurde dem 
Datum in der bundesweiten Hool- und 
Faschoszene entgegengefiebert. Auf den 
Rängen des Bieberer Bergs und in den 


ot 


Die Berliner NPD’ler Lars Hellmich (I) und Uwe Brumke (r) 


werben vor einem Spiel von Hertha BSC. 


umliegenden Straßenzügen lieferten sich 
Hooligans aus mehreren Bundesländern, 
aus Österreich und der Schweiz eine 
Straßenschlacht mit der Polizei. Um das 
Ergebnis vorweg zu nehmen: Das Hoolig- 
anmatch ging unentschieden aus, deutli- 
che Verlierer waren der Fanclub Grün- 
Weiß und die Offenbacher Straßenreini- 
gung. Sowohl auf Offenbacher wie auch 
auf Mannheimer Seite mischten Neona- 
zis tatkräftig mit. Allein in der für ihre 
neonazistischen Tendenzen bekannten 
Mannheimer Truppe waren ca. 100 klar 
erkennbare Naziskins auszumachen. 
Unter den OÖffenbachern befand sich 
neben einer Reihe Naziskins aus dem 
Umland auch die Clique um Lars 


SCHULTZ, dem Betreiber des Bieberer Nazi- 
ladens CD-RooM, mittlerweile umbe- 
nannt in WAYJARD. 

Hierbei konnte die interessante Beob- 
achtung gemacht werden, daß der (Ex-) 
CD-Room offensichtlich als offizieller 
Ausstatter der »Rechten« unter den hiesi- 
gen Hools und Skins fungiert - auffallend 
viele Schläger des Offenbacher »Mobs« 
trugen Klamotten der Naziskin-Kultgrup- 
P® SCREWDRIVER, für die Lars Schultz die 
Verkaufsrechte besitzt. Auf Mannheimer 
Seite scheinen eher die »modischen« 
Kreationen aus dem Sortiment des Lud- 
wigshafener STURM-VERSANDES gefragt zu 
sein, der vom ebenfalls anwesenden Na- 
ziskinhead und Mannheim-Hooligan 
CHRISTIAN HEHL betrieben wird. Dies läßt 
zum einen darauf schließen, wie eng die 
Anbindung von Neonazis an einen Teil 
der Hooliganszene ist und zum anderen 
darauf, wie Schultz und Hehl ihre Ge- 
schäftsaktivitäten finanzieren. 

Die Betroffenheit in Offenbach, vor 
allem in der Vereinsführung, ob 
dieser Krawalle kann jedoch nur 
kopfschüttelnd registriert wer- 
den - wurde doch unlängst der 
rechte Oberschläger FRANK FÖR- 
STERR, Sohn des REPUBLIKANER- 
Funktionärs BERT-RÜDIGER FÖR- 
STER, zum Stadion-Ordner am 
Bieberer Berg befördert. Die SPD 
hat unterdessen angekündigt, 
die Geschehnisse vor dem In- 
nenausschuß zur Sprache zu 
bringen, jedoch - wie sollte es 
anders sein - ausschließlich 
unter dem Aspekt der »Inneren 
Sicherheit«. Das ungenierte Auf- 
treten der Neonazis innerhalb 
der Hooliganszene wird weiter- 
hin kein Thema sein.' 


Nazis mischen mit 


Dabei bieten Stadien und die Hooli- 
gan-Szene den Neonazis in Zeiten staatli- 
cher Repression einen Freiraum und Er- 
lebniswelt zugleich. Letzteres gilt insbe- 
sondere für die westlichen Bundesländer. 
Hier kann man sich ungestört überregio- 
nal und regelmäßig treffen. Eine Isolie- 
rung der Neonazis ist äußerst schwierig, 
da sich ihnen ein unübersehbarer Teil der 
Hooligans sowohl optisch als auch ideo- 
logisch genähert hat. Die Übergänge sind 
fließend geworden. Den Freiraum, den 
Neonazis in den Stadien genießen und 
der ihnen einen ungehinderten Zugriff 
auf (zunächst) erlebnisorientierte Jugend- 


liche gibt, kann man ihnen nur schwer 
nehmen. 

Die neue Entwicklung innerhalb der 
Hooligan-Szene beschreibt die AG »Hooli- 
gans als der radikale Ausdruck einer gesell- 
schaftlichen Entwicklung« beim 3. Bundes- 
weiten Fan-Kongreß/Bündnis Aktiver 
Fußballfans (BAFF): »In den verschiedenen 
Städten gibt es unterschiedlich starke Hooli- 
ganszenen. Diese sind nur in Einzelfällen 
identisch mit dem “harten Kern’ rechtsextre- 
mer Fans. Tendenziell ist das auf den ersten 
Blick ‘Unpolitische’ der meisten Hooligans 
häufig aber eher nationalistisch und rechts. 
(...) Von der sozialen Herkunft des größten 
Teils der Hooligans kann von einem Mittel- 
schichtsübergewicht gesprochen werden. Dies 
gilt aber insbesondere für die Älteren, über 
2Sjährigen. Bei den Jüngeren ist mittlerweile 
eine Tendenz der Herkunft aus sozial 
schwächeren Schichten und Leuten in 
prekären Arbeitsverhältnissen kKonstatierbar. 
Gerade die Jüngeren sind es häufig, die sich 
noch weniger an den (vorgeblichen) Ehrenko- 
dex halten als ihre älteren ‘Vorbilder’. « ' 

Nicht wenige Hooligangruppen stel- 
len in »ihren« Stadien Machtfaktoren dar, 
was ihnen eine hohe Integrationskraft 
und neue Möglichkeiten verschafft. So 
werden sie beispielsweise auch von seriö- 
sen Veranstaltern als Ordnerdienst für 
Open-Air-Festivals oder Diskos angeheu- 
ert und teilweise -— im Rahmen sozial- 
pädagogischer Programme - als Stadion- 
ordner eingesetzt. Die Neonazis, die dort 
mitmachen, werden über dieses Trittbrett 
zu Respekts- und Integrationspersonen. 

Die Schauplätze der Aufeinandertref- 
fen von Hooligans waren meist die Bun- 
desligastadien der 1. und 2. Liga oder 
Treffpunkte in deren unmittelbarer Um- 
gebung. Durch die Zunahme repressiver 
Maßnahmen seitens der Vereine (Sta- 
dionverbote) und der Polizei (Meldeauf- 
lagen, Ingewahrsamnahmen) wurde es 
für die Hools immer schwieriger, geeigne- 
te Terrains für ihre »Matches« zu finden. 
Des weiteren wird durch die fortschrei- 
tende Kommerzialisierung des Profifuß- 
balls das Bundesligastadion als Treff- und 
Sozialisationspunkt von Jugendlichen 
und Jungerwachsenen immer unattrakti- 
ver. Die Folge davon ist, daß sich starke 
Hooligangruppierungen in den Stadien 
der Amateurligen bilden. Bei den Spielen 
der Amateurklassen kommt es daher in 
den letzten Jahren vermehrt zu Aus- 
schreitungen und Übergriffen. Dabei ist 
zu beobachten, daß sich in den jeweili- 
gen Hooliganszenen sowohl rechtsextre- 
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me Tendenzen als auch organisierte 
Rechte breit machen. 

Die vom »klassischen Hooligan« ver- 
tretene Position, daß Politisches nur als 
Provokation eingesetzt wird, ist bei den 
derzeitigen Entwicklungen nicht mehr zu 
halten. Gerade bei Hooligans aus dem 
Osten ist eine starke Tendenz zu rechtsex- 
tremen Positionen zu verzeichnen. Diese 
beschränkt sich nicht mehr nur darauf, 
dumpfe rechte Parolen einfach nur nach- 
zubrüllen, sondern äußert sich in einem 
verankerten nationalistisch- autoritären 
Weltbild der jugendlichen Besucher. Dies 
versuchen sich rechte Parteien und Orga- 
nisationen zunutze zu machen, um neue 
Mitglieder zu rekrutieren und Propagan- 
damaterial zu verteilen. So kam es beim 
Berliner Pokalfinale zwischen dem BFC 
Dynamo und Türk Spor zu rassistischen 
Sprechchören und nach dem Schlußpfiff 
zu Jagdszenen auf die türkischen Spieler. 

Doch auch in westdeutschen Städten 
ist ein Anwachsen der rechten Gruppie- 
rungen zu registrieren. So sind traditio- 
nell bei HERTHA BSC viele Boneheads und 
NPD-Parteigänger anzutreffen. Im Berli- 
ner Olympiastadion wurde vor der letz- 
ten Bundestagswahl verstärkt durch NPD 
und REPs Werbung betrieben. Im Laufe 
dieser Kampagne solidarisierte sich die 
NPD mit dem zurückgetretenen Bunde- 
strainer VoGTs, da dieser auf die »deut- 
schen Tugenden« im Sport Wert gelegt 
hätte. Auch der HSV hat mit einer größe- 
ren Gruppe Nazi-Skinheads zu kämpfen, 
die sich auf den Rängen trifft und agitiert. 
Und natürlich existieren weiterhin klassi- 
sche Hooligan-Gruppierungen, die bei at- 
traktiven Spielen versuchen, die »dritte 
Halbzeit« zu bestreiten. Auch wenn es 
übertrieben wäre, von festen Neonazi- 
strukturen in den Stadien zu sprechen, so 
ist die jüngste Entwicklung alles andere 
als beruhigend. Ob jedoch sozialarbeiteri- 
sche und repressive Maßnahmen alleine 
ausreichen, um dem Trend entgegen zu 
wirken, ist mehr als fraglich. Der Fanla- 
den St.Pauli fordert vom DFB und den 
Bundesligavereinen, ihre Fanstrukturen 
so zu stärken, daß die Fans selbst in die 
Lage versetzt werden, sich der Tendenz, 
das Fußballstadion als rechte Agitations- 
fläche zu gebrauchen, zu erwehren. Die 
weitere Entwicklung von Hooliganstruk- 
turen in den Stadien wird nicht zuletzt 
davon abhängen, ob es derartige Ansätze 
geben wird. Ein Beispiel hierfür, das von 
BAFF bundesweit zur Nachahmung emp- 
fohlen wird, ist die von der Schalker Fani- 
nitiative vorgeschlagene und im Dezem- 
ber 1994 verabschiedete Satzungsände- 
rung bei Schalke 04. Dort heißt es in 82 
(Zweck und Aufgabe des Vereins): »Die so- 
ziale Integration ausländischer Mitbürger 
soll gefördert werden.« Und in 34 Absatz 4 


(Ende der Mitgliedschaft): »Der Ausschluß 
aus dem Verein kann erfolgen (...) bei uneh- 
renhaftem Verhalten innerhalb oder aufßer- 
halb des Vereins, insbesondere durch Kund- 
gabe ausländerfeindlicher oder rassistischer 
Gesinnung.« 
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Für den Kameraden (Bildmitte) war das Match 
vorzeitig zu Ende. Links im Bild: Ronnie Reimer 
aus Schifferstadt, 16jähriger Herausgeber des 
Naziskinzines Pfalzfront, des JN-nahen Blätt- 
chens Süd-West-Wind und des Anti-Antifa-Hef- 
tes Staatsfeind. 


Lens und die EM 2000 


Daß mit sicherheitspolitischen Maß- 
nahmen allein nicht verhindert werden 
kann, daß Hooligans aufeinandertreffen, 
zeigt nicht zuletzt der Vorfall in Lens. 
Hier gab es offenbar eine Planung von 
Seiten bundesdeutscher Nazihools. So 
hatte der SIEGENER BÄRENSTURM, dessen 
führende Köpfe der NRW-Verfassungs- 
schutz der SAUERLÄNDER AKTIONSFRONT 
(SAF) zurechnet, per Internet zum »Frank- 
reichüberfall« eingeladen und Mitfahrge- 
legenheiten zum Spiel nach Lens angebo- 
ten, da dort «Gerüchten zufolge serbische 
und englische Hooligans kroatischen und 
deutschen Froinden der 3ten Halbzeit Paroli 
bieten und sie zerschlagen wollen.« * Schon 
ab nachmittags waren in Lens am 21. 
Juni ‘98 Sprüche wie »Wir sind wieder ein- 
marschiert« und »Deutschland den Deut- 
schen« unter den deutschen Hoolgruppen 
zu hören. Als die Auseinandersetzungen 
mit der französischen Polizei begannen, 
skandierte eine Gruppe von ca. 70 - 80 
Nazihools »Hier marschiert der nationale 
Widerstand«.* Trotz klarer Hinweise auf 
Naziskinkoordinierung in Lens, ist es im 
Prozeß bisher nicht gelungen, dies zum 
Thema zu machen. Auch bei der EM 
2000 in Belgien und Holland ist mit ver- 
stärkten Hooligan-Aktivitäten zu rech- 
nen. Sicherlich ganz vorne mit dabei: Die 
deutschen Hooligans, die schon vor Lens 
beispielsweise bei den deutschen Länder- 
spielen in Rotterdam im April ‘97 und in 
Zarbze in Polen im September ‘98 mit 
massiven rechtsextremistischen und an- 
tisemitischen Parolen auftraten. Ob sich 
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der Trend auf regionaler Ebene, daß 
Rechtsradikale und Hooligans zusammen 
agieren, bei diesem internationalen Tur- 
nier weiter fortsetzt, bleibt abzuwarten. 


St.Pauli als Feindbild 


Gerade Spielpaarungen gegen den FC 
St. PauLı waren und bleiben für Hools 
und Nazis willkommene Anlässe, um sich 
zu treffen und die Auseinandersetzung zu 
suchen. Die Fans des FC St. Pauli sind bei 
Heim- und Auswärtsspielen Ziel von 
rechten Provokationen und Übergriffen. 
Sie werden als »Zecken« beschimpft und 
mit dem Lied »Wir bauen eine U-Bahn, von 
St. Pauli bis nach Auschwitz« begrüßt. So- 
bald der FC St. Pauli ein Spiel bestreitet, 
mobilisiert die örtliche rechte Szene zu 
diesem Spiel und ist im Stadion anzutref- 
fen. Höhepunkt dieser Entwicklung war 
das Spiel FC St. Pauli -— VFB Leipzig am 1. 
Mai 1998. Unter den Leipziger Fans be- 
fanden sich ca. 300 Nazis, die mit Hitler- 
gruß und Reichskriegsflagge aufmar- 
schierten. Die NPD hatte zu diesem Spiel 
Freikarten verteilt. Auch bei einer Demo 
von Fans des FC St. Pauli und des HSV 
gegen »Hooliganismus, Rechtsextremismus 
und Fremdenfeindlichkeit in allen Stadien« 
nach dem Benefizspiel FC St. Pauli - HSV 
im Juli 1998, kam es zu einem Aufmarsch 
von Hooligans und Nazi-Skins, die ver- 
suchten, gemeinsam die Demonstration 
anzugreifen. In Cottbus wurde das Spiel 
von Hools und Nazis dazu benutzt, um 
anschließend eine multikulturelle Begeg- 
nungsstätte anzugreifen und die Schei- 
ben eines Hamburger und Berliner St. 
Pauli-Fan-Bus zu zerstören. Das übliche 
Maß an Beschimpfungen wird immer 
mehr durch praktische Angriffe abgelöst. 
Durch den Aufstieg der Amateure des FC 
St. Pauli in die Regionalliga und den Ver- 
bleib der Profis in der 2. Bundesliga ist 
mit dem Auftreten massiver Hool- und 
Naziskingruppen bei den Spielen zu rech- 
nen. Da die Überschneidungen und Ko- 
operationen zwischen den beiden Grup- 
pierungen in letzter Zeit immer mehr zu- 
nehmen, ist die Ausgangslage für die Sai- 
son 99 - nicht nur bei Spielen des FC St. 
Pauli - alles andere als beruhigend. A 


Teile des Artikels verdanken wir dem Fan 


Laden St. Pauli. Vielen Dank. 
Kontakt: Fan Laden des FC St. Pauli 
Thadenstraße 94, 22767 Hamburg. 
Tel. 040/4396961 

Fax: 040/4305119 


I) entnommen aus »Swing«, autonomes Rhein- 
Main-Info 

2) Reader vom dritten Bundesweiten Fan-Kon- 
greß/Oer-Erkenschwick/31. Juli-2. August 
1998, Bündnis Aktiver Fußballfans (BAFF e.V.), 
S.14 u.15 

3) Westfälische Rundschau, 25.6.1998 

4) AlleZmagne, Die WM-Zeitung, Nr. 3/98 
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Juli/August ‘99 


Bundesweit 


Neue Nazigruppe 1 


Im hessischen Langen ist am 14. Februar 
die programmatische Grundlage zur Grün- 
dung eines Kampfbund deutscher Soziali- 
sten (KDS) beschlossen worden. Unterzeich- 
net wurde die »Langener Erklärung« vom 
Kopf der Partei der Arbeit Deutschlands 
(PdAD), Michael Koth aus Berlin, dem ein- 
stigen »Stellvertreter« Michael Kühnens 
(ANS/NA) Thomas Brehl aus Fulda, dem 
Chef der 1992 verbotenen Deutschen Alter- 
native (DA) Frank Hübner aus Cottbus und 
dem Duisburger Michael Thiel. Thiel, der 
wie Hübner Aktivist der DA war, gründete 
nach deren Verbot in NRW die Gruppierung 
Der Deutsche Weg. In der Gründungser- 
klärung wird der KDS auf völlig neue, bahn- 
brechende Art und Weise als »partei- und or- 
ganisationsunabhängiger Zusammenschluß auf 
der Basis des Bekenntnisses zu Volk und Hei- 
mat« charakterisiert, der eine »für alle Gut- 
willigen offene Plattform« sei und der »One- 
World-Gesellschaft« und der »weltweiten Ver- 
schwörung von Politik und Kapital« einen »auf 
die nationalen Erfordernisse zugeschnittenen 
deutschen Sozialismus« entgegensetzt. Nicht 
viel Neues also an dieser weiteren Neonazi- 
«Sammlungsbewegung«, außer, daß die 
Gründungsriege sich fast komplett aus 
Führungskadern der alten GdNF-Riege zu- 
sammensetzt. Es dürfte also interessant sein, 
die weitere Entwicklung des KDS zu beob- 


achten. 


Neue Nazigruppe 2 


www.fpdeutschlands.de - So lautet die 
neue Internetadresse der Freiheitlichen Par- 
tei Deutschlands aus Thiendorf/Großen- 
hain. Auf den Seiten findet man das Pro- 
gramm und die aktuellen Kandidaten für die 
Europawahl dieser Kleinstpartei. Zum Spit- 
zenkandidat wurde der 29jährige Landesvor- 
sitzende von Baden-Würtemberg, Andreas 
Stauffer gewählt. 

»Bundesvorsitzender« ist der 62jährige 
Johannes Hertrampf. Er hat eine lange Kar- 
riere im rechtsextremen Lager hinter sich. 
1991 als Beisitzer im Landesvorstand der 


sächsischen DVU, sorgte er nach dem Ver- 
bot der Nationalen Offensive für die indi- 
rekte Fortsetzung ihrer sächsischen Zeit- 
schrift. 1994 gründete er die Freiheitlich 
Nationale Partei, welche sich aber nach 
kurzer Zeit wieder auflöste. Just im Anschluß 
verkündete Hertrampf, daß er nun Bundes- 
vorsitzender der Freiheitlichen Partei 
Deutschlands sei. Zu seinen damaligen Mit- 
streitern gehörte u.a. der heutige Chemnit- 
zer NPD-Vordenker Michael Nier. Die bun- 
desweite Einbindung Hertrampfs in das 
rechtsextreme Netz tritt mit seiner regel- 
mäßigen Autorenschaft im Naziblatt Recht 
und Wahrheit zu Tage. 1995 sprach er beim 
RuW-Lesertreffen in Vilshofen über »Unsere 
Verantwortung für Deutschland«. Anfang der 
90er Jahre druckte das Naziblatt Nation&Eu- 
ropa seine Texte ebenfalls ab. 1996 war der 
Name Hertrampfs unter den Unterzeichnern 
des revisionistischen »Appells der 100« zu 
finden. 


Neue JN-Führung 


Auf dem JN-Bundeskongreß am 10./11. 
Januar in Klingenberg wurde der 25jährige 
Sascha Roßmüller zum neuen JN-Bundes- 
vorsitzenden gewählt und tritt damit die 
Nachfolge von Holger Apfel an, welcher sei- 
nen Arbeitsschwerpunkt auf die NPD verla- 
gert. Stellvertretende JN-Chefs wurden Alex- 
ander von Webenau (NHB) aus Bayern und 
Alexander Delle aus Ba-Wü. Der Nazi-Bom- 
benleger Peter Naumann und der NPD-Chef 
Udo Voigt hielten ein Referat. 


Sascha Roßmüller und Alexander von Webenau 
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Chronologie 


14. FEBRUAR 

% Hamburg — Wegen der rassisti- 
scher Innenstadtpolitik des Innense- 
nators Hartmuth Wrocklage (SPD) 
zündete eine autonome Gruppe sei- 
nen Dienstwagen an. 

%* Leipzig — Antifas entglasten die 
Räume der CDU-Geschäftsstelle und 
entfernten das CDU-Logo. 


17. FEBRUAR 


%* Schwarzenberg - Beim Verlassen 
des Kinos »Komet« wurden zwei Ju- 
gendliche von acht Nazi-Hools zuerst 
angepöbelt und dann tätlich ange- 
griffen, dabei wurde einem Opfer der 
Arm gebrochen. Die Polizei unterhielt 
sich lediglich mit den Angreifern. 


20. FEBRUAR 


%* Wittstock — Auf einen türkischen 
Imbiss wurde ein Brandanschlag ver- 
übt. Das zweistöckige Gebäude 
brannte bis auf seine Grundmauern 
ab. 

%* Neustrelitz - Ca. hundert Nazis 
führten einen Fackelmarsch durch die 
örtliche Plattenbausiedlung durch. 
Organisatoren waren Freie Kamerad- 
schaften und die NPD. 

%* Spantekow - Ein als Geburtstags- 
feier getarntes Treffen von etwa 120 
Nazis wurde aufgelöst. Dabei kam es 
zu Rangeleien mit der Polizei, wobei 
neben Flaschen auch Gehwegplatten 
in Richtung Polizei flogen. Desweitern 
wurde eine Strassenblockade gebaut 
und angezündet. 


22. FEBRUAR 


%* Kronskamp — Ein Dönerstand 
wurde bei einem Brand völlig zer- 
stört. 


25. FEBRUAR 


% Leipzig - In Grünau schlugen 
zwanzig Nazis einen Jugendlichen zu- 
sammen. Anschließend versuchten sie 
den Verletzten von einer Brücke zu 
werfen. 


26. FEBRUAR 


%* Wittstock - 1.000 Menschen nah- 
men an einem Schweigemarsch 

teil, um an den Brandanschlag vom 
20.Februar zu erinnern. 

%* Velten - Ein Angolaner wurde in 
der Nacht von einer 7 - 8 köpfigen 
Nazi-Gruppe angegriffen und schwer 
verletzt. 

%* Schwedt — Da Nazis zu laut feier- 
ten, kam die Polizei und stellte Musik- 
kassetten und eine Reichskriegsflagge 
sicher. 


%* Leipzig — Nazis setzen ein Auto in 
Brand. 


27. FEBRUAR 

%* Wurzen — Unter dem Motto » Weg 
mit dem Nazi-Spuk« demonstrierten 
ca. 300 Antifas für ein »alternatives 
Jugendzentrum«. Dabei wurden sie 
von Nazis mit Farb- und Fäkalienbeu- 
teln attackiert. 

%* Hennigsdorf - Eine Lichterkette 
von 200 Menschen wollte auf den 
Überfall auf Mohammad Azam auf- 
merksam machen, dieser war einige 
Tage zuvor von Nazis krankenhausreif 
geschlagen worden. 

%* Angermünde - Etwa 400 Nazis 
demonstrierten »gegen Drogen und 
linke Gewalt«. An der linksbürgerli- 
chen Bündnisdemo und der Antifade- 
mo beteiligten sich insgesamt 750 
Menschen. 

%* Ronneburg - Ein DVU-Treffen 
wurde nach Antifa-Protesten abge- 
sagt. 50 Antifas demonstrierten. Nazis 
versuchten zu stören. 

%* Magdeburg -— NPD-Demo. Aus 
Halle mit dabei Sven Liebich (Blood 
& Honour, Ultima TV-Inhaber, The 
New Dawn-Herausgeber) und Falko 
Pick (FVB). 


29.FEBRUAR 

%* Saalfeld — Eine Gruppe von 15 
Nazis schlug am Bahnhof zwei Ju- 
gendliche zusammen. Später wurde 
in der Innenstadt ein Mann von 
ihnen verletzt. Am Abend wurden in 
Gorndorf erneut zwei Jugendliche 
verletzt. 

%* Velten - In der Nacht wurde ein 
Angolaner von sechs Nazis aus einem 
Imbiß gezerrt und zusammengeschla- 
gen. Drei Nazis wurden verhaftet u.a. 
Rene H. (32) und Henry Sch. (30). 
Der Wirt, der den verletzten Angola- 
ner wegtrug, wurde später mit Base- 
ballschlägern bedroht. Ihm wurde ein 
Brandanschlag angedroht. Auch seine 
Frau wurde angegriffen. 


30.FEBRUAR 

%* Saalfeld - Vier Nazis verprügelten 
am Bahnhof drei Menschen und wer- 
den festgenommen. 


31.FEBRUAR 

%* Werder - Ein Inder wurde von 
zwei Nazis mit CS-Gas besprüht. 

%* Frankfurt/O - Eine Gruppe Nazis 
mißhandelte einen Flüchtling im 
Bahnhof. Ein 14jähriger wurde des- 
halb verhaftet. 


3. März 

%* Göttingen - Auf eine Flüchtlings- 
unterkunft in Göttingen wurde ein 
Brandanschlag verübt. Ein Flüchtling 
erlitt Rauchverletzungen. 


A. März 

%# Weddendorf - Autonome Antifas 
statteten dem CDU-Ortsverbandsvor- 
sitzenden Horst Adolf einen Besuch 
ab. Sie bewarfen sein Haus mit Eiern 
und sprühten den Spruch »Ausländer- 
hetze stoppen« an sein neues Haus. 
Bei ihm lagen die CDU-Unterschrif- 
tenlisten zur doppelten Staatsbürger- 
schaft aus. 

%* Berlin - Drei Nazis, die in ihrem 
Kleintransporter in Berlin-Friedrichs- 
hain parkten und laut Nazimusik hör- 
ten, wurden von zehn vermummten 
Antifas angegriffen. Das Auto ging 


Neues NPD-Büro 


Die NPD-Zentrale in der Münchener 
Holzstr. 49 gibt es seit Ende Februar nicht 
mehr. Hier hatte die NPD vierzig Jahre lang 
gehaust, bevor ihr gekündigt wurde. Grund 
für die Kündigung waren ständige Antifa- 
Parolen an den Wänden des Hauses und der 
randalirende NPD-Nachwuchs um den 
Münchener JN-Chef Carsten Beck. Nun ist 
die NPD nach Sinning bei Schrobenhausen 
gezogen. 


Nazi-Briefbombe 


Ein unpolitischer Münchner erhielt 
Ende März eine Briefbombe von Nazi-Terro- 
risten. Sein Pech war, ähnlich zu heißen wie 
einer der Initiatoren der sog. Wehrmachts- 
ausstellung. Zuvor bekam er eine deutsch- 
sprachige Nazizeitung aus Holland und 
einen Drohbrief aus Östereich zugeschickt. 
In diesem stand u.a. »Herr, du gottverdammte 
Drecksau! Saarbrücken war erst der Anfang. 
Wir kriegen dich!«. Als er ein Paket aus Öster- 
reich ohne Absender bekam brachte er es 
zur Polizei. Wegen eines technischen De- 
fekts war die beinhaltete Bombe nicht hoch- 
gegangen. 


WJ-Verbot bleibt 


Die 1994 verbotene Wiking Jugend 
bleibt verboten. Sie war eine der ältesten 
neofaschistischen Jugendorganisationen in 
der BRD. Sie ging 1952 aus verschiedenen 
Nazijugendgruppen hervor und war für die 
Schulung von Kindern und Jugendlichen 
auf Fahrten, Wanderungen und Zeltlagern 
verantwortlich. An dem Verbot konnte auch 
der NPD-Anwalt Hans-Günther Eisenecker 
nicht rütteln. 


30 Jahre JN 


Am 13. März fand in der Nähe von Eg- 
genfelden in Bayern (ursprünglich war Für- 
stenwalde/Brandenburg geplant) der JN-Ju- 
biläumskongreß statt. Ehemalige (Winfried 
Krauß, Peter Naumann, Stefan Lux) und 
jetzige JNler erzählten sich, wie toll sie sind. 
Anschließend durften »nationale Liederma- 
cher« diverser Generationen ihre Liedchen 
trällern. Außerdem wurden 20 neue Mitglie- 
der aufgenommen. 


Brunner steigt um 


Manfred Brunner kehrte zu seiner Ur- 
sprungspartei der FDP zurück. Allerdings 
nicht in seinen lokalen Verband in Mün- 
chen, sondern in die FDP-Vogtland. Dieser 
sächsische FDP-Verband ist rechts genug für 
Brunner. Führer der dortigen FDP ist der 
ehemalige Bildungsminister Rainer Ortleb. 
Der Vorsitzende des Kreisverbandes ist Joa- 


chim Günther. Bei ihm durfte sich Brunner 
auch polizeilich melden, bevor er wieder der 
FDP beitrat. Einige FDP-Funktionäre versu- 
chen nun, gegen Brunners Wiedereintritt 
vorzugehen. Einige Gefolgsleute Brunners 
folgten mittlerweile seinem Beispiel, so z.B. 
Sachsens BFB-Chef Dieter Tanneberger. 
Andere BFB’ler wie Rolf-Dieter Gmeiner 
(Wiesbaden) und Markus Roscher (Berlin) 
verließen den hoch verschuldeten BFB. Der 
BFB-Hauptsponsor Dieter Gratzer aus Kas- 
sel will nun auch seine Geldspenden (eine 
Million Mark) zurück. Der BFB-Schatzmei- 
ster Wolfram Grünkern forderte allerdings 
noch einmal 26.000 Mark, bevor es eine 
Spendenquittung gäbe. Mittlerweile hat 
auch er das sinkende Schiff verlassen. Die 
verbliebenen BFB’ler um Heiner Kappel 
(Hessen) und Torsten Witt (Berlin) führen 
unbeirrt ihre Öffnung nach rechts außen 
weiter. So demonstrierte der Berliner BFB 
kürzlich zusammen mit dem Berliner NPD- 
Chef Andreas Storr gegen das Holocaust- 
Denkmal. 


Nazi-Konzert in Lich 


Am 22. April fand in Lich-Langsdorf ein 
Konzert mit den Bands Oidoxie (Dort- 
mund) und Spreegeschwader (Berlin) statt, 
das von 600 Naziskins besucht wurde. Be- 
reits zehn Tage vor dem Konzert wurde die 
Polizei im benachbarten Wetteraukreis vom 
LKA über das bevorstehende Ereignis infor- 
miert. Sie untersagten das Konzert in Nidda, 
versäumten es aber, den Kollegen in den 
umliegenden Kreisen Bescheid zu geben. So 
erfuhren die Gießener Kollegen erst am Mit- 
tag des 22. Aprils von dem bevorstehenden 
Ereignis und kamen - da sich bereits am 
Nachmittag 300 Nazi-Skins an einem 
Schleusungspunkt gesammelt hatten - zu 
der Einschätzung, es könne bei einem wei- 
teren Verbot bzw. bei einer Auflösung außer 
Kontrolle geraten. Um dies nicht öffentlich 
zugeben zu müssen, schwafelte die Presse- 
stelle von einer »privaten Geburtstagsfeier«, 
zu deren Auflösung keine rechtliche Grund- 
lage bestünde, solange keine Straftaten be- 
gangen würden. Tatsächlich gab es an die- 
sem Abend auch zwei Geburtstage zu feiern 
- den des Anmelders am 22. April und den 
Hitlers am 20. April. Beim Anmelder han- 
delte es sich um einen Strohmann des seit 
Jahren bekannten Neonazis Steffen Neu- 
mann (Nidda) aus den Reihen der JN. 


In eigener Sache 


In der WGA # 27 auf S.IV wird unter der Über- 
schrift »Nazi-Terror in Jena« über Aktivitäten der 
Brüder Andre und Christian Kapke berichtet. 
Dabei sind einige Sachverhalte nicht ganz klar. 
Wir sind dabei, die Vorgänge um Ausweiserpres- 
sungen genauer zu recherchieren und werden ge- 
gebenenfalls genaueres veröffentlichen. 


Redaktion WGA 


Thüringen, Bayern, Sachsen, Ba-Wü 


Nazitreffen und Aktionen 


Am 20./21 Februar ‘99 fand in Erlangen 
das 3. Winterkolleg »Kunst und Kultur« der 
radikal-völkischen Burschenschaft Akade- 
mischen Ferialverbindung Rugia zu Karls- 
bad statt. Referenten waren die Nazis Man- 
fred Rouhs (Ex-DL, Signal-Herausgeber), 
Richard W. Eichler (Sudendeutsche Lands- 
mannschaft, Autor) und Hans-Dietrich 
Sander (Staatsbriefe-Herausgeber). Der 
Kontakt lief über die AFV-Rugia, Winfried 
Knörzer, Findelwiesenstr. 27, Nürnberg. Am 
9. April ’99 traf sich in der TSV-Halle im 
Göppinger Ortsteil Hohenstaufen Angehöri- 
ge der 9. SS-Panzerdivision. Vom 14. bis 
zum 16. Mai ‘99 fanden in Bayreuth die »Pa- 
neuropa-Tage« der rechtskonservativen und 
antikommunistischen Paneuropa-Union 
Deutschland e.V. statt. Schirmherr war der 
bayerische Ministerpräsident Edmund Stoi- 
ber von der CSU. Zeitgleich fand im Raum 
Würzburg die diesjährige Hauptversamm- 
lung der Nazi-Kader-Organisation Freundes- 
kreis Ulrich von Hutten statt. Am 22. Mai 
‘99 ]ud die »Leitstelle Thüringen« der Wan- 
derjugend Gibor (»flink, zäh und hart«) zur 
Pfingstwanderung durch die »geschichtsträch- 
tige Landschaft« im »herrlichen Gau Thürin- 
gen« ohne »amerikanische Nietenhosen, grelle 
T-Hemden und Modeschnickschnack« ein. Etwa 
zehn Giboraner wanderten von Wickerode 
Richtung Kyffhäuser. Abends wurde sich von 
Antifas entsprechend um die Fortbewe- 
gungsmöglichkeiten gekümmert. Dies war 
nun schon die dritte Pfingstfahrt der Wan- 
derjugend Gibor. Seit 1997 werden immer 
wieder »deutsche Wälder« durch die Nazi- 
Wandergruppen belästigt. Leitstellen der 
Wanderjugend Gibor gibt es in Brandenburg 
(Cottbus), Berlin, Sachsen (Dresden) und 
Thüringen (Arnstadt). Sie geben die Blätter 
Echt Knorke, Märkische Jugendwarte und 
Freie Zukunft heraus. Am 23. Mai ‘99 lud 
die revanchistische Interessengemeinschaft 
für die Wiedervereinigung Gesamt- 
deutschlands (IWG) um den Pleinfelder 
Georg Paletta zu einer Kundgebung in 
Nürnberg ein. Unter dem Motto »Lauft nicht 
den Rattenfängern nach, die uns verraten und 


Giboraner ohne Modeschnicknack (Foto: Horst) 


jahrelang als Stimmvieh mißbraucht haben«, 
wollte er vor dem »Sudetendeutschen Tag« auf 
sich und seinen Verein aufmerksam ma- 
chen. Am 30. Mai ‘99 fand die »78. Anna- 
berg-Gedenkfeier« von der Kameradschaft 
Freikorps Bund Oberland im Örtchen 
Schliersee statt. Hier kam es zu einer Feld- 
messe, einer Kranzniederlegung und einer 
Nazilieder-Singerunde. Veranstaltungsort 
war das Hotel Terofal. Diese Kameradschaft 
geht auf die faschistische Thule-Gesell- 
schaft (1919) zurück. Der Bund Oberland 
war maßgeblich am Hitler-Putsch 1923 in 
München beteiligt. Am selben Wochenende 
führte das rechtsextreme Hoffmann von 
Fallersleben Bildungswerk (HvFB) aus Ber- 
lin-Adlershof ein Seminar im Raum Leipzig 
durch. Redner waren u.a. Frank Schwerdt 
(NPD), Peter Dehoust, Claus Nordbruch 


und Jürgen 
Schwab. Kontakt- 
person war u.a. 
Richard Miosga 


(0177-2782440) aus 
Berlin. Jeden Don- 
nerstag trifft sich 
ein »nationaler 
Stammtisch Coburg« 
ab 20.00 Uhr in der 
Gaststätte »Zum 
kühlen Trunk« in 
Weidach. 


NPD/JN-News 


Am ersten Februarwochenende ‘99 führ- 
te der NPD-Kreisverband Weilhaum-Schon- 
gau eine Unterschriftensammlung gegen die 
doppelte Staatsbürgerschaft durch. Antifas 
protestierten gegen den NPD-Stand in Penz- 
berg, und der Kreisvorsitzende Eduard 
Hornsteiner klagte über mangelnden Poli- 
zeischutz. Ende März wählten 50 Thüringer 
NPD-Deligierte in der Nähe von Triptis 
einen neuen Landesvorstand. Grit Ortlepp 
(Gotha) wurde zur neuen Landesvorsitzen- 
den. Zu ihren Stellvertretern wurden Gor- 
den Richter (Gera), Lutz Diener (Wartburg- 
kreis, Ex-REP) sowie Michael Jablonski 
(Saale-Holzland-Kreis) gewählt. Der NPD- 
Chef Udo Voigt und sein Stellvertreter 
Günther Eisenecker hielten Reden. Auch in 
Oberfranken wurde ein neuer Bezirksvor- 
stand gewählt. Bezirksvorsitzender blieb 
Axel Michaelis aus Forcheim. Seine Stellver- 
treter wurden Kai Limmer (Kulmbach) und 
Gerhard Pietrzyk (Wunsiedel). In Passau 
wurde erstmals ein JN-Stützpunkt gegrün- 
det. Stützpunktleiter wurde Manuel Her- 
mann. Auf einer Veranstaltung erklärte er 
vor angeblich 80 Jugendlichen die JN zur 
einzigen Systemalternative in Passau und 


kaputt, und die Nazis wurden ver- 
letzt. 


5. März 

%* Leipzig — Nazis zündeten zwei 
Autos in der Wolfgang-Heinze-Strasse 
an. 

%* Berlin — Autonome Antifas störten 
eine Lesung des geistigen Brandstif- 
ters Martin Walser an der Akademie 
der Künste. Sie entrollten u.a. ein 
Transparent mit der Aufschrift »Kein 


Freispruch für Deutschlande«. 
6. März 


%* Bad Doberan - Die Polizei verhin- 
derte ein Nazikonzert. Sie kontrollier- 
te 175 PKWs und erteilte 50 Nazis 
einen Platzverweis. 

%* Bienenbüttel — 20 Antifas blockier- 
tem mit einem Transparent »CDU- 
Verbot jetzt ! Stoppt die rassistische 
Hetzte !« einen Unterschriftenstand 
der CDU/JU und verteilten Flugblät- 
ter. 


7. März 

%* Gohrisch - In der Nacht überfielen 
über 20 Nazis der Skinheads Sächsi- 
sche Schweiz fünf Jugendliche und 
verletzten diese schwer. 

%* Eisenhüttenstadt — Fünf rechte Ju- 
gendliche griffen einen Kenianer an 
und verletzten ihn. 

%* Hennigsdorf - Drei rechte Jugend- 
liche beschimpften einen chinesi- 
schen Restaurantbesitzer mit rassisti- 
schen Parolen und zertraten seine 
Werbetafeln. 

%* Berlin — Ein jüdisches Mahnmal in 
Tiergarten und mehrere Autos wur- 
den mit Naziparolen besprüht. 


9. März 

* Leipzig — Nazis griffen drei Mi- 
granten an. Antifas konnten gerade 
noch rechtzeitig dazwischen gehen. 


10. März 


* Berlin - Das Marx-Engels-Forum in 
Mitte wurde mit einem Hakenkreuz 
beschmiert. 


13. März 

%* bei Würzburg - Jahreshauptver- 
sammlung der HNG. Angeblich 250 
Nazis anwesend. Redner u.a. Ralf Te- 
gethoff und Ursel Müller. 

%* Stuttgart-Feuerbach - Fünf ver- 
mummte Antifas verwüsten einen 
REP-Infotisch. Zwei REPs, u.a. der. 
Stadtrat Lieberwirth, werden mit CS- 
Gas besprüht. Der Stand wird mit 
übelriechenden Flüssigkeiten über- 
schüttet. 

15jähriger wird von zwei Nazis ge- 
schlagen und beraubt. 

%* Grevesmühlen - Auf die Pizzeria 
eines Nepalesen wurde ein Brandan- 
schlag verübt. Später wurden deshalb 
7 Mitglieder der NPD-Abspaltung SVP 
verhaftet. 


14. März 

%* Potsdam - Ein 18jähriger Nazi 
rannte mit Hitlergruß durch die In- 
nenstadt. Als ihn ein 17jähriges 
Mädchen darauf ansprach, wurde sie 
von ihm zusammengeschlagen.Der 
Nazi wurde verhaftet. 

%* Wurzen - Zum wiederholten mal 
werden bei der PDS die Scheiben ein- 
geworfen. 

* Stadt - Text 


%* Bernau - Ein 17jähriger aus Afgha- 
nistan wurde von zwei Nazis überfal- 
len und zusammengeschlagen. Beide 
waren bereits mehrfach an Überfällen 
beteiligt. Einer sogar an einem ver- 
suchten Mord bei einem rassisti- 
schem Brandanschlag. 

%* Velten - In der Nacht wurde ein 
griechischer Wirt in seinem Restau- 
rant von zwei Männern angegriffen 


19. MÄRZ 


%* Spremberg - Die Polizei fasste 
drei Jugendliche, die einen jugendli- 
chen Behinderten geschlagen und 
beraubt hatten. Sie hatten ihn mit 
Knüppeln geschlagen und mit einer 
Pistole bedroht. 

%* Horb - Die Nazikneipe Comico 
(WGA #26) von Roberto Kammel 
machte wegen Schulden und Ver- 
tragsauslauf dicht. 

%* Crussow - Eine afghanische Fami- 
lie wurde in ihrem Auto bedroht. 

* Glauchau — Ca. 30 bis 40 Nazis 
überfielen das Glauchauer Cafe Takt- 
los. Sie versuchten, sich mit Baseball- 
schlägern, Eisenstangen, Äxten und 
mit einem Morgenstern Zutritt zu 
verschaffen. Dennoch gelang es den 
Gästen, die Nazis rauszuwerfen und 
einige zu verletzen. Die Nazis beschä- 
digten das Haus und einige Autos. Als 
Reaktion demonstrierten etwas später 
100 Antifas durch den Ort. 


20.MÄRZ 


%* Stuttgart — Ein REP-Infotisch 
wurde von Antifas mit CS-Gas be- 
sprüht und umgeworfen. 

%* Potsdam — 250 Antifas und Antiras 
demonstrierten gegen die CDU-Un- 
terschriftenaktion gegen die doppelte 
Staatsbürgerschaft. 

%* Eiche/Bernau — Ein Vietnamese 
wurde von drei Männern vom Fahr- 
rad gezerrt und zusammengeschla- 
gen. Anschließend hetzten sie ihren 
Hund auf ihn. 

* Angermünde — 15 Nazis bedroh- 
ten ausländischen Marktverkäufer. Ein 
17jähriger Nazi schlug einen Aussied- 
ler. | 
%* Magdeburg - 20 Kinder und Ju- 
gendliche mißhandelten eine 13jähri- 
ge unter Naziparolen 

%* Erkner - Ein bundesweites Nazi- 
Skin-Konzert mit 250 Leuten im Kul- 
turhaus wurde von der Polizei been- 
det. 

%* Berlin - Nazikonzert mit Legion of 
Thor, Spreegeschwader und Kraft 
durch Freude (KdF). Das KdF-Revival- 
Konzert wurde beendet, bevor die 
Polizei dies tun konnte. 


21.MmÄRZ 

%* Neubrandenburg — Drei Männer 
griffen einen Libanesen mit Fäusten 
und einem Messer an. Er lag zeitwei- 
lig im Koma. 

%* Berlin — 4.000 Antiras und Antifas 
demonstrierten gegen Rassismus 


22.MäRrz 

* Nürnberg - 85 Grabsteine des jü- 
dischen Friedhofs wurden geschän- 
det. 

%* Greifswald - Vier rechte Jugendli- 
che überfielen zwei Inder in einem 
Park und verletzten einen von ihnen. 
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Umgebung. Auch der NPD-Pressesprecher 
von Bayern, Michael Praxenthaler, kündig- 
te eine feste kommunalpolitische Veranke- 
rung der NPD in Passau an. Auch im Ilmkreis 
(Thüringen) ist die Gründung eines JN- 
Stützpunktes in Arbeit. In Zittau protestier- 
ten NPDler vor dem Rathaus gegen den 
Krieg. Am 20. März ‘99 fand in Herbertlin- 
gen eine Saalveranstaltung der JN statt. 
Redner waren der Amtsleiter für Öffentlich- 
keitsarbeit des JN-Bundesvorstandes Lars 
Käppler (Heilbronn) und der JN-Landesvor- 
sitzende von Ba-Wü Mike Layer. An- 
schließend gab der sog. nationale Liederma- 
cher Achim Schmidt ein paar Balladen von 
sich. Auch die Kameradschaft Karlsruhe 
führte an diesem Tag eine Veranstaltung mit 
Horst Mahler und Peter Naumann durch. 
Am selbem Tag sollte eigentlich auch noch 
eine NPD-Demo in Bruchsal stattfinden, die 
aber nach einer antifaschistischen Gegen- 
mobilisierung verboten wurde. So landeten 
vereinzelte Nazis in Polizeigewahrsam oder 
wurden von Antifas nach Hause geschickt. 
Etwa 150 Antifas demonstrierten durch 
Bruchsal. Am 24. Mai führte die NPD einen 
erneuten Aufmarsch in Bruchsal mit 270 
Leuten durch. Am 26. März ‘99 demonstrier- 
ten vor dem Würzburger Rathaus etwa 200 
Nazis auf einer Kundgebung der JN-Franken 
gegen den Krieg. Der Straubinger JN-Funk- 
tionär Sascha Roßmiüller hielt eine Rede. 
Am 27. März ‘99 fand eine Kundgebung der 
JN in Mannheim mit etwa 50 Nazis (u.a. 
Rene-Rodriguez Teufer und Benkeser) statt. 
Redner waren Mike Layer und Lars Käppler. 
Etwa 300 Antifas drängten die Nazis zurück 
und bewarfen sie mit Alt-Obst und Eiern. 
Vereinzelt kam es zu direkten Auseinander- 
setzungen. Die Nazis wurden schließlich 
von der Polizei in Bussen aus der Stadt ge- 
bracht. In München kündigte der JN-Stütz- 
punktleiter Carsten Beck an, sich um Ver- 
sammlungsräume in den Freizeitheimen der 
Stadt zu bemühen. In Hirschberg sind offen- 
bar gefälschte, volksverhetzende Naziplakate 
aufgetaucht. Verantwortlicher soll der Na- 
zibürgermeisterkandidat Stefan Wollen- 
schläger aus Weinheim sein. Dieser traute 
sich daraufhin nicht auf eine Öffentliche 
Wahlveranstaltung. Nachdem in der Presse 
bekannt wurde, daß der 20jährige JN-Funk- 
tionär Wolfgang B. aus Ludwigshafen in der 
Bundeswehr dient, wurde er entlassen. Letz- 
tes Jahr leitete er einen Angriff auf ein aus- 
ländisches Cafe. Er wurde vermummt und 
mit Stock in der Hand festgenommen. 


Naziläden 


Am 20. März ‘99 eröffnete in der Schrei- 
berstr. 3 in Fürth der Naziladen Utgard mit 
einer Nazi-Skin-Feier. In Neunkirchen exi- 
stiert seit Ende 1998 ein Naziladen mit dem 
bezeichnendem Namen Studio 88. Betrie- 
ben wird der Laden von den Nazikadern 


Peter Strumpler 
(Kameradschaft | 
Horst Wessel Saar- 
lautern) und Mat- 
thias Lindner. 
Lindner gibt zu- 
sammen mit seiner | 
Freundin Anja 
Busch das Nazi- 
Skin-Fanzine Der 
gestiefelte Kater & 
heraus. Auch der 
Naziaktivist Frank 
Mailänder taucht 
hier öfters auf. 
Gegen den Laden 
gab es mindestens 
viermal Glasbruch- 
aktionen. Nun ver- 
sucht ein antifa- 
schistisches Bünd- 
nis Öffentliche Ak- 
tionen gegen den 
Laden zu koordi- 
nieren. Gegen den 
Naziladen Paddy’s 


Military Shop in Heidenheim demonstr 
ten am 10. April ‘99 unter dem Motto »P} 
mit dem Naziladen« 400 Antifas. »Paddys | 
litary Shop« wird von dem Nazi Jürgen B 
betrieben. Dieser ist beim Freiheitlich 
Volksblock (FVB) aktiv. Als Pächter fung 
der Nazi Dirk Plankenhorn. Dieser \ 
Funktionär der verbotenen FAP und der ı 
botenen Heimattreuen Vereinigu 
Deutschland (HVD) und ist nun auch be 
FVB aktiv. Plankenhorn besitzt außerd 
den In-und Outdoor Pladi-Versand in P: 
lingen und den Militaryladen Rüsthaus 
Balingen. Außerdem mischt er beim Tit 
Sicherheitsdienst mit. Auch bei Paddys 
litary Shop kam es später noch zu G 
bruch. Der American Store (Leonhartspl 
18) in Stuttgart von der Familie Keupp \ 
kauft weiterhin unter dem Ladentisch N: 
krempel. Die Zweigfiliale Nevada in Reut 
gen (Mettmannstr. 1) verkauft seine N: 
propaganda offen. Für den Naziladen M 
gard (u.a. von Sven Liebich) in der Baı 
mannstr. 11 in Leipzig findet sich auf 
Rückseite des aktuellen Blood & Hon:« 
Magazins eine ganzseitige Anzeige. 


72228 
Boer auf einer NPD- 
Demo in Bonn. 


Nazi-Konzerte 


Am 6. März 1999 spielten Pre 
senheads, Oi! the Opa, Pluton Svea, Sta 
strom und Razors Edge bei Dresden in ei 
Dorfgaststätte. 

| Am 27. März 1999 fand bei Dresden 
einem Fabrikgelände ein Konzert mit No 
wind, Big Bös und Kampfzone für etwa ( 
Nazi-Skins statt. Am 3. April 1999 spiel 
Fortress, Celtic Warrior, Deutsche Patı 


ten, HKL & Sturmtrupp vor etwa It 
Nazi-Skins in Sachsen. 


NPD... 


Thomas Salomon wurde beim Parteitag 
der Berliner NPD am 20. Februar von And- 
reas Storr als Vorsitzender abgelöst. Außer 
dem alten Schatzmeister wurde der Bezirks- 
vorstand neu zusammengestellt. Es wurden 
außerdem in den vergangenen Monaten die 
Kreisverbände Treptow/Köpenick, Mitte/ 
Prenzlauer Berg und Südwest gegründet. Im 
Zuge der Ermittlungen zur Sprengung der 
Grabplatte von Heinz Galinski wurden Berli- 
ner NPD-Amtsträger als evtl. Täter polizeilich 
vorgeladen. Nichtsdestotrotz durften zwei 
Mitglieder des örtlichen NPD Kreisverbandes 
beim »Runden Tisch Jugendgewalt« in Hellers- 
dorf teilnehmen. Am 10.4.’99 mobilisierte 
der NPD-Kreisverband Pankow/ Weißensee 
mit Unterstützung von Blood&Honour zu 
einer Demonstration gegen die doppelte 
Staatsbürgerschaft. Gegen den Aufmarsch 
demonstrierten rund 400 Antifas. Der NPD- 
Anmelder Eckhardt Bräuniger hatte es an- 
gesichts dieser Tatsachen vorgezogen, seinen 
Aufzug heimlich nach Marzahn zu verlegen, 
wo sich 150 Nazis auf einem brachliegenden 
Baugrundstück im Industriegelände versam- 
melten. Da einige Nazis vom Ortswechsel 
nichts wußten kam es vereinzelt zu Ausein- 
andersetzungen mit Antifas. 15 Antifaschi- 
stInnen und verirrte Neonazis wurden festge- 
nommen. Neun Tage später beteiligten sich 
einige NPD’ler mit entsprechenden Plakaten 
an einer Bauarbeiterdemonstration gegen 
»Dumpinglöhne«. Am 8. Mai versammelte 
sich ein Bündnis diverser Rechtsparteien 
(BfB,DVU, NPD) mit rund 50 Nazis vor dem 
großräumig abge- 
schirmten Branden- 
burger Tor. Unter den 7 
TeilnehmerInnen  be- 
fand sich auch die & 
Veranstalterin der 
Frankfurter rechten 
Montagsdemo, Anne- 
marie Paulitsch, der 
NPD Vorsitzende Udo 
Voigt und Friedrich Ex-NF-Kader Andrew 


Ordner am 8.Mai: 


Baunack von der Stelter vom NPD- 


Deutschland Bewe- Ortsbereich BIn.-Süd. 
gung. Als Hauptred- 

ner fungierte Horst Mahler, nachdem dem 
Rechtsterroristen Peter Naumann wegen zu 
erwartenden Gesetzesverstöße Redeverbot er- 
teilt worden war. Trotz 300 protestierender 
Antifas blieben die Nazis bei ihrem wahnwit- 
zigen Versuch, sich am Tag der Niederschla- 
gung des NS-Regimes als Opfer zu präsentie- 
ren und damit die eigentlichen Opfer zu ver- 
höhnen, ungestört. Am 24. Mai demonstrier- 
ten dann ca. 200 NPD/’ler aus Berlin/Bran- 
denburg durch die City. Als Kandidaten für 
die Abgeordnetenhauswahlen stellte die NPD 


Andreas Storr, Jürgen Bolte, Andre Mar- 
kau, Mirco Jäppelt, Kai Schuster, Albrecht 
Reither, Georg Magnus, Bernd Barthel, 
Björn Skor, Karola Nachtigall, Horst Sin- 
ning, Meik Meißner, Heiko Lappat und 
Kim Kurlbaum auf. 


„und andere Spinner 


Zur Berliner Landtagswahl im Oktober 
werden diverse Bürgerinitiativen mit dem 
rechten Bund freier Bürger (BfB) auf einer 
offenen Liste antre- 
ten. Mit dabei auch 
„ politisierte Lauben- 
| pieber der Wähleri- 
nitiative Bürger und 
Kleingärtner. Spit- 
‚ zenkandidat dieser 
Allianz wird Heinz 
Troschitz (Bürgerlni 
Trans - 
rapid/Bürgerbund), 
danach kommt Rain- 
hard Bonin (Ex-CDU) und auf Platz drei Tor- 
sten Witt (BFB). Nachdem der Bundesvor- 
stand des BFB am 13. Februar ‘99 den Berli- 
ner stellv. Vorsitzenden Markus Roscher mit 
der Führung der Bundespartei beauftragt 
hatte, wurde er einen Tag später beim Lan- 
desparteitag zum Vorsitzenden in Berlin ge- 
wählt. Keine 96 Stunden später entschloß er 
sich, alle Ämter niederzulegen, woraufhin 
Witt ihn ersetzte. Anscheinend sind die Lan- 
desmitgliedertreffen, welche jeden ersten 
Mittwoch Abend im Monat im Schöneberger 
Adriatik-Grill stattfinden, für Überraschun- 
gen gut. Am 28. März traffen sich rund 400 
DVU’ler unter der Führung ihres Chefs Ger- 
hard Frey in der Spandauer Gaststätte Schüt- 
zenhof, um ihren Landesverband neu zu 
gründen, da der Ex- Vorsitzende Olaf Herr- 
mann seine eigene Freiheitliche Volkspar- 
tei gründete und dann ausgeschlossen 
wurde. Ein DVU’ler wurde festgenommen, 
als er den Hitlergruß zeigte. Zudem wurden 
die Kandidaten für Brandenburg aufgestellt. 
Während die REPs nur in Berlin kandidieren 
und die DVU verzichtet ‚ läuft es in Branden- 
burg umgekehrt. Die REPs sind unterdessen 
in die Garbaty Villa (siehe WGA # 27) einge- 
zogen und führten dort z.B. am 17. April ein 
Mitgliedertreffen der REP Jugend durch. Ge- 
wählt wurde auch beim Friedenskomitee 
2000, Sprecher bleibt Alfred Mechtershei- 
mer, Stellvertreter wurden die Berliner Gerd 
Schneider und Imke Barmstedt. Eine Tref- 
fen für den Berliner Verband der Deutsch- 
landbewegung am 26.Februar an dem Gerd 
Schneider und der NPD Chef Storr teilneh- 
men wollten, wurde von Antifas allerdings 
in den Sand gesetzt. 


Gert Schneider 


24.MäÄRrz 


%* Halle - Der Nazi Nico Aubel griff 
mit zwei Kameraden eine Person an 
und verletzte diese. 

%* Zwickau — Peter Klose und seine - 
NPD-Jungs führten einen Infotisch 
gegen eine geplante Moschee durch. 


26.MäÄRz 


% Krefeld - Sechs Nazis griffen am 
Bahnhof zwei Linke an, schlugen sie 
zusammen, stachen einem ein Messer 
in die Brust und beraubten sie. 


27.MäÄRz 


%* Mügeln - Nazikonzert in einer 
Gartenkneipe. 

%* Anklam - 300 Nazis demonstrier- 
ten mit der NPD und dem Kamerad- 
schaftsbund Anklam. 300 Leute 
waren auf einer Gegendemo., 

%* Fürstenwalde - Jörg Hähnel, Mary 
Ehrenberg und Konsorten bauten 
einen NPD-Tisch auf. Lokale Antifas 
und die Plattform gegen Rechts bela- 
gerten den NPD-Tisch mit Transpa- 
renten. 

%* Schwedt - Ein Nazi sah von sei- 
nem Balkon aus zwei Libanesen, kün- 
digte seinen Kumpels Morde an, griff 
sich ein Küchenmesser, lief den bei- 
den Libanesen hinterher und rammte 
es einem der beiden von hinten in 
den Rücken, so daß es abbrach. Das 
Opfer überlebte. Stolz auf seine Tat, 
protzte der Nazi noch bei der Polizei, 
er hätte auch auf den zweiten Libane- 
sen eingestochen, hätte er ein zwei- 
tes Messer gehabt. 

%* Ludwigsfelde - Eine Familie mit 
einem nicht-deutschem Vater, die mit 
ihren Kindern in ein Mietshaus einzie- 
hen wollte, wurde dort von einem 
Mann mit einem Knüppel bedroht, 
rassistisch beschimpft und zum Ver- 
schwinden aufgefordert. 

%* Dresden - Zittauer NPD’ler vertei- 
len vor dem Ami-Konsulat Anti-USA- 
Flugblätter. 


29.MäÄrz 

%* Altenburg — 81 Nazis demonstrier- 
ten auf einer REP-Demo gegen die 
Agenda 2000. Anschließend wurden 
zwölf Linke angegriffen. Bei der 
en wurde ein Polizist verletzt. 
Ein linker Jugendlicher wurde verhaf- 
tet. 


30.März 

%* Fürstenwalde - Ein Jugendlicher 
wurde in seiner Wohnung von sieben 
Leuten überfallen. Einer der Täter rief 
später bei der Polizei »Sieg Heil«. 

%* Böhlen - Nazis warfen einem Inder 
die Wohnungsscheiben ein. 


1. AprıL 

% Berlin — Die rechte Schauspielerin 
Imke Barmstedt verlas im Berliner 
Schauspielhaus Bismarck-Gedichte. 
Sie war Funktionärin des HFB, des 
BFB und ist nun bei der Deutschland- 
Bewegung. 


3. APRIL 

%* Kleinpelsen - Nazikonzert mit ca. 
800 Nazis in der Disco Halli Galli (Be- 
sitzer Voigtländer). Aufgetreten sind 
Störkräft, Endstufe, Landser u.a. Hier 
und in der benachbarten Disco Crazy 
in Hainichen (auch Voigtländer) fan- 
den schon mehrmals Nazi-Konzerte 
statt. Anschließend versuchten einige 
Nazis den Jugendclub Mügeln zu 
überfallen. 


%* Oranienburg - 47 Nazis aus 
Meck.Pomm. drangen in die KZ-Ge- 
denkstätte Sachsenhausen ein. 


A. APRIL 


%* Brüssel - Nazis aus Norddeutsch- 
land und Nordrhein-Westfalen wur- 
den von der Polizei an ihrem Vorha- 
ben gehindert, vor dem NATO-Haup- 
tquartier zu demonstrieren. 


6. APRIL 


%* Potsdam - Ein Jugendlicher schub- 
ste ein dunkelhäutiges Mädchen in 
den fahrenden Verkehr. Die Autos 
bremsten zum Glück. 

%* Dresden - 400 Antifas demon- 
strierten zum Gedenken des 8. To- 
destages von Jorge Gomondai, der 
von Nazis ermordet wurde. In der 
Nacht zuvor wurde der jüdische 
Friedhof geschändet. 

%* Waldenburg — Nazis zündeten 
einen Döner-Imbiß an. 


7. APRIL 


%* Sachsen - Im Regionalzug griffen 
Nazis einen jungen Mann an und be- 
raubten ihn. 


9,APRIL 


%* Spremberg - 50 Nazis,wurden 
von der Mobilen Einsatzgruppe Aus- 
länderfeindlichkeit der Polizei ge- 
stoppt. Zuvor wollten einige Nazis im 
benachbarten Neupetershain eine 
Party überfallen. Allerdings wurden 
sie von den Party-Gästen erfolgreich 
zurückgeschlagen. 

%* Dessau -Nach einem Fußballspiel 
griffen 150 Nazis Antifas und das AJZ- 
Dessau an. Die Nazis konnten vertrie- 
ben werden. 

%* Hamburg - 30 Freie Nationalisten 
marschierten zusammen mit 100 Ser- 
ben vor dem US-Konsulat auf. Nach- 
dem hier einige Antifas auftauchten, 
zog Thomas Wulff zusammen mit sei- 
nen Jungs zu einem Soldatenehren- 
mal. 

%* Leipzig — Ein Nazi, der pöbelnd 
durch Connewitz zog, wurde von An- 
tifas zurechtgewiesen. 


10. ArrıL 

%+ Sachsen/Anhalt - Nazi-Konzert 
mit Deutschtum aus Eisleben, Soluti- 
on aus Leipzig, Mad Cops, Sperrfeuer 
und Götterschwur. Das Geld ging an 
die HNG. 


11. ArrıL 


* Bergfelde - Ein Nazi-Zeltlager am 
Hubertussee wurde von der Polizei 
aufgelöst. 19 Nazis wurden kontrol- 
liert. 

%* Erfurt — Fünf Nazis überfielen 
einen Mann auf dem Anger und ver- 
letzten ihn. Es kam zu Festnahmen. 


12. APrrıL 

%* Radeberg - Nachdem ein Jugosla- 
we aus einem Auto heraus von Nazis 
mit einem Luftgewehr beschossen 
und verletzt wurde, schnappte er sich 
zusammen mit einigen Freunden die 
Täter und warf ihr Auto um. Die Poli- 
zei verhinderte weitere Auseinander- 
setzungen. 


13. ArrıL 

% Heidenheim - Der Naziladen von 
Jürgen Boer wurde von Antifas ent- 
glast und die Umgebung mit Antifa- 
Parolen versehen. 


ren. Der Aufmarsch wurde jedoch verbo- 


Brandenburg 


NPD-Demos & Treffen 


Am 3. April wollte der NPD-Kreisver- 
band Prignitz/Ruppin unter Führung ihres 
Vorsitzenden Mario Schulz (Tel.: 
0172/3959667) in Neuruppin demonstrie- 


; ten, was von allen Ge- 
' richtsinstanzen be- 
stätigt wurde. Statt des- 
sen demonstrierten 300 
Menschen mit dem Ak- 
tionsbündnis gegen 
rechts. Vor dem .Nazi- 


NPD-Ordner: 
Danny Dahlig 


melten sich zwar etwa 
50 Nazis, doch in der 
Innenstadt konnten sie 
an diesem Tag nach- 
drücklich vertrieben 
werden. Im Vorfeld des 
3. April waren in der 
Stadt Parolen gegen 
den Naziaufmarsch ge- 
sprüht worden. Eine 
Woche später, am 10. 
April, entglasten ca. 50 
Nazis das linke Jugend- 
kulturprojekt »Mitten- 
Drin« in Neuruppin. 
Die alarmierte Polizei 
ließ die Angreifer weit- 
gehend unbehelligt ab- 
ziehen, nur zwei WUT- 
den wegen Zeigens des 
Hitlergrußes vorläufig 
festgenommen. Beim 
»Mittendrin« wurden 
in diesem Jahr schon 
zum dritten Mal die 
Fenster eingeworfen, 
letztmalig zwei Tage 
vor dem verbotenen Nazi-Aufmarsch. Am 
17. April fand in Frankfurt/O ein vom NPD- 
Kreisverband Oderland (Tel.: 
0172/3824814) organisierter Aufmarsch mit 
ca. 200 Teilnehmern statt. Ca. 100 Leute 
nahmen an der Gegendemöo teil, immerhin 
konnte die NPD-Demo durch eine Sitz- 
blockade kurzzeitig gestoppt werden. Hin- 
ter dem NPD-Aufmarsch folgte eine IG-Me- 
tall-Demo mit 200 Menschen unter dem 
Motto »Fegt Weg den braunen Dreck — unsere 
Stadt soll sauber bleiben!« auf fast identischer 
Strecke. Drei Nazis wurden wegen Baseball- 
schlägern festgenommen. Am 24. April 
konnte die NPD dann doch durch Neurup- 
pin marschieren, von den 100 Nazis wur- 
den einer wegen des Verwendens von NS- 
Symbolen festgenommen. Auf der Gegende- 
mo waren 150 Leute und 29 »potentielle 
Störer« erhielten Platzverweise. Am 27. 
April marschierte die NPD mit ca. 400 Nazis 


NPD-Sänger 
Lars Hellmich 


NPD-Kandidat 
Matthias Obst 


Club Bunker versam-' 


durch Angermünde, zu einer Antifa-Gegen- 
demo kamen etwa 150 Leute. Einige Antifas 
zogen zur Abschlußkundgebung der NPD, 
wurden allerdings von der Polizei abge- 
drängt. Am Marktplatz des Ortes waren 
rund 600 Menschen zur Kundgebung des 
Bürgerbündniss gegen Rechtsextremismus und 
Intoleranz gekommen. Transportiert wurden 
die Nazis von den Bussen Schröder Reisen 
aus Segeletz (033978/50226) und Thönes 
Reisen aus Krieschow (035604/6180). 
Anfang Mai gründete sich der NPD- 
Kreisverband Oberhavel. Mitglied wurde 
auch gleich der NPD-Chef Udo Voigt, wel- 
cher nach Brandenburg gezogen ist. Vorsit- 
zender des KV wurde Reimar Leibner. Der 


Bezirksvorsitzende Thilo Kabus hielt ein 
Referat. 


Wahlen 


Auch die NPD will an der Landtagswahl 
im September teilnehmen. Im Februar 
wählte sie auf einem Bezirksparteitag im 
Landkreis Dahme-Spreewald ihre Landesli- 
ste für diese Wahlen. Als Kandidaten wur- 
den Udo Voigt, Frank Schwerdt, Jörg 
Hähnel, Evelyn Schrimpf, Mario Schulz, 
Matthias Obst, Rocco Fetting, Maik Ham- 
pel, Markus Schillert, Roger Schulze, Oli- 
ver Kucher und Waltraud Drechsler aufge- 
stellt. Am 7. Mai eröffnete die Brandenbur- 
ger NPD ihren Wahlkampf mit einer Saal- 
veranstaltung in Teltow-Fläming. Die Nazi- 
Sänger Hähnel und Lars Hellmich (Berlin) 
quälten hier ihre Klampfen. 


NPD zu soft ? 


Im Mai löste die Polizei an einem See 
bei Biegen ein Zeltlager von sieben Ku- 
Klux-Klan Anhänger auf. Die Nazis beklag- 
ten sich bei den Polizisten, sie hätten sich 
von Jörg Hähnel losgesagt, weil er ein »Sof- 
tie« und »Bolschewist« sei. 

Bereits bei der Durchsuchung der Woh- 
nung des Frankfurter/O Neonazis Andreas 
B. im März war von der Polizei ein Papier 
gefunden worden, das die Bildung kleiner 
Zellen propagierte. Statt sich in Parteien 
einzubinden sollen »Aktionen aus dem Bauch 
heraus« begangen werden. Außerdem soll 
sich am 1. Mai in Brandenburg, der schon 
in »McPom« aktive Kampfbund Deutscher 
Sozialisten gegründet haben. Ehemalige 
NPD'’ler u.a. wollen sich in diesem zusam- 
menschließen um »rechte und linke Soziali- 
sten« zusammenzuführen. Beteiligt bei die- 
sem Kampfbund sind u.a. Thomas Brehl 
(Ex-ANS/NA), Michael Koth (PdAD), 
Frank Hübner (Ex-DA) und Michael Thiel 
(Ex-DA). 


Antifas aktiv 


Am 1. Mai hat ein »autonomes Komman- 


do - revolutionärer 1. Mai« die Wohnung des 
Neonazis und NPD-Kaders Stephan Pfing- 
sten in der Langen Geißmarstraße 68 in 
Göttingen besucht. 
Sie beschlagnahmten 
diverse Materialien 
und zerstörten eini- 
ges Möbiliar. Zu der 
Tat nutzten sie »seine 
N Anwesenheit auf einem 
».., der kläglichen faschi- 
“7 stischen Aufmärsche« 
Bu an diesem Tag. Bereits 
in der Nacht zum 22. 
Material von Stephan April hatten Antifa- 
Pfingsten... schistInnen in Han- 
nover bei der Bur- 
schenschaft Germania —- am Taubenfelde 
32 - und der Landsmannschaft Nieder- 
sachsen - am Weddigufer 20 - die Tür- 
schlösser verklebt und je ein »Burschi-Auto 
tiefergelegt« und bei den »Germanen« die Ein- 
gangstür mit Anti-Kriegsplakaten beklebt. 
Dies geschah als Reaktion auf einen ge- 
schichtsrevisionistischen und kriegsverherr- 
lichenden Vortrag von General a.D. Franz 
Uhle-Wetter. Dieser Verehrer der Waffen SS 
ist durch Kontakte zu etlichen faschisti- 
schen Gruppen und Publikationen hinläng- 
lich bekannt. 


Nazi-Überfall 


Autonome Antifa Merseburg - In der 
Nacht zum 20. März kam es zu einem Über- 
fall durch 20 Nazis der Weißen Bruder- 
schaft auf eine Feier in Merseburg. Die mit 
Baseballschläger ausgerüsteten Nazis 
(Haupttäter T.Marx, Th. Heyroth, K. Stahl) 
griffen die ca. zehn Feiernden an und zer- 
störten die gesamte Musikanlage, mehrere 
Personen wurden schwer verletzt. Die Neo- 
nazigruppe, die seit September/Oktober 
1998 vor allem in Merseburg, Bad Lauch- 
städt und Leuna aktiv ist, aber auch Kontak- 
te nach Leipzig hat, besteht nach Angaben 
von örtlichen Antifas aus ca. 20 - 30 Leuten 
und ebensovielen Sympathisanten. Als 
Anlaß der Aktion wird vermutet, daß Antifas 
den rechten Jugendclub KIZ-Rosental mit 
Fäkalien und Farbe verzierten. Die Polizei 
kam vom zwei Kilometer entfernten Revier 
nach 20 Minuten (trotz sofortiger Verständi- 
gung), erklärte die Party wäre illegal gewe- 
sen und kümmerte sich nicht weiter um die 
Täter. Kontakt: ANTIFA Mer/Qu, PF 1536, 
06217 Merseburg 


Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Bremen, 
Meck-Pom, Hamburg, Schleswig-Holstein 


NPD, DVU und VR. 


Gamma, VR - Mehr als die Hälfte der 
NPD-Landesverbandsmitglieder aus Meck- 
lenburg Vorpommern verließen im Januar 
die NPD, weil sie ihnen »zu soft« war. Aus 
diesem Kreis entstand dort die faschistische 
Soziale Volkspartei. 

Als erster Ortsverband in Meck.-Pomm 
gründete sich am 6. Februar der NPD-Orts- 
verband Boizenburg als kleinste Gliederung 
des Kreisverbandes Ludwigslust. Vorsitzen- 
der wurde Sven Uterhard, Stellvertreter Tor- 
sten Poope. Zur Wahl schicken sie Dirk 
Schmidt, Michael Raddatz und Norman 
Komossa ins Rennen. 

Auch im niedersächsischen Harburg- 
Land wurde ein Kreisverband aus dem 
Boden gestampft. Vorsitzender wurde Step- 
han Niese aus Lübberstadt und Stellvertreter 
Sven Brenn aus Salzhausen. 

In der bestehenden NPD-Unterbezirk- 
struppe in Elbe-Heide wurde Manfred Börm 
aus Handorf zum Chef und zum Stellvertre- 
ter Mark Lohse aus Wehningen. 

Am 27. März demonstrierten rund 300 
NPD-Anhänger genauso viele Antifas durch 
Anklam und am 15. Mai demonstrierten 
etwa 150 NPD Anhänger durch Stralsund 
und 300 Menschen protestierten dagegen. 

Knapp zehn Monate nach der Landtags- 
wahl in Sachsen-Anhalt zerfällt die Land- 
tagsfraktion der DVU. Von den 16 Abgeord- 
neten traten die Abgeordneten Torsten 
Miksch, Jörg Büchner, Werner Kolde und 
Horst Montag aus der Fraktion aus, wollen 
aber ihre Mandate unabhängig weiter wahr- 
nehmen. Miksch und Büchner sollten aller- 
dings wegen krimineller Delikte bzw. Sta- 
sitätigkeit ausgeschlossen werden. Miksch 
trat daraufhin in die Vereinigte Rechte ein 
und will in Sachsen-Anhalt einen Landes- 
verband aufbauen. 


Lübeck 


Die »Ermittlungen« gegen tatverdächtige 
Nazis im Zusammenhang mit dem Brandan- 
schlag vom 18. Januar 1999 auf das Flücht- 
lingsheim in der Hafenstrasse werden einge- 
stellt. Das öffentliche Geständniss des Täters 
Maik Wotenow hatte die Staatsanwalt- 
schaft vor einem Jahr gezwungen, zumin- 
dest formal die Ermittlungen gegen die vier 


Jungnazis aus Grevesmühlen in Mecklen- 


burg wieder aufzunehmen. Damals kamen 
zehn Flüchtlinge ums Leben, 38 weitere 
waren verletzt worden. Generalstaatsanwalt 
Rex erklärte: das Verfahren habe »nicht die 
Brisanz, die ihm beigemessen worden ist«. 
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17.APRIL 


%* Magdeburg - Mehrere Nazi-Skins 
aus Niedersachsen wurden im Zug 
von Antifas angegriffen und zum Aus- 
steigen gezwungen. 

* Magdeburg - Die Hallenser Nazis 
Falko Pick, Sebastian Hassel, Gregor 
Staudte, Ingo Radtke, Ronny Wätzel 
und Raik Trümmer nehmen an der 
NPD-Demo teil. 


19. ArrıL 


%* Wandlitz — Ein vietnamesischer 
Schüler wurde von vier Nazis ange- 
griffen. 

% Berlin — Drei Vermummte beschos- 
sen die Reichstagseröffnung mit Pyros 
und hinterließen ein Transparent 
»«Deutschland denken heißt Ausch- 
witz denken«. 


20. ArrıL 


%* Freiberg - Brandanschlag auf eine 
Flüchtlingsunterkunft. Vier Menschen 
wurden leicht verletzt. 

%* Wismar, Stralsund, Bocum, Essen 
- Nazis machten Randale und gröhl- 
ten rum. 


21. ArrıL 


%* Buch - Nach einem Brandanschlag 
auf einen türkischen Imbiß führten 
mehr als hundert SchülerInnen eine 
Mahnwache durch. 

%* Kaiserslautern — Der jüdische 
Friedhof wurde geschändet. 

%* Roßwein — 20 Nazis, die ein Ju- 
gendhaus überfallen wollten, wurden 
von Antifas verjagt, bevor sie Scha- 
den anrichten konnten. 

% Leipzig — Zwei bewaffnete Nazis 
wurden von Antifas zurechtgewiesen. 


23. APRIL 


%* Köthen - Zwei afrikanische Stu- 
denten wurden von Nazis verletzt. 
Einer wurde in den Oberschenkel ge- 
stochen, der andere erlitt ein Schä- 
del-Hirn-Trauma. 

%* Danneberg - Zwei Antifas wurden 
von zwei Nazis angegriffen. Einer der 
Antifas wurde verletzt, bevor die 
Nazis mit CS-Gas abgewehrt werden 
konnten. Einen Tag zuvor hatte der 
Nazi Christian Hegert linke Jugendli- 
che fotografiert. 


24. APRıL 


%* Rügen - Eine Schriftstellerin aus 
Ghana wurde von 10 Nazis angepö- 
belt und mit einer Flasche beworfen. 
%* Lich-Langsdorf — 400 Naziskins 
trafen sich in der Volkshalle zum Kon- 
zert. 

% Leipzig — Nazis verprügelten einen 
Jugendlichen. Anschließend griffen 
Antifas Nazis an. 


25. ArriıLl 


%* Fulda - Ein Brandanschlag auf eine 
Flüchtlingsunterkunft schlug fehl. 

%* Wurzen - Eine Zeltlager in Ma- 
chern wurde von Nazi-Kids durchge- 
führt. Sie randalierten rum und be- 
schädigten Musterhäuser. 


27. April 

%* Oebisfelde — Antifas legten den 
PKW des Nazi-Skins Thomas Renner 
aus Velpke lahm. Dieser war an An- 
griffen auf Linke am 20. Juni beteiligt 
und wohnt nun in Oebisfelde. 

%* Grimma - Nazis jagten Linke 
durch die Stadt. Als sich diese ver- 
barrikadierten zündeten die Nazis ein 
Moped an. 
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%* Greifswald - Ein ausländischer Stu- 
dent wurde in einem Restaurant von 
Rassisten geschlagen. 


29. APRIL 


%* Zerbst — Auf eine Flüchtlingsunter- 
kunft wurden Mollis geworfen, die 
nicht zündeten. 

%* Halle —- 50 Nazis der Weißen Bru- 
derschaft und der Weissen Offensive 
Halle/Saale jagen in der Nähe der 
Kneipe Heideklause einen Jugendli- 
chen. 


30. APrıL 


%* Momart - Ein Jugendlicher mit 
Dreadlocks wurde von vier Personen 
schwer verletzt. 

%* Halle - 50 Nazis u.a. der Weißen 
Offensive Halle/Saale und der Gimrit- 
zer Jungs Halle/Saale prügelten sich 
auf einer Abi-Fete. Es gab mehrere 
Verletzte. 


Termine 


10. Juuı 
Bundesweite Demo gegen die 
NATO-Kriegspolitik in Heidel- 
berg. Treff: 13.00 Uni-Platz. 
Infotelefon: 06221-1891444 

16. sıs 18. Juuı 
»Danzig«-Fahrt der JLO. 

24. Juuı 
Antifa-Demo in Villingen- 
Schwenningen. 15.00 Hbf 

Infotelefon: 07657-930538 

1. sıs 10. August 

Lettlandreise der Deutschen 

Konserativen. 


. BIS 18. SEPTEMBER 
23. Gästewoche des Freun- 


deskreis Ulrich von Hutten. 


. BIS 22. SEPTEMBER 
Rumänienreise der Deutschen 


Konserativen. 

. SEPTEMBER 
Der Bund für Gesamtdeutsch- 
land von Horst Zaborwski will 
seine Mitgliederversammlung 
im Raum Kassel durchführen. 
Parallel trifft sich die Vereini- 
gung der durch den Grenz- 
vertrag vom 14. November 
1990 Geschädigten. 

8. Bıs 10. OKTOBER 
Herbst-Lesertreffen des Na- 
ziblattes Recht und Wahrheit 

im Raum Kassel. 

. BIS 24. OKTOBER 
Kongreß der Grünau-AG des 
Leipziger Bündnis gegen 
Rechts zum Thema »Kulturel- 
le Hegemonie-Rechte Alltags- 
kultur« in Leipzig. Infos bei: 
Grünau-AG im BgR c/o VL, 
PF 54, 04251 Leipzig. 

5. Bıs 8. NOVEMBER 

Mini-Kongreß der Deutschen 

Konserativen in Edertal. 


NRW, Rheinland-Pfalz, Hessen, Saarland 


NHB & NPD-Betrug 


Nachdem in Gießen bereits ein neuer 
NPD Kreisverband gegründet worden war, 
versucht man jetzt auch an der örtlichen Ju- 
stus-Liebig-Universität mit dem Nationalde- 
mokratischen Hochschulbund (NHB) Fuß 
zu fassen. Ganze vier Studenten, unter 
Führung des 22jährigen NPD-Kreisvorsitzen- 
den Lars Wendel, haben die nach Heidel- 
berg und Passau dritte Neugründung be- 
werkstelligt. Am 24. April hatte der NHB 
Pierre Krebs, den 1. Vorsitzendes des rassi- 
stischen Thule Seminars in den Feiersaal in 
der Wetterauhalle in Wölfersheim/Hessen 
geladen, dazu gab der Liedermacher Dies 
Irae ein Ständchen. 

Die Kommunalwahl von 1997 im hessi- 
schen Höchst muss doch nicht wiederholt 
werden, der örtliche NPD Vorsitzende Wil- 
helm Schmuck hatte seine Klage beim Kas- 
seler Verwaltungsgericht gegen die Gemein- 
devertretung zurückgezogen. Nachdem die 
Berufung der Höchster gegen ein Urteil des 
Verwaltungsgerichts Darmstadt zugelassen 
worden war, wurde angekündigt einen Teil 
des Personenkreises zu vernehmen, von dem 
die NPD-Werber Unterstützungsunterschrif- 
ten erschlichen hatten, was einen Erfolg in 
Höchst vorgaukelte. Anscheinend entzog 
sich die NPD der Peinlichkeit, ihre kriminel- 
len Machenschaften vor dem Verwaltungs- 
gericht einer breiten Öffentlichkeit vorzu- 
stellen. Der Wahlvorschlag war damals in 
Höchst nicht zugelassen worden, gegen zwei 
NPD Funktionäre hat die Staatsanwaltschaft 
wegen Wählertäuschung in 24 Fällen Klage 
beim Amtsgericht Michelstadt erhoben. 

Zur Bürgermeisterwahl am 13. Juni im 
hessischen Wölfersheim hat sich die 39jähri- 
ge Petra Suchsland für die NPD aufstellen 
lassen, in Wetterau wurde Volker Sachs zum 
Kreisvorsitzenden gewählt, als Stellvertreter 
fungieren Marco Reeb, Armin Carove und 
Manuel Hachenburger. 

In Wesel läd die NPD jeden ersten Sams- 
tag im Monat zum Stammtisch (NPD Wesel, 
Pf. 10125, 46472 Wesel). 

In Leinswalder/Pfalz findet jeden ersten 
Mittwoch ein Nationalpatriotischer 
Stammtisch um 20 Uhr in der Gaststätte 
Zum Trifels -— beim Rathaus an der Deut- 
schen Weinstraße statt. 


Nazis morden 


Presse & Antifa - Am 18. März wurde in 
einem Park in Duisburg-Walsum der 58jähri- 
ge Familienvater Egon Efferz von vier Nazi- 
Skins brutal ermordet. Nachdem sie ihn zu 
Boden gerissen und auf ihn eingetreten hat- 
ten, ließen sie ihn schwerverletzt liegen. Auf 


ihrem weiteren Weg durch den Park griffen 
sie fünf andere Personen an und gingen 
dann zurück um noch einmal auf Egon Ef- 
fertz einzutreten. Die Täter gehören der 
Nazi-Skin Szene Duisburgs an, der Mord war 
der Höhepunkt einer Reihe von Überfällen 
auf Nichtdeutsche bzw. Linke in Walsum. 
Um gegen die Entpolitisierung des Mordes 
durch Polizei und Presse, sowie die faschisti- 
schen Strukturen in Walsum zu protestieren, 
zog am 27. März eine Demonstration mit ca. 
200 AntifaschistInnen durch den Stadtbe- 
zirk. Gegen die drei 16 bis 21l1jährigen ge- 
ständigen Täter wurde Haftbefehl erlassen. 
Eine 17jährige Schülerin wurde nicht in Haft 
genommen. Eine Antifa-Demonstration bei 
Verhandlungbeginn ist geplant - Achtet auf 
Ankündigungen! 


Neonazis verurteilt 


Zu Geldstrafen von insgesamt 17.000 
DM verurteilte am 14. Juni das Landgericht 
Frankfurt/Main die Neonazis Patrick Pro- 
kasky (»Patter«) und Markus Beuth 
(»Boith«) sowie den Plattenhändler Rudolf 
Vitocco. Hauptgegenstand des Verfahrens 
war die 1998 erschienene Ausgabe 4 des Na- 
ziskinzines Bembelsturm, in dem das Ge- 
richt verfassungsfeindliche Symbols, u.a. 
den Gruß »88«, erkannte. Prokasky wurde 
zur Last gelegt, die inkriminierten Artikel 
verfaßt und das Heft erstellt zu haben, Beuth 
hatte den Bembelsturm zum Verkauf ange- 
boten. 

Bei der Hausdurchsuchung bei Prokasky 
stieß die Polizei auf illegale CDs, die dieser 
von Vitocco bezogen hatte. Bei Prokasky 
und Beuth handelt es sich um zwei seit vie- 
len Jahren aktive Naziskins. Patrick Prokasky 
zählte schon um 1990 zum engeren Kreis der 
Taunusfront und der FAP, Markus Beuth ist 
ehemaliger Sänger der Naziskinband Volks- 
zorn und gröhlt heute bei der Gruppe Cha- 
oskrieger. Er betrieb bis 1998 den Clock- 
work-Versand und das Ladengeschäft 
Clockwork & Outdoor in Kirchhain (bei 
Marburg), beides eng verbandelt mit dem 
Blood & Honour Netzwerk. 

Im Gegensatz zu Prokasky und Beuth 
verfügt der dritte Angeklagte Rudolf Vitocco 
über keine einschlägige Vita. Wohl mehr aus 
Geldgründen hatte sich der 23-jährige Su- 
permarktangestellte aus Frenkfurt im Neben- 
job als CD-Händler betätigt, seinen Umsatz, 
den er v.a. über einen Handy-Bestelldienst 
und Flohmärkte machte, gab er selbst mit 
knapp 120.000 DM jährlich an. Zu seinen 
Kunden zählte auch Jens Hessler aus Lin- 
gen, z.Zt. inhaftierter Betreiber des deut- 
schen Blood & Honour-Hauptvertriebes, 
dem Niebelungenversand. 


Naziladen unter Druck 


Seit August 1998 existiert in Ehringshausen (Lahn-Dill-Kreis) der Neonazi-Ge- 
mischtwarenladen ZuTT’s PATRIOTENTREFF, betrieben vom NPD-Funktionärsehe- 
paar ALFRED und Doris ZuTT. Verbunden mit der ungestörten Etablierung des Pa- 
triotentreffs als zentraler Anlaufpunkt und Umschlagplatz der Neonaziszene der 
gesamten Region war die beinahe zwangsläufige Zunahme neonazistischer Akti- 
vitäten. Seitdem auch örtliche PolitikerInnen die Schließung des Ladens for- 
dern, lassen die Neonazis ihre Muskeln spielen. Die Situation in der Gemeinde 


spitzt sich zu. 


it der »nationalen Geschäftseröffnung« 

(DEUTSCHE STIMME) am 1. August 
1998 sah die NPD die Möglichkeit, die »re- 
gelrechte Marktlücke« zu füllen, die im 
Lahn-Dill-Kreis — vor allem in Anbetracht 
der dortigen großen Neonaziszene — exi- 
stiert. Das Geschäft mit CDs, Literatur, Vi- 
deos, Aufnähern, Klamotten, Bierkrügen 
u. a. läuft seit Anfang an prima, die Szene 
hat einen festen Anlaufpunkt und die 
Zutts ernannten sich selbst zum »Nationa- 
len Duo«, was sie mit flotten Werbe- 
sprüchen unter Beweis zu stellen ver- 
mochten. Eine Kostprobe: »Wollt ihr das 
Zeitgeschehen richtig erfassen / Euch wahr- 
heitsgetreu informieren lassen / Dazu noch gut 
und billig kaufen / Dann müßt ihr zu Zutts 
Patriotentreff laufen....«. 

Die prompte Zunahme neonazisti- 
scher Aktivitäten in Ehringshausen und 
die beinahe täglichen Neonazi-Ansamm- 
lungen im und vor dem in der Ortsmitte 
gelegenen Geschäft brachten jedoch bald 
die leidige »Image«-Frage auf die Tagesord- 
nung, worauf 
sich die Stim- 
men mehr- 
ten, die die 
Schließung 
des Ladens 
forderten. 
Nach ZU- 
nächst verba- 
len Aggressio- 
nen von Sei- 
ten der Zutts, 
kam es in der 
Neujahr- 
snacht zur er- 
sten Eskalati- 
on, als aus dem Patriotentreff heraus ver- 
meintliche Angreifer von Alfred Zutt und 
einem seiner Bodyguards mit einem Base- 
ballschläger angegriffen wurden. Die 
Attacke endete kläglich, da sich die beiden 
flugs entwaffnet sahen und vor ihrer eige- 
nen Schlagwaffe Reißaus nehmen muß- 
ten. Der Patriotentreff, wohin sich Alfred 
Zutt flüchtete, wurde entglast. In der Fol- 
gezeit entwickelten die Zutts krude Ver- 
schwörungstheorien, sie fabulierten von 
Schlägerbanden, die die FREIE WAÄHLERGE- 
MEINSCHAFT (FWG) angeheuert hätte und 
sie verbreiteten über das hiesige NPD-Blatt 
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Doris Zutt 


KLARTEXT einen Hetzartikel nach dem an- 
deren. Die Neonaziszene nahm die Stich- 
worte dankbar auf und begann ihre Geg- 
nerlnnen zu terrorisieren. Häuserwände 
wurden mit Drohungen beschmiert (»Du 
Pfaffensau, wir kriegen dich«), das 
Auto des Bürgermeisters mit Auf- 
klebern der JUNGEN NATIONALDEMO- 
KRATEN verunstaltet. Damit brach- 
ten sie das Faß zum Überlaufen. In 
einem »offenen Brief der demokrati- 
schen Kräfte der Gemeinde Ehrings- 
hausen«, verteilt an alle Haushalte, 
warfen SPD, CDU und FWG der 
NPD vor »die persönlichen und wirt- 
schaftlichen Probleme von Teilen der 
Bevölkerung in Neid, Haß und Gewalt 
gegen Andersdenkende und Minderhei- 
ten« verwandeln zu wollen und 
sandten die klare Aussage an die Adresse 
der Zutts: »Das Maß ist volll« 

Ausgerechnet der WETZLAR KURIER, 
gegen den in der Vergangenheit u. a. 
wegen Volksverhetzung ermittelt wurde 
(nachdem er beispielsweise vor »zahllosem 
Parasitenbefall« unter Flüchtlingen ge- 
warnt hatte), stimmt nun in den antiextre- 
mistischen Konsens ein und schafft sei- 
nem Herausgeber, dem wegen rechtsextre- 
mer Äußerungen und Kontakte selbst in 
den eigenen Reihen umstrittenen CDU- 
Landtagsmitglied HANS-JÜRGEN IRMER, die 
Möglichkeit, sich nach Rechts abzugren- 
zen. Der CDU-Fraktionsvorsitzende WER- 
NER NEU übt sich in der Märzausgabe in 
Selbstkritik: »Denn wir, die demokratischen 
Kräfte in Ehringshausen, haben viel zu lange 
geschwiegen. Wenn wir früher unsere Stimme 
erhoben hätten, wäre uns vieles erspart geblie- 
ben.« Späte Einsicht eines nachdenklich 
gewordenen Konservativen? Wohl kaum. 
Neu schreibt selbst, worum es eigentlich 
geht. Die Drohungen gegen »führende Re- 
präsentanten« der Gemeinde beweisen, so 
Neu, daß »die Ehringshäuser NPDler ihr Um- 
feld scheinbar nicht mehr im Griff« haben. 
Lange Zeit jedenfalls hatten die Zutts ihr 
Umfeld insofern im Griff, daß lediglich 
vermeintlich Fremde oder Linke Opfer der 
neonazistischen Gewalt waren. Und ge- 
nauso lange haben die selbsternannten 
»demokratischen Kräfte« geschwiegen und 
sich mit den Zutts arrangiert. Seit jeher 
wurden im gesamten Kreis Nazitreffen ge- 


duldet und ihnen Öffentliche Räume zur 
Verfügung gestellt, die Zutts und andere 
NPD-Funktionäre waren ins politische 
und gesellschaftliche Geschehen einge- 
bunden, die Nazijugendkultur konnte sich 
ungestört entwickeln und organisieren. 
Dieses Arrangement wurde nun von den 
immer selbstbewußter auftretenden Neo- 
nazis faktisch aufgekündigt. 

Die Konsequenz der »demokratischen 
Kräfte«: »Künftig bleibt keine Tat der NPD 
mehr ohne angemessene Reaktion.« Mensch 
darf also gespannt sein. So ließ es sich 
auch Bürgermeister EBERHARD NIEBCH 
(FWG) nicht nehmen, sein persönliches 
Hühnchen mit der NPD zu rupfen. In 
einer Rede am 25. Februar vor der Ehrings- 


häuser Gemeindevertretung gewährte er 
einen Blick hinter die Kulissen der Sauber- 
mann-Partei. So habe die NPD-Gemeinde- 
vertreterin und Zutt-Tochter HÄUßNER ein 
Arbeitsangebot der Gemeinde abgelehnt 
und beziehe stattdessen weiterhin Sozial- 
hilfe. Die Zutt-Tochter Lan lasse sich vom 
Sozialamt die Miete bezahlen, welche 
dann Doris Zutt als Vermieterin kassieren 
würde. Der NPD-Gemeindevertreter IMMEL 
durfte sich anhören, welche sozialen Lei- 
stungen er vom Staat angenommen habe 
(»Krankenhausaufenthalte, Reha und fort- 
währende ärztliche Betreuung«), ansonsten — 
so Niebch - habe »er sich leider dem Niveau 
der Zutts angepaßt« und werde »immer 
mehr zum Dummschwätzer«. Besonders arg 
erwischte es den NPD-Gemeindevertreter 
FLAMMER, der sich nicht nur als Empfänger 
von staatlicher Unterstützung geoutet sah, 
sondern zudem als Schwarzarbeiter. 

Die NPD hat sich klassisch verzockt, so 
scheint es. Doch auch wenn das Nationale 
Duo erste Zermürbungserscheinungen 
zeigt und sich mit dem Gedanken trägt, 
nach Mecklenburg-Vorpommern überzu- 
siedeln, wäre ein Teil des Problems allen- 
falls verlagert. Die Neonazi-Jugendkultur, 
die sich in den Jahren gefestigt hat, würde 
auch ohne die Zutts auskommen und wei- 
ter ein Problem bleiben. Auch der andere — 
wesentliche - Teil des Problems, Hans-Jür- 
gen Irmer und Konsorten, wird Antifaschi- 
stInnen wohl noch lange Zeit beschäfti- 
gen. ® 
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Magdeburg: Blumen und Naziterror 


Fünf Jahre nach den sogenannten »Herrentagskrawallen« zu Himmelfahrt 1994 hat sich in Sachsen-Anhalts Landeshaupt- 
stadt kaum etwas verändert: So marschierten am 17. April rund 800 Neonazis bei einer NPD Demonstration durch die In- 
nenstadt, wenig später schritten deren Anhänger zur Tat: Nur sechs Tage nach dem Aufmarsch der NPD wurde ein Punk 
von zwei Jungnazis lebensgefährlich verletzt. 


er Imageerfolg, den die Stadt mit er- 

heblichem finanziellen und publizi- 
stiischem Aufwand bei der Ausrichtung der 
»Bundesgartenschau« (BUGA) hatte erzie- 
len wollen, stand am Abend der Eröffnung 
der Schau mit einem Schlag in Frage. 
Gegen 21.40 Uhr überfielen zwei bekann- 
te rechte Schläger die Wohnung von Ju- 
gendlichen aus der alternativen Szene. 
Dabei wurde einer der Jugendlichen le- 
bensgefährlich verletzt. Ein Überfallopfer 
erinnert sich in einem Gedächtnisproto- 


NPD-Demo am 17. April in Magdeburg, rechts Blood & Honour 
Brandenburg 


koll: »Kurz nach halb zehn wollte ich meine 
Wohnung verlassen, wurde aber schon im 
Hausflur von den zwei Nazis überfallen. Mit 
einem kurzen Baseballschläger aus Metall 
schlugen sie immer wieder auf mich ein. 
Dabei sagten sie unter anderem: ‘'Du warst bei 
der Zecken Demo, wir haben Dich auf einem 
Foto erkannt'.« Damit war offensichtlich 
die Demonstration des Magdeburger 
Bündnis gegen Rechts gegen den NPD- 
Aufmarsch gemeint. Der Überfallene 
MAarıo L. berichtet weiter: »Nach Schlägen 
auf Kopf und Rücken zerrten sie mich die 
Treppe zu meiner Wohnung hoch, wo sie die 
Tür aufstießen. Meine beiden anwesenden 
Freunde schlugen sie ebenfalls zusammen und 
wechselten sich dabei ab. Die ganze Wohnung 
ist voller Blut |...].« Indes liegt der schwer- 
verletzte RONALD K. nach mehreren Schä- 
deloperationen noch immer im Kranken- 
haus. Bleibende Folgeschäden des Angriffs 
können die Ärzte nicht ausschließen. 

Die Polizei hat inzwischen alle drei 
mutmaßlichen Täter des bisher letzten 
Überfalls gefaßt. Gegen sie wird wegen 
„versuchten Totschlags« ermittelt. Nach 
Recherchen von AntifaschistInnen nah- 
men zumindest zwei der Täter an dem ein 


Wochenende zuvor stattgefundenen NPD- 
Aufmarsch teil. Ihre ersten Aussagen bei 
der Polizei bestätigten die Vermutung von 
FreundInnen der Opfer, daß es sich um 
einen gezielten Überfall handelte. Nach 
Angaben der Polizei hätten sich die neo- 
nazistischen Skinheads zum Tatort fahren 
lassen, um dort Punks »aufzumischen«. 
Am 25. April demonstrierten rund 200 
Punks und AntifaschistInnen unter dem 
Motto: »NPD-Aufmärsche und Naziterror — 
Wir schweigen nicht« durch die Innenstadt. 


Ungebrochene Kon- 
tinuitäten 

Der jüngste Überfall 
setzt die nie wirklich 
gebrochene Konti- 
nuität rechter Gewalt 
in Magdeburg fort. 
Seit Anfang der neun- 
ziger Jahre kamen in 
der Stadt zwei Men- 
schen bei rechten 
Überfällen ums 
Leben (Torsten Lam- 
precht 1992, Frank 
Böttcher 1997), ande- 
re wurden folgen- 
schwer verletzt. Bis 
heute geht zu »Himmelfahrt« bei Migran- 
tInnen in der Stadt die Angst um, das Haus 
zu verlassen. An diesem Tag im Jahr 1994 
jagten rechte Hooligans und Skinheads 
stundenlang MigrantInnen durch die be- 
lebte Innenstadt. Die Polizei schaute da- 
mals untätig zu. Eine knappe Woche vor 
dem fünften Jahrestag der rassistischen 
Hatz überfielen rechte Jugendliche einen 
Mann aus Mosambik. Er und seine Beglei- 
terin wurden geschlagen, getreten und be- 
spuckt. In ihren Reaktionen auf solche 
rechten Überfälle beschwören Stadtpoliti- 
kerInnen vorzugsweise immer wieder die 
angeblich gegen Magdeburg gerichtete 
Medienhetze, statt sich das massive Pro- 
blem einer erstarkenden rechten Szene vor 
Augen zu führen. Nach jedem rechten An- 
griff, der als Schlagzeile in die überregio- 
nalen Medien aufrückt, kultivieren politi- 
sche VerantwortungsträgerInnen öÖffent- 
lich ihre Betroffenheit und verweisen auf 
kostspielige Jugendarbeitsprojekte für die 
rechte Klientel. In dieser Situation zeugt es 
nicht nur von Ignoranz, das einzige alter- 
native Jugendprojekt, welches wenigstens 
einem Teil der potentiellen Opfer Schutz 
bietet, aus fadenscheinigen Gründen räu- 
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men zu wollen. Geht es nach dem Willen 
der städtischen Wohnungsbaugesell- 
schaft, kommt im Sommer das Aus für das 
Projekt »U8«. 


Die NPD marschiert 


Das Straßenbild der BUGA-beflaggten 
Innenstadt bestimmte Mitte April dann 
die NPD-Veranstaltung. Nach der »Schlap- 
pe« vom 27. Februar, als die Partei vor den 
Verwaltungsgerichten lediglich die Ge- 
nehmigung für eine Kundgebung auf dem 
Domplatz durchsetzte, wollte NPD-Lan- 
deschef STterren Hurka im Vorfeld des 
wenig später verbotenen NPD-Aufmar- 
sches am 1. Mai in Bremen seinen Anhän- 
gern einen Erfolg mit Mobilisierungseffekt 
präsentieren. Diese Rechnung ging, ZU- 
mindest für Magdeburg, voll auf. Nach ei- 
nigem Hin und Her genehmigte ein Ge- 
richt die Demonstration. Ungehindert 
und durch rund 3.000 Polizisten von Pro- 
testen abgeschirmt zogen ca. 800 Neona- 
zis durch die Stadt. Unter dem Motto 
»Kein deutsches Blut für fremde Interessen« 
sagten Redner wie PETER NAUMANN und 
THoMAs WULFF der »imperialistischen One- 
World-Ideologie« den Kampf an. Sie forder- 
ten die Teilnehmer auf, sich dem »Macht- 
streben« des »US-Imperialismus« zu verwei- 
gern. Wie fast immer bei derartigen Auf- 
märschen in Ostdeutschland stellten die 
FREIEN KAMERADSCHAFTEN und deren subkul- 
turelles Umfeld die Mehrzahl der Teilneh- 
merInnen. Diese kamen nicht nur aus der 
Region, sondern auch aus Niedersachsen, 
Brandenburg, NRW, Hamburg und Meck- 
lenburg-Vorpommern. Daß derartige 
Machtdemonstrationen auf der Straße die 
rechte Szene weiter politisieren, ist schon 
daran ablesbar, daß bisher eher unorgani- 
sierte regionale Strukturen nun auch Öf- 
fentlich auftreten. Eine Gruppe von ca. 15 
Magdeburger Neonazis firmiert seit An- 
fang des Jahres unter dem Namen NATIO- 
NALER WIDERSTAND MAGDEBURG, andere nen- 
nen sich SACHSEN-ANHALT FRONT. 

An der zum gleichen Zeitpunkt statt- 
findenden Gegendemonstration nahmen 
mit 700 TeilnehmerInnen weniger Men- 
schen teil als noch Ende Februar. Vor 
allem die Beteiligung von Antifagruppen 
fiel dünn aus. Daher konstatierten Antifa- 
schistInnen eine schleichende Gewöh- 
nung an Nazi-Aufmärsche im Osten. Die 
Antifabewegung überließ an diesem Tag 
ohne Not die Stadt den Nazis. Dies blieb, 
wie ersichtlich, nicht ohne Folgen. [EI 


Neues & Altes aus Göttingen 


Der Aufwind, den die neofaschistische 
Szene in den letzten zwei Jahren ver- 
spüren konnte, ist auch am südnieder- 
sächsischen Northeim bei Göttingen 
nicht vorübergegangen. Der ex-FAP- 
Aktivist und ehemalige Nazi-Skin 
THORSTEN HEISE organisiert und rekru- 
tiert nach wie vor die Nazi-Szene in 
der Region, jetzt im Lager der FREIEN 
KAMERADSCHAFTEN. 


eine Position innerhalb der bundes- 

weiten Naziszene hat Heise vor allem 
als Organisator von Naziskinkonzerten 
gefestigt sowie durch seine Auftritte als 
Redner bzw. Organisator bei fast allen fa- 
schistischen Aufmärschen der letzten 
zwei Jahre. Im Schlepptau hatte Heise 
dabei zumeist die KAMERADSCHAFT NORT- 
HEIM. Darüber hinaus verfügt er nach In- 
formationen der internationalen Antifa- 
Zeitschrift Searchlight über enge Kontak- 
te zu CoMBAT 18 und deren Anführer 
Wırı BROwnInG, der militantesten Neona- 
zigruppierung in England. Heise be- 
schränkt sich keineswegs auf Koordinie- 
rungsaktivitäten in Deutschland. So be- 
richtet Searchlight von einem internatio- 
nalen Nazitreffen in der Slowakei im 
März diesen Jahres, an dem neben Neo- 
nazis aus England, Schweden und Kroati- 
en auch Heise teilnehmen wollte. Das 
Treffen fiel allerdings ins Wasser, weil der 
britische Geheimdienst MIS die Com- 
bat18-Teilnehmer in Wien an der Weiter- 
reise hinderte. 


Profilierungssüchtig und gut vernetzt 


Heise gelingt es, in Northeim und 
Umgebung sowohl, eine Jungnazi-Szene 
mit aufzubauen als auch »altgediente Ka- 
meraden« wieder aus den Löchern zu 
holen. Bundesweite Aufmärsche waren 
bisher der »Arbeitsschwerpunkt« der Ka- 
meradschaft Northeim. Auch zum NPD- 
Kongreß 1998 in Passau fuhr ein Bus mit 
70 Personen, der in mehreren Dörfern 
zwischen Northeim und Göttingen hielt. 
Und die Anzeichen für weitere Aktivitä- 
ten vor Ort mehren sich. Am 22. April 
wurde in Duderstadt (Eichsfeld) eine Ver- 
anstaltung der Stadtjugendpflege zum 
Thema »Rechtsrock und 
Skinheadsubkultur« von 60 Neonazis »be- 
sucht«. Die örtlichen Neonazis konnten 
sich hierbei über Unterstützung der Ka- 
meradschaft Northeim freuen. Auch 
MARKUS PRIVENAU (ex-NF Bremen), mitt- 
lerweile wohnhaft in Algermissen bei 
Hildesheim, war anwesend. 

Den Kern der Kameradschaft Nort- 
heim bilden Personen, die schon viele 


Jahre zusammen mit Heise aktiv sind, 
wie z.B. die Northeimer ex-FAPler DirRK 
NIEBUR, RAINER BECKER und MANFRED POL- 
zın. Desweiteren basieren Heises Aktivitä- 
ten auf überregionalen Kontakten in der 
Nazi-Szene. So arbeitet er mit dem Ehe- 
paar TAnJa BAyEN und Markus Privenau 
sowie DIETER RIEFLING (Hildesheim) zu- 
sammen. Riefling und Heise organisier- 
ten im Mai 1998 gemeinsam in Hildes- 
heim unter dem Motto »Todesstrafe für 
Kinderschänder« einen Aufmarsch mit 
siebzig »unabhängigen Kameraden«. Dieser 
Personenkreis kann als engere »Kamera- 
den-Connection« bezeichnet werden, die 
nahezu ohne offene Mobilisierung Öf- 
fentlich agieren kann. Sie stellen, zusam- 
men mit den Neonazis um die politi- 
schen Köpfe der FREIEN NATIONALISTEN, 
CHRISTIAN WORCH und THO- 
MAS WuLrr aus Hamburg, 
das Spektrum der FREIEN KA- 
MERADSCHAFTEN in  Nord- 
deutschland dar. 

Heise kommt darin die 

Funktion zu, Bindeglied 
zwischen politischen Neo- 
faschisten und unorgani- 
sierten Skinheads zu sein. 
Seit 1992 organisiert er 
Nazi-Skinhead-Konzerte 
mit mehreren hundert Teil- 
nehmern. 1997 produzierte % 
er die CD »Northeim Vol.l«, 
die kurz darauf wegen »Auf- 4 
stachelung zum Rassenhaß 
und Volksverhetzung« 
den Index gesetzt wurde. 
Zwei weitere Produktionen folgten. Der 
mittlerweile inhaftierte JENS HESSLER aus 
Lingen (Emsland) stand Heise beim Ver- 
trieb von Nazi-Musik zur Seite. 

Heises Haus im Northeimer Indu- 
striegebiet ist Treffpunkt der überregio- 
nalen Kameradschaften und Nazi-Zen- 
trum zugleich. So lud Heise zu seiner 
Hochzeit am 14. Mai 1999 bundesweit 
über das Netzwerk der Freien Kamerad- 
schaften ein. Unter den rund 200 Teil- 
nehmern der Feier, die von der Polizei 
aufgelöst wurde, waren u.a. der Anführer 
des THÜRINGER HEIMATSCHUTZES TINO 
BRANDT aus Rudolstadt, MARCEL EBERLEIN 
aus Saalfeld, ANDRE GÖRTZ aus Hamburg 
und Betreiber des dortigen NITs, BERND 
STEHMANN aus Bielefeld, UNSERE WELT-Fan- 
zinemacher MICHAEL HOMEISTER aus Celle 
und Dieter Riefling. 

Die Polizei beschlagnahmte nicht 
nur 1000 Liter Bier, sondern auch scharfe 
Schußwaffen und allerlei Schlagwerkzeu- 


ge. 


Gute Kontakte zur NPD 


Mit der Gründung der Kameradschaft 
Northeim hat Heise, der seit dem Verbot 
der FAP Ende 1994 »organisationslos« 
war, einen neuen organisatorischen Rah- 
men geschaffen — gemäß der »Grundsät- 
ze« der Freien Kameradschaften jetzt 
ohne straffen Parteiapparat. Doch findet 
auch eine Zusammenarbeit mit NPD/JN- 
Strukturen statt. In der Person von STEP- 
HAN PFINGSTEN aus Göttingen gibt es sogar 
personelle Überschneidungen. Am 29. 
Mai 1999 meldete der NPD-Kader DANIEL 
HUBERT einen Infostand in Göttingen an. 
Mit dabei waren auch Mitglieder der Ka- 
meradschaft Northeim, u.a. Stephan 
Pfingsten und MARTIN GOTTHARD. Nach 
Protesten von ca. 50 Antifas mußten sie 
nach kurzer Zeit abziehen. Die Polizei 
nahm dabei willkürlich Antifas fest. Die 
Nazis wurden danach im Polizeibus si- 
cher aus der Stadt gebracht. Offenbar als 
Reaktion wurde in der darauffolgenden 


4 


auf NPD-Stand in Göttingen, Stephan Pfingsten (Bildmitte) auf dem Rückzug 


Nacht ein Anschlag auf das linke Juzi in 
Göttingen verübt. 


Antifas machen mobil 


Heises über zehnjährige »Nazikarrie- 
re« wurde immer wieder mit antifaschi- 
stiichem Widerstand beantwortet. 1992 
beförderten AntifaschistInnen ihn ins 
Krankenhaus. 1993 wurde seine damali- 
ge Wohnung entglast, und 1994 fand der 
Widerstand gegen Heises Aktivitäten in 
einer von der Autonomen Antifa [M] ini- 
tiierten Bündnisdemonstration mit ca. 
3500 Menschen öffentlichen Ausdruck. 
Die Strafverfolgungsbehörden, die Heise 
bis dato alle Freiheiten ließen, sahen sich 
zum Handeln gezwungen, er war von 
Mitte 1996 bis Mitte 1997 in Haft. Seither 
sind die Proteste gegen ihn in der breite- 
ren Öffentlichkeit weitestgehend abge- 
klungen. Das soll sich jetzt wieder än- 
dern, nachdem am 26. Juni über 500 
Menschen in Northeim gegen Heises Ak- 
tivitäten demonstrierten. i# 
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Mahlers Nazi-Aktivitäten 


Den meisten LeserInnen wird Horst Mahler noch immer als RAF-Anwalt bzw. 
RAF-Mitbegründer bekannt sein. Den meisten AntifaschistInnen ist er mittler- 
weile auch als »Überläufer« zur Nazi-Szene bekannt. Doch Horst Mahler ist kei- 
neswegs »übergelaufen«, er ist vielmehr zu seinen Wurzeln zurückgekehrt. 


B:: Horst Mahler im SDS und der RAF 
aktiv wurde, war er bereits in rechten 
Kreisen und schlagenden BURSCHENSCHAFTEN 
politisch sozialisiert worden. Nach einem 
zehnjährigen Knastaufenthalt ist er seit 
1988 wieder als Anwalt in Berlin tätig. Er 
war schon fast in Vergessenheit geraten, als 
er sich immer tiefer in rechte und neonazi- 
stiische Kreise hineinbegab. Aber schon 
zuvor hatte Mahler politische Flexibilität 
bewiesen. Als die »Bewegung 2. Juni« ihn 
im Zuge der Entführung des CDU-Politi- 
kers LORENZ freipressen wollte, blieb er stur 
im Knast sitzen: Ihn hatte der Glaube an 
den bevorstehenden Endsieg des Proleta- 
riats durch die KPD befallen. 


Von der FDP zur »Bürgerbewegung« 


Als Mahler dann 1980 aus dem Gefäng- 
nis freikam, hatte er den Liberalismus für 
sich entdeckt und trat der FDP bei, wo er 
Schulungskurse durchführte. 1998 begann 
er, mit Veröffentlichungen im rechten Wo- 
chenblatt JUNGE FREIHEIT (JF) erneut auf sich 
aufmerksam zu machen. Hier forderte 
Mahler u.a. einen »Volkskongreß für ein 
neues Deutschland« und erklärte inhaftierte 
Neonazis und Holocaust-Leugner zu »Mär- 
tyrern der nationalen Wiedergeburt Deutsch- 
lands«. Doch damit nicht genug: Mahler 
wollte nun wieder selbst im Mittelpunkt 
einer politischen Bewegung stehen. Des- 
halb gründete er seine eigene neue Bewe- 
gung: Die BÜRGERBEWEGUNG »FÜR UNSER 
Lanp«, von ihm auch als »völkisches Em- 
bryo« bezeichnet. Deren Arbeitstreffen fan- 
den bezeichnenderweise in der bekannten 
Berliner Nazi-Kneipe »Schwabenstuben« 
statt. 


Montagsdemo I 


Zwei Tage nach der tödlichen Hetzjagd 
gegen den Flüchtling Omar Ben Noui in 
Guben, hatte Mahler mit dieser Bewegung 
sein erstes Öffentliches und medienwirksa- 
mes Coming Out als rechtsextremer Orga- 
nisator in Berlin. Zusammen mit 30 ande- 
ren rechten und rechtsextremen Aktivisten 
versammelte er sich am 15. Februar 1999 in 
Berlin-Kreuzberg zur ersten Montagsde- 
monstration »Unser Land — Deutsche Revolu- 
tion 2. Teil«, um gegen die Einführung der 
doppelten Staatsbürgerschaft zu protestie- 
ren. Mit von der Partie waren der Berliner 
Landesvorsitzende des BUND FREIER BÜRGER, 
Torsten Wirt und der Berliner REP-Aktivist 
OrLAar  HEMPELMANN. Die Mini-Rassisten- 
Demo lief auf dem Bürgersteig bis zur SPD- 


Bundeszentrale, wo sechs Demonstranten 
um den BFBler Torsten Witt eindrangen, 
um Schilder wie »Das deutsche Volk wehrt 
sich« zu zeigen. Auf der Abschlußkundge- 
bung ermutigte Mahler seine Truppe mit 
dem Hinweis, daß auch die frühen Mon- 
tagsdemonstrationen klein angefangen 
hätten, bevor sie zum »mächtigen Volks- 
strom« wurden. Der antifaschistische Wi- 
derstand gegen Mahlers erste Montagsde- 
mo hielt sich in Grenzen. Zwanzig ehema- 
lige SDS-Weggefährten von Horst Mahler 


rern, daß bei der Liquidierung der russi- 
schen Kulaken mehr Menschen getötet 
wurden als durch Hitler. 


Montagsdemo II und Ill 


Von Mahlers zweiten Montagsdemo 
am 1. März 1999 an der Berliner Friedrich- 
straße nahm kaum jemand Notiz. Dabei 
wollte Mahler doch auf den Fall von BERND 
RABEHL verweisen (siehe S. 40), der von der 
Antifa verfolgt würde. Am dritten Mon- 
tagsmarsch vierzehn Tage später am 15. 
März beteiligten sich dann neben Thorsten 
Witt und Co. auch der Berliner NPD-Chef 
ANDREAS STORR mit einer Gruppe jugendli- 
cher Nazis aus der Dark Wave-Szene und 
der Berliner Vorsitzende der Deutschland- 
Bewegung, GERT SCHNEIDER. Diesmal gelang 
es aber auch einer großen Gruppe Berliner 
AntifaschistInnen, zur Friedrichstraße vor- 


Br 


Horst Mahler (links) und NPD-Chef Udo Voigt vor einer NPD-Kundgebung am 8. Mai 1999 in Berlin 


um den ehemaligen Aktivisten der »Bewe- 
gung 2. Juni«, MICHAEL »BOMMI« BAUMANN 
protestierten mit Flugblättern und Parolen 
gegen Mahler und seine neuen Kameraden. 
Eine Woche zuvor hatte der SDS-Vetera- 
nenclub Mahler bereits exkommuniziert 
und aus seiner Kneipe herausgeworfen. 


Auf Besuch in Hamburg 


Mahler kündigte bereits während sei- 
ner ersten Montagsdemo eine zweite De- 
monstration am Hamburger Bahnhof 
Sternschanze an. Diese fand allerdings 
nicht statt, so daß die versammelten 60 
Hamburger AntifaschistInnen nicht viel zu 
tun hatten. Stattdessen fand am 26. Febru- 
ar eine geschlossene Veranstaltung des Aur- 
BRUCH 99 (eine Gruppe um den ehemaligen 
REP-Funktionär THOMAS Nissen) im Sport- 
lerheim im Norden Hamburgs statt. Hier 
waren neben DIETER SCHÜTT (Herausgeber 
von DER FUNKE und SHANGHAIER KREIS) und 
dem Regionalbeauftragten der DEUTSCH- 
LAND-BEWEGUNG auch einige Nazi-Skins an- 
wesend. Mahler erklärte hier seinen Zuhö- 
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zudringen und massiv zu stören. Drei Tage 
später hatte Mahler bereits seinen nächsten 
Auftritt am Brandenburger Tor. Hier betei- 
ligte er sich zusammen mit dem Shanghai- 
er Kreis (»sozialistisch-patriotisch«) aus Ham- 
burg an einer Demonstration für die Um- 
bennenung des Platzes vor dem Branden- 
burger Tor in »Platz des 18. März 1848«. Mit 
von der Partie waren hier der Hamburger 
Post-Maoist und Nazi-Freund Dieter Schütt 
vom Shanghaier Kreis, der Sprecher der 
Deutschlandbewegung FRIEDRICH BAUNACK 
und Gert Schneider. 


Neonazis unter sich 


Zwei Tage später trieb Horst Mahler 
seine Aktivitäten im rechtsextremen Be- 
reich dann auf die Spitze. Unter dem Motto 
»Von Terrorist zu Terrorist« führte er auf Ein- 
ladung der KAMERADSCHAFT KARLSRUHE am 
20. März 1999 in der KSC-Gaststätte in 
Karlsruhe eine Veranstaltung vor 200 Neo- 
nazis durch. Sein Co-Referent war der Nazi- 


Terrorist und Bombenleger PETER NAUMANN. 


Anschließend gab der »Schlesier aus natio- 


nalsozialistischem Elternhaus« dem Neonazi- 
Blatt ZENTRALORGAN ein mehrseitiges Inter- 
view. Mahler erklärte hier u.a., daß die Dar- 
stellung der Zeit des Nationalsozialismus 
ins Negative gezerrt würde und die sog. 
»Auschwitzkeule« als »Hauptwaffe des Sy- 
stems« stumpf gemacht werden müsse. 

Am 29. März 1999 fand dann die vierte 
Montagsdemonstration in Berlin statt. Die- 
mal sorgte die Berliner Polizei mit zahlrei- 
chen Platzverweisen gegen Antifas dafür, 
daß der wirre Nazihaufen in Begleitung des 
NPD-Bundestagswahlkandidaten MANFRED 
ROEDER ungestört unter sich blieb. Am 11. 
April hielt Mahler u.a. zusammen mit HEIN- 
RICH LUMMER, ALFRED MECHTERSHEIMER, JOA- 
CHIM SIEGERIST und GABRIELE YONAN von der 
FU Berlin ein Referat auf dem Sonderkon- 
greß der DEUTSCHEN KONSERATIVEN in Oberor- 
ke. Deshalb mußte auch Torsten Witt die 
fünfte Berliner Montagsdemonstration am 
12. April alleine anführen. Die Polizei 
schützte ihn und seine Kameraden weiträu- 
mig. Mahler mußte allerdings zeitgleich in 
Kassel eine ganz gegenteilige Erfahrung 
machen. Seine dortige Montagsdemonstra- 
tion »Für unser Land! Für eine Nationalver- 
sammlung! Gegen Überfremdung!«, die er zu- 
sammen mit dem BÜNDNIS FÜR VOLKSABSTIM- 
MUNG durchführen wollte, wurde von Anti- 
faschistInnen verhindert. Den zwanzig 
Montagsdemonstranten, unter ihnen der 
ehemalige Berliner CDU-Innensenator 
HEINRICH LUMMER (Die Konservativen) und 
Naziterrorist Manfred Roeder, standen 
rund 100 GegendemonstrantInnen ge- 
genüber. Als dann auch noch der Lautspre- 
cherwagen ausfiel, zogen sich die Nazis 
zurück. Mahlers Kasseler Bündnispartner, 
das Bündnis für Volksabstimmung, war 
1997 in Berlin gegründet worden und woll- 
te die Einführung des Euro verhindern. Die 
Initiative ging damals von der ASSOCIATION 
LIBERAL SOZIALE ORDNUNG (ALSO) um den 
ehemaligen REPUBLIKANER BERNHARD HELDT 
(seit 1990 bei den GRÜNEN) aus. Dieser war 
zusammen mit Kraus WEICHHAUS und KLAUS 
GENTHER für die verunglückte Kasseler Mon- 
tagsdemonstration verantwortlich. Am 15. 
April initiierten Bernhard Heldt und Klaus 
Weichhaus einen »politischen Stamm- 
tisch« des Bündnis für Volksabstimmung in 
Berlin. An diesem nahmen Horst Mahler, 
der Berliner NPD-Geschäftsführer ANDREAS 
BÖHME und ERNST STEPPAN VOM BERLINER VER- 
EIN FÜR DEUTSCHE RECHTSCHREIBUNG UND 
SPRACHPFLEGE (BVR) E.V. teil. Auch GERNOT 
Hoıstein, Sprecher des BVR, saß mit am 
Tisch. Seine politischen Erfahrungen sam- 
melte Holstein als stellvertretender Vorsit- 
zender der neonazistischen DEUTSCHEN KUL- 
TURGEMEINSCHAFT BERLIN (DKG, heute BERLI- 
NER KULTURGEMEINSCHAFT PREUßEN, BKP) und 
als Mitglied der ARTGEMEINSCHAFT. Der BVR 
betreibt momentan in Berlin ein Volksbe- 


gehren gegen die Rechtschreibreform. 


Klaus Weichhaus und Klaus Genther waren 
außerdem noch im letzten Jahr als führen- 
de Funktionäre der INITIATIVE PRO D-MARK in 
Brandenburg und Hessen aktiv. Klaus 
Weichhaus gibt sich weiterhin als Mitbe- 
gründer der Berliner Montagsdemos aus. Er 
ist außerdem Berliner Mitarbeiter des 
rechtsextremen PHI (POLITISCHE HiINTER- 
GRUND INFORMATIONEN) STUDIO BERLIN. Für 
das PHI interviewte er den Nazi-Publizisten 
ROLF JOSEF EiBICHT, den Berliner Rechtsan- 
walt KARL-HoRST ULMER und seinen Freund 
Bernhard Heldt. 


Mahler im virtuellen Netz 


Der PHI-PrEssEDIENST hat zusammen mit 
der Deutschland Bewegung und dem NA- 
TIONALEN INFOTELEFON (NIT) eine eigene Seite 
auf Mahlers Internetseite. In Mahlers Inter- 
net-Gästebuch rätseln FRITZ W. STADELMAYER, 
THoMmAs PauLwTrz (Uni Erlangen und Koor- 
dinator des AÄRBEITSKREIS UNSERE SPRACHE 
(ARKUS), der DEUTSCHLANDBEWEGUNG), WIN- 
FRIED KrAuß und der NIT-Bereichsleiter über 
deutsche Bezeichnungen für englische In- 
ternet-Ausdrücke. In Mahlers E-Mail-Vertei- 
ler findet sich eine wilde Mischung aus (ex) 
Linken und Nazis, u.a. HENNING EICHBERG 
(NHB, Wir SELBST), MICHAEL GRIMMINGER, 
EDGAR WEILER, GERD CONRADT, GERT SCHNEI- 
DER, GISELA RICHTER, GÜNTER LANGER, HANNA 
GRÖGER, HERBERT AMMON (JE Wir SELBST- 
Autor), JOCHEN STAADT (SED-FORSCHUNGSVER- 
BUND), JOHANNES VON RAUCH, MANFRED SCHAR- 
RER, PETER STROTMANN, RAINER LANGHANS, 
THEOL TOM KLEFMANN, THORSTEN THALER (REP, 
JF) und WIEBKE MAHLER-HORVATH. 


Auf Reisen und immer noch in Berlin 


Eine Woche nach der gescheiterten 
Montagsdemo in Kassel versuchten sich 
Horst Mahler und Klaus Weichhaus erneut 
mit einer Montagsdemonstration in Fran- 
kurt/Main. Hier standen den 50 gut be- 
schützten Montagsdemonstranten 200 An- 
tifas gegenüber. Vor der Demo wurde auch 
hier eine BÜRGERBEWEGUNG FÜR UNSER LAND 
gegründet. Vorsitzende wurde AÄNNELIESE 
PAULITSCH, Stellvertreter Horst Mahler. Am 
25. April verschlug es ihn dann nach Heil- 
bronn, wo er eine »Grundsatzrede« auf dem 
NPD-Parteitag von Baden-Württemberg 
hielt. Etwa zeitgleich gab er dem NPD- 
Organ DEUTSCHE STIMME ein Interview. Hier 
hielt er sich nicht zurück. So erklärte er: 
»Der Feind des deutschen Volks — sowie aller 
Völker der Welt - ist die Krake, das anonyme 
Geflecht des globalen Spekulationskapitals, das 
seine Stützpunkte an der US-amerikanischen 
Ostküste hat und von dort aus die Welt kon- 
trolliert.« 

Am 26. April trottete in Berlin die sech- 
ste Montagsdemo durch Berlin-Mitte. Trotz 
Beteiligung von Andreas Storr und seinen 
NPD-Kameraden wurden es nicht mehr als 
dreißig Demonstranten. AntifaschistInnen 


gelang es diemal, die Montagsdemonstran- 
ten mit Eiern, Mehl und Altobst zu bewer- 
fen. Auch die Abschlußkundgebung wurde 
mit Transparenten, Flugblättern und Paro- 
len gestört. Die Berliner Polizei reagierte 
mit Festnahmen. 

Einige Tage später zog es den reiselusti- 
gen Mahler nach Marburg, wo er Miitglie- 
dern der BURSCHENSCHAFT RHEINFRANKEN 
seine antisemitischen Theorien erklärte, 
z.B. mit Sätzen wie: » Wenn Hitler von raffen- 
dem Kapital spricht, hat er etwas richtiges ge- 
sagt.« 

Für den 8. Mai plante Mahler eine 
Großdemo durch das Brandenburger Tor. 
An dem rechtsextremen BÜNDNIS 8. MAI 
waren Anhänger der NPD, DVU, REPs, Jun- 
GEN LANDSMANNSCHAFT ÖSTPREUßEN, des BFB 
und der Bürgerbewegung beteiligt. Als Red- 
ner waren NPD-Chef Upo VoıGT und Peter 
Naumann angekündigt. Trotz der bundes- 
weiten Nazi-Prominenz kamen höchstens 
50 Nazis zusammen, die unbeachtet im 
Regen standen. Unter ihnen befanden sich 
neben Horst Mahler fast nur noch beken- 
nende Neonazis, die meisten aus der NPD. 
Bei der siebten Berliner Montagsdemo zwei 
Tage später konnten Mahler und Storr 
dann nur noch siebzehn Anhänger auf die 
Straße bringen. Etwa 25 Antifas hielten 
eine kleine Gegenkundgebung ab. 

Am 17. Mai wurde Mahler selbst Ziel 
einer Montagsdemonstration. Antifaschi- 
stInnen machten mit einer Kundgebung 
vor seiner Kanzlei in der Paulsborner Straße 
auf seine Aktivitäten aufmerksam. Mahlers 
Versuch, sich mit einer roten Nelke bei der 
Anmelderin anzubiedern, scheiterte. Zu sei- 
ner Unterstützung waren nicht einmal 
zehn Nazis (u.a. Storr und Schneider) ge- 
kommen. Danach verliefen die Berliner 
Montagsdemos erstmal im Sand. Selbst das 
erneuerte Motto »Immer wieder montags für 
UNSER LAND (...) ohne Überfremdung, ohne 
jüdisches Mahnmal auf dem Todesstreifen, 
ohne Bürgerkrieg ausländischer Gruppen« zog 
nicht mehr richtig. Also ging es erstmal 
wieder nach Frankfurt am Main, wo Mahler 
am 31. Mai mit kaum mehr als dreißig 
Nazis vor der Börse rumstand. Auch für Ber- 
lin setzte er für den 21. Juni erneut eine 
Montagsdemo an. 

Unabhängig davon, wieviel Resonanz 
Mahler für seine Montagsdemos bekommt, 
der Profilneurotiker hat neben hoher Me- 
dienaufmerksamkeit vor allem zwei Dinge 
erreicht. Er hat viele unterschiedliche rech- 
te und neonazistische Zusammenhänge in 
seinem Projekt zusammengeführt. Und er 
hat in Berlin eine Gewöhnung an Nazi-Auf- 
märsche durchgesetzt. Im Schatten dieser 
Gewöhnung gelang es der NPD, ungestört 
eine eigene Demonstration in Berlin-Mitte 
durchzuführen. Die REPs und der BFB folg- 
ten mit weiteren Aufmärschen durch Ber- 
lins »Neue Miitte«. wi 
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Wer (wie) die Geschichte umschreiben will ... 


68er vor Nazi-Burschenschaft »Danubia« 


Einige Ex-Linke scheinen sehr darun- 
ter zu leiden, daß ihre »große Zeit« 
längst vorbei ist und weder die Medi- 
en noch die heutige Linke ihnen als 
Strategen oder Theoretikern Gehör 
schenken wollen. Vielleicht sind sie 
aber auch ihrem Wunsch treu geblie- 
ben, auf der Seite der tatsächlichen 
oder vermeintlichen Sieger der Ge- 
schichte stehen zu wollen? 


m 5. und 6. Dezember 1998 lud die 

Münchener BURSCHENSCHAFT DANUBIA 
zu den »Bogenhausener Gesprächen« 
ein, die unter dem Motto »30 Jahre nach 
68« standen. Die Danubia gehört zum 
äußersten rechten Rand im DACHVERBAND 
DEUTSCHE BURSCHENSCHAFT (wo sie mehr- 
fach den Vorsitz hatte) bzw. der Bur- 
SCHENSCHAFTLICHEN GEMEINSCHAFT (BG), 
deren Mitbegründerin sie ist. Sie begreift 
sich als rechtsextreme Kaderschmiede. 
Die Bogenhausener Gespräche finden 
seit den achtziger Jahren statt. Dazu wer- 
den gerne vermeintliche politische Ge- 
genspieler eingeladen. 

Das Jahr 1968 scheint für Burschen- 
schaften und andere konservative/rechte 
Vereinigungen immer noch ein Trauma 
zu sein, wurde doch mit der Studenten- 
bewegung der Einfluß der Verbindungen 
in den Hochschulen nachhaltig gebro- 
chen. Bereits im Februar 1998 hatten die 
Bogenhausener Gespräche schon einmal 
unter ähnlicher Themenstellung — »Die 
APO: Revolution und Happening« — stattge- 
funden. Als Referenten stellten sich der 
ehemalige Kommunarde und SDSler RAI- 
NER LANGHANS, REINHOLD ÖBERLERCHER und 
MANFRED LAUERMANN (eX-DKP, VVN) zur 


Rechter »Sozi«, Tillmann Fichter - Leiter der 
SPD-Parteischule 


Verfügung. Während Langhans jetzt in 
rechten wie esoterischen Kreisen wan- 
delt, lehrt Lauermann als Soziologe in 
der Technischen Universität in Dresden 
und betätigt sich als Autor im »Neuen 
Deutschland« sowie der rechten Zeit- 
schrift CRITICON. 

Am 19. März 1998 stellte Lauermann 
im Berliner Kulturhaus einen Aufsatz mit 
dem bezeichnenden Titel 
»Das Soziale im Nationalso- 
zialismus« vor, in dem er 
zum Schluß kommt: »Im 
Nationalsozialismus wurde 
in Deutschland Politik für die 
Arbeiter gemacht, bisher zum 
einzigen Mal.« Der Aufsatz 
erschien im PDS-nahen 
Blatt »Berliner Debatte«. 
Zudem war Lauermann als 
Referent bei einer Geopoli- 
tik-Tagung im rechtsextre- 
men COLLEGIUM HUMANUM 
in Vlotho geladen. 


Bogenhausener Ge- 
spräche im Dezember 
1998 


und schließlich zum Initiator der Nazi- 
Bewegung UNSER LAND und gefragten 
Redner der NPD wurde. Dank seines da- 
maligen Anwaltes und jetzigen Bundes- 
kanzlers GERHARD SCHRÖDER wurde sein 
Berufsverbot, bereits Jahre zuvor, wieder 
aufgehoben. 1997 trat er als Laudator 
zum 70. Geburtstag von GÜNTHER ROHR- 
MOSER, dem rechtsextremen Autor und 


ner der Antifa-Sekten« verhindern ein Seminar von Rabehl 


Für die Danubia-Veran- 
staltung im Dezember 1998 wurden drei 
Protagonisten aus dem Umfeld der 68er 
geladen: HoRST MAHLER, Prof. Dr. BERND 
RABEHL und Prof. Dr. PETER FURTH. Kom- 
plettiert wurde das Trio von Dr. HANNES 
KAscHKAT als bekanntem rechtem Autor. 
Den Kontakt zur Danubia stellten offen- 
bar Mitglieder des HOFGEISMARER KREIS her, 
einer Vereinigung rechter Jungsozialisten 
aus Leipzig, deren Mentoren wie TILMAN 
FiCHTER (Ex-SDSler und Leiter der SPD- 
Parteischule) seit über zehn Jahren für 
die »nationale Identität« in der Linken 
streiten. 

An dem Bogenhausener Gespräch be- 
teiligten sich nach Teilnehmer - Angaben 
120 Personen, die u.a. proklamierten: 
»Notwendig sei (...) die Herausbildung einer 
neuen Elite’, die dem heute von alten 68ern 
geprägten Establishment zum kulturellen 
Kampf um die Hegemonie entgegentreten 
könne. Ereignisse wie die Walser-Rede zeig- 
ten, daß eine zunehmende Auflösung geisti- 
ger Verkrustungen ZU er warten sei.« 


Danubia-Referent Horst Mahler 


Horst Mahler ist 1998 gewissermaßen 
zu seinen »Wurzeln« zurückgekehrt: 
Seine politischen Aktivitäten begann er 
in einer schlagenden Verbindung, bevor 
er vom SDS über die RAF zur FDP kam 
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Vizepräsident des STUDIENZENTRUMS WEI- 
KERSHEIM, unangenehm in Erscheinung. 
Er entwickelte ein so gutes Verhältnis zur 
rechten JUNGEN FREIHEIT, daß er für sie bei 
der Frankfurter Buchmesse 1997 eine 
Veranstaltung durchführte. Am 1. Mai 
1998 organisierte er mit dem Rechts- 
außen-Publizisten und langjährigem 
Funktionär der Landsmannschaft Ost- 
preußen AnsGAR GRAwW dessen Buchprä- 
sentation. Die geplante Reform des 
Staatsbürgerschaftsrechts führte zu sei- 
nem endgültigen Coming Out als Neo- 
nazi. In einer »Flugschrift an die Deut- 
schen, die es noch sein wollen« übernahm 
Mahler das Vokabular seiner neuen 
Freunde: So äußerte er sein Verständnis 
für rassistische Angriffe mit den Worten: 
»Diese Gefühle sind ein Frühwarnsystem. 
(...) Daß diese Gefühle immer häufiger sich 
in haßvoller Gewalt äußern, ist nur Aus- 
druck von Hilflosigkeit der Täter und eine 
Folge des Versagens der politischen Klasse. « 
Zum Jahresende 1998 erhielt Mahler im 
Focus das Forum, um seine »Sammlungs- 
bewegung« anzukündigen, in der vom 
CSU-Chef EDMUND STOIBER Dis ZU GÜNTHER 
DECKERT - dem inhaftierten ehemaligen 
NPD-Chef - alle gegen »Überfremdung« 
kämpfen dürften. Mahlers Antisemitis- 
mus, der sich heute in Statements wie 


»Veteranen der Studentenrevolte« und »junge Frauen und Män- 
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»Über die Staatsbürgerschaftsrechte muß 
allein das Volk entscheiden, nicht die 
staatstragenden Parteien oder der Zentralrat 
der Juden« ausdrückt, zieht sich als roter 
Faden durch seine Biografie. Als RAF- 
Mitglied attestierte er dem Anschlag auf 
die israelische Olympiamannschaft in 
München »Sensibilität für historische und 
politische Zusammenhänge« und sah im 
damaligen israelischen Verteidigungs- 
minister MOSHE Dajan den »Himmler Is- 
raels«. Daher verwundert es auch nicht, 
daß sich bei den von ihm inzenierten 
Montagsdemonstrationen Naziterrori- 
sten wie MANFRED ROEDER sichtlich wohl 
fühlen. Schließlich fin- 
det Mahler die Strafbar- 
keit der Holocaust- 
Leugnung »unerträglich« 
(Focus). 


Danubia-Referent 
Bernd Rabehl 


BERND RABEHL, heute 
“ Professor an der FU-Ber- 
- lin, war früher Theoreti- 
ker des Berliner SDS und 
ein Freund von Rupı 
DUTSCHKE, wobei er als 
Vertreter der sog. »na- 
tionalen Fraktion« im 
Studentenverband galt 
(obwohl er 1963 noch Flugblätter, die 
die Burschenherrlichkeit verspotteten, 
unterzeichnete). Rabehl bot sich 1998 
der rechtsextremen FREIEN DEUTSCHEN 
SOMMERUNIVERSITÄT (vorher JUNGE FREIHEIT 
SOMMERUNIVERSITÄT) als Referent zum 
Thema »Die Nationalrevolutionäre von 
1968« an, berichtete die Zeitschrift Blick 
nach Rechts im Dezember 1998. 

Vor seinem Publikum bei den Bo- 
genhausener Gesprächen präsentierte 
sich Rabehl deshalb im ersten Satz als 
Opfer der »linksradikalen Zeitung«, in 
der u.a. auch OsKAR LAFONTAINE und MI- 
CHEL FRIEDMAN schrieben. Rabehls Bo- 
genhausener Rede erschien später - 
dank Mahler - in der JUNGEN FREIHEIT. 

Rabehl sieht sich in seinem Vortrag — 
wie die meisten Rechten -— von »be- 
stimmten Kreisen« und »bestimmten Medi- 
en« verfolgt und mutiert zum Ver- 
schwörungstheoretiker. Nach 1945 sei 
das deutsche Volk durch »russischen Ter- 
ror« und »amerikanische Umerziehung« 
seiner »nationalen Identität« beraubt 
worden und Opfer »fremdbestimmter Eli- 
ten« geworden. Das deutsche Volk werde 
zudem durch »Überfremdung« an den 
Abgrund geführt. Mit den Ausländern 
hätten sich - so Rabehl - die Deutschen 
den Krieg ins unschuldige (deutsche) 
Haus geholt. Deshalb ließe sich der Un- 
tergang nur durch Rückbesinnung auf 
eine »nationale Identität« und auf ent- 


sprechende deutsche Tugenden abwen- 
den. Das alles ist in rechten Kreisen 
nichts Neues, neu ist jedoch Rabehls Be- 
hauptung, dieses Denken sei u.a. auf 
1968 zurückzuführen und habe zwei gei- 
stige Väter: Rabehl und Rudi Dutschke. 

Rabehl stellt fest, er und Dutschke 
hätten nationalrevolutionäre Ideen des 
Vietkong auf die deutsche Situation über- 
tragen, was damals breiten Widerhall ge- 
funden hätte. Dasselbe behauptet übri- 
gens auch der Ex-SDSler und jetzige Nazi- 
ideologe REINHOLD OBERLERCHER von Sich. 
Lediglich die Schüsse auf Dutschke hät- 
ten laut Rabehl das Ende dieser nationa- 
len Radikalisierung der Studentenbewe- 
gung bedeutet. Rabehl verschweigt aller- 
dings, daß das Klima für Dutschkes Mord 
durch rechte Kreise und die Hetze der 
Boulevardmedien geschaffen wurde, als 
deren Vollstrecker sich der Attentäter 
wähnen konnte. BOMMI BAUMANN von der 
Bewegung 2. Juni erklärte in einem Inter- 
view, daß, wenn sich im Zuge des gesell- 
schaftlichen Rechtstrends ex-68er wie 
Mahler oder Rabehl als Avantgarde der 
neuen Rechten ins Scheinwerferlicht 
rückten, dies eher eine persönliche Kom- 
ponente habe. Auch GRETCHEN DUTSCHKE 
wehrte sich vehement gegen die Verein- 
nahmung ihres toten Ehemannes für Ra- 
behls nationalistische Geschichtsverfäl- 
schung. Insgesamt ist die Auseinander- 
setzung innerhalb der Ex-68er darüber 
eher unbefriedigend. 


Danubia-Referent Peter Furth 


Relativ neu in 
diesen Kreisen ist 
Peter Furth, der 
sich in den An- 
fangstagen in der 
linken Zeitschrift 
ARGUMENT und 
dem dazugehöri- 
gen Club enga- 
gierte. Furth, der 
1953 Mitglied des 
SDS wurde, lehrte 
von 1973 bis zu 


seiner  Emeritie- 
rung an der FÜ 
Berlin Sozialphi- 


losophie. Er be- 
klagte in seinem 
Vortrag »Verwei- 
gerte Bürgerlichkeit - Motive, Mythen und 
Folgen - der 68er  Kulturrevolution« eine 
»Schuldgemeinschaft«, deren Wortführer 
eine »ritualisierte Wiederholung von kollek- 
tiver Schande« betrieben. Auch wenn Fur- 
th’s Vortrag bei den Burschen der Danu- 
bia nicht so gut ankam wie der von Ra- 
behl (immerhin setzte er ein wissen- 
schaftliches Abstraktionsvermögen vor- 
aus), begeisterte er den Herausgeber der 


rechtsextremen STAATSBRIEFE, HANS DIE- 
TRICH SANDER, derart, daß dieser einen län- 
geren Beitrag von Furth veröffentlichte. 


Zoff am Otto-Suhr-Institut 


BERND RABEHL veranstaltete zusam- 
men mit dem in linken Kreisen als Autor 
bekannten JOCHEN STAADT im Winterse- 
mester 98/99 am Otto-Suhr-Institut (OSI) 
der FU Berlin ein Seminar mit dem Titel 
»Krise und Existenz - Rechter und Linker De- 
zisionismus im Nachkriegsdeutschland«. In 
diesem Seminar wurden, so berichteten 
teilnehmende StudentInnen, »rechtsex- 
treme Inhalte unter dem Deckmantel wissen- 
schaftlicher Unvoreingenommenheit an der 
FU etabliert«. In seinen Studienmateriali- 
en (Zeitung ANSCHLAG) bemitleidet Ra- 
behl sich als Opfer einer »Mischpoke aus 
Veteranen der Studentenrevolte« und »jun- 
gen Frauen und Männern der Antifa- 
Sekten«, die sich eine »jüdische Identität 
angedichtet« hätten, um ihn mit der »Fa- 
schismuskeule« zu erschlagen. Trotz mitt- 
lerweile eskalierter Auseinandersetzun- 
gen um seine Lehrinhalte und Aussagen, 
fungiert Rabehl weiterhin als Vertrauens- 
dozent in der Promotionsförderung der 
gewerkschaftsnahen Hans-BÖCKLER-STIF- 
TUNG. Mißliebige Seminarteinehmerln- 
nen wurden von ihm persönlich so unter 
Druck gesetzt, daß schließlich fast nur 
noch rechte Studenten, vor allem des so- 
genannten FÜ-BÜnDnisses, daran teilnah- 
men. HORST MAHLER bemühte sich eben- 
falls um eine Mitwirkung an dem Semi- 
nar — unterstützt von RABEHL und STAADT, 


Rabehl fühlt sich nach seinem Burschi-Vortrag von der »Faschismuskeule« 
bedroht 


die mehrmals versuchten, ihn an die Uni 
zu holen. Auf Mahlers Montagsdemon- 
strationen beteiligten dafür auch Mitglie- 
der des FU-Bündnisses. 

Staadt und Rabehl kennen sich schon 
länger. Als nach 1968 nationalrevolu- 
tionäre Schlagworte und Ideologiegehal- 
te in die Linke getragen wurden oder dis- 
kutiert werden sollten, geschah dies auch 
über die ZEITUNG FÜR EINE NEUE LINKE; DER 
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LANGE MARSCH, an der neben SIEGWARD 
LÖNNENDONKER und TILMAN FICHTER auch 
RABEHL und STAADT mitwirkten. Gemein- 
sam engagieren sich die beiden heute im 
seit 1992 existierenden FORSCHUNGSVER- 
BUND SED-STAAT, der in Zeiten allgemei- 
nen Geldmangels an den Universitäten 
vom Bund und Land und einigen großen 
Unternehmen (u.a. VW) mit Drittmitteln 
versorgt wird. Der Verbund versucht, 
Antikommunismus auch nach dem 
Ende des kalten Krieges aktuell zu halten 
und die Totalitarismustheorie (d.h. vor 
allem den Vergleich und die Gleichset- 


3% 


Die 1848 gegründete und 1949 wie- 
dergegründete Burschenschaft hat ihren 
Sitz in München, wo sie in Bogenhausen 
über ein Verbindungshaus verfügt. Die 
Danubia ist Mitglied der Deutschen Bur- 
schenschaft (DB) und gehört dort zum 
rechtsextremen Flügel, der 1961 ge- 
gründeten Burschenschaftlichen Ge- 
meinschaft (BG). Sie beteiligte sich an 
verschiedenen Versuchen, rechts neben 
den Unionsparteien studentische oder 
parteiförmige Strukturen aufzubauen. 

In den siebziger Jahren verfolgte die 
Danubia einen stark national-revolu- 
tionären Kurs und orientierte sich an hi- 
storischen Vorbildern wie Ernst Niekisch. 
Danube Uwe Sauermann, der über Nie- 
kisch dissertierte, wurde 1975 zum Bun- 
desvorsitzenden des Nationaldemokrati- 
schen Hochschulbundes (NHB) gewählt. 
Auch Henning Eichberg wird als Mitglied 
der Danubia bekannt. 

Die Danubia arbeitete eng mit der 
NPD zusammen und wandte sich u.a. 
gegen einen Unvereinbarkeitsbeschluß 
zwischen NPD und DB. In München 
schützten NPD-Schläger Stände der Da- 
nubia an der Universität. In den späten 
80er Jahren beteiligt sich die Danubia 
am früh gescheiterten Republikanischen 
Hochschulverband (RHV), der 1989 im 
Haus der Danuben gegründet wird. 

1992 beschließt die DB auf Antrag 
der Danubia, die Bundesregierung solle 
»die bereits laufende Zuwanderung Ruß- 
landdeutscher nach Nordostpreußen« 
fördern und sich »für die Errichtung 
eines deutsch-russischen Freistaats 
Preußen« einsetzen. Die Danubia war 
zeitweise an den Junge- Freiheit-Somme- 
runiversitäten beteiligt. Gemeinsam mit 
dem Gesamtdeutschen Studentenver- 
band (GDS) werden die Bogenhauser 
Gespräche durchgeführt. Weiteres 
führendes Mitglied der Danubia ist der 
Witikone Hans-Uwe Kopp. 


BURSCHENSCHAFT 


DANUBIA 


zung von Faschismus und Kommunis- 
mus) an der Universität zu etablieren. 


Danubia-Referent Hannes Kaschkat 


HANNES KASCHKAT ist sicherlich kein 
»Frontenwechsler«. 1968 war er Mitbe- 
gründer der BURSCHENSCHAFTLICHEN AKTI- 
ONSGEMEINSCHAFT FÜR PUBLIZISTIK — Später 
STUDENTISCHEN AKTIONSGEMEINSCHAFT - 
und saß bis in die 80er in deren Vor- 
stand. Ihr erklärtes Ziel war es u.a., mit 
der Zeitschrift STUDENT angesichts einer 
vermeintlich »linken Presselandschaft« 
als Gegengewicht aufzutreten. Der 
frühere 
Vizepräsi- 
dent der 
Univer- 
sıtät 
Würzburg 
und heu- 
tige An- 

r walt (u.a. 

u“ - vertrat er 

die REPs 

Rn gegen 

; den Frei- 

staat Bay- 

Ve ern) ist 

Ex »SDS Theoretiker« Günther heute 

Maschke - Mitverfasser der Ka- Landes- 

nonischen Erklärung vorsitzen- 

der der 

UNION DER VERTRIEBENEN in der CSU und 

zugleich im Umfeld von ALFRED MECHT- 

ERSHEIMER als stellvertretender Vorsitzen- 

der von UNSER LAND - WISSENSCHAFTLICHE 
STIFTUNG FÜR DEUTSCHLAND aktiv. 


68er als völkische Befreiungsfront? 


HORST MAHLER, GÜNTHER MASCHKE und 
REINHOLD ÖBERLERCHER verfassten am Jah- 
resende 1998 eine dreiseitige »Kanoni- 
sche Erklärung« zur Bewegung von 
1968, in der sie den Versuch der Umin- 
terpretation der 68er in eine Art völki- 
sche, rechte Befreiungsfront unterneh- 
men und u.a. beklagen: »In der tragischen 
Ermordung des _Arbeitgeberpräsidenten 
Hans Martin Schleyer traf die Waffen-SDS 
(gemeint ist die RAF, AIB) einen SS-Mann, 
der die Position der nationalrevolutionären 
Volksgemeinschaft zugunsten derjenigen des 
Anführers eines Klassenkampfverbandes 
verraten hatte.« Desweiteren spielen sich 
die Ex SDS-Denker als drei tapfere Ritter 
gegen Überfremdung auf und biedern 
sich als geistige Führer einer Gegenbewe- 
gung an. GÜNTHER MASCHKE ist schon seit 
den 80ern ein bekennender Rechtsnatio- 
naler und Schreiberling in den Rechts- 
postillen Criticon und JUNGE FREIHEIT, 
aber auch der FRANKFURTER ALLGEMEINEN 
ZEITUNG (FAZ). Sich selbst bezeichnet er 
als »Rudi Dutschke von Wien«. Maschke 
war einst Mitkämpfer einiger Theoreti- 


ker des SDS FRANKFURT MAaın. Ende der 
sechziger Jahre »floh« er aus der BRD 
nach Cuba - wo er nach zwei Jahren wie- 
der ausgewiesen wurde. Auch Oberler- 
cher erklärte in dem Naziblatt Staatsbrie- 
fe von sich und seiner Bedeutung voll- 
kommen überzeugt: »Ich selbst, mit fünf- 
zehn Jahren DDR-Häftling wegen Republik- 
flucht (...) war der Theoretiker des Hambur- 
ger SDS und Auslöser des Hamburger Uni- 
versitätsaufstandes, der die gesamte System- 
kritik der 68er theoretisch vollendet.« Und 
unverkennbar antisemitisch schreibt 
Oberlercher weiter: »Die Hauptkampflinie 
aber verlief in Frankfurt am Main, weil dort 
ein jugendlich unerfahrener deutscher Idea- 
lismus, geführt von Hans Jürgen Krahl, auf 
die Speerspitze des jüdischen Geistes in 
Deutschland traf (gemeint ist Theodor W. 
Adorno, AlIB) - (...) Habermas wie die 
Frankfurter (Juden) Schule waren Feinde, 
nicht aber Ideengeber der 68er Theorie. » 
(sic!) Als die rechtsradikale studentische 
Vereinigung GRUPPE 146, in der Oberler- 
cher noch als Dozent der Uni-Hamburg 
maßgebend aktiv war, u.a. bei der Bun- 
deswehr auftreten durfte, führte das zu 
keiner öffentlichen Resonanz. Zuletzt 
machte Oberlercher durch sein für die 
NPD geschriebenes »Volkswirtschafts- 
programm« von sich reden. Auch wenn 
Mahler, Rabehl und Co. zunächst einmal 
als profilneurotische Einzelkämpfer da- 
herkommen, gehören sie doch zu einem 
weiteren Netzwerk ehemaliger und 
neuer Weggefährten. Und ihre Ideen 
stoßen in rechtsextremistischen Kreisen 
auf erhebliche Resonanz. Die Bildung 
gemeinsamer Gesprächskreise von intel- 
lektuellen Vertretern rechtsextremisti- 
scher und »nationalrevolutionärer« 
Gruppen und Einzelpersonen scheint 
geplant. In einem in Hamburg bekannt- 
gewordenen Flugblatt heißt es, es sei an 
der Zeit einen »antiimperialistischen 
Volkskongreß« mit Gesprächspartnern 
aus anderen Städten wie Berlin abzuhal- 
ten. m 


Quellen u.a.: 

-Blick nach Rechts, 24, 25/26 1998 

- SDS Website 26.12.98/ 8.1.1999, Detlef Michel 

- taz, Weihnachten 98, Severin Weiland 

- Staatsbriefe 4/1994, Reinhold Oberlercher 

- Renationalisierung gegen westliche Demokra- 
tie, Martin Jander, Rainer Maischain 

- Flugblatt: Die gefährliche Küche, OSI, April 
1999 

- »Der Forschungsverbund SED-Staat und die Re- 
naissance der Totalitarismustheorie », Asta der 
FU Berlin/ Hochschulgruppe der AAB. 

- Handbuch deutscher Rechtsextremismus , Hrsg. 
Jens Mecklenburg 

- Anschlag Nr. 4, OSI, Mai 1999 

- Antifaschistische Nachrichten, Nr. 4/99 

- VS Bericht Hamburg, 1998 

- Kanonische Erklärung zur Bewegung von 1968 

- «Wir waren nützliche Idioten«, Baal Müller 
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Seit einigen Jahren wird über 

rechte Tendenzen in und Einfluß- 
nahme von rechts auf die »schwarze 
Szene« geschrieben und diskutiert. 
Dabei ist inzwischen klar, daß es sich 
nicht nur um eine Unterwanderung 
handelt, sondern es inhaltliche 
Gründe gibt, warum die sog. NEUE 
RECHTE gerade diese Szene agitiert. 
Neben den thematischen Über- 
schneidungen der »allgemeinen« 
Dark-Wave Szene mit rechten Inhal- 
ten gibt es aber auch einen rechten 
Teil in dieser Szene mit Bands, Fanzi- 
nes und Vertrieben. Die Anfänge 
davon liegen schon in den 80er Jah- 
ren. Der nachfolgende Artikel be- 
schäftigt sich jedoch in erster Linie 
damit, daß sich mit rechten Dark- 
Wave Bands nicht nur Geld verdie- 
nen, sondern auch Ideologie an Ju- 
gendliche heranbringen läßt und wie 
dies von der Neuen Rechten prakti- 
ziert wird, sowie mit deren Strategie 
und Praxis der Einflußnahme. Der 
Text wurde von den GRUFTIS GEGEN 
RECHTS — MUSIC FOR A NEW SOCIETY ge- 
schrieben, einer Gruppe von DJs und 
Gruftis, die sich gegen rechte Ten- 
denzen in ihrer Szene wehren. 


I. Von der Jungen Freiheit in die 
Szene: 


Der rechte Kulturkampf 


»Nur die Spitze eines Eisberges ist 
sichtbar. Die Masse liegt im Verborgenen 
und lauert.« (Inschrift auf der CD »Die 
Brut« (1992) der Dark-Wave-Band GoF- 
THES ERBEN) Die Neue Rechte begann 
Anfang der 90er Jahre über ein Thema 


nachzudenken, was den Neonazis 
scheinbar per se diametral entge- 
genstand: Popmusik. Während 
klassische Rechte diese irgendwo 
zwischen »Negermusik«, »amerika- 
nischer Massenkultur«, »Dekadenz« 
und »Heimatlosigkeit« verorteten, 
begannen andere zu begreifen, 
daß sie mit ihrer starren Ableh- 
nung keinen Pfifferling mehr ern- 
ten würden. »Pardon, ich höre Pop- 
musik« überschrieb der Österrei- 
cher JÜRGEN HATZENBICHLER (Mit- 
glied der FPÖ) einen Artikel im 
Naziblatt NATION & EUROPA (3- 
4/91), in welchem er sich von 
»afrikanischen Strömungen«, 


»schnelle(n) Rythmen und auf Gestammel 
reduzierte(n) Texte(n)« distanziert, um 
gleichzeitig zur Herausbildung einer 
rechten »Gegenkultur und Alternativkul- 
tur« aufzurufen. Was bei ihm noch mit 
»Provokation« untertitelt war, präsen- 
tierte ROLAND BußBik, Stipendiant der 
KONRAD-ÄDENAUER-STIFTUNG, im Herbst 
1993 in der Jungen Freiheit unter dem 
Schlagwort: »Die Kultur als Machtfrage«. 
Angelehnt an den italienischen Kultur- 
philosophen und Klassiker der Anti- 
Moderne JuLius EvoLA (1898 -— 1974), 
den UMBERTO Eco als »faschistischen 
Guru« beschrieb, sieht er in Teilen der 
Popmusik Anknüpfungspunkte für die 
von Evola postulierte »Revolte gegen die 
moderne Welt« und kommt zu dem Er- 
gebnis: »...die Jugendkultur von heute bie- 
tet erfolgversprechende Ansätze hierfür. 
(...) Ein merkwürdiges Bewußtsein, in einer 
Phase des Niedergangs zu leben, ist viru- 
lent, vom »age of destruction« ist die Rede, 
die Parties der Techno-Szene gleichen ma- 
kabren Totenfeiern einer Epoche. Man (...) 
mißtraut der Erklärbarkeit der Welt, wen- 
det sich sogar rückwärts, etwa in Form der 
verschiedenen Independent-Szenen.« (JF 
10/93) Nachdem Bubik‘s Träume von 
der Techno-Szene (»Stahlgewitter als 
Freizeitspaß«) sich bald als Schäume 
entpuppten (»seelische Vergewaltigung 
durch Beat-Computer und Masse«), mein- 
te er in der Neo-Folk- und Gothic-Szene 
Anknüpfungspunkte zu finden. Er 
nennt Bands wie DEAD Can DANCE oder 
OnTAL, deren »mittelalterliche« Musik 
»eine andere Sprache als die der Moderne 
(sprechen)« würde. In Wahrheit haben 
beide Bands nichts mit rechtem Gedan- 
kengut zu tun. Ontal gehören in den 
Kreis der deutschen Dark-Wave-Bands 
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(DEINE LAKAIEN, ESTAMPIE, DAs ICH), die 
sich wiederholt und vehement gegen 
den rechten Kulturkampf zu Wort ge- 
meldet haben. Und sein Redaktionskol- 
lege BOßDORF (s.u.) mußte feststellen, 
daß Dead Can Dance längst nicht auf 
eine Rezeption mittelalterlicher Musik 
zu reduzieren sind und keine (musikali- 
schen) Grenzen kennen. Anläßlich 
ihrer CD »Spiritchaser« (4 AD/Rough 
Trade 1996) stellt er enttäuscht fest: 
»Man parodiert in gezierter Pose den Ori- 
ent, (...) begleitet von nicht mehr an Lan- 
geweile zu übertrumpfenden Percussion- 
Einlagen der Marke Dschungel. (...) Wenn 
dies Weltmusik sein soll, ist die Welt nicht 
zu beneiden.« (JF 29/96). Doch es gab 


Kulturkampf und Kommerz 


Rechte Tendenzen in der schwarzen Szene 


durchaus reale Anknüpfungspunkte in 
der Szene: Bubiks Lebensgefährtin Sı- 
MONE SATZGER (alias FELICIA), Sängerin 
der Gruft-Band IMPRESSIONS OF WINTER, 
propagierte 1995 eine rechte Kulturin- 
strumentalisierung und empfahl, »sich 
aktuellen kulturellen und politischen Phä- 
nomenen zu öffnen, um sie für die eigenen 
Zwecke zu nutzen.« Darüber hinaus exi- 
stierten schon damals eine Reihe von 
Bands mit tatsächlich rechten Inhalten. 

Die »Operation Dark Wave« nahm 
in der Jungen Freiheit ihren Lauf. Über 
einen Nachwuchswettbewerb konnte 
eine mit Dark Wave vertraute Schreibe- 
rin gefunden werden, die freilich bald 
das Handtuch schmiß und schließlich 


Thomas a.d. Berge, Sänger der Band Weissglut 
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vor dem rechten Kulturkampf warnte. 
Mit Peter Boßdorf, der auf eine lange 
Vergangenheit u.a. im TTHULE-SEMINAR 
und bei den REPUBLIKANERN Zurück- 
blicken kann, konnte Mitte der 90er 
Jahre ein Junge Freiheit-Redakteur in 
der auflagenstärksten Zeitschrift der 
»Independent Szene« plaziert werden. 
Die ZıLLo unter ihrem damaligen Her- 
ausgeber RAINER »EASY« ETTLER war sich 
zudem nicht zu schade, wiederholt 
rechte Anzeigen abzudrucken, darunter 
auch der Jungen Freiheit. Die Liason 
Zillo/Junge Freiheit war aufgrund von 
Protesten aus der Szene selbst bekannt 
geworden: Das Hamburger Wave-Label 
STRANGE Ways (Vertrieb u.a. von Goe- 
thes Erben) und der Vertrieb INDIGO 
machten den Skandal öffentlich. Nach 


Weissglut 


dem Tod von Zillo-Herausgeber Rainer 


Ettler wurde Peter Boßdorf im Frühjahr 
1997 endlich bei Zillo vor die Tür ge- 
setzt. 


Il. Der VAWS: Propaganda, Musik & 
Kommerz 


»Es beherrscht unser Leben/es bringt 
kein Heil, ich schreibe ein paar Zeilen/das 
Wetter hier ist fein, doch dröhnt es Tag 
und Nacht/durch Lautsprecher.« 

(SIOUXSIE & THE BANSHEES 1979, Mit- 
tageisen (Metal Postcard), dem kommu- 
nistiischen Montagekünstler JOHN 
HEARTFIELD gewidmet) 


Im Zentrum antifaschistisch-grufti- 
gen Interesses steht der VERLAG & AGEN- 
TUR WERNER SYMANEK (kurz: VAWS). Der 
vom Alt-Rechten WERNER SYMANEK ge- 
gründete Vertrieb verbreitet eine dem 
DVU-Angebot durchaus ebenbürtige 
Palette rechtsextremer. Videos: Darun- 
ter sind Machwerke wie »Auf den Spu- 
ren Ostpreußens« (»Durch den Zerfall 
der UdSSR rückt Ostpreußen wieder in das 
Blickfeld deutscher Interessen. Ist eine 
Rückkehr Ostpreußens zu Deutschland 
möglich?«), »Die Waffen-SS: Hitlers Eli- 
tetruppe«, »Erwin Rommel: Der Wü- 
stenfuchs« (»Seine legendären 
Siege...machten Rommel zu einem der be- 


kanntesten Kriegshelden.«) und LEnI RiE- 
FENSTAHLS Olympia-Filme (Video-Aktuell 
2/94) zu finden. »Literatur Aktuell« 
(März 1994) verbreitet u.a. Bücher über 
den »Hitler-Putsch« und den darauffol- 
genden Prozeß (»alle (!) stenographisch 
erfaßten Aussagen Hitlers unkommen- 
tiert...«), Rechtstips vom rechtsextre- 
men DEUTSCHEN RECHTSBÜRO für 
»Mäxchen Treuherz, (den) wackere(n) 
Streiter für die ‘Nationale Sache’«, damit 
»es ihm gelingt, innerhalb der bestehenden 
Rechtsordnung trotzdem für seine Ideale 
wirken zu können« (»Mäxchen Treuherz 
und die juristischen Fußangeln«), und 
antisemitische Hetze. So schreibt VAWS 
über die biblische Königin ESTHER: »Es 
gibt kein anderes Volk auf der Welt, das 
den Mord an 75.000 Menschen zum 
Anlaß eines seiner höch- 
sten Feiertage erwählt 
hat.« Im VAWS-Report 
(Juli 1996) werden anti- 
semitische, Ver- 
schwörungstheoreti- 
sche Bücher gegen »das 
Finanzkapital« verbrei- 
tet (Rubrik: »Insiderwis- 
sen«), aber auch Bücher 
über Nazi-Architekten 
(ALBERT SPEER) und »Akt- 
fotographie in den 30er 
und 40er Jahren«. 
Manchmal kann man 
sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
hier nicht nur Nazis, sondern auch Psy- 
chopathen am Werke sind: »Deutsch- 
land muß vernichtet werden« lautet der 
Titel eines Buches, welches »die weltweit 
angelegten Pläne zur endgültigen und tota- 
len Vernichtung Deutschlands« enthüllen 
soll. »Eine in ihrer Quellenvielfalt beste- 
chende Dokumentation über die real exi- 
stierenden Strategien«. 

Auch die seit 1969 erscheinenden 
UNABHÄNGIGEN NACHRICHTEN (UN) der 
neonazistischen UNABHÄNGIGEN FREUN- 
DESKREISE (UFK) werden vom VAWS ver- 
breitet. Der UN-Redakteur JOHANN 
BRANDT ist ehemaliger SS-Offizier. Auch 
der vor zwei Monaten gestorbene UN- 
Redakteur FRIEDHELM KATHAGEN Wär SS- 
Offizier und Herausgeber des SS-Traditi- 
onsblattes LeitHert. Über Artikel mit Ti- 
teln wie »Alliierter Massenmord am Deut- 
schen Volk« (UN 3/95) etwa zum 8. Mai 
‘45 braucht man sich also nicht zu 
wundern. 

Doch der VAWS will nicht nur Alt- 
Nazis, Antisemiten und Esoteriker be- 
dienen. Er übt sich auch im Kultur- 
kampf: Neben Techno-CDs ( »Kicking‘ 
House Tunes«, »Ravermeister« USW.) 
vertreibt er die gesammelten Werke der 
rechten Wave-Band FORTHCOMING FIRE 
inklusive der Gedichtbände ihres Sän- 
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gers JOSEF W. KLUMB (alias JAY Kay). 1996 
erschien ein von Klumb zusammenge- 
stellter Doppel-CD-Sampler zu Ehren 
der rechten Kultfigur Leni Riefenstahl, 
der angeblich zum »Verkaufsschlager« 
wurde und - oftmals sehr unkritische — 
Besprechungen in einer Vielzahl von 
Medien erfuhr. Nachdem u.a. die Wave- 
Zeitung NEw Lire die VAWS-Anzeige ab- 
gelehnt hatte, erfand Symanek den 
Tarnnamen HELIOCENTRIC DISTRIBUTION 
für den Vertrieb. 1998 erschien das dem 
Nazi-Bildhauer JosEr THORAK gewidmete 
Nachfolgeprojekt, zu dem selbst die 
Junge Freiheit anmerkt: »Für soviel Re- 
habilitierung reicht tatsächlich eine bio- 
graphische Skizze aus, die als eine Art Be- 
gleitbroschüre erhältlich ist.« (JF 2/99). 
Die CDs sind ein »Who is who« des 
rechten Bereichs der Gothic-Szene: 
Neben den schon erwähnten Forthco- 
ming Fire mit ihren Nebenprojekten 
VoN THRONSTAHL und PREUSSAK sind dies 
u.a. TURBUND STURMWERK (Sachsen), die 
sich wie WALDTEUFEL, MJÖLNIR TONKUNST 
(Dresden) und FeinprLuG (Chemnitz) 
direkt vom VAWS vertreiben lassen. 
Ebenfalls zählen die SA-Verehrer DEATH 
In June (England/Australien), ANDROME- 
DA CoMPLEX (Italien) und THE PROTAGO- 
nıst (Schweden) dazu, die alle auf bei- 
den Samplern vertreten sind. 

Die »Riefenstahl-CD« enthält außer- 
dem Beiträge von STRENGTH THROUGH 
Jov (»Kraft durch Freude«, Irland), 
Voxus IMr. (Dresden), AÄLLERSEELEN 
(Wien), SWIRLING SwasTIKAS (»Wirbelnde 
Hakenkreuze«, Italien) u.a. 

Für den »Thorak-Sampler« konnten 
zusätzlich STALINGRAD (produziert von 
ANGELO BERGAMINI / KIRLIAN CAMERA, Ita- 
lien), EGOAEDES (ein Projekt von MARCO 
E. THIEL, dem Herausgeber des rechtsex- 
tremen »Fanzines« EUROPAKREUZ mit Sitz 
in Berlin) sowie weitere Bands aus Itali- 
en, Spanien, Frankreich, Tschechien 
und Litauen gewonnen werden. 

Immer wieder versucht der VAWS 
auch mit nicht-rechten Bands Geschäf- 
te und Propaganda zu machen. Die EI- 
ectro-Band PP? war beispielsweise auf 
dem Riefenstahl-Sampler mit dem un- 
passenden Titel »Vive La France«(!) ver- 
treten und distanzierte sich Öffentlich, 
nachdem sie bemerkt hatten, in wessen 
Gesellschaft sie gelandet waren. Das ja- 
panische Duo Jack OR JıvE ist in großer 
Ahnungslosigkeit auf der Thorak-Com- 
pilation gelandet und zeigte sich über 
das politisch-musikalische Umfeld ent- 
setzt (peinlicherweise gefiel dem JF-Re- 
zensenten deren Beitrag am besten). 

Derlei Methoden sind beim VAWS 
altbewährt: Bereits 1994 schaltete der 
Vertrieb Anzeigen in Musikmagazinen 
und vertrieb auch Platten populärer 


Bands wie Deine Lakaien. Neben der 
bestellten Ware erhielten Grufties dann 
Propagandamaterial der UFK. Das La- 
kaien-Label GyYMNASTIC RECORDS stoppte 
damals die Belieferung, nachdem Fans 
Alarm geschlagen hatten und legte sich 
mit dem VAWS an. Umso erschrecken- 
der, daß derlei Tricks immer wieder 
funktionieren. Im Sommer 1998 er- 
schien bei VAWS der »Profile Bizarre- 
Wandkalender 1999«, der Fotos von 
dreizehn nicht-rechten, aber umso pro- 
minenteren Independent-Bands ent- 
hält. Die INITIATIVE GRUFTIS GEGEN RECHTS 
hat die Bands inzwischen über den 
VAWS aufgeklärt: Das Ergebnis war 
immer das gleiche. Eine unscheinbare 


Die Band Kirlian Camera in Pose 


Promo-Anfrage, wie sie täglich dut- 
zendfach bei den Plattenfirmen einge- 
hen. Über den VAWS wußte man 
nichts, und hinterher ist man entsetzt. 
Umso notwendiger ist hier Aufklärung 
und dagegen vorzugehen, um dem 
VAWS möglichst gründlich das Hand- 
werk zu legen. Die Postfach-Adresse des 
VAWS ist in Duisburg. 

Da ein Großteil der bisher erwähn- 
ten rechten Bands vergleichsweise be- 
deutungslos ist, soll im Folgenden nur 
auf die »Großen« näher eingegangen 
werden. 


IN. Josef W. Klumb und seine Projekte 
Forthcoming Fire, Von Thronstahl, 
Preussak und Weissglut: 


»Only buy  British!« -  «Nazi- 
Bastard!!!« (Schuß) 

(Sample zu Beginn von: Velvet Acid 
Christ - Futile (Nazi-Bastard-Mix) 
1996). 

Seit Jahren verbreitet Josef W. 
Klumb in Interviews Verschwörungs- 
theorien und deutschtümelndes Gefa- 
sel. Daß er in der Zeit, in der er für den 
VAWS arbeitete, Pakete für 12 D-Mark 
die Stunde packte, weil er gerade ar- 
beitslos war und einen Job brauchte - 


wie er im »Rock Harn«-Interview 1/99 


selbstmitleidig weismachen will - ist 
eine Lüge. So schrieb er das Vorwort 
zum ersten Band von »Deutschland 
muß vernichtet werden« und verteilte 
auf der Frankfurter Buchmesse 1997 
eine gegen die Wehrmachts-Ausstel- 
lung gerichtete Sonderausgabe der Un- 
abhängigen Nachrichten. Noch im 
Sommer 1998 wurde er hinter dem Ver- 
kaufsstand des VAWS beim »Zillo-Festi- 
val« gesehen. 

Daß er die von ihm verpackten 
Bücher offensichtlich mit Interesse ge- 
lesen hat, läßt sich auch an seinen 
Äußerungen erkennen. In einem Inter- 
view mit der Zeitschrift GoOTHIC (Nr. 23, 
Sommer 95) erklärte er auf die Frage, 
wer denn die »Illuminaten« seien, von 
denen er auf dem zweiten Album singt: 


»Es ist die Hochfinanz, es sind die Kräfte, 
welche hinter ihren Marionetten die Welt 
bewegen... Das Gesicht dieses kommenden 
Regimes drückt sich aus durch die UNO, 
NATO, Weltbank, Zionismus...«. Immer 
wieder bezieht er sich auf den befreun- 
deten Verschwörungstheoretiker JAN 
Upo Horry, der unter dem Pseudonym 
Jan van HELSsING die antisemitischen 
Bände »Geheimgesellschaften I & Il« 
veröffentlichte. Der zweite Band wurde 
im Februar 1996 in der Schweiz wegen 
Verstoßes gegen das Anti-Rassismus- 
Gesetz beschlagnahmt. Als hätte er 
»Mäxchen Treuherz und die juristi- 
schen Fußangeln« gründlichst studiert, 
folgt auf jede eindeutig rechte Aussage 
eine scheinbar relativierende: »/Ich wirke 
in Hinsicht auf eine Elite, und wenn ich in 
diesen Zeiten die Erhebung einer Elite for- 
dere und heraufbeschwöre, dann meine ich 
eine Elite des Herzens, eine Gefühls-, Ge- 
danken- und Seelenelite, deren freies 
Selbstbewußtsein und Liebesfähigkeit jeg- 
lichen Rassismus einfach nur entbehrt.« 
Derlei wirres Zeug mag verstehen wer 
will. Jay Kay ist das egal, denn »...wer 
uns im Reich der Lüfte aufgrund seiner Be- 
schränktheiten nicht folgen kann, soll sich 
erst gar nicht die Mühe machen, uns zu 
verstehen.« Um wenige Sätze später 


noch deutlicher zu werden: »Man muß 
ein für alle mal erkennen, daß, wenn ich 
für Deutschland rede, ich nicht für circa 50 
Millionen geistige Totgeburten spreche, 
(...), sondern daß die ‚Volksseele‘, die bis 
ins Heute hinein so brutal vergewaltigt 
wurde, daß ich für dieses Heiligtum (...) 
den Kern und das Zentrum des Begriffes 
Deutschland eben verteidigen werde..«“ 
Klumb fügte immerhin drei Jahre vor 
MARTIN WALSER hinzu: »Ich gestatte mir 
einfach die Freiheit, mich hin und wieder 
einfach mal deutsch zu geben, weil ich ein- 
für allemal die Rolle des Siündenbocks 
nicht länger mitzutragen gewillt bin.« Für 
ihn ist es weder rechts, die rechte Pro- 
paganda der »Liquidierung von Rudolf 
Heß« nachzubeten, noch in Hinblick 
auf die Feiern anläßlich der Befreiung 


Deutschlands vom Nationalsozialismus 


zu bemerken, daß der 8. Mai 1945 
»...trotz allem eine Eroberung, eine Unter- 
werfung und eine Unterdrückung des Gei- 
stes (war), die bis heute anhält und mir 
sogar mein Bewußtsein noch streitig ma- 
chen möchte«. Seiner Definition nach ist 
Faschimus »(...), Nonstop-Fernsehen, 
MTV, und alles, was auf Massen hin aus- 
gerichtet ist.« (Alle Zitate in diesem Ab- 
schnitt aus dem Gothic-Interview) 

Mittlerweile ist Klumb auf dem be- 
sten Wege, selbst Teil des »MTV-Fa- 
schismus« zu werden. Die Nachfolge- 
band von Forthcoming Fire mit dem 
bezeichnenden Namen WEISSGLUT ist 
seit 1998 bei dem Sublabel Eric, Teil des 
»renommierten« SONY-Konzerns, unter 
Vertrag, die sich nicht scheuten, einen 
handfesten Neonazi unter Vertrag zu 
nehmen. So wird es eventuell nicht 
mehr lange dauern, bis im Zuge der 
»Neuen Deutschen Härte« auch Weis- 
sglut über die Bildschirme flimmert. 

Im Jahr 1996 begann sich nach dem 
Interview im Gothic auch die Junge 
Freiheit für Klumb zu interessieren und 
veröffentlichte ein ausführliches Inter- 
view von Roland Bubik. Wer da wen 
rechts überholt hat, sei im Nachhinein 
dahingestellt, bemerkt Jay Kay doch in 
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ostdeutsche quäartalsschriıft++ 


heft 1/99 jetzt erhältlich 
mit folgenden themen: 


++ editorial 
++ kolumne: ++das maß der 
menschlischkeit 
++nowosti 
++10 jahre „friedliche 
revolution“: ++ zehn jahre 
banane ++ stationen des 
krassen übergangs vom 
unrechtsbewustsein zum 
Prechtunbewustsein ++ 
gedanken zum charakter der 
sozialen bewegung ım 
herbst 1989 ++ radikal(e) 
ausgegrenzt und konzeptionslos ++ die 
doppelte isolation ++ böhlener plattform | 
++ an der geschichtswissenschaft ist | 
nichts dran, was an ihr nicht dran ist 
++ vergangene grenzüberschreitung ++ 
westberliner autonome und die DDR 
++ internationales: ++ krieg und frieden 
in kolumbien 
++ armeerundschau: ++ die bewegung aus 
dem nichts-die taleban 
++ kultur: ++ matthias „baader“ holst 
++ ferienlager: ++ grenzcamp 99 
++ mediales: ++ rauschen im blätterwald 
++ echo 


redaktion „telegraph“, 
schliemannstr. 23, 10437 berlin 
tel: (030)4445622, fax: (030) 4445623 
e-mail: telegraph@schliemann.com 


einem aktuellen Interview in der 
Heavy-Zeitschrift Rock Hard (1/99), 
daß es eines Redakteurs der Jungen 
Freiheit bedurfte, um ihn von einem 
weiteren wirren Plan abzubringen: 
»Nachdem ich drei Jahre die Repressalien 
(der Antifa) ertragen mußte, war ich so ge- 
nervt, daß ich auf das Cover der letzten 
Forthcoming Fire-CD ‚Verurteilt — gerichtet 
— lebendig verbrannt‘ ursprünglich ein Foto 
von den Nürnberger Prozessen packen 
wollte, in das die Köpfe der vier Bandmit- 
glieder hineinmontiert werden sollten.« 

Seinem damaligen Label HyPERIUM & 
HyPnoßEATS platzte jedenfalls nach dem 
JF-Interview der Kragen: In einer Öf- 
fentlichen Erklärung sagte man sich 
von der Band los und verweigerte eine 
Vertragsverlängerung. 

Klumbs Vorliebe für Ausreden, die 
sein rechtes Weltbild vertuschen sollen, 
wird auch deutlich in einem Zillo-Inter- 
view (2/97): »Wie rechtsextrem kann ich 
sein, wenn mich aufgrund meines Inter- 
views, das ich der ‚Jungen Freiheit‘ gab, 
ehemalige  NS-Widerstandskämpfer in 
ihren Briefen an mich bestätigen?« fragt er 
und fügt an: »Ich habe mich mit einem 
Überlebenden der ‚Weißen Rose‘ (demokra- 
tische Widerstandsgruppe im Nationalso- 
zialmus, Anm. d. A.) getroffen...«. Daß es 


sich bei dem Überlebenden der WEIßEN 
Rose um den stellvertretenden Bundes- 
vorsitzenden der Republikaner, Hans 
HırzeL handelte, verschweigt er. Inzwi- 
schen darf man Josef W. Klumb wohl 
auch juristisch abgesegnet einen »Nazi« 
nennen: Nachdem ihn das Landgericht 
Hamburg mit entsprechenden Doku- 
menten konfrontierte, nahm Klumb 
am 17. Dezember ‘98 seinen Antrag auf 
Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
wegen Verleumdung gegen den SPIE- 
GEL zurück, der ihn in einem Artikel 
(44/98) als Neonazi präsentierte. Nach 
Informationen des AlB hat Josef W. 
Klumb inzwischen das Lied »Sonnenrit- 
ter« mit den Mördern der Black-Metal- 
Band ABsuRrD aufgenommen. 

Das macht es auch für das Epic- 
Label schwer, die Band zu halten und 
so darf man gespannt sein, wie lange 
diese Liason noch währt. Bisher: ver- 
suchte Epic, die rechtsextremen Ver- 
strickungen von Josef W. Klumb zu ver- 
schleiern, und auch große Teile der Mu- 
sikpresse taten sich durch unkritisch- 
solidarische Berichterstattung hervor. 

Aber es tut sich etwas: Die Veran- 
stalter eines für den 15. Dezember ‘98 
geplanten Auftrittes von Weissglut in 
Nürnberg sagten das Konzert ab, nach- 
dem sie über die Hintergründe infor- 
miert wurden. 


IV. NO MORE BLOOD AND SOIL! 
(Songtitel der britischen Gothic-Band 
Positive Noise) 


Letztlich ist Aufklärung also der ein- 
zige Weg, den neurechten Strategen das 
Handwerk zu legen, und zwar solange 
und so nachdrücklich, bis sie die »Ope- 
ration Dark Wave« aufgeben. 

Bis dahin ist es freilich noch ein 
weiter Weg, den wir auch weiterhin mit 
unseren FreundInnen aus der »schwarz- 
en Szene« gehen werden. Die positiven 
Reaktionen, die die Grufties gegen 
rechts seit der Veröffentlichung der 
Broschüre »Die Geister, die ich rief...« 
(im Mai 1998) von Gothics aus dem ge- 


samten Bundesgebiet bekommen 
haben, stimmen jedenfalls optimi- 
stisch. Inzwischen gibt es Grufties 


gegen rechts-Gruppen in Bremen, Ber- 
lin und Rostock. Neben den unermüd- 
lich in unserem Sinne engagierten 
Deine Lakaien, Das Ich, Estampie, Goe- 
thes Erben und ihren Labels haben in- 
zwischen auch die vom VAWS 
getäuschten EINSTÜRZENDEN NEUBAUTEN 
unseren Aufruf unterschrieben. Auch 
sie waren versehentlich auf dem »Profi- 
le Bizarre«-Kalender gelandet. In die- 
sem Zusammenhang liegen uns Distan- 


A46 Antifaschistisches Inro-Blatt Nr. 48 # 1999 


zierungen u.a. von LACRIMOSA, SUBWAY 
To SarLıy und dem Fan-Club der KruPpPs 
vor. Die Bands LiCHTMASCHINE, STERIL, 
ENDZEIT, KORBAK und EXEDRA spielten 
Soli-Konzerte für uns. 

Und auch die Zillo unter ihrem 
neuen Chefredakteur JoE Asmopo will 
vom rechten Image weg. Anläßlich 
einer in Bremen stattfindenden Soli- 
Party schickte uns Joe Asmodo am 29. 
Januar ‘99 ein Fax mit folgendem Text: 
»Liebe Leute von ‚Grufties gegen Rechts‘ 
(...) Wir begrüßen es sehr, daß sich in der 
Wave- und Gothicszene ein Bewußtsein 
und Handlungspotential gegen Unterwan- 
derungstendenzen von Rechts zu ent- 
wickeln beginnen. Eure Veranstaltung (...) 
betrachten wir als Teil dieses Prozesses, 
den es zu unterstützen gilt. Wir werden 
Eure Veranstaltung (...) entsprechend 
ankündigen. Darüber hinaus bieten wir 
Euch an, diese Veranstaltung kostenlos mit 
einer 1/4 Seite Anzeige (...) zu bewerben. 
Betrachtet diese Geste bitte als eindeutige 
Stellungnahme der Firma Zillo MusicMe- 
dia GmbH gegen Rassenhaß, Ausländer- 
feindlichkeit und Rechtsradikalismus aller 
Art.« 

Sollte es doch noch gelingen, den 
braunen Vormarsch in der schwarzen 
Szene zu stoppen? Vorsichtiger Opti- 
mismus ist angebracht, auch wenn die 
hier genannten Bands nur die Spitze 
des braunen Eisbergs sind. Oo 


Kontakt: 

Grufties gegen rechts / 

Music For A New Society 

St. Pauli-Str. 10-12 

28203 Bremen 

e-mail: feb@uni-bremen.de 

internet: t-online.de/home/F.Bernhard 


Ausgewählte Lesetips: 

Zum rechten Kulturkampf: 

Alfred Schobert: »Geheimnis und Gemeinschaft 
- Die Dark-Wave-Szene als Operationsgebiet 
»neurechter« Kulturstrategie« (DISS Internet 
Bibliothek, hier auch weitere lesenswerte 
Texte von A. Schobert zum Thema) 

Zum VAWS, W. Symanek und ]. Klumb: 

Alfred Schobert: »Rechter ‚Kulturkampf‘: VAWS 
in Mühlheim« (in: Antifaschistische NRW- 
Zeitung 17, Sommer 1998) 

In die diffuse Gedankenwelt des Josef Klumb: 

Gothic Nr. 23 (Sommer 1995): »Forthcoming 
Fire - Flammen und Irrlichter« (Aufgrund der 
»radikalen und totalitären Züge« Klumbs 
hatte die Redaktion damals Zweifel, »ob der 
Beitrag veröffentlicht werden sollte«, wie im 
Vorwort zu lesen ist.) 

Jungle World Nr.3 (Jan.) 1999: »Rechtsrock läßt 
denRubel rollen« (über Weissglut) 


nis in Thüringen 


Programm Parteitag des Bündnis 99 am 27. März in Erfurt. 6. von rechts Wilhelm Tell (siehe Kasten), 1. Von links Dr. Heinz Joachim Schneider (siehe Ka- 
sten) 6. v. links F.J. Reischmann, BFB 7. v. links Gerhard Otto, Pro DM 


Am 17. Februar verkündeten Vertreter 
der REPUBLIKANER, des BUND FREIER BÜR- 
GER (BFB) und der INITIATIVE Pro D- 
MARK bei einer Pressekonferenz im 
Hotel »Esplanade« in Jena, daß sie bei 
der Landtagswahl am 12. September 
unter dem Namen Bündnis 99 ge- 
meinsam antreten würden. 


D: Bünpnis 99 sei »national — nicht 
nationalistisch, freiheitlich — nicht li- 
beralistisch, sozial — nicht sozialistisch«, 
es stehe »für die Pflege überkommener 
Normen und Werte, die sich für die Fort- 
entwicklung unserer Gesellschaft als nütz- 
lich, vorteilhaft und erhaltend erwiesen 


Who is Who 


Dr. Heinz Joachim Schneider 

geb: 06.02.1939 in Breslau 
wohnhaft in Jena 

Beruf: Diplomphysiker bei Jenoptik 
11/1993 Fraktionschef der DSU im 
Jenaer Stadtparlament/ Wechsel zu 
den Republikanern 

1995 stellvertretender Landesvorsit- 
zender der REP 

1997 Pressesprecher des Landesver- 
bandes 


Wilhelm Tell 

geb: 13.09.1965 in Jena 

wohnhaft in Jena 

Beruf: Diplomingenieur, Planungs- 
büro für Architektur und Bauwesen 
in Jena 

seit 1995 Mitglied der Republikaner 
seit 1997 Beisitzer im Landesvor- 
stand 

seit 1997 zuständig für die Werbung 
der REP im Landesverband, zur Zeit 
Kreisvorsitzender von Jena 


haben; (...) für Gleichklang mit dem kos- 
mischen Grundgesetz, nach dem alles fort- 
schreitet, nichts auf der Stelle steht und 
sich schon gar nicht rückwärts 
entwickelt«'. 

Nach dieser Ankündigung und dem 
Bekanntwerden des rechten Bündnisses 
distanzierte sich PRO D-MAarK Vorsitzen- 
der und Millionär BOLKO HOFFMANN von 
GERHARD OTTO und erklärte ihn für aus 
der Partei ausgeschlossen. 

Der Versuch, im Hotel »Esplanade« 
am 27. Februar den Listenparteitag ab- 
zuhalten, mißlang, weil die Hotellei- 
tung wegen befürchteter Angriffe durch 
eine antifaschistische Demonstration 
die Räume absagte. Die Veranstalter, 
vertreten durch WILHELM TELL, Vorsit- 
zender des REP-Kreisverbandes Jena 
und bekannt durch seine freundschaft- 
lichen Kontakte zum THÜRINGER HEIMAT- 
SCHUTZ (ANTI-ANTIFA), hatten jedoch vor- 
gesorgt. Sie hatten ein Hotel in Alten- 
burg angemietet und für die ca. 80 Teil- 
nehmer einen Bustransfer aus Jena Or- 
ganisiertt. Dort demonstrierten nur 
noch 30 AntifaschistInnen gegen den 
Parteitag, der von der Polizei geschützt 
wurde. Aus rechtlichen Gründen - offe- 
ne Listenverbindungen erlaubt das 
Thüringer Wahlgesetz nicht - treten die 
Vertreter von BFB und Pro D-Mark nun 
auf der Liste der Republikaner an. 

Auf Platz 1 kandidiert der Landes- 
vorsitzende der Republikaner, Dr. HANS- 
JOACHIM SCHNEIDER, auf Platz 2 der Lan- 
desgeschäftsführer des BFB, FRANZ-JOSEF 
REISCHMANN. Von den ersten zehn Plät- 
zen gehören fünf den Kandidaten der 
Republikaner, vier dem BFB und einer 
der Partei Pro DM. 

Der von ca. 25 Personen besuchte 
Programmparteitag am 27.3.1999 in Er- 
furt wurde von ca. 40 AntifaschistInnen 


behindert. Die Polizei sorgte dafür, daß 
die Parteitagsbesucher die Gaststätte 
durch einen Hintereingang betreten 
konnten. An dem Parteitag nahmen 
auch einige Thüringer Bundestagswahl- 
kandidaten der DVU teil. 

Der Parteitag verabschiedete eine 
Resolution »Keine deutschen Soldaten auf 
dem Balkan!«. Am Tag zuvor hatten in 
Altenburg etwa 70 Anhänger der Repu- 
blikaner und des BUNDES DEUTSCHER PA- 
TRIOTEN (BDP)? gegen den NATO-Einsatz 
in Jugoslawien demonstriert. 

Das offene Bündnis von Parteien, 
die sich bisher öffentlich voneinander 
abgegrenzt haben, überrascht auf den 
ersten Blick. Gleichzeitig muß erkannt 
werden, daß die im Westen ausgetra- 
genen ideologischen Grabenkämpfe im 
Osten wenig Hintergrund haben. Bei 
der Bundestagswahl 1998 kamen die 
drei Parteien zusammengezählt auf 4,2 
Prozent der abgegebenen Stimmen. Die 
Vermutung liegt nahe, daß es weniger 
um das Herausbilden einer neuen und 
überzeugenden parteiübergreifenden 
Ideologie geht, sondern vielmehr um 
den angestrebten Einzug in den Land- 
tag auf einem nationalistischen Nen- 
ner. ® 


1) aus der Selbstdarstellung des Bündnis 99, ver- 
teilt bei der Pressekonferenz 

2) Am 23. Januar ‘99 wurde in Altenburg unter 
der Führung des ehemaligen Thüringer NPD- 
Vorsitzenden Frank Golkowski der BDP ge- 
gründet. Golkowski war wegen Kassenunre- 
gelmäßigkeiten und der mißlungenen Unter- 
schriftenaktion für die Bundestagswahl ge- 
stürzt worden. Am 6. März gründete sich 
unter Michael Kraatz in Altenburg der erste 
Kreisverband. Am »Bundesparteitag« am 13. 
März in Arnstadt nahmen ca. 40 Personen teil. 
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Weikersheim goes Berlin 


Als WOLFGANG FREIHERR VON STETTEN vor zwei Jahren die Nachfolge des »furchtba- 
ren Juristen« HAns FILBINGER als Präsident des erzkonservativen »STUDIENZENTRUM 
WEIKERSHEIM E.V.« übernahm (wir berichteten im AIB Nr. 42), kündigte er voll- 
mundig die Kursänderung zum »liberal-konservativen« Polit-Spektrum an. Ob 
ihm dieses Vorhaben gelungen ist, soll hier anläßlich der Abhaltung des Jah- 
reskongreßes in Weikersheim und der angekündigten Verlegung der Geschäfts- 
stelle nach Berlin näher beleuchtet werden. 


U: dem Motto »Deutschland mor- 
gen an der Schwelle zum 3. Jahrtau- 
send« wurde vom 14.-16. Mai der 21. 
Jahreskongreß des Studienzentrums ab- 
gehalten. Ein Blick auf die Rednerliste 
läßt vermuten, daß die Veranstalter sich 
diesmal tatsächlich bemüht hatten, ein- 
schlägig bekannte Referenten außen vor 
zu lassen. Entscheidend für eine solche 
Veranstaltung sind jedoch deren Inhal- 
te. Wie so oft schon stellt man sich die 
bange Frage, ob das Abendland nun 
endgültig untergeht oder doch noch 
durch eine »europäische Rennaissance« 
gerettet werden kann. 

Schlagworte wie Tradition, Glaube, 
Werte herrschen vor. Und nach wie vor 


EEE EEE ET CE 
be „Du u 


trum könne er seine politischen Ziele 
viel besser verfolgen, da dieses »Einfluß 
auf die Parteien der Mitte« nehme. 
Anläßlich der Verlegung der Ge- 
schäftsstelle des Studienzentrums nach 
Berlin nutzte Freiherr von Stetten wie so 
oft schon die Gelegenheit zur Verteidi- 
gung seines »väterlichen Freundes«. Am 
10. Mai wurde offiziell die neue Ge- 
schäftsstelle des STUDIENZENTRUM WEI- 
KERSHEIM E.V. — DEUTSCHLAND MORGEN am 
Pariser Platz 6a, direkt am Brandenbur- 
ger Tor, eröffnet. In den neuen Räumen, 
die sich im Gebäude der DRESDNER BANK 
befinden, sprach Stetten von einer Ver- 
leumdung Filbingers, nicht zuletzt mit 
Hilfe gefälschter Dokumente der Stasi. 


Hans Filbinger im Gespräch mit dem Verleger Heinrich Seewald. Beide sind Gründungsmitglieder des 


Studienzentrums. 


befinden sich im Präsidium der »Ideen- 
schmiede« Namen wie LOTHAR BOssLE, 
Kıaus HORNUNG sowie der des Gründers 
und Ehrenpräsidenten Hans Filbinger. 
Unter dessen Führung erhielt das Studi- 
enzentrum eine Scharnierfunktion zwi- 
schen Konservativen und Rechtsradika- 
len. Nicht zuletzt hatte er sich dafür ein- 
gesetzt, das Kuratoriumsmitglied ROLF 
SCHLIERER (REP) nicht aus dem Weikers- 
heimer »think-tank« auszuschließen. 
Dieser sollte vielmehr überredet werden, 
die Reps zu verlassen. Im Studienzen- 


Filbinger selbst lüftete dann noch sein 
wohlgehütetes Geheimnis, wonach er 
selbst auch zum Widerstand in der NS- 
Zeit gehörte. Die Todesurteile während 
der NS-Zeit, wegen derer er als CDU-Mi- 
nisterpräsident von Baden-Württem- 
berg zurücktreten mußte, entschuldigte 
er als » Verwaltungsakte«. Womit er si- 
cherlich die Zustimmung des einen oder 
anderen Gastes erhielt. Der Vorsitzende 
des rechten KURT-SCHUMACHER-KREISES der 
SPD, HERMANN KREUTZER, war ebenso an- 
wesend wie Ex-Verteidigungsminister 
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RUPERT SCHOLZ und Ex-DDR-Bürgerrecht- 
ler GÜNTER NookE (jetzt CDU). CDU- 
Rechtsausleger HEINRICH LUMMER be- 
merkte, daß die Todesurteile von damals 
aus ihrer Zeit erklärt werden müßten. 
Damit brachte er das im Studienzen- 
trum vorherrschende Geschichtsbild auf 
den Punkt. So verortete Stetten selbst in 
seiner Rede vor der etwa 50 fast-nur- 
Mann starken Gesellschaft die künftige 
Kursrichtung des Studienzentrums: man 
fordere Gerechtigkeit. 

Diese besteht nach Stetten darin, die 
Verbrechen der Gestapo und der Stasi in 
einem Atemzug zu nennen. Exempla- 
risch benennt er hierzu die Geschehnis- 
se im Konzentrationslager Buchenwald 
vor und nach 1945. Nahtlos fügt sich in 
dieses Geschichtsverständnis der kürz- _ 
lich durch Stetten in einer Lokalzeitung 
veröffentlichte Satz zum Kosovo-Krieg: 
»Wenn wir die Elendsbilder von Hundert- 
tausenden sehen, sollten wir nicht verges- 
sen, daß die größte und grausamste ethni- 
sche Säuberung und Vertreibung der Welt- 
geschichte nach (sic) dem Zweiten Welt- 
krieg begann. Damals wurden mit Billigung 
der westlichen Demokratien 14 Millionen 
Deutsche aus dem Sudetenland, Schlesien, 
Pommern, Ostpreußen und so weiter ver- 
trieben.« 

Ein weiteres Indiz dafür, daß Stetten 
im rechten Netz die Fäden knüpft, fin- 
det sich im Internet. Auf der Web-Site 
des Studienzentrums treffen wir auf den 
Karlsruher WOLFGANG HANAGARTH, der 
für das Studienzentrum den Web-Auf- 
tritt gestaltet. Der entpuppt sich bei 
näherer Betrachtung als Vorstand der 
KARLSRUHER FREITAGSGESPRÄCHE — STUDENTI- 
SCHE BILDUNGSINITIATIVE sowie seineszei- 
chens mehrmaliger Sprecher und Senior 
der Studentenverbindung DHG Wesrt- 
MARK ZU KARLSRUHE. Hanagarth gestaltet 
auch den Internetauftritt dieser beiden 
»Institutionen«. 

Auf den Web-Seiten des Studienzen- 
trums, der Freitagsgespräche und der 
DHG finden sich unter Rubriken wie 
»interessante Querverweise« oder »In- 
teressante und konservative Verweise« 
Links zu erzkonservativen, rechtsextre- 
men und neofaschistischen Organisa- 
tionen und Medien wie 
ÖSTPREUßENBLATT, JUNGE _ LANDSMANN- 
SCHAFT ÖSTPREUßEN, JUNGE FREIHEIT, FRIE- 
DENSKOMITEE 2000, NATION UND EUROPA. 
Die angekündigte Wandlung der Wei- 
kersheimer »Ideenschmiede« durch Frei- 
herr von Stetten entpuppt sich also als 
pure Kosmetik. 

Aber was erwartet man schon von 
einem, der sich vehement gegen die 


doppelte Staatsbürgerschaft einsetzt 
und gleichzeitig den zweiten Schweizer 
Paß der Ehefrau verschweigt? = 


Proteste gegen die Aktionärsversammlung 


der IG Farben 


D: Aktiengesellschaft besteht seit 
nunmehr 53 Jahren. Sie ist offiziel- 
ler Nachfolger des vom Nürnberger Tri- 
bunal als »wahrscheinlich größtes Skla- 
venunternehmen der Geschichte« be- 
zeichneten IG FARBEN Konzerns. 

Der 1946 ausgesprochene Auftrag, 
sich aufzulösen, wird beständig igno- 
riert, und die Aussicht auf Liquidation 
bleibt ein Lippenbekenntnis. Statt des- 
sen wird Firmenpolitik gemacht, so 
wurde z.B. die Rückgabe ehemaligen 
Östvermögens angestrengt. Inzwischen 
versucht die IG Farben i.A., die Schwei- 
zer Bankgesellschaft UBS zur Rückzah- 
lung von umgerechnet 4,4 Milliarden 
DM zu bewegen. Realistische Chancen 
mit dieser letzteren Forderung erfolg- 
reich zu sein, hat das Unternehmen zwar 
nicht, dennoch wird die Erfüllung der 
Entschädigungsforderungen ehemaliger 
ZwangsarbeiterInnen von diesen Rück- 
zahlungen aus der Schweiz abhängig ge- 
macht. So wird die diesjährige Ankündi- 
gung einer Entschädigungsstiftung zyni- 
scherweise an den Erfolg der aussichtslo- 
sen Transaktion geknüpft. 

Nachdem die Jahreshauptversamm- 
lung im letzten Jahr mehrmals verscho- 
ben wurde, fand nun am 25. März 1999 
die Versammlung vom Vorjahr statt. 


Während die Gesellschaft in den vergan- 
genen Jahren immer erhebliche Schwie- 
rigkeiten hatte, geeignete Räumlichkei- 
ten zu finden, löste dieses Jahr die Stadt 
Frankfurt dieses Problem, und sorgte für 
eine schnelle Durchführung, indem sie 
eine Stadthalle im Vorort Bergen-Enk- 
heim zur Verfügung stellte. VertreterIn- 
nen des bundesweiten Bündnisses gegen 
IG Farben führen dieses Zugeständnis 
sowie auch das massive Polizeiaufgebot 
maßgeblich auf die Ankündigung der 
Stiftungsgründung zurück. 

Bereits im Vorfeld hatte die Polizei 
den angemeldeten Demonstrationsplatz 
genau vor der Stadthalle abgeriegelt. 
Man wolle die »gewaltbereiten« von den 
»friedlichen« Demonstrantinnen »Selek- 
tieren« sagte der Einsatzleiter. Ca. 250 
Menschen demonstrierten auf der Straße 
vor dem Haupteingang. Außerdem stell- 
ten sich Gruppen von je 20 bis 40 Men- 
schen den vereinzelt auf die vier Ne- 
beneingänge ausweichenden Aktionä- 
ıInnen in den Weg. Ziel war es, den Be- 
ginn der Versammlung so lange wie 
möglich zu verhindern. Mehrmals prü- 
gelten die auf Eskalation bedachten Ein- 
satzkräfte auf die DemonstrantInnen 
ein, unter denen sich auch eigens aus 
Frankreich, England und Polen angerei- 


Bereits seit vielen Jahren organisieren ehemalige 
ZwangsarbeiterInnen in Zusammenarbeit mit 
dem Auschwitz Komitee, der VVN und kriti- 
schen Aktionärlnnen Proteste vor der jährlich 
in Frankfurt am Main stattfindenden Hauptver- 
sammlung der IG Farben in Auflösung (i.A.). 
Erstmalig beteiligten sich in diesem Jahr auch 
die Frankfurter Antifa G, Teile der Antifaschisti- 
schen Aktion/BO und andere antifaschistische 
Gruppen an der Organisierung der Proteste. 


ste Überlebende befanden. Nur durch 
das gewaltsame Eingreifen der Polizei 
war es den Aktionären möglich, in die 
Halle zu gelangen. Einzelne Aktionäre 
ließen es sich dabei nicht nehmen, den 
Auschwitz- Überlebenden Hans Fran- 
kenthal als »dreckige Judensau« zu be- 
zeichnen. 

In der Stadthalle befanden sich letzt- 
endlich ca. 150 Aktionäre, aber auch 
dort bekamen sie den Protest der IG Far- 
ben GegnerInnen zu spüren. Hans Fran- 
kenthal forderte die Aktionäre auf, das 
Unternehmen sofort aufzulösen und das 
gesamte Vermögen für die Entschädi- 
gungszahlungen zur Verfügung zu stel- 
len. Transparente wurden entrollt, Stink- 
bomben flogen. Außerdem wiesen kriti- 
sche Aktionäre auf den just in der Nacht 
vorher beginnenden Kriegseinsatz in Ju- 
goslawien hin und forderten die soforti- 
ge Auflösung der IG Farben. 

Voraussichtlich wird die nächste Ak- 
tionärsversammlung bereits dieses Jahr 
im August wieder in Frankfurt/Bergen- 
Enkheim stattfinden. Welche Protest- 
form dann gewählt wird, ist angesichts 
der derzeitigen Instrumentalisierung 


Funktionäre v.r.n.l.: Bernhard, Volker Pollehn 
(»Liquidator«), Krienke, Notar und Wallraf. 
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von Auschwitz zur Kriegslegitimierung 
noch unklar. 

Ende April haben sich vierzehn Ho- 
locaust Überlebende in einem in der 
Frankfurter Rundschau veröffentlichten 
offenen Brief an FISCHER und SCHARPING 
»gegen die neue Art der Auschwitz- Lüge« 
gewandt. Darin verurteilen sie den 
Mißbrauch, der mit den Opfern von Au- 
schwitz zur Legitimation des deutschen 
Angriffskrieges betrieben wird. Die Über- 
lebenden der Shoah wenden sich ent- 
schieden gegen »eine aus Argumentations- 
not für ihre verhängnisvolle Politik geborene 
Verharmlosung des in der bisherigen 
Menschheitsgeschichte einmaligen Verbre- 


Auschwitz-Überlebende protestieren vor den Ta- 
gungsräumen der IG Farben in Frankfurt a. M. 


yi\ N “ 
re A Ir € re) 


In der Halle versuchte 
eine hauseigenen Se- 
curity einen reibungs- 
losen Ablauf ohne kri- 
tische Aktionäre, po- 
tentielle Störerlnnen 
und AntifaschistInnen, 
die mit u.a. Transpa- 
renten die Forderun- 
gen der Zwangsarbei- 
terlnnen unterstützten 
(links), für die Ak- 
tionäre durchzusetzen 
(unten). 


chens«. Sie fordern die sofortige Beendi- 
gung des Krieges gegen Jugoslawien. 

Das Bundesweite Bündnis gegen IG 
Farben hat sich mit den Überlebenden 
und ihren Forderungen solidarisch er- 
klärt und hat aus diesem Grunde ge- 
meinsam mit der Monatszeitschrift Kon- 
KRET am 2. und 3. Juli 1999 eine Konfe- 
renz durchgeführt. Dort haben die Un- 
terzeichnerInnen des offenen Briefes 
ihre Einschätzung der politischen Ent- 
wicklungen seit 1989/1990 und der ak- 
tuellen Situation dargelegt und in Form 
von Referaten und Podiumsdiskussionen 
die Stationen und Folgen der Deutschen 
Vergangenheit untersucht. m 


Kontakt: 

Bundesweites Bündnis gegen IG Farben 

Anja Mattern, Engeldamm 68, 10179 Berlin, 
Fon & Fax: 030 - 695 063 68, 

Email: konferenz@ gmx.net 

Spendenkonto: Berliner Volksbank, Kontonr.: 
260 166 30, BLZ: 100 900 00, 


Literatur: 

Köhler, Otto: ...und heute die ganze Welt. Die Ge- 
schichte der IG Farben Bayer, BASF und 
Hoechst, Köln 1990. 

Borkin, Joseph: Die unheilige Allianz der IG Far- 
ben. Eine Interessengemeinschaft im Dritten 
Reich, Ff/M, New York 1990. 

Coordination gg. Bayer Gefahren e.V. (Hrsg.): 
Von Anilin bis Zwangsarbeit, Stuttgart 1995. 
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Die Sicht der Opfer in den 
Mittelpunkt stellen 


Die Initiative »Opferperspektive - Be- 
ratung für Opfer rechtsextremer Ge- 
walt in Brandenburg« ist ein relativ 
neues Projekt, daß sich zur Aufgabe 
gemacht hat, die Opfer rechtsextremi- 
stischer Gewalt zu unterstützen, bezie- 
hungsweise Unterstützungs- und Soli- 
darisierungsprozesse vor Ort anzure- 
gen und zu begleiten. Der Tätigkeits- 
bereich ist auf Brandenburg be- 
schränkt. In einigen Städten Branden- 
burgs sind regional bereits ähnliche 
Initiativen entstanden. Ob die Ein- 
richtung von Opferberatungsstellen in 
Leipzig und Sachsen-Anhalt, mit den 
in Brandenburg bestehenden, ver- 
gleichbar sein wird, ist noch offen. 
Das Projekt »Opferperspektive« in 
Brandenburg wurde aus LOTTO-Mit- 
teln durch das Justizministerium bis 
Februar diesen Jahres gefördert. Ein 
Antrag auf eine weitere Förderung im 
Rahmen des Programmes »Tolerantes 
Brandenburg« ist bis Ende Juni 1999 
nicht beschieden worden. 

Wir finden den Ansatz der Initiative 
interessant, und haben deshalb einen 
Vertreter zu einem Gespräch eingela- 
den. 


Wer seid Ihr und was beinhaltet das Pro- 
jekt »Opferperspektive«? 

In unserem Projekt sind zur Zeit vier 
Leute nahezu ganztägig beschäftigt. Wir 
kommen aus verschiedenen Bereichen 
des Antifa-/Antira-Spektrums mit unter- 
schiedlichen regionalen Erfahrungen. 
Das Projekt »Opferperspektive« wurde 
im März 1998 gegründet. Der Name 
klingt vielleicht etwas merkwürdig, es 
geht aber darum, Menschen, die aus 
rechtsextremen oder rassistischen Moti- 
ven angegriffen worden sind, bei der Be- 
wältigung der damit verbundenen Fol- 
gen zu helfen. Dazu gehört einerseits die 
Sicht der Angegriffenen in einer mög- 
lichst großen Öffentlichkeit zu vermit- 
teln und andererseits zusammen mit Ini- 
tiativen und Einzelpersonen vor Ort Per- 
spektiven für sie zu entwickeln. Unsere 
Unterstützungsarbeit beinhaltet für die 
Angegriffenen das Angebot selbst aktiv 
zu werden, anstatt sich in der Rolle eines 
Opfers einzurichten. Die Zielrichtung 
unserer Arbeit steht insofern im Gegen- 
satz zu den in der Gesellschaft überwie- 
genden Diskursen und den daraus ent- 
wickelten Handlungskonzepten, die sich 
überwiegend mit den Tätern auseinan- 
dersetzen. 


Ihr kümmert Euch also um die Opfer, 
wollt deren Situation nach einem Über- 
fall anderen verdeutlichen. Das klingt 
ein bißchen wie Opferhilfe nach dem 
Konzept »Weißer Ring«, aber auch so als 
ob die Rechten weniger gefährlich 
wären, wenn ihnen die Folgen ihres 
Handelns vor Augen geführt werden 
würde. 

Wir leben in Brandenburg - und wir 
denken, das gilt genauso für andere Ge- 
biete im Osten - in einem gesellschaftli- 
chen Klima, das stark von Rassismus und 
völkischem Nationalismus geprägt ist. 
Gerade unter Jugendlichen ist ein soge- 
nannter »rechter Lifestyle« weit verbrei- 
tet. Jugendliche, die sich dem nicht an- 
passen wollen, werden verdrängt oder 
kaum unterstützt. »No-Go-Areas« für 
Ausländer durchziehen das ganze Land. 
Gewalt spielt bei der Aufrechterhaltung 
und Durchsetzung dieser Zustände eine 
zentrale Rolle. 

Im Unterschied zu gewöhnlichen 
Straftaten, beinhaltet ein rechtsextremi- 
stisch motivierter Angriff neben der kon- 
kreten individuellen Verletzung zusätz- 
lich eine ausgrenzende 
Botschaft. Den für »un- 


Unsere Unterstüt- 


mit dem Projekt 
»Opferperspektive« 


sätze, die Gewalt lediglich als das falsche 
Mittel einer Konfliktbewältigung be- 
trachten, viel zu kurz. Die zu Gewal- 
tausübung führenden rechtsextremisti- 
schen Motive werden so verschleiert und 
geschützt. 

Mit einer vordergründigen Proble- 
matisierung von Gewalt wird Rechtsex- 
tremismus in seinen politischen und so- 
zialen Zusammenhängen verschleiert. 
Ein rechter Angriff ist daher für uns le- 
diglich der Anlaß für ein konkretes Ein- 
greifen. Ziel ist dabei, eine gesellschaftli- 
che Solidarisiertung mit den Opfern 
rechtsextremer Gewalt zu mobilisieren. 
Die Folgen eines Angriffes sind für den 
Einzelnen erträglicher, wenn es Leute 
gibt, die konkrete Hilfe anbieten und die 
Betroffenen nicht alleine lassen. Ein- 
schüchterung kann so unterlaufen wer- 
den. 

Darüberhinaus kann 
über die Unterstüt- 


deutsch« befundenen zung ein sozialer Zu- 
Angegriffenen soll ver- zungsarbeit bein- sammenhang_ entste- 
mittelt werden, sie - R hen, der die Opfer vor 
gehören nicht hierher, haltet für die Ange- weiteren Angriffen 


haben weniger Rechte 
oder seien als Mensch 
weniger wert. Eine ein- 
zelne rechte Gewalttat 
wirkt dabei nicht nur auf 
die direkt Betroffenen, 
sondern auf ein ganzes Kollektiv, das 
pauschal als »Ausländer« oder »Zecken« 
bezeichnet wird. Alle sollen einge- 
schüchtert werden. Sie trifft damit dieje- 
nigen, die ohnehin einen gesellschaft- 
lich schlechten Stand haben oder als 
Nichtdeutsche rassistische Diskrimini- 
sierung im Alltag erfahren. Aufenthalts- 
beschränkunkungen,Arbeitsverbote und 
die Verweigerung demokratischer Teilha- 
berechte bewirken, daß die Möglichkei- 
ten, sich als Betroffene gegen Angrife zu 
wehren, beschränkt sind. Rechte Gewalt 
befördert somit in der Gesellschaft beste- 
hende Ausgrenzungsprozesse. Unabhän- 
gig davon, ob sich der einzelne »rechte 
Schläger« dessen bewußt ist, trägt er 
dazu bei, das von Neonazis als »völki- 
scher Nationalismus« bezeichnete Ziel 
der »Säuberung des deutschen Volkskör- 
pers« umzusetzen. Insofern greifen An- 


griffenen das 
Angebot selbst aktiv mittlung der Sicht der 
zu werden... 


und sich gegenseitig 
schützt. Mit der Ver- 


Opfer auf die Angriffe 
besteht für die Unter- 
stützer die Möglich- 
keit, die Gewalt gerade in ihrem gesell- 
schaftlichem Kontext zu verstehen. 

Und was macht Ihr konkret, wenn Ihr 
von einem Angriff erfahrt? 

Wir suchen die Betroffenen vor Ort 
auf, lassen uns von dem Geschehenen 
berichten, besprechen, wie sie sich im 
Nachhinein gegen die Täter wehren kön- 
nen, welche konkreten Schäden durch 
den Angriff entstanden sind und wie 
damit umgegangen werden kann. Weiter 
erörtern wir mögliche Schritte, die not- 
wendig sind, um sich vor weiteren An- 
griffen zu schützen. Wie dann eine Un- 
terstützung konkret aussieht, hängt 
davon ab, was die Angegriffenen selbst 
wollen. Wir sprechen Personen oder In- 
itiativen aus dem Ort oder der Region 
an, welche Unterstützung sie leisten 
können, wer noch miteinbezogen wer- 
den könnte und welche weiteren Hand- 
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lungsmöglichkeiten für sie bestehen 
könnten. 

Hauptsächlich haben wir es mit Leu- 
ten zu tun, die aufgrund ihres unverän- 
derbaren Äußeren angegriffen wurden, 
aber auch viel mit Jugendlichen, die sich 
dem rechten mainstream nicht unter- 
ordnen wollen oder verweigern, sOge- 
nannte alternative Jugendliche. Die we- 
nigsten hatten zuvor eigene Erfahrun- 
gen mit dem Rechtssystem, SO daß wir 
ihnen Aufbau und Funktion erklären. 
Wir erörtern mögliche juristische Schrit- 
te, suchen gegebenenfalls Zeugen der lat 
und helfen ihnen, einen Anwalt zu fin- 
den, der sie bei einer eventuellen Neben- 
klage gegen den Täter vertritt. Wenn 
notwendig, organisieren wir auch einen 
Dolmetscher. Mit dem Einreichen einer 
Nebenklage nehmen die Opfer eine akti- 
ve Rolle im Strafverfahren ein und kKön- 
nen somit der Gefahr begegnen, in der 
Verhandlung als Zeuge »auseinanderge- 
nommen« zu werden. Ist ein Prozeßter- 
min festgesetzt, besprechen wir mit 
ihnen den Ablauf. Eine Begleitung zu 
einem Prozeßtermin - gerade von nicht- 
deutschen Opfern - gewährt ihnen 
Schutz auf dem Weg zum Gericht und 
im Gebäude und führt häufig dazu, daß 
sie sich überhaupt trauen, in Anwesen- 
heit der Täter vollständig auszusagen. 
Angegriffene Flüchtlinge unterstützen 
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wir bei ihrer Umverteilung in ein ande- 
res Heim, wenn sie im Ort bedroht wer- 
den und helfen ihnen beim Ausfüllen 
von Anträgen, die mit dem Angriff in 
Zusammenhang stehen. Oft sind Flücht- 
linge als Folge eines Angriffes psychisch 
traumatisiert, und wir helfen ihnen, eine 
therapeutische Behandlungsmöglichkeit 
zu finden. 

Wir vermitteln Kontakte zu Journali- 
sten damit Art und Ausmaße rechtsex- 
tremistischer Übergriffe in der Öffent- 
lichkeit realistisch dargestellt werden. 
Das hört sich alles 
nach einer Art Symp- 
tomhilfe an. | 


Mit einer vorder- 


sammensetzung ab. Manche Bündnisse 
dienen den Stadtverwaltungen und Par- 
teien als Alibiveranstaltungen und zur 
Imagepflege. Die eigentlich Betroffenen 
finden kaum Gehör. Oder über jugend- 
spezifische Ausdrucksformen wird be- 
vormundend und abwertend hinwegge- 
gangen. 

Dabei sind es in der Regel die Jugend- 
lichen der örtlichen alternativen Szene, 
die die direktesten Erfahrungen im Um- 
gang mit den Nazis haben und über die 
meisten Kenntnisse der rechten Szene 
verfügen. Das sind oft 
die Probleme. Anderer- 
seits wirkt oft allein 


Klar. Doch wir .. . schon die Gründung 
können die allermei- gründigen , eines Bündnisses gegen 
sten Angriffe nicht Problematisierung Rechts positiv auf die 


verhindern und wir 
können sie auch 
nicht mehr rückgän- 
gig machen. Und die 


von Gewalt wird 
Rechtsextremismus in keit, 
seinen politischen 


Stimmung in der Stadt. 
Es besteht die Möglich- 
diejenigen ken- 
nenzulernen, die noch 


Frage ist, was kann am ehesten gewillt 
dann getan werden. und sozialen sind, den Nazis etwas 
Wir verstehen unsere u entgegenzusetzen und 
Tätigkeit als Teil einer Zusammenhängen Kooperation praktisch 
antifaschistischen verschleiert auszuprobieren. Es be- 
Strategie, die die Be- steht die Chance der 
troffenen eines Auseinandersetzung 


rechtsmotivierten Verdrängungsprozes- 
ses in den Mittelpunkt stellt. Wenn zum 
Beispiel rechte Angriffe als Anknüp- 
fungspunkte für eine Unterstützungsar- 
beit der Betroffenen genommen werden, 
hat das mehrere Effekte. Es bietet sich 
eine praktische Möglichkeit für interes- 
sierte Gruppen aktiv zu werden, und die 
Opfer bleiben nicht länger weitestge- 
hend isoliert. 

Damit verbunden sind Lernprozesse, 

die die Unterstützer und die Betroffenen 
selbst verändern, deren Position vor Ort 
wird gestärkt. Über die Einbeziehung an- 
derer lokaler Initiativen und Institutio- 
nen können Solidarisierungsprozesse 
mit den Betroffenen rechter Gewalt aus- 
gelöst werden, die die Stimmung im Ort 
verändern und Ausgangspunkt für eine 
weitergehende Auseinandersetzung mit 
Rassismus und Nationalismus sind. 
Gleichzeitig verlieren die Nazis an Zu- 
stimmung und Respekt und damit an 
ihrer Stärke. 
Du sprichst von Solidarisierungsprozes- 
sen mit den Betroffenen rechter Gewalt. 
Welche Rolle spielen dabei die sich vie- 
lerorts gründenden Bündnisse gegen 
Rechts? 

Anlaß für die Gründung derartiger 
Bündnisse ist in der Regel die Besorgnis 
über die Zunahme rechtsextremer Orga- 
nisierung und Gewalt. Inwieweit sie 
tatsächlich etwas bewirken werden, 
hängt stark von ihrer regional doch sehr 
unterschiedlichen Ausrichtung und Zu- 
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mit anderen Argumenten und Strategien 
und dabei voneinander zu lernen. 
Grundsätzlich finden wir daher eine ak- 
tive Bündnisarbeit notwendig und loh- 
nenswert. | 

Bündnisse können bei der Entwick- 

lung und Stabilisierung von Solidarisie- 
rungsprozessen eine bedeutende Rolle 
einnehmen. 
Ist es nicht eher so, daß die tragenden 
politischen Kräfte Teil des Problems sind 
und an einer Stabilisierung zivilgesell- 
schaftlicher Elemente kein Interesse 
haben? 

Sie können zumindest gedrängt wer- 
den, das Problem Rechtsextremismus 
nicht weiter zu negieren oder zu ver- 
harmlosen. Dazu ist es nötig, .die relati- 
vierenden und negierenden Diskurse 
über Rechtsextremismus auseinanderzu- 
nehmen. Diese Diskurse - um nur einige 
zu nennen: rechter wie linker Extremis- 
mus, Jugendgewalt, Randgruppen, Ein- 
zeltäter, Täter als Modernisierungsverlie- 
rer - sind ein Teil des Problems und be- 
hindern ein inhaltliches Begreifen. Ein- 
gebracht werden kann diese Kritik auf 
der Grundlage gesammelter Erfahrungen 
bei der Unterstützung der Opfer, auf- 
grund des Begreifens von Zusammen- 
hängen zwischen Gewalt und gesell- 
schaftlichen Verhältnissen. Bei der Ver- 
mittlung von Kritik an den gesellschaft- 
lich tragenden Kreisen können die 
Bündnisse behilflich sein. 

Danke für das Gespräch. ei 


Broschüren, 
Zeitungen, 
Filme 


Braune Gefahr, DVU, NPD, REP - Geschichte 
und Zukunft 

Mecklenburg, Jens (Hg.), Elefanten Press Ver- 
lag GmbH, Berlin 1999, 300 S. 

Der organisierte Rechtsextremismus in 
Form von Parteien mit einem ideologisch fest- 
en Programm ist in den letzten Jahren immer 
wieder sporadisch untersucht worden, nach 
dem Wahlerfolg der DVU in Sachsen-Anhalt, 
die mit 12,9% das beste Ergebnis einer rechts- 
extremen Partei nach 1945 verzeichnen konn- 
te oder nach dem »Straßenerfolg« der NPD, die 
am 1. Mai 1998 mit ihrer Losung »Arbeit zuerst 
für Deutsche« immerhin fünftausend Neona- 
zis mobilisieren konnte. Eine umfassende und 
aktuelle Analyse des parteilich organisierten 
Neofaschismus läßt sich aber nur selten auffin- 
den, vielmehr werden in den letzten Jahren 
die Wahlerfolge der rechtsextremen Parteien 
mit dem Entstehen einer neofaschistischen Ju- 
gendkultur und mit »National befreiten 
Zonen«, vornehmlich im Osten, erklärt. Eine 
panikartige Situationsbeschreibung ersetzt 
eine präzise Analyse von neofaschistischem 
WählerInnenpotential und reduziert das Phä- 
nomen Neofaschismus zumeist auf ein Ju- 
gend- und Ostproblem. So ist die Idee des Bu- 
ches von Jens Mecklenburg, im »Superwahl- 
jahr 1999«, wo neben der Europawahl sieben 
Landtage und in zehn Bundesländern Kom- 
munalwahlen stattfinden, ein aktuelles Werk 
zu den drei bedeutendsten neofaschistischen 
Parteien zu veröffentlichen, löblich. Schließ- 
lich soll erklärt werden, warum diese Parteien 
so attraktiv sind und in bestimmten Regionen 
sich politisch durchsetzen. Das Kriterium diese 
Buches ist es, nicht jede kleinste neofaschisti- 
sche Splitterpartei zu benennen und ihren hi- 
storischen Werdegang aufzuzeigen, sondern in 
Hinblick auf die Wahlen zu gucken, welche 
rechtsextremen Parteien sich durchsetzen 
könnten. 

Leider ist Mecklenburg dieser ehrenwerte 
Vorsatz nicht gelungen, da sich dieses Buch 
aus einer recht unstrukturierten Aufsatzsamm- 
lung zusammensetzt, die sich zunächst in eini- 
gen Aufsätzen mit der Enstehung und Ent- 
wicklung der DVU, ihren Agitationsmateriali- 
en in Gestalt der Deutschen Wochen Zeitung 
und der Deutschen National Zeitung und der 


narzistischen Persönlichkeit des Dr. Frey aus- 
einandersetzt, insgesamt nehmen die Analy- 
sen zur DVU den meisten Platz in diesem Buch 
ein, lassen aber den Blick auf das eher passive 
und alternde WählerInnenspektrum nur sel- 
ten zu. Die Frage, warum gerade die DVU als 
rechtsextreme Partei mit einem kleinen An- 
hang aktiver Parteimitglieder sich 1998 in 
Sachsen-Anhalt durchsetzen konnte, bleibt 
unbeantwortet. Zur NPD, die in Deutschland 
im Moment die rechtsextreme Partei mit dem 
größten Mitgliederzuwachs ist, wird nur ein 
Aufsatz veröffentlicht, der die Abstiegs- und 
Aufstiegsphasen der Partei beschreibt, ihre we- 
niger bedeutende Rolle bei den Wahlen 1998, 
aber auch ihre Rekonsolidierungsphase in den 
neunziger Jahren. Was außen vor bleibt, sind 
die »Erfolge« der NPD in den Kommunen, ihre 
engen Verbindungen zu den »freien Kamerad- 
schaften«, sowie ihre Kontakte zum militant- 
rechtsextremen Spektrum. Die Ideologie der 
NPD, die sich stark auf wirtschaftliche und so- 
ziale Probleme konzentriert, und versucht, 
diese zu ethnisieren wird zwar angesprochen, 
keineswegs aber wird eine ausführliche Analy- 
se zum »Programm der raumorientierten 
Volkswirtschaft« der NPD gegeben oder auf die 
Debatte des nationalen Sozialismus, die im- 
merhin im Moment einen Richtungsstreit bei 
der NPD ausgelöst hat, eingegangen. Die Ana- 
lyse bleibt oberflächlich und beschränkt sich 
auf die längst schon bekannten Facts. Dieses 
Phänomen durchzieht das ganze Buch, die in- 
teressierten LeserInnen haben das Gefühl, 
nichts wesentlich Neues, was nicht auch in der 
Tagespresse angesprochen wird, zu erfahren. 

Hat man noch am Anfang den Eindruck 
einer strukturierten Gliederung, die sich erst 
mit Entstehung, Entwicklung und Ideologie 
der drei großen rechtsextremen Parteien, dann 
mit den Wahlen und Wahlanalysen 1998 be- 
schäftigt, werden dann der Beliebigkeit alle 
Tore geöffnet. So taucht unvermittelt ein Auf- 
satz ohne weitere Analyse zum Thema Ge- 
werkschaft und Rechtsextremismus auf, ein 
Text zum Thema »rassistische Alltagserfahrun- 
gen im OÖsten«, die »falschen Perspektiven des 
Verfassungsschutzes« werden kritisiert und 
was bei einem engagierten Buch, welches we- 
niger der wissenschaftlichen Analyse denn 
dem populistischen Argument entspricht, »ein 
Buch zur richtigen Zeit - mit aktuellem Inhalt« 
noch fehlt, die demokratischen Gegenstrategi- 
en. 

So würden wir für das nächste Buchprojekt 
doch raten, sich vorher mit allen vorgesehe- 
nen AufsatzautorInnen zusammenzusetzen, 
die Konzeption abzusprechen und vielleicht 
auch den Nutzen, den ein solches Buch erfül- 
len soll. 


Jenseits des Nationalismus - Ideologische 
Grenzgänger der »Neuen Rechten« - Ein Zwi- 
schenbericht 
Jean Cremet/Felix Krebs/Andreas Speit, 
Reihe antifaschistischer texte/UNRAST-Ver- 
lag, Hamburg/Münster 1999, DM 19,80 

Ein nicht nur für »Experten« im Bereich 
der Neuen Rechten lesenswerter Sammelband, 
der sich sowohl mit den Ideologien der Neuen 
Rechten als auch mit den momentan sicher- 
lich spannenden Richtungsstreits innerhalb 
der Jungen Freiheit beschäftigt. Ein eigenstän- 
diges Kapitel ist dem Versuch der westeuropäi- 
schen Neuen Rechten, in Osteuropa Fuß zu 
fassen und Allianzen mit rechtsextremen und 
nationalistischen Gruppierungen in Polen, Li- 


tauen und Rußland zu schließen, gewidmet. 
Dabei greifen die Intellektuellen der Neuen 
Rechten auf einen völkischen Nationalismus 
zurück, der durch die Hinwendung zur sozia- 
len Frage seine völkisch integrative und for- 
mierende Funktion entfaltet. In dem Kapitel 
»Schicksal und Tiefe — Sehnsüchte der Neuen 
Rechten« werden die ideologischen Konzepte 
und historischen Bezüge zur Konservativen Re- 
volution und zum italienischen Faschismus 
und dessen Ideologen dargestellt. In dem Kapi- 
tel »Mit der Konservativen Revolution die kul- 
turelle Hegemonie erobern — das Zeitungspro- 
jekt Junge Freiheit« wird die aktuelle Situation 
dieser Wochenzeitung, die immer noch nicht 
eingehen will, beleuchtet. Man kann sich über 
die momentane Bedeutung der JF sicherlich 
streiten. Das Kapitel gibt aber wichtige Hinter- 
grundinformationen über die ideologischen 
Streits in und um die JF und deren Versuch, 
sich als Meinungsführerin innerhalb der 
Neuen Rechten zu etablieren. Das Buch ist aus- 
drücklich mit dem Untertitel »ein Zwischenbe- 
richt« versehen, da auch innerhalb der Neuen 
Rechten aufgrund von persönlichen Streiterei- 
en und politisch wechselnden Bündnissen 
immer wieder neue Konstellationen entste- 
hen. Was sich in den nächsten Jahren sicher- 
lich nicht ändern wird, ist der wachsende Ein- 
fluß neurechter Ideologen auf die Diskurse der 
gesellschaftlichen Mitte. Und genau deshalb 
ist dieses Buch wichtig, weil es AntifaschistIn- 
nen mit den notwendigen Argumenten für 
dringend anstehende Debatten versorgt. 


Manchmal fehlt noch was im Leben, BRD 
1997, Regie Helmuth Bauer, 43 Minuten, im 
Verleih der Medienwerkstatt Freiburg 

Mit unsicheren Videobildern versucht der 
Autor ’des Filmes ein Stück der Geschichte von 
jüdischen Frauen nachzuzeichnen, die im 
Herbst 1944 aus Budapest nach Ravensbrück 
deportiert wurden. Deportiert, um für Daim- 
ler-Benz im brandenburgischen Genshagen 
bei Ludwigsfelde Flugzeugmotoren für den 
Endsieg zu bauen. Fünfzig Jahre später lädt der 
Rüstungskonzern zu einer Zusammenkunft 
der ehemaligen Zwangsarbeiterinnen. Einige 
Überlebende nehmen die Einladung an und 
kommen aus Ungarn und England und fahren 
wieder nach Brandenburg. Ein paar von ihnen 
treffen sich abseits der offiziellen Veranstal- 
tung mit anderen Überlebenden, um Erfah- 
rungen und Geschichte auszutauschen, »Es 
fehlt manchmal noch was im Leben«. Aus 
dem Leben der Frauen erfährt man aber leider 
nur sehr vage etwas, wie sie das Erlebte verar- 
beitet haben gar nichts. Dafür werden Anek- 
doten über die Umstände der Zwangsarbeit er- 
zählt und ausgetauscht. Für die Erklärung 
ihrer Geschichte ist die genaue Lage der Pro- 
duktionshalle zwar für die Frauen in ihrer Er- 
innerung wichtig, auch die Montage einer 
Wasserpumpe links oder rechts herum an den 
Motor hat für sie die entsprechende Bedeu- 
tung, nur der Betrachter erfährt dadurch 
nichts. 

Der Film ist eine verschenkte Möglichkeit, 
aus dem Leben der Frauen wirklich Wichtiges 
zu erfahren. Völlig unkritisch geschildert wird 
der Umgang des Rüstungskonzerns mit den 
ehemaligen Zwangsarbeiterinnen. Kein Wort 
zu den in der Öffentlichkeit diskutierten For- 
derungen nach Entschädigung für die (noch) 
Überlebenden. Da fehlt noch so einiges, um 
einen guten Film über einige der letzten noch 
lebenden Zwangsarbeiterinnen zu machen. 
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N3NOISN3Z3Y 


STAAT&REPRESSION 


Solidarität mit den verfolgten Kurdinnen 
und Kurden !! 


Nach der Entführung und Festnahme von 
Abdullah Öcalan durch Geheimdienste 
fanden in den Tagen nach dem 16. Febru- 
ar 1999 weltweit Protestaktionen von 
Kurdinnen und Kurden statt. Die Beset- 
zungen und Demonstrationen richteten 
sich gegen diplomatische Vertretungen 
der USA, Israels und Griechenlands, sowie 
gegen Einrichtungen der Regierungspar- 
tei SPD. Der Protest zielte gegen Institu- 
tionen der Staaten, die mit Waffen, Wor- 
ten und Geld den türkischen Staat in sei- 
nem Krieg gegen die Kurdinnen unter- 
stützen.In Berlin fanden diese Aktionen, 
deren zentrale Forderung »Freiheit für Ab- 
dullah Öcalan« war, ihren traurigen Höhe- 
punkt, als vier Kurdinnen von israelischen 
Sicherheitsbeamten auf dem Gelände des 
Generalkonsulats erschossen wurden. Sie 
und zwölf weitere Demonstrantinnen 
wurden mehrheitlich in Rücken und Hin- 
terkopf getroffen, was nicht auf eine klas- 
sische Notwehrsituation schließen läßt. 
229 Kurdinnen und Kurden wurden 
an diesem 17. Februar in Berlin festge- 
nommen, eine beispiellose Medienhetze 
wurde losgetreten, mit dem Ziel, hier le- 


Berlin 


1.Mai - Hausbesuche vom LKA 

In den frühen Morgenstunden des 1. Mai 
wurden ca. 20 Personen vom LKA aufge- 
sucht. Die meisten wurden zwar nicht an- 
getroffen, dort wurden dann aber Zettel 
hinterlassen, mit der Information, daß 
er/sie an diesem Tage besonderer Beobach- 
tung unterliege, und es wurde darin aufge- 
rufen, auf Demonstrationen Straftaten zu 
unterlassen. Außerdem wurde den Betrof- 
fenen gesagt, daß, falls sie auf einer Demo 
gesehen würden, sie mit einer Festnahme 
zu rechnen hätten. Diese Art der vorbeu- 
genden Einschüchterung ist in Berlin zum 
ersten Mal vorgekommen, gibt aber an- 
scheinend einen Vorgeschmack auf kom- 
mende Zeiten als Bundeshauptstadt und 
Regierungssitz. 

Nach wie vor sitzen Leute in Berlin in 
Untersuchungshaft, die am 1. Mai hier 
festgenommen wurden. Besonders hervor- 
zuheben ist der Fall einer türkischen Frau, 
die wegen Vorfällen auf der 1. Mai-Demo 
1994 (!) verhaftet wurde. Damals hatte sie, 
so die Anklage, das Lied »Deutschland 
muß sterben« von Slime abgespielt. Sie 
sitzt in Untersuchungshaft wegen Vorfäl- 
len von vor fünf Jahren, welche eine An- 
zeige wegen »Verunglimpfung des Staates 
und seiner Symbole«, sowie wegen »Volks- 
verhetzung« nach sich ziehen. 


bende Menschen als Terroristen zu brand- 
marken und eine Gleichung Kurden=PKK= 
Kriminelle aufzumachen. Bisher gibt es 
laut Staatsanwaltschaft Ermittlungsverfah- 
ren gegen 140 Berliner Kurdinnen und 
Kurden, zwölf sitzen noch in Untersu- 
chungshaft, je nach Schwere des Vorwurfs 
sollen Ausweisungsverfahren eingeleitet 
werden. Die Ausländerbehörde ist schon 
fleißig dabei, entsprechend Formulare 
auszufüllen. In Hamburg gab es in diesen 
Tagen 91 Festnahmen, vier Leute sitzen 
noch in U-Haft, in Leipzig waren es 167 
festgenommene KurdiInnen, wovon 68 
nach wie vor sitzen, zwei wurden bereits 
abgeschoben. (Stand Juni 1999) 


Quelle und Kontakt: 

Solikomitee für die kurdischen 

politischen Gefangenen in Berlin 

Yorckstr. 59 

10965 Berlin 

Tel. 030/788 999 01 Fax 788 999 02 

Es wird dringend Geld für AnwältInnen, Un- 
terstützungs- und Öffentlichkeitsarbeit ge- 
braucht !! 

Spendenkonto: AZADI, Ökobank FfM, 
Kto. Nr. : 54 00 279, BLZ : 500 901 00 


Stuttgart/Nürtingen 


Repression gegen Antifas 


Am 9.2.99 fand der Prozeß gegen einen 
Stuttgarter Antifa statt, der im Zusammen- 
hang mit einem von Antifas verhinderten 
Nazi-Aufmarsch im September ‘98 festge- 
nommen wurde. Er wurde ohne Anwalt 
wegen Nötigung, schwerer Körperverlet- 
zung und Landfriedensbruch zu 500 Ar- 
beitsstunden(!), 3 Jahren Führerscheinent- 
zug und zehn Monaten Haft auf drei Jahre 
Bewährung verurteilt. Ein Antrag auf Ter- 
minverschiebung, weil der Anwalt verhin- 
dert war, wurde vom Gericht mit der Be- 
gründung abgelehnt, daß ein Anwalt 
nicht nötig sei. Gegen das überzogene Ur- 
teil wurde Berufung eingelegt. 

In Nürtingen kam es am 18. März zu 
Durchsuchungen einer Privatwohnung 
und des Infoladens. Zuvor wurde ein als 
aktiver Antifa bekannter Mann von Zivis 
mit gezogenen Schußwaffen festgenom- 
men. Grundlage für diese Aktionen sind 
Ermittlungen nach $ 129. Schon seit Mo- 
naten wurde der Betroffene observiert. 
Nach Akteneinsicht durch einen Anwalt 
stellte sich heraus, daß die Vorwürfe an 
den Haaren herbeizogen sind, und unbe- 
wiesene Vermutungen zum Anlass genom- 
men wurden, mit dem Ermittlungspara- 
graphen 129 linke Strukturen zu durch- 
leuchten und Antifas zu kriminalisieren. 
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Berlin Il 


Reclaim the Streets kriminalisiert 


Am 30. April 1999 fand in Berlin zum wie- 
derholten Male eine Aktion mit dem Titel 
»Reclaim the Streets« statt. Ziel dieser Ak- 
tionen ist es, sich für eine gewisse Zeit den 
öffentlichen Raum anzueignen und zu zei- 
gen, wem die Stadt eigentlich gehört bzw. 
gehören sollte. Es wird immer mehr oder 
weniger verdeckt zu einem gemeinsamen 
Treffpunkt mobilisiert, und von dort aus 
gehen alle gemeinsam zum eigentlichen 
Partyort. Am besagten 30. April schritten 
die Ordnungshüter ein, nachdem eine 
Kreuzung nach dreimaligem Auffordern 
durch die Polizei nicht schnell genug 
geräumt wurde. So die offizielle Begrün- 
dung. Fakt ist, daß über 300 Personen 
mehrere Stunden eingekesselt wurden. 
Nach stundenlangem Warten mußten sich 
alle in einem Sportstadion einer Persona- 
lienüberprüfung unterziehen, und sie wur- 
den dann einzeln oder in kleinen Gruppen 
nachts am Stadtrand abgesetzt. Zur Zeit 
flattern den Betroffenen Bußgeldbeschei- 
de wegen angeblich begangener Ord- 
nungswidrigkeiten ins Haus. 


Düsseldorf 


Beugehaft für Zeugen im AIZ-Prozeß 


Seit Mitte April sitzt der Berliner FRANK 
AMENT in Düsseldorf in Beugehaft. Er hat 
sich geweigert, im AlIZ-Prozeß als Zeuge 
auszusagen. Bei seiner ersten Vorführung 
am 12.4.99 stellte Frank sich mit dem 
Rücken zum Richter und reagierte nicht 
auf ihm gestellte Fragen. Er dokumentierte 
damit seine grundsätzlich ablehnende 
Haltung zu Justiz und Ermittlungsbehör- 
den. Das wurde vom Strafsenat als »unge- 
bührliches Verhalten« ausgelegt und mit 
einer Woche Ordnungshaft sanktioniert. 
Die nächste Vorführung wurde dann für 
den 20. April angesetzt. 

Da der vorsitzende Richter aufgrund 
von Franks Verhalten befürchtete, daß er 
sich bei seiner Freilassung aus der Ord- 
nungshaft am 19.4. absetzen würde, 
wurde gleich die Beugehaft angeordnet. 
Frank hätte natürlich jederzeit die Mög- 
lichkeit durch bereitwilliges Aussagen die 
Beugehaft zu verlassen, er will sich aber 
auf keinen Deal mit den Verfolgungs- 
behörden einlassen. 


Er braucht dringend unsere Solidaritätl! 
Schreibt ihm in den Knast: 
Frank Ament, JVA Düsseldorf, 
Ulmenstrasse 95, 40476 Düsseldorf 
Oder spendet auf das Konto: 
Rote Hilfe (Beugehaft) Nr. 775 280 107 
BLZ 100 100 10 Postbank Berlin 


2...UUnd alle haben’s gesehen« 


Das Projekt »Aktion Noteingang« sucht die Mitte der 


Gesellschaft 


Seit Herbst 1998 läuft im Land Brandenburg die »Aktion Noteingang«. Sie wurde 
zunächst als lokales Projekt in Bernau, einer Stadt nordöstlich von Berlin, initi- 
iert. In Anlehnung an die »Aktion Noteingang«, die vor etlichen Jahren in Berlin 
lief, wurde ein Konzept entwickelt, das von verschiedenen Gruppen Branden- 
burgs getragen wird. Anlaß des Projekts waren rassistisch motivierte Übergriffe 
und die Analyse, daß sich die Situation in Brandenburg gerade in der Zeit zwi- 
schen zwei Wahlen weiter verschärfen wird. 

Was tun? Wie kommt es zu diesem rechten Mainstream? Ein Grund neben vielen 
anderen liegt in den fehlenden Gegenstimmen. Gerade aus bürgerlichen Kreisen 
wird oft ein »demokratisches« Selbstverständnis vertreten, das sich nicht klar 
genug gegenüber rechten Orientierungen und Ideologien abgrenzt. Im Gegenteil 
- genau hier ist die Grundlage für den alltäglichen rassistischen Konsens zu fin- 
den. Also: Wenn etwas passieren soll, dann muß hier angesetzt werden - in der 
sogenannten Mitte der Gesellschaft. Das Klima, aus dem heraus immer mehr ras- 
sistische Übergriffe und Morde geschehen, kann nur verändert werden, wenn 
das Wegschauen und Applaudieren aufhört. Deshalb will das Projekt die bürger- 
liche Öffentlichkeit unter Druck setzen und in die Verantwortung nehmen, die 
Übergriffe als rassistische und faschistische Gewalt thematisieren und gleichzei- 


tig Handlungsmöglichkeiten aufzeigen. 


Nachfolgend dokumentieren wir einen Diskussionsbeitrag des Projektes. 


|: fehlte uns ein Konzept, das un- 
sere Inhalte auch in die Öffentlichkeit 
transportiert, eine breite Diskussion ent- 
stehen läßt, um deutlich zu machen, daß 
die rassistische und rechtsextreme Gewalt 
ihren Rückhalt aus genau dieser Mitte der 
Gesellschaft schöpft und daß ein 
jeder/eine jede BürgerIn Verantwortung 
für diese Entwicklung mitträgt, aber auch 
Möglichkeiten finden kann, etwas dage- 
gen zu tun. 

Vorerst dient die Aktion Noteingang 
als Versuch einer indirekten Kommunika- 
tion innerhalb der Gesellschaft, um so die 
Stimmung in den Städten positiv zu be- 
einflussen, sich gegen die Übergriffe und 
solidarisch mit den Betroffenen zu posi- 
tionieren, zu Zivilcourage zu ermutigen 
und sich öffentlich mit Themen wie Ras- 
sismus und Faschismus auseinanderzu- 
setzen. D.h. Tabus aufbrechen und Pro- 
bleme auch als solche benennen, bevor 
noch mehr Morden zugesehen wird. 

Das öffentliche Interesse an der Aktion 
begründet sich in den traurigen Vorfällen 
in Brandenburg. Die Notwendigkeit des 
Handelns wurde von parlamentarischer 
Seite teilweise erkannt (schließlich gibt's ja 
bald Wahlen und auch den Standortfaktor 
Tourismus). Das äußert sich jedoch 
zunächst in ohnmächtigen und halbherzi- 
gen Papieren und Aufrufen zu Toleranz, 
die die gesamte Bevölkerung als Zielgrup- 
pe haben. Sie sind letztendlich so allge- 
mein gefaßt, daß sich so niemand ange- 
griffen fühlen muß. Auch »Aktion Notein- 
gang« benennt weniger die Täter als viel 
mehr Unterdrückungsstrukturen und Tat- 


motive. Aus unserer Sicht ist das der erste 
Schritt in der öffentlichen Diskussion. Es 
geht bei der Situation in Brandenburg 
nicht um »Fremdenfeindlichkeit«, nicht 
um sogenannte »Ausländerfeindlichkeit«. 
Sondern es geht um Ausgrenzung von stig- 
matisierten Gruppen, die mit »fremd« 
oder »Ausländer« nicht adäquat beschrie- 
ben werden. Vielmehr werden zur Stigma- 
tisierung Kriterien wie Hautfarbe, soziale 
Schicht, Gesundheit/Krankheit u.v.m. her- 
angezogen. Deshalb beziehen wir uns in 
der Rassismusdiskussion auf die Sozialras- 
sismusdebatte'. Denn wir sehen für die Si- 
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tuation auf Brandenburgs Straßen Sozial- 
rassismus als die Unterdrückungsstruktur, 
die ihre Zuspitzung in den »No-go-areas« 
findet. »No-go-areas« — also Gebiete, die 
Menschen aus stigmatisierten Gruppen 
nicht mehr zugänglich sind, da sie dort 
ständig von rassistischer oder rechter Ge- 
walt bedroht oder betroffen sind — gibt es 
aus unserer Sicht in den meisten Städten 
Brandenburgs. 

Die Aktion 

Im Rahmen des Projektes werden La- 
denbesitzerInnen, FilialleiterInnen, Gast- 
stättenbetreiberInnen und Verantwortli- 
che in öffentlichen Einrichtungen und In- 
stitutionen angesprochen. Sie werden ge- 
beten, den Aufkleber an ihrem Geschäft/ 
ihrer Einrichtung zu befestigen und einen 
Fragebogen zum Thema auszufüllen. Die 
Entscheidung über das Anbringen bzw. 
Nicht-Anbringen der Aufkleber obliegt in 
letzter Instanz den InhaberInnen bzw. den 
jeweiligen Verantwortlichen, soll jedoch 
mit allen Angestellten etc. diskutiert wer- 
den. 

Die Aufkleber tragen die Aufschrift: 
»Wir bieten Schutz und Information bei rassi- 
stischen und faschistischen Übergriffen« in 
drei verschiedenen Sprachen. Die Funktio- 
nen der Aufkleber sind Stadtbildprägung, 
Druck auf die (potentiellen) Täter zu erzeu- 
gen, Schutzräume für und Solidarität mit 
Betroffenen zu signalisieren und die Nut- 
zerInnen der betreffenden öffentlichen 
Räume zu erreichen, die dadurch in die öf- 
fentliche Diskussion mit einbezogen wer- 
den (wie bisherige Erfahrungen bestäti- 
gen). Die Aufgabe, akut von Übergriffen 
Bedrohten Schutz zu bieten, erfüllt der 
Aufkleber nur bedingt. Denn lediglich 
Menschen, die sich häufiger in der betref- 


Wir bieten | 
Schutz und Informationen bei 
rassistischen und 
faschistischen Übergriffen! 
We offer 
protection and information 


against violence and attacks 
by fascists and racists! 
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fenden Gegend bewegen, können diese 
Schutzräume kennen. Anderen bleibt 
keine Zeit, nach eventuellen Aufklebern 
zu suchen. Dennoch besteht die Möglich- 
keit, über die Einrichtungen, die ihre 
Hilfe anbieten, weiterführende Hilfe (An- 
walt, psychologische Betreuung,...) zu er- 
halten. Dabei ist die »Opferperspektive« 
Anlaufpunkt Nummer eins. 

Bisherige Erfahrungen zeigen, daß 
nur in wenigen Läden Aufkleber ange- 
bracht werden. Über die Ursachen dieser 
geringen Beteiligung soll ein Fragebogen 
Auskunft geben. Erfaßt werden darin Mo- 
tive und Gründe, warum Menschen, die 
von Tassistischer oder faschistischer Ge- 
walt betroffen sind, geholfen oder nicht 
geholfen wird. Ebenso, warum die Aufkle- 
ber aufgehangen oder nicht aufgehangen 
werden und welche Stigmata, in welcher 
Region, wie stark zum Tragen kommen. 
Die Fragebogenaktion läuft in Zusam- 
menarbeit mit der Humboldt- Universität 
(FB Psychologie). Der Fragebogen wird 
mit Professionalität und Wissenschaft- 
lichkeit durchgeführt, da wir eine aussa- 
gekräftige Situations- bzw. Stimmungs- 
analyse erhalten wollen, die Grundlage 
für weitere Diskussionen und eventuelle 
Projekte sein kann. 

Der Fragebogen findet bei den Bürge- 
ıInnen im allgemeinen mehr Zuspruch, 
da ein öffentliches Bekenntnis wozu auch 
immer nicht erforderlich ist. 

Parallel zur Aktion werden in den be- 
treffenden Städten Plakate im Layout der 
Aufkleber aufgehangen, um die Aktion 
möglichst öffentlichkeitswirksam zu ver- 
breiten. Zudem haben wir uns für eine 
breite Pressearbeit entschieden. Dies birgt 
ebenso wie auch die Zusammenarbeit in 
Bündnissen mit VertreterInnen von Par- 
teien die Gefahr eines Inhaltsverlusts. 
Dem steht gegenüber, daß unser Interesse 
an breiter öffentlicher Diskussion Prio- 
rität besitzt und die Vermittlung linker 
Inhalte in die Öffentlichkeit zumindest 
teilweise gelingen kann. Dennoch sehen 
wir die Gefahr der Vereinnahmung. Wir 
denken aber, daß ihr durch ständige Re- 
flexion und Hinterfragung selbstbestimmt 


entgegengetreten werden kann. Ganz be- 
sonderen Wert legen wir auf die Organisa- 
tionsform der Aktion. Die Durchführung 
ist nicht an Parteien, Organisationen oder 
sonstige Vereinigungen gebunden. Durch 
den mittlerweile hohen Bekanntheitsgrad 
der Aktion treten Menschen unterschied- 
lichster politischer Zugehörigkeitsempfin- 
dungen an uns heran. Wir stellen die Akti- 
on vor und stellen das Material zur Verfü- 
gung. Die vor-Ort-Organisation obliegt 
dann den Menschen, die ein Höchstmaß 
an Engagement zu entwickeln bereit sind. 
Dies ist insofern erforderlich, da ein hoher 
personeller und zeitlicher Aufwand betrie- 
ben werden muß, um einerseits ein Bünd- 
nis aufzubauen und andererseits die 
Durchführung der Aktion zu gewährlei- 
sten. 

Es geht schließlich nicht darum, eine 
Postwurfsendung zu verteilen, sondern 
teilweise sehr anstrengende Diskussionen 
zu führen und mit seinem eigenen Enga- 
gement andere zu motivieren und zu sen- 
sibilisieren. »Aktion Noteingang« bietet 
jeder/m eine Chance, Hilflosigkeit und Re- 
signation durch erstes Handeln zu erset- 
zen. Dieses Handeln versteht sich in Soli- 
darität mit von rechtsextremer und rassi- 
stischer Gewalt Betroffenen, sowie im Set- 
zen eines Zeichens gegen einen erstarken- 
den Rechtsextremismus und Rassismus. 

Dieser Text soll skizzieren, woran wir 
zur Zeit arbeiten und Interessierte ermuti- 
gen, mit uns in die Diskussion zu treten. M 


1) Obwohl die Diskussion schon etwas älter ist, 
finden wir sie immer noch aktuell. Grundlage 
unserer Diskussionen waren verschiedene 
Texte u.a.: 

D.Hauer & P.Peddinghaus: Der Sozialstaat zeigt 
die Zähne 

U. Sierck: Ausgesondert und niemand hat es 
gemerkt 

beide zu finden in: Städte &Linke Stadtrat 
(Hg). Umkämpfte Räume Verlag Libertäre As- 
soziation und Verlag der Buchläden Schwarze 
Risse - Rote Strasse. Hamburg, Berlin, Göttin- 
gen. (1998). 


Kontakt: Aktion Noteingang, c/o Dosto, 
Breitscheidstr. 43 a, 16321 Bernau 

Pressestelle: c/o Horte, Peter Göring Ring 25, 
16341 Strausberg. 
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Email: ak-redaktion@cl-hh.comlink. 


www.akweb.de 


infoSystem 


... ermöglicht eMail, newsgroups- 

und worldwidewebzugang 

für Kommunikation und Vernetzung 
5 

betreibt im wor/dwideweb ein 

informationssystem zu linker 

politik und sozialen bewegungen 


http://www.nadir.org/ 


KONTAKT nadir-Cafe, 


jeden I. Mittwoch in der B5 ab 19% 


web _ http://www.nadir.org/ 

eMail nadir@mail.nadir.org 

Post Brigittenstraße 5, 20359 HH 
fon 040/431 89037 fr. 17% - 19% 
fax 040 / 431 89 038 


Unser Konto für die allzeır willkommenen Spenden 


Postbank HH, (200 100 20), Kto-Nr. 797 156-207 


Sommercamp an der Grenze vom 7. bis 15. August 1999 in Lückendorf bei Zittau am deutsch-polnisch-tschechischen Dreiländereck 


Zum zweiten Mal findet in diesem Sommer das Camp der Kampagne »Kein Mensch ist illegal« statt. Im Sommer letzten Jahres belagerten einige Hundert 
AktivistInnen zehn Tage lang die deutsch-polnische Grenze bei Görlitz. Der 48stündige Rave, die spektakuläre Eröffnung neuer Grenzübergänge, ein Taxi- 
konvoi, eine Demonstration anläßlich des Todes von sieben Kosovo-Flüchtlingen, ein »Knastbeben« am örtlichen Gefängnis und schließlich die komplette 
Besetzung des Grenzflusses Neiße mit Booten, Schwimmerlnnen und Schaulustigen waren Höhepunkte der Aktionswoche. Das Camp 1998 war aber nur 
der Auftakt. Vom 7. bis 15. August werden die Zelte bei Zittau aufgeschlagen. Geplant ist ein Camp, das vor allem wesentlich vielfältiger werden soll: 
Neben den antirassistischen und antifaschistischen Gruppen beteiligen sich Polit- und MedienaktivistInnen, Radio- und Videopiraten, MusikerInnen, DJ's, 
KünstlerInnen und Menschen aus allen Teilen Europas an der Vorbereitung und Durchführung des Camps. Grenzen sind überkodierte Orte, und so haben 


auch praktische Interventionen im Grenzgebiet notwendigerweise einen stark symbolischen Charakter. Doch eröffnet sich dort zugleich ein weites Feld an 
Interventionsmöglichkeiten - vom Aktionen der Kommunikationsguerilla über klassische Aufklärung bis hin zur effektiven Störung. Wenn die Grenzsiche- 

rung der Behördenpropaganda zufolge vor allem in der gezielt geschürten Denunziationsbereitschaft breiter Teile der Bevölkerung besteht, heißt Sabota- 
ge am Grenzregime, eben diese Denunziationsbereitschaft zu verstören. Die anstehenden Landtagswahlen in Sachsen bieten einen weiteren Anlaß, rassi- 
stische und kriegstreiberische Parteien mit Gegenstandpunkten zu konfrontieren. 


Für Anmeldungen und Infos: Kein Mensch ist illegal, »Grenzcamp«, c/o Forschungsgesellschaft Flucht und Migration, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin, Fax: 
06131/184892, Telefon: 0172/8910825, e-mail: grenze@ibu.de, Internet: http://www.contrast.org/borders/kein 
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Graue Wölfe in der 
Regierung angekommen 


Die Türkei nach dem Wahlerfolg und der 
Regierungsbeteiligung der faschistischen MHP 


»Danke Türkei« heißt es in Istanbul auf über den Straßen gespannten Transpa- 
renten. Darunter drei Halbmonde, das Zeichen der faschistischen MHP, das die- 
ser Tage überall in den Straßen präsent ist. Die PARTEI DER NATIONALISTISCHEN BEWE- 
GunG bedankte sich für den überraschend großen Wahlerfolg bei den Parla- 
mentswahlen vom 18. April. 18,1 Prozent der WählerInnen stimmten an diesem 
Tag für die extrem nationalistische, antisemitische und rassistische MHP und 
machten sie damit zur zweitstärksten Partei nach der DSP von Regierungschef 
BÜLENT EcEVIT, die auf 22,6 Prozent der Stimmen kam. 

Die Folge: Seit dem 28. Mai sind die türkischen Faschisten an der Regierung be- 
teiligt. An diesem Tag unterzeichneten der amtierende Ministerpräsident Ecevit 
für die DSP und die Parteivorsitzenden von MHP und MUTTERLANDSPARTEI (ANAP) 
das Koalitionsprotokoll der 57. türkischen Regierung. 


it einem Wahlerfolg der in 

Deutschland vor allem als Graue 
Wölfe' bekannten MHP und ihres 
Traums vom großtürkischen Reich war 
zwar gerechnet worden. Daß die Faschi- 
sten ihr Ergebnis von vor vier Jahren 
mehr als verdoppeln würden, hatte nie- 
mand wirklich erwartet. Auch die weite- 
ren Ergebnisse der Wahl scheinen rich- 
tungsweisend: Die nationalistische DSP 
wurde in ihrem Kurs bestätigt, die tradi- 
tionelle kemalistische Partei kam zum er- 
sten Mal seit ihrem Bestehen nicht ins 
Parlament, die konservativen, aber pro- 
europäisch eingestellten Parteien der ex- 
Premiers Tansu CiILLER und MESUT YILMAZ 
verloren stark. Die linke, pro-kurdische 
DEMOKRATIE-PARTEI DES VOLKES (HADEP) er- 
hielt zwar in Kurdistan viele Stimmen 
und gewann dort einige Bürgermeister- 
Posten, schaffte es türkeiweit aber nicht 
über die 10-Prozent-Hürde. 


Die MHP: Der Wolf im Schafspelz 


Bei ihrem Erfolg dürften die Faschi- 
sten vor allem von der derzeitigen Stim- 
mung in der Türkei profitiert haben: Ein- 
hergehend mit der starken Forcierung 
einer militärischen »Lösung« des Krieges 
in Kurdistan hat sich die innenpolitische 
Situation in der Türkei seit 1997 ver- 
schärft. Nationalismus, Rassismus und 
der Druck auf die Linke durch Staat und 
Faschisten haben stark zugenommmen. 
Nach der Entführung von PKK-Chef AB- 
DULLAH ÖCALAN durch den türkischen Ge- 
heimdienst Anfang des Jahres ging eine 
Welle des Nationalismus durch das Land. 
Der MHP fiel es nicht schwer, diese Stim- 
mung aufzufangen und in Wählerstim- 
men umzumünzen. Besonders stark 
wurde die MHP in den ländlichen Regio- 
nen Zentral-Anatoliens, wo durch die 
Nähe zu Kurdistan die Stimmung bezüg- 


lich des Krieges besonders polarisiert ist. 
Gerade hier haben die Faschisten auch 
von den starken Verlusten der islamisti- 
schen Fazilet-Partei profitiert. Grund für 
die Einbußen der Islamisten bei dem Ur- 
nengang ist dabei vor allem der Druck 
der Armee, die bemüht ist, den im Auf- 
wind befindlichen Fundamentalismus 
zurückzudrängen und die kemalistischen 
Prinzipien der Säkularisierung und Zu- 
wendung nach Europa hochzuhalten. 
Ein weiterer Grund für den MHP-Er- 
folg dürfte bei den Faschisten selbst zu 
suchen sein. Seit dem Tod des berühmt- 
berüchtigten Parteigründers und -führers 
ALPARSLAN TÜRKES vor zwei Jahren, ver- 
sucht die Partei, in der Öffentlichkeit ein 
anderes Bild von sich zu installieren: Die 
Grauen Wölfe wollen den Terror und die 
unzähligen Morde insbesondere der sieb- 
ziger Jahre vergessen machen und sich 
als seriöse, wählbare Partei präsentieren. 
Das Image als Terrortruppe und die Ka- 
derpartei MHP sollen —- zumindest in der 
Öffentlichkeit — der Vergangenheit an- 
gehören, wenn es nach der Linie des Tür- 
kes-Nachfolgers DEVvLET BAHcELI geht. 
Dies mag den Faschisten noch nicht so 
ganz gelingen — die Taten der Grauen 
Wölfe sind bei vielen unvergessen -, an 
der Praxis insbesondere des jungen Par- 
teivolks hat sich kaum etwas geändert: 
Überfälle auf Linke und Kurden gehören 
nach wie vor zum Alltag. Dem Erfolg der 
neuen Parteilinie scheint dies aber eben- 
sowenig zu schaden wie die Tatsache, 
daß Parteichef Bahceli ungeniert zugibt: 
»Wir haben uns nicht geändert, nur wie 
man uns betrachtet hat sich geändert.« 
Unterstützung bekommt die MHP bei 
ihrem Imagewandel nun auch verstärkt 
durch die türkischen Medien und den 
Staat. Dort ist man bemüht, die zweit- 
stärkste Partei zu integrieren, um die po- 


litische Stabilität nicht zu gefährden, 
und wird nicht müde zu bestätigen, daß 
sich die MHP geändert habe. 


Aussichten 


Die Öffentliche Reinwaschung der 
türkischen Faschisten hat ihr Ziel offen- 
sichtlich erreicht: Aufschreie über die Re- 
gierungsbeteiligung der Grauen Wölfe 
seit dem 28. Mai blieben jedenfalls aus. 
Die Nationalisten sind nun für das Ver- 
teidigungs-, Industrie- und Handels-, Öf- 
fentliche Arbeiten, Gesundheits-, Ver- 
kehrs- und Landwirtschaftsministerium 
zuständig. Daß ihre Koalitionpartner 
sich rühmen, ihnen die »Schlüsselmini- 
sterien« vorenthalten zu haben, mag 
wohl nur ein schwacher Trost sein. Ein 
Rechtsruck in den entscheidenderen Fel- 
dern der türkischen Politik wird sich 
auch ohne die direkte Führung der MHP 
vollziehen, denn an einem Koalitions- 
partner, der 18,1 Prozent der Stimmen 
auf sich vereinigen konnte, läßt sich 
schwerlich vorbeiregieren. In der Türkei 
macht man sich deshalb auf eine 
nochmalige Verschärfung des innenpoli- 
tischen Klimas und der Stimmung in der 
Bevölkerung gefaßt. Nationalismus, 
Chauvinismus und die Angriffe auf die 
Linke, Gewerkschaften und Menschen- 
rechtsgruppen werden stärker werden. 
Eine friedliche Lösung in Kurdistan rückt 
in weite Ferne. Außenpolitsch werden 
das Wahlergebnis und die neue Regie- 
rung voraussichtlich eine stärkere Ab- 
wendung von Europa und eine härtere 
Gangart gegen Länder wie Griechenland 
bedeuten. Noch nachhaltiger als der po- 
litische Stimmungsumschwung könnte 
sich die anstehende Verwebung zwi- 
schen staatlichen und faschistischen 
Strukturen auswirken. Diese existiert 
zwar vor allem auf der Ebene von Polizei, 
Gendarmerie und Miltär bereits, wird 
sich nun aber auf andere Ebenen auswei- 
ten und muß nicht mehr so sehr ka- 
schiert werden wie bislang. 

Abzuwarten bleibt indes, wie sich die 
letztendlich am längsten Hebel sitzende 
türkische Armee zur neuen Rolle der 
MHP verhalten wird. Zwar sind die Ge- 
neräle auf eine stabile politische Situati- 
on bedacht. Aber ein politischer Kurs, der 
eine Abwendung von Europa bedeutet, 
und auch die von der MHP postulierte 
Synthese von Staat und Islam dürften 
den Militärs kaum schmecken. ® 


1 In den siebziger Jahren benannten sich insbe- 
sondere junge MHP-Anhänger nach dem grau- 
en Wolf im MHP-Parteiabzeichen. In diesem 
Sinne galt der Begriff vor allem für die Bewe- 
gung und nicht für die MHP selbst. Heute wird 
er oft für türkische Rechtsextremisten allge- 
mein und dort insbesondere für die MHP ver- 
wandt. 
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Bombenterror in London 


Zwischen dem 17. und 30. April explodierten drei Nagelbomben in London. Es 
waren die brutalsten Anschläge von Nazi-Terroristen in der britischen Geschich- 
te. Drei Menschen wurden getötet und mehr als hundert verletzt. Angeklagt 
wegen Mordes und Durchführung von Sprengstoffanschlägen ist der aktive Neo- 
nazi und Mitglied der Brırısu NATIONAL PARTY (BNP) DAvIıD CoPELAND (22). 


ie erste Bombe detonierte inmitten 

des Südlondoner Stadtteils Brixton 
vor einem Supermarkt. In Brixton woh- 
nen mehrheitlich schwarze MigrantlIn- 
nen aus der Karibik. Die zweite Bombe 
explodierte eine Woche später in Brick 
Lane, einem Stadtteil im Osten Londons, 
bekannt als Herz der Community aus 
Bangladesch. Beide Anschläge fanden an 
Samstagabenden zur Hauptverkehrszeit 
statt. Am Freitag darauf detonierte die 
Bombe mit der verheerendsten Auswir- 
kung inmitten von Soho, dem Zentrum 
der britischen Schwulen und Lesben. 
Der mit Nägeln gefüllte Sprengkörper 
wurde in einem sehr belebten Schwulen- 
caf@ abgestellt und war in einer Tasche 
versteckt. 

Die Auswirkungen wären insgesamt 
weit schlimmer gewesen, hätten nicht 
Passanten in den ersten zwei Fällen die 
Bomben entdeckt und aus dem Haupt- 
verkehrsstrom entfernt. Ein Anwohner 
von Brixton sah die Tasche mit der 
Bombe vor einem Supermarkt und 
brachte sie hinter eine Mauer, um die 
Kraft der Explosion zu mindern. In Brick 
Lane war zum Glück ein anderer Anwoh- 
ner wachsam und plazierte die explosive 
Tasche in den Kofferraum seines PKWs. 
In beiden Fällen wurden durch dieses 
couragierte Handeln Leben gerettet. 


Ein »Einzeltäter« wird verhaftet 


Der mutmaßliche Attentäter David 
Copeland wurde in seinem Haus in 
Cove, Hampshire, fünfzig Kilometer von 
London entfernt verhaftet. Beschlag- 
nahmt wurden Materialien zum Bom- 
benbau und Neonazi-Schriften. Auf 
seine Spur gekommen waren die Behör- 
den durch die Auswertung von Filmma- 
terial, das bei der ersten Bombenexplosi- 
on in Brixton aufgenommen wurde. 

Die Polizei beeilte sich, den Verhafte- 
ten als verrückten Einzeltäter darzustel- 
len: »Es steht fest, daß er alleine handelte, 
aufgrund seiner eigenen Motivation,« teilte 
Davıp VAanEss, stellvertretender Polizei- 
präsident der Metropolitan Police der 
Presse am Tag nach der Verhaftung Co- 
pelands mit. Er habe, so Vaness, keine 
Verbindungen zu einer rechtsextremen 
Gruppe. Auch wenn der Polizei Cope- 
land vor den Attentaten nicht bekannt 
gewesen sein mag, so hatte sie doch 


Neonazi-Material bei ihm gefunden, 
und es war sicherlich viel zu früh, um 
solch eine Behauptung aufzustellen. Das 
britische antifaschistische Magazin Sear- 
chlight enthüllte, daß die Vorgaben für 
diese Erklärung den Ermittlungsbeam- 
ten von den Rechtsanwälten der Polizei 
vorgegeben wurde. Zu behaupten, es sei 
die Tat eines Einzelnen, vereinfacht ei- 


Links im Bild der mutmaßliche Bombenleger und 
BNP-Mitglied David Copeland zusammen mit 
BNP-Chef John Tyndall, nach einer Auseinander- 
setzung mit Gegendemonstranten anläßlich 
einer Demonstration zum 15. BNP-Geburtstag 


nerseits die Gerichtsverhandlung, ande- 
rerseits beruhigt es die Öffentlichkeit 
und verschleiert Mängel in der Ermitt- 
lungsarbeit der Polizei. 
AntifaschistInnen in Deutschland 
wird diese Art von Erklärung sehr be- 
kannt vorkommen. In diesem Fall wur- 
den die Behauptungen der Polizei er- 
schüttert, als Searchlight und die zweit- 
größte britische Tageszeitung, der Daily 
Mirror, Fotos von Copeland zusammen 
mit dem Anführer der British National 
Party (BNP) JoHnn TynDaAuı veröffentlich- 
ten. In dem Zeitraum, aus dem das Foto 
stammt (1997), war Copeland ein akti- 
ves Mitglied der BNP. Sein Gebietsvorsit- 
zender war ToNY LECOMBER, der den dies- 
jährigen BNP-Europawahlkampf anführ- 
te. Lecomber wurde 1985 wegen eines 
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versuchten Sprengstoffanschlages auf 
den Sitz einer linken Organisation in 
London verurteilt. Obwohl der ehemali- 
ge Soldat auf frischer Tat ertappt und bei 
einer Hausdurchsuchung Handgranaten 
und Sprengstoff beschlagnahmt wurden, 
erhielt er nur eine Gefängnisstrafe von 
drei Jahren. 


Die Propaganda des Neonazi-Terrors 


Copeland scheint von Ideen der US- 
amerikanischen Naziterrorszene beein- 
flußt zu sein, die sich mit dem Auftreten 
der britischen Terrorgruppe CoMBAT 18 
im Jahr 1992 auch in England verbreite- 
ten. Zu den wesentlichen Merkmalen 
gehört der sogenannte »führerlose Wi- 
derstand« (»leaderless resistance«) und 
die Bildung von terroristischen Zellen. 

Als Vorlage diente das Buch von WIL- 
LIAM PIERCE, »The Turner Diaries« (Die 
Turner Tagebücher), das weltweit vertrie- 
ben wird. In diesem Mitte der achtziger 
Jahre veröffentlichten Fiction-Roman 
beschreibt der Anführer der NATIONAL AL- 
LIANCE den »Rassen-Krieg« einer Unter- 
grundarmee gegen eine »jüdisch kontrol- 
lierte US-amerikanische Regierung« im Jahr 
1999. Bereits unmittelbar nach dem Er- 
scheinen inspirierte dieses Buch die 
Nazi-Terrorgruppe THE ORDER in den 
USA. Auch der Bombenattentäter von 
Oklahoma City TIMoOTHY Mc VEIGH wurde 
von dieser Hetzschrift beeinflußt. 

Nach dem Zusammenbruch von The 
Order mußten die amerikanischen Nazis 
ihre Strategie umstellen und entwickel- 
ten aus einem Konzept, das organisier- 
ten Terror mit Befehlsstrukturen vorsah, 
den »führerlosen Widerstand«. Der 
Hauptvertreter dieser Richtung ist LOUIS 
BEAM, der frühere »Grand Dragon« des 
Ku Kıux Krans von Texas. Dieser über- 
nahm eine Idee von dem Offizier ULius 
Louis Amoss, der dieses Konzept 1962 als 
das ideale Mittel gegen eine kommuni- 
stische Invasion pries. Obwohl es sich 
bei diesen beiden Theorien um sich ein- 
ander widersprechende handelt, wurden 
sie von einer Reihe von Neonazigruppen 
in England in ihr Repertoire übernom- 
men. 

1994 zirkulierte in England ein ano- 
nymes Dokument, das eine terroristi- 
sche Strategie propagierte. Die Gruppe 
nannte sich WEIßE WÖLFE und erklärte: 
»Unser Hauptangriffsziel müssen die Com- 
munities der Immigranten sein, die 
schwarzen und asiatischen Ghettos. Wenn 
dieses regelmäßig, effektiv und brutal ge- 
schieht, werden die Aliens mit wahllosen 
Angriffen auf Weiße reagieren, sie gegen 
sich aufbringen und zur Selbstverteidigung 
zwingen. Damit wird eine Gewaltspirale be- 
ginnen, die das Establishment zwingt, in 
der Rassenfrage zu handeln.« 


Hinzugefügt wurde: »Das britische 
Volk wird kämpfen, wenn wir ihm nicht nur 
den weichen Weg der Wahlen anbieten. 
WIR müssen ihnen den richtigen Weg wei- 
sen, indem wir die notwendigen Aktionen 
durchführen, um die Gewaltspirale zu star- 
ten, die dann auch die Unwilligen erfassen 
und sie zum Kampf zwingen wird. (...) Es ist 
wahr, daß die Immigranten an sich nicht 
kriminell sind, aber in ihrer Gesamtheit 
sind sie wie eine Invasionsarmee, die das 
Geburtsrecht der Kinder und das der Unge- 
borenen unseres Volkes bedrohen. Ihre An- 
wesenheit bedeutet den Tod unseres Volkes, 
wenn sie mit extremer Gewalt hinausgewor- 
fen werden müssen, dann soll es so sein. (...) 
Wir glauben nicht, daß wir alleine den Ras- 
senkrieg gewinnen können, aber wir können 
ihn beginnen.« Es scheint, daß diese Pro- 
paganda den Bombenattentäter inspi- 
riert hat. 


Die Ignoranz der Polizei 


Der Umstand, daß Copeland der Po- 
lizei unbekannt war und sie von den An- 
schlägen überrascht wurde, ist kein 
Wunder. Schon seit sieben Jahren häu- 
fen sich Anzeichen auf die Vorbereitung 
derartiger Attentate, doch sie wurden 
von der Polizei ignoriert. 1993 und 1997 
verschickte Searchlight Briefe an Parla- 
mentsabgeordnete mit dem Hinweis, 
daß Neonazis Vorbereitungen für terrori- 
stische Aktivitäten treffen. Sie wurden 
nicht ernst genommen. Bei der Polizei 
herrschte Selbstgefälligkeit. Selbst als 
Mitglieder von Combat 18 im Januar 
1997 versuchten, Briefbomben zu ver- 
schicken, reagierte die Polizei nicht. 

Als die Bomben dieses Jahr explo- 
dierten, wurden die Ermittlungen der 
Polizei von internen Spaltungen und 
Streit behindert. Die Untersuchungen 
übernahm die Anti-Terror-Abteilung, die 
über keine Erfahrungen im Umgang mit 
Neonazis verfügte, während andere Ein- 
heiten, wie die SpzcIaL BRANCH (Spezial- 
abteilung), die Abteilung gegen Gewalt 
und rassistisch motivierte Verbrechen 
und der Geheimdienst MIS ausgeschlos- 
sen wurden. Groll, interne Kämpfe und 
das Zurückhalten von Informationen be- 
hinderten die Ermittlungen. 

Die Versuche, den mutmaßlichen At- 
tentäter Copeland als verrückten Einzel- 
täter darzustellen, weisen darauf hin, 
daß die Polizei nichts aus ihren bisheri- 
gen Fehlern gelernt hat. Ohne die Infra- 
gestellung der bisherigen Herangehen- 
weise seitens der Polizei gegenüber den 
britischen Neonazis, wird sie auch in Zu- 
kunft von Bomben und anderen Gewalt- 
taten überrascht sein, während die Ver- 
breiter des Nazi-Terrormaterials unge- 
schoren davon kommen. Die Konse- 
quenzen für die britische Neonaziszene 


London.nach'einer der Explosionemg 
7 


# 


nach den Bomben sind ungewiß, auch 
wenn absehbar war, daß die Veröffentli- 
chung des Fotos von Copeland mit dem 
Anführer der BNP John Tyndall der Par- 
tei bei den Europawahlen schaden 
würde. Während die Londoner Bevölke- 
rung fast geschlossen die Attentate ver- 
urteilt, ergehen sich die Nazis in klamm- 
heimlicher Freude. Die BNP reagierte 
hektisch auf die Veröffentlichungen und 
beeilte sich zu behaupten, daß Copeland 
zu keiner Zeit ihr Mitglied gewesen sei. 
Statt dessen versuchten sie zu behaup- 
ten, daß die Bomben ein Versuch des 
Staates seien, um ihren Erfolg bei den 
Europawahlen zu verhindern. » Wer profi- 
tiert von dieser Affäre?« fragt die BNP auf 
ihrer Internetseite über die Bombenan- 
schläge. »Einige Neonazi-Einzeltäter oder 
Grüppchen, die uns wegen unserer demokra- 
tischen Legitimation in der britischen Ge- 
sellschaft nicht mögen. (...) Die Linke, die es 
gerne sähe, die Bombenanschläge in der Art 
und Weise zu benutzen wie es Hitler tat, um 
die linken Gruppen zu zerschlagen, als ein 
verrückter kommunistischer Einzeltäter den 
Reichstag angezündet hat. Drittens die Re- 
gierung, die sich als Gegner des Terrorismus 
darstellen kann, als Hüter von Recht und 
Ordnung und Zivilisation.« Eine andere 
neofaschistische Gruppe, die NATIONAL 
FRONT, ging weiter und bezeichnete die 
Anschläge als Ergebnis einer multikultu- 
rellen Gesellschaft. »Wir sind nicht völlig 
überrascht von diesem Szenario«, schrie- 
ben sie in einer Presseerklärung, »seit vie- 
len Jahren sind die lange leidenden weißen 
Communities in London und in anderen 
Großstädten ignoriert, unterdrückt und zu 
Opfern von aufeinanderfolgenden britischen 
Regierungen gemacht worden und die kon- 
trollierte Presse (...) stempelte sie bestenfalls 
zu Idioten und in schlechteren Fällen zu ge- 
walttätigen Tätern. Es ist kein Wunder, daß 
einige Einzelpersonen die Notwendigkeit zu 
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Gewalttaten sehen, um ihrer Botschaft 
Gehör zu verschaffen.« 


Widerstand der Communities 


In den angegriffenen Communities 
wächst verständlicherweise die Furcht 
und Besorgnis nach den drei Bombenan- 
schlägen. Doch sie hielten zusammen, 
um dieser Bedrohung zu begegnen. De- 
monstrationen und Mahnwachen 
brachten die schwarze und die homose- 
xuelle Community näher zusammen, 
während jüdische Gruppen mehreren 
asiatischen Gemeinden beim Aufbau 
von Selbstschutz zur Seite standen. In 
ganz London liefen AntirassistInnen Pa- 
troullie. Ihre Anwesenheit und Suche 
nach möglichen Sprengkörpern trug zur 
Beruhigung der AnwohnerInnen bei. 

Diese ermutigenden Zeichen eines 
Widerstandes der Communities und ihre 
Zusammenarbeit müssen weitergeführt 
und ermutigt werden. Schon viel zu 
lange wurden wir entlang von Herkunft, 
Religion und Regionen gespalten. Doch 
die Neonazi-Anschläge bewiesen die un- 
terschiedslose, alle betreffende Diskrimi- 
nierung durch diese Ideologie. Trotz der 
bleibenden Probleme der Gruppen ver- 
schiedener Hautfarbe und Herkunft 
bleibt London die multikulturellste eu- 
ropäische Stadt — ein Umstand, der 
Anlaß zu Selbstbewußtsein ist. 

Die Vorzeichen für diese Bombenan- 
schläge häuften sich seit sieben Jahren, 
und es waren wahrscheinlich nicht die 
letzten Bomben. In einem Land mit bis- 
her wenig entwickeltem Nazi-Terroris- 
mus erkennen die Neonazis nun welche 
enorme Wirkung einige grausame Bom- 
ben haben können - gerade, wenn die 
Behörden diese Gefahren ignorieren. ® 


Dieser Artikel wurde uns von Searchlight zur Ver- 


fügung gestellt. 
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Nazi-Kongreß im April 2000 
in Chile geplant 


Verschiedene rechtsradikale Strömungen und die rassistischen Vorbilder aus 
Zeiten der südamerikanischen Diktaturen ergänzen sich zu einer verworrenen 


Ideologie. 


m Süden Lateinamerikas machen 

Neonazis von sich reden. Kleine, bis- 
lang isoliert agierende Gruppen, nutzen 
Kommunikationsmittel wie das Inter- 
net zur Propaganda und versuchen, län- 
derübergreifend zusammenzuarbeiten. 
Höhepunkt der Mobilisierung soll im 
April kommenden Jahres ein internatio- 
nales Nazi-Treffen in der chilenischen 
Hauptstadt Santiago sein. Initiator die- 
ses »Kameraden-Treffens« soll die Grup- 
pe PENDRAGON unter dem bekannten 
rechtsradikalen Aktivisten ALEXIS GOMEZ 
TAPIA sein. 

Als erstes reagierte das Simon-Wie- 
senthal-Zentrum in Buenos Aires auf 
die neue Entwicklung. »Die Zahl dieser 
Gruppen wächst, und ihre Aktivitäten sind 
in den letzten Jahren immer professioneller 
geworden, « erklärte Sergio Widder, Leiter 
des Wiesenthal-Büros in Argentinien. 
Die Einrichtung, die weltweit Jagd auf 
Nazitäter macht, kritisiert das geplante 
Treffen als »nationalsozialistischen Kon- 
greß«. Die Staaten Lateinamerikas müß- 
ten eine »schnelle und sehr eindeutige 
Antwort auf diese Bestrebungen geben«. 

Die Reaktionen auf die Wiesenthal- 
Initiative sind unterschiedlich. 
Während die Regierungen in Uruguay, 
Argentinien und Brasilien zumindest 
zusagten, die Entwicklung im Auge be- 
halten zu wollen, kam von chilenischer 
Seite bislang keine Antwort. »Auf unsere 
Vorschläge und Warnungen wegen des 
Treffens im April 2000 hat die Regierung 
unter Präsident Eduardo Frei nicht rea- 
giert,« beklagt Sergio Widder. 


Fruchtbarer Boden für neue Nazis 


Aktivitäten von Neonazis sind in 
diesen Ländern bislang eine Rander- 
scheinung. Rassistische Übergriffe wer- 
den jedoch zunehmend aus Brasilien 
gemeldet, wo in den südlichen Metro- 
polen Sao Paolo und Rio de Janeiro 
weiße Skinheads gegen Minderheiten 
wie Juden, schwarze MigrantInnen aus 
dem ärmeren Norden und vor allem 
Homosexuelle vorgehen. Laut Pressebe- 
richten gab es in den letzten Jahren 
über 15 Todesopfer. Schlagzeilen mach- 
te im Januar diesen Jahres das kleine 
südliche Nachbarland Uruguay: Drei 
Bombenattentate auf eine Polizeikaser- 
ne und auf Slumbewohner verursach- 


ten erheblichen Sachschaden. Die Poli- 
zei nahm daraufhin mehrere Mitglieder 
der Gruppe SKINHEAD-STOLZ fest. In ihren 
Wohnungen fand sie NS-verherrlichen- 
de Schriften und selbstgebastelte Bom- 
ben. Die Bekennerschreiben waren mit 
NATIONALES KOMMANDO 1889 unter- 
schrieben, dem Geburtsdatum Hitlers. 

An ideologischen Vorbildern in der 
Region mangelt es nicht. Viele Nazi- 
Größen fanden hier nach dem Zweiten 
Weltkrieg Zuflucht und konnten recht 
freizügig agieren. Unter ihnen der ehe- 
malige SS-Mann ERICH PRIEBKE, der erst 
Mitte der neunziger Jahre von Argenti- 
nien nach Italien ausgeliefert wurde 
und dort wegen Erschießung Hunderter 
Zivilisten verurteilt wurde. Traurige 
Berühmtheit erlangte auch die COLONIA 
DIGNIDAD, eine von Deutschen Auswan- 
derern einige Hundert Kilometer süd- 
lich der chilenischen Hauptstadt San- 
tiago gegründete Siedlung, in der sich 
Deutschtum, autoritäres Sektentum 
und Kollaboration mit dem Pinochet- 
Regime zu einem rechtsfreien Raum er- 
gänzten. In den siebziger Jahren leiste- 
ten zudem die Militärdiktaturen einem 
autoritären Denken Vorschub. Aber 
auch der Peronismus in Argentinien — 
ein populistisches Regime, dessen Ikone 
Juan Peron nie seine Bewunderung für 
Mussolini und Hitler verhehlte — war 
ein Nährboden für antisemitische Ten- 
denzen. 

Gerade in Argentinien, wo mit 
500.000 Mitgliedern die weltweit fünft- 
größte jüdische Gemeinde lebt, ist das 
Thema brisant. Anfang der neunziger 
Jahre starben bei zwei Attentaten auf jü- 
dische Einrichtungen weit über hundert 
Menschen, immer wieder werden Fried- 
höfe geschändet. Da die Verbrechen bis- 
lang nicht aufgeklärt wurden, vermuten 
Beobachter bestimmte Teile des Polizei- 
apparates und korrupte Politiker als Ur- 
heber. Es gebe einen ausgeprägten, aber 
eindeutig minoritären Antisemitismus 
im Land, so der Konsens, doch die klei- 
nen Neonazi-Gruppen kämen für sol- 
che Aktionen kaum in Frage. 


Antisemitismus ist eine Konstante in 
der südamerikanischen Rechten 


Im Rahmen der internationalen Fr- 
mittlungen, die vor allem in Spanien 
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wegen Verbrechen unter der argentini- 
schen und der chilenischen Militärdik- 
tatur geführt werden, gerät jetzt auch 
die antisemitische Ausrichtung dieser 
Regime ins Blickfeld. Die chilenische 
Diktatur (1973-1996) unter Augusto Pı- 
NOCHET bot nicht nur vielen Naziverbre- 
chern Unterschlupf, sie weigerte sich 
auch, gegen den SS-Offizier WALTER 
RAUFF juristisch vorzugehen, nachdem 
er dort vom Wiesenthal-Zentrum aus- 
findig gemacht wurde. Als Konsequenz 
wurde 1998 eine Reise Pinochets nach 
Israel storniert. 

Weniger bekannte Auswüchse von 
nazistischem Gedankengut während 
der argentinischen Diktatur (1976- 
1983) machte vor kurzem eine Studie 
der KOMMISSION DER FAMILIENANGEHÖRIGER 
VON VERSCHWUNDENEN (COSOFAM) be- 
kannt. Sie wirft den Militärs vor, in den 
siebziger Jahren »einen antijüdischen Ge- 
nozid« betrieben zu haben und mit be- 
sonderer Brutalität gegen jüdische Ge- 
fangene vorgegangen zu sein. Über 
1.900 Ermordete oder sogeannte Ver- 
schwundene waren dem Bericht zufolge 
jüdischer Herkunft, das entspricht 
zwölf Prozent der gesamten Opferzahl 
bei einem jüdischen Anteil von nur 
einem Prozent an der Gesamtbevölke- 
rung. 

Die dokumentierten Aussagen jüdi- 
scher Argentinier, die die Folterlager 
überlebten, belegen eine antisemitische 
Orientierung der Peiniger. »Zuerst töten 
wir alle Subversiven und dann alle Juden«, 
habe der berüchtigte Polizist JuLIo 
SIMON ihr ins Gesicht gesagt, erinnert 
sich die Schriftstellerin NORA STREJILE- 
VICH. »Überall an den Wänden hingen Na- 
ziplakate und -symbole. Juden mußten 
nach Nazimusik marschieren, den Hitler- 
gruß zeigen, vielen wurden Hakenkreuze 
auf die Haut gemalt,« so die Aussage 
mehrerer Überlebender des Gefange- 
nenlagers MOTORES ÖRLETTI. Patricia 
Isasa erinnerte sich an den Polizeika- 
plan CARMELO GuApacnoL), der an den 
Verhören teilnahm. »Er sagte jungen jü- 
dischen Frauen widerliche Dinge und mein- 
te, die Juden finanzierten den Kommunis- 
mus. Sie folterten mich unter der Anschul- 
digung, Jüdin zu sein. Ich konnte das 
»Vater unser« nicht auswendig, ich war 
erst sechzehn. Es war schrecklich. « 

Die Autoren der 200 Seiten starken 
Dokumentation sind der Meinung, daß 
Juden unter der Diktatur systematisch 
verfolgt wurden. Wie schon ein Bericht 
der NATIONALEN VERSCHWUNDENENKOMMB- 
SION (Conapep) vor 15 Jahren belegen sie 
die »spezielle Brutalität« gegen jüdische 
Menschen und daß viele Wächter und 
Folterer eine »besondere Bewunderung für 
Hitler und den Nationalsozialismus« ZUuf 


Schau trugen. Das Zeigen von Haken- 
kreuzen war in den Gefangenenlagern 
Gang und Gäbe, viele der Folterer tru- 
gen sie an Halsketten neben dem katho- 
lischen Kreuz, erklärten Zeugen über- 
einstimmend. Die Studie berichtet 
zudem von bestialischen Foltermetho- 
den, die viele der Opfer nicht überleb- 
ten. 

Der damalige Innenminister JORGE 
HARGUINDEGUY bestreitet antisemitische 
Tendenzen unter der Militärdiktatur, 
räumt aber ein, daß es »unmöglich war, 
alle zu kontrollieren«. Ihm widerspricht 
ein Untergebener, der aussagte, daß 
zwei hohe Offiziere, ALBERTO VILLAR und 
JORGE MARIO VEYRA, auch ideologische 
Aufgaben gehabt hätten: Sie empfahlen 
Literatur und kommentierten Werke 
von Hitler und anderen Naziautoren. 
Villar brachte es später bis zum Chef der 
Bundespolizei. 


Neonazi-Strukturen entwickeln sich 


Mit Blick auf das Nazi-Treffen im 
April 2000 befürchtet das Simon-Wie- 
senthal-Zentrum, daß sich die alten na- 
zistischen Tendenzen in der Region mit 
den neueren rechtsradikalen Gruppen 
und rassistischen Bewegungen zu einer 
neuen Strömung ergänzen könnten, die 
sich angesichts der langanhaltenden 
wirtschaftlichen Notlage breiter Bevöl- 
kerungsschichten als Alternative anbie- 
ten möchte. Bestimmt nicht zufällig 
fällt der für den 17. bis 22. April geplan- 
te Kongreß auf den Geburtstag Hitlers. 
Allerdings sind die heutigen Strukturen 
der Rechtsradikalen noch recht unaus- 
gegoren und äußerst heterogen. Und 
die alten, autoritären Hierarchien wer- 
den sich nur zu kleinen Teilen für eine 
solche Bewegung mobilisieren lassen, 
da viele von ihnen unter den Diktatu- 
ren reich geworden sind und angesichts 
möglicher juristischer Verfolgung eher 
das Licht der Öffentlichkeit scheuen. 

In Argentinien machen in jüngster 
Zeit vor allem rechte Splitterparteien 
von sich reden. Die PATRIOTISCHE PARTEI 
DER NEUEN GESELLSCHAFTSORDNUNG 
(PNOSP) und die NATIONALISTISCHE ÄRBEI- 
TERPARTEI orientieren ihre ideologische 
Ausrichtung an dem europäischen Anti- 
kommunismus der 30er Jahre, unum- 
wunden bezeichnen sie sich als »faschi- 
stisch«. Was mit einem »Dritten Weg« 
gemeint sein kann, formuliert der Füh- 
rer der Nationalistische Arbeiterpartei, 
ALEJANDRO BionDinI: Ihr »nationalisti- 
scher Kampf gegen Marxismus und Neoli- 
berale« werde Erfolg haben, wenn sich 
die Wirtschaftskrise weiter verschärfe. 
Auf seiner Internet-Seite ruft Biondini 
zur Teilnahme an dem Nazi-Treffen in 
Chile auf: »Wir müssen anfangen, uns zu 


organisieren und kennenzulernen, um die 
Arbeit für die Zukunft zu planen.« 

Mitte April fanden in Santiago de 
Chile und gleichzeitig in Argentinien, 
Uruguay, Peru, Venezuela, Brasilien und 
den USA geheime Nazi-Treffen mit dem 
Ziel statt, den Internationalen Kongreß 
im kommenden Jahr vorzubereiten. 
Daraufhin formulierten jüdische, 
christliche und politische Organisatio- 
nen einen Aufruf an den chilenischen 
Innenminister, in dem ein Verbot des 
Kongresses und besserer Schutz für 
Minderheiten gefordert wird. »Es ist 
nicht hinnehmbar, daß hier Menschen mit 
einem rassistischen und diskriminierenden 
Diskurs gestattet wird, eine politische Be- 
wegung in die Öffentlichkeit zu tragen, « er- 
klärte YORAM ROVNER, Herausgeber der 
jüdischen Zeitung Der Rur in der chile- 
nischen Hauptstadt. Das Antidiskrimi- 
nierungsgesetz, das seit zwei Jahren 
dem Parlament in Chile vorliegt, müsse 
unverzüglich verabschiedet werden. 
Dabei gehe es nicht um die Einschrän- 
kung der Meinungsfreiheit, sondern um 
die Sanktionierung von Aktivitäten, die 
Rassenhaß und Völkermord gutheißen, 
ergänzte Rovner. 


Braune Drahtzieher in Chile 


Recherchen aus dem Umfeld der 
kommunistischen Partei Chiles zeigen, 
daß die Protagonisten einer rechtsradi- 
kalen Organisierung in Chile auf meh- 
rere Strömungen zurückgreifen kön- 
nen, die mehr oder minder eindeutige 
rassistische oder nationalsozialistische 
Positionen vertreten. Um den Schrift- 
steller und ehemaligen Botschafter in 
Indien, MIGUEL SERRANO, sammelt sich 
ein esoterischer Flügel. Bereits zu Zeiten 
des Zweiten Weltkriegs gab Serrano die 
Zeitschrift NEUE ZEIT heraus, die Partei 
für Nazideutschland ergriff. Heute ver- 
tritt er diese Ideologie in Form einer Re- 
ligion, die zum Ziel hat, den Menschen 
mit nazistischen und esoterischen Wer- 
ten zu verändern und zu erneuern. Ser- 
rano, der sich stets in Schwarz und mit 
einem SS-Mantel kleidet, erklärte mehr- 
fach, daß es derzeit in Chile zwar keine 
ETHNISCHEN KONFLIKTE gebe, doch wenn 
die »Einwanderung von Koreanern, Juden, 
Bolivianern und Peruanern« nicht ge- 
stoppt werde, könne es bald zu Gewalt- 
ausbrüchen kommen. 

Ähnlich argumentiert die sogenann- 
te intellektuell-historische Strömung. 
Sie geht davon aus, daß das Zusammen- 
leben von Menschen aus verschiedenen 
Ländern, von Mestizen (Nachfahren der 
spanischen Eroberer) und Indigenas ge- 
nerell Gewalt und Konflikte provoziert. 
Dementsprechend sei die Gewalt unter 
Jugendlichen heute ganz normal. Ihr 


Kopf ist ERWIN ROBERTSON, Rechtsanwalt 
und Herausgeber der Zeitschrift LA Cıu- 
DAD DE LOS CESARES (Stadt der Kaiser), die 
ähnlich wie die JUNGE FREIHEIT in 
Deutschland das Image eines Intellektu- 
ellen-Organs anstrebt. Auch Robertson 
hat einen wenig ruhmreichen Werde- 
gang. Er war Funktionär in der ultra- 
rechten Gruppierung FRONT FÜR HEIMAT 
UND FREIHEIT CHILES und stand wegen 
Bombenattentaten und Sabotageakten 
während der Regierung des Sozialisten 
SALVADOR ALLENDE vor Gericht. 

Weit mehr Beachtung in der Presse 
findet die Gruppe der militanten rechts- 
radikalen Skinheads. Zum harten Kern 
sollen rund 400 vor allem Jugendliche 
gehören, die in den Vorstädten von 
Santiago immer mehr Präsenz zeigen. 
Ihre Wortführer schwärmen vom Natio- 
nalsozialismus, tragen entsprechende 
Tätowierungen auf Armen und der ent- 
blößten Brust und lassen sich mit Sprin- 
gerstiefeln und Bomberjacke fotografie- 
ren. Auch Interviews geben sie gern: 
Gewalt sei ein legitimes und notwendi- 
ges Mittel gegen Andersdenkende und 
vor allem gegen die Feinde: die Juden. 
»Wir werden die Armee der Bewegung im 
Endkampf gegen Homosexuelle, Kommuni- 
sten und Juden sein«. 

Gemäßigter geben sich die Anhän- 
ger der sogenannten »Dritten Position«. 
Es sind vornehmlich Studenten und 
junge Akademiker, die versuchen, ihre 
Sichtweise in der Öffentlichkeit als 
echte und realistische Alternative dar- 
zustellen. Es soll sich dabei um eine un- 
abhängige Neonazi-Gruppe handeln, 
die über eine gute organisatorische 
Struktur verfügt und in der Lage ist, 
immer mehr Mitglieder zu rekrutieren. 
Einige der Kader sollen zudem 
Führungspositionen in der Wirtschaft 
innehaben. 

Bislang treten die unterschiedlichen 
rechtsradikalen Gruppen nur spora- 
disch in Erscheinung, die Presse berich- 
tet zumeist nur von gelegentlichen 
Übergriffen der militanten Skinheads. 
Es sind die energischen Vorbereitungen 
zu dem Kongreß im kommenden April, 
die Menschenrechtsgruppen und Mi- 
grantInnenverbände alarmieren. Lang- 
sam aber sicher, so deren Wahrneh- 
mung, nehmen rassistische Äußerun- 
gen und auch Gewaltanwendung zu. 
Mitschuld daran habe nicht zuletzt die 
Ausländerfeindlichkeit in Europa, die 
im fernen Chile auf fruchtbaren Boden 
falle. Ei 


Der Artikel wurde uns freundlicherweise von der 
Agentur »Nachrichtenpool Lateinamerika« 
(npl) zur Verfügung gestellt. 
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Der »Fall Krasnodar« 


Die kleine linksradikale Szene in Russland wird 


kriminalisiert 


Seit November 1998 werden die linksradikalen anarchistischen, antifaschisti- 
schen und ökologischen Gruppen in Russland mit einer Repressionswelle überzo- 
gen. Offizielle Begründung für das Vorgehen des russischen Geheimdienstes FSB 
(ehemals KGB) ist der sogenannte »Fall Krasnodar«. 

Am 28. November 1998 wurde der 18jährige GENNADIJ NEPSCHIKUJEW in der südrussi- 
schen Provinzhauptstadt Krasnodar verhaftet. Angeblich wurde bei ihm Spreng- 


stoff beschlagnahmt. 


DD: angebliche Geständnis Nepschiku- 
jews, er hätte einen Anschlag auf den 
Gebietsgouverneur NIKOLAI KONDRATENKO 
geplant, führte zur Verhaftung von MARIA 
RANDINA aus Krasnodar und im Februar von 
LARISA SCHIPTSOWA aus Moskau. Nach mehr- 
monatiger Haft wurden die Beschuldigten 
im Mai bzw. Juni vorläufig freigelassen. 
Ihnen wird der Besitz und Transport von 
Sprengstoff vorgeworfen. Zusätzlich ver- 
sucht der FSB, Beweise und Aussagen für 
ein Verfahren nach $ 205 (Terrorismus) zu 
sammeln. Unter Verwendung angeblicher 
Aussagen Nepschikujews starteten die Er- 
mittlungsbehörden eine Kampagne gegen 
anarchistische, antifaschistische und Ööko- 
logische Organisationen, zu denen die Be- 
schuldigten in irgendeiner Beziehung ste- 
hen. Der FSB versucht inzwischen, Aussa- 
gen über Moskauer, St. Petersburger und 
Gruppen aus anderen Städten zu erhalten. 
Im Verlauf einer Reihe von Hausdurchsu- 
chungen in Moskau und Krasnodar wur- 
den Computer und umfangreiche Archive 
mehrerer AktivistInnen beschlagnahmt. 


Antisemitischer KPRF-Funktionär verant- 
wortlich für Repression 


Auffällig ist, daß die Ermittlungen trotz 
der Ausweitung auf Moskau und andere 
westrussische Städte zunächst in der Zu- 
ständigkeit der Krasnodarer Regionalabtei- 
lung des FSB lagen. Die Moskauer Solida- 
ritätsgruppe für die vom »Fall Krasnodar« 
Betroffenen vertritt die Einschätzung, daß 
der Krasnodarer Gouverneur Kondratenko 
persönlich für das Vorgehen gegen die dor- 
tige Szene verantwortlich ist. Kondratenko 
ist ein Paradebeispiel für die antisemiti- 
schen Tendenzen in der KOMMUNISTISCHEN 
PARTEI DER RUSSISCHEN FÖRDERATION (KPRF) 
(s.AIB Nr. 47). Er ist ein paranoider Antise- 
mit, der häufig öffentliche Stellungnah- 
men zu angeblichen jüdischen Ver- 
schwörungen abgibt. Die wichtigste faschi- 
stische Organisation Russlands, die Russi- 
SCHE NATIONALE EINHEIT (RNE) hat im Kras- 
nodarer Gebiet eine ihrer Hochburgen und 
wird von Kondratenko direkt gefördert. Die 
aktuelle Repressionswelle wird deshalb als 
Versuch Kondratenkos angesehen, die akti- 
ve Antifa-Arbeit der antistalinistischen 


linksradikalen Szene in Krasnodar zu zer- 
schlagen. Dazu wird eine terroristische Ver- 
einigung konstruiert, die bis nach Moskau 
reicht, die eine Bombe mit einer Spreng- 
kraft von 1,7 kg TNT zur Verfügung gehabt 
haben soll und die zu einer jüdischen Ver- 
schwörung gegen den Gouverneur ge- 
macht wird. 


Schwierige Anti-Repressionsarbeit 


Seit dem Entstehen der unabhängigen 
anarchistischen, antifaschistischen und 
ökologischen Gruppen in Russland in den 
achtziger Jahren hat es ein solch massives 
Vorgehen der staatlichen Sicherheitsstruk- 
turen noch nicht gegeben. Gleichzeitig gibt 
es bisher auch kaum Erfahrungen mit Anti- 
repressionsarbeit. Die aktuelle Situation hat 
jetzt erstmalig zur Gründung mehrerer 
»Gruppen gegen staatliche Repression« ge- 
führt, die eine Solidaritätskampagne aufzu- 
bauen versuchen. Die Unterstützung der 
Beschuldigten ist auch bitter nötig. 
Während der Zeit in Untersuchungshaft 
wurde erfolgreich verhindert, daß die Be- 
schuldigten Kontakt zu RechtsanwältInnen 
ihres Vertrauens aufnehmen konnten. So 
hatte nur zu Larisa Schiptsowa ein mit poli- 
tischen Verfahren vertrauter Anwalt Zu- 
gang, dessen Arbeit aber von den Ermitt- 
lungsbehörden stark behindert wurde. Die 
Isolation der anderen beiden Verhafteten 
führte dazu, daß beide schließlich Aussa- 
gen machten, mit deren Hilfe Larisa Schipt- 
sowa inzwischen zur Hauptbeschuldigten 
gemacht worden ist. Larisa hatte gleichzei- 
tig die extremsten Haftbedingungen, da sie 
zum Zeitpunkt ihrer vorläufigen Haftent- 
lassung bereits im sechsten Monat schwan- 
ger war, ihr Gesundheitszustand sich dra- 
matisch verschlimmert und sie trotz 
Schwangerschaft mehrere Kilogramm ab- 


genommen hatte. Ihre Freilassung erfolgte 
unter der Auflage, in Krasnodar zu bleiben 
und die Eröffnung des Gerichtsprozesses 
Mitte Juli abzuwarten. Maria Randina und 
Gennadij Nepschikujew wurden zu Zeug- 
Innen erklärt, womit sie zu Aussagen vor 
Gericht verpflichtet werden können. Zu er- 
warten ist eine Verurteilung von Larisa zu 
einer Haftstrafe. 


Freilassungen als erste Erfolge oder als 
Auftakt für einen »Fall Moskau«? 


Die »Gruppen gegen staatliche Repres- 
sion« sehen die Freilassungen der Beschul- 
digten als ersten Erfolg ihrer Solidaritäts- 
kampagne an. Die Ermittlungsbehörden in 
Krasnodar würden sehr genau registrieren, 
daß der »Fall Krasnodar« öffentliche Auf- 
merksamkeit erregt hätte. Angesichts der 
generell sehr schwierigen Bedingungen, 
unter denen die anarchistischen, antifa- 
schistischen und Ökologischen Gruppen 
politisch arbeiten, ist es tatsächlich ein Er- 
folg, daß diese Solidaritätskampagne über- 
haupt begonnen hat. Bisher fanden bereits 
mehrere Solidaritätskundgebungen sowie 
am 30. März ein Aktionstag statt, an dem 
parallel in mehreren russischen Städten 
und vor der russischen Botschaft in Berlin 
Kundgebungen abgehalten wurden. Außer- 
dem gab es in Moskau ein open-air-Konzert 
und eine größere Aktion vor dem zentralen 
FSB-Gebäude, es konnten einige Pressearti- 
kel veröffentlicht werden und es wird stän- 
dig dazu aufgerufen, Protestfaxe nach Kras- 
nodar zu schicken. Gleichzeitig wird aller- 
dings massiv weiterermittelt, und es wer- 
den weitere AktivistInnen aus Moskau vom 
FSB vernommen. In Moskau wird die Eröff- 
nung eines »Falls Moskau« gegen einige Ak- 
tivistInnen bereits in der nächsten Zeit er- 
wartet, genauere Informationen darüber 
liegen aber bisher nicht vor. 


Internationale Aufmerksamkeit 


Die internationale Aufmerksamkeit ist 
für den Schutz der vom »Fall Krasnodar« 
Betroffenen von großer Bedeutung. Auch 
mit geringem Aufwand kann von Deutsch- 
land aus relativ viel Wirkung erzielt wer- 
den. Sehr sinnvoll ist das Schicken von Pro- 
testfaxen an verschiedene Stellen in Kras- 
nodar. Außerdem wird Geld für die An- 
waltskosten gebraucht, wofür auch in 
Deutschland ein Spendenkonto eingerich- 
tet wurde. A 


Protestfaxe oder e-mails sollten in Russisch, Englisch oder Deutsch geschickt werden an: 
Gebietsstaatsanwalt von Krasnodar: A.N. Schkrebets 007/8612/68 30 95 

Gouverneur des Krasnodarer Gebiets: Nikolai Ignatjewitsch Kondratenko 007/8612/68 35 82 oder 68 45 38 
Verwaltung des Krasnodarer Gebiets admkuban@m400.krasnodar.ru 

Wer die Moskauer Antirepressionsgruppe kontaktieren möchte, kann dieses auf folgenden Wegen tun: 


e-mail: koalabear@glasnet.ru Mischa 
Internet: http://www.ecoline.ru/actions/bomba 
(Informationen auf russisch, englisch und deutsch) 


In Deutschland gibt es folgende Kontaktadresse: Osteuropa-AG, Yorckstr. 59, 10965 Berlin 
Spenden können auf folgendes Konto eingezahlt werden: 
Postbank Berlin, Bankleitzahl 100 100 10, Sonderkonto K.Schmidt, Ktonr. 20610-106, Stichwort Russland 
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Seit einigen Jahren reisen ehemalige 
Mitglieder der Waffen-SS aus Norwe- 
gen nach Krasnoje Selo bei St. Peters- 
burg, um ihre Toten zu ehren. Unter 
der falschen Flagge des Friedens und 
der Aussöhnung, gelang es ihnen, ein 
Denkmal für die NORWEGISCHE LEGION 
der WAFFEN-SS zu errichten. Dank einer 
gemeinsamen Aktion von norwegi- 
schen und russischen AntifaschistIn- 
nen wurde aus der diesjährigen Ge- 
denkfeier ein Alptraum für die ehema- 
ligen Schlächter HItLers. 


ie ehemaligen SS-Mitglieder, von 

denen die meisten mit dem soge- 
nannten INSTITUT FÜR NORWEGISCHE BESET- 
ZUNGSGESCHICHTE in Verbindung stehen, 
wurden von ihrem Abflug in Oslo bis zu 
ihrer Ankunft im Hotel Moskau in St. 
Petersburg beobachtet. Russischen Anti- 
fas gelang es, das Programm der Reise 
herauszubekommen und so waren siein 
der Lage, eine Demonstration in Kras- 
noje Selo zu organisieren. 

Nachdem sie den ganzen Morgen 
über Flugblätter in Krasnoje Selo verteil- 
ten, versteckten sie sich hinter Sträu- 
chern, die den Friedhof um die Alexan- 
der Newskij Kirche umgeben und warte- 
ten. Als die kleine Gruppe der Norweger 
unter Leitung des bekannten SS-Vetera- 
nen EIVIND SAXLUNDS unter Begleitung ei- 
niger russischer Freunde auftauchte, 
wurden sie zuerst mit der Wut eines rus- 
sischen Kriegsteilnehmers konfrontiert: 


S jwerpunkt Nummer 17 


inomieta(@ji6 


“Der Zionismus “5 
ine jüdische Nationalbewegühg 
Pathologischer Nationalismus 
espräch mit International Workers Aid Berlin 
Die Quadratur des Kreises 
TPoder Popular und Autonomie in Kolumbien f 
WÖd es angeblich nur zwei Seiten gibt... 
bleiben wir auf dem Boden der Realität — 
„Über Gute und Böse im Kosovo-Krieg 
Dokumentation 
. hal Balestryi 
«ferichte u und Debatte 
Sxistenzgeldkonferenz 


Brfancal, c/o FelS 


Be 2a, 


Norwegische Waffen-SS- 
Mitglieder mit Problemen 


Der Ex-Waffen-SSler Eivind Saxlund und seine Frau im Juni 1999 auf dem Friedhof in Krasnoje Selo 


»Warum sollen wir mit euch in Frieden 
leben«, schrie er, »ihr habt uns schon 
immer mit einem Maschinengewehrfeuer 
begrüßt. Ich bin ein Kriegsveteran und ich 
weiß, daß mit Leuten wie euch kein Frieden 
möglich ist. Wenn ihr bis hierher nach 
Krasnoje Selo gekommen seid, weil die 
Deutschen euch dazu gezwungen haben, 
warum habt ihr euch dann nicht 
ergeben?« 

Dieser Ausbruch sorgte für einige 
Verwirrung unter den alten Nazis. Ge- 
steigert wurde die Konfusion als ein 
Journalist der Zeitung Isvestia auf- 
tauchte. JURI LEBEDEV, der Organisator 
der Gedenkstunde, war schockiert, daß 
die Presse Bescheid wußte. Als der örtli- 
che Priester JEVGENIJ JEFIMOV seine Rede 
begann, verließen die AntifaschistIn- 
nen ihr Versteck, hielten Schilder in 
norwegisch, deutsch und russisch in 
die Höhe und riefen: »Nazisten, Faschi- 
sten - Nein, Nein, Nein.« Dies versetzte 
die angereisten Norweger in Schock 
und Verwirrung, da sie solch einen 
Empfang nicht erwartet hatten. Sie ver- 
suchten sich aus der Affäre zu ziehen, 
indem sie behaupteten, die Legion sei 
kein Teil der Waffen-SS gewesen, daß 
sie in dem Glauben handelten, in 
Finnland zu kämpfen sowie anderes re- 
visionistisches Gerede von sich gaben. 
Nicht jeder der Anwesenden verhielt 
sich so taktisch. Während die alten 


SS’ler versuchten, ihre Nazi-Vergangen- 
heit zu leugnen, schrien einige ihrer rus- 
sischen Begleiter den Antifas »Juden« 
zu. »Sie sehen nicht aus wie Russen,« gei- 
ferten sie, »sie sind wahrscheinlich nicht 
einmal orthodoxe Christen,« was in Ruß- 
land als Code für Juden gilt. Die Feier- 
lichkeiten wurden nicht das, was sich 
die norwegischen Veteranen erhofft 
hatten. Die russischen Antifas haben 
nun eine gute filmische und photogra- 
phische Dokumentation, die sie der Öf- 
fentlichkeit vorführen können. Der 
nächste Schritt soll eine gemeinsame 
Kampagne in Norwegen und Rußland 
sein, um das Denkmal in Krasnoje Selo 
zu entfernen. Norwegische Organisatio- 
nen haben schon begonnen, Protest- 
schreiben an die russische Botschaft zu 
senden. Die gute Zusammenarbeit und 
Informationssammlung innerhalb des 
antifaschistischen Netzwerkes in Europa 
sorgte dafür, daß die Feier der norwegi- 
schen SS-Mitglieder empfindlich gestört 
wurde. ® 


Dieser Beitrag wurde uns von Monitor — 


Norwegen zur Verfügung gestellt. 
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INTERNATIONALES 


Bankraub auf Schwedisch 


Zwei Polizisten von Neonazis hingerichtet 


Drei Mitglieder der NATIONALSOZIALISTISCHEN FRONT (NSF) haben nach einem 
mißglückten Banküberfall zwei Polizeibeamte brutal ermordet. Der Anführer 
der NSF, ANDERS HoOGSTRÖM, erklärte, daß er sich weder von den Mördern »distan- 
zieren werde«, noch »werden sie aus der Partei ausgeschlossen«. 


er Doppelmord war das Ende eines 

klassischen Bankraubs am Nachmit- 
tag des 29. Mai. Zwei schwer bewaffnete 
Männer überfielen die Bank in Kisa, 
einem Ort 250 Kilometer südöstlich von 
Stockholm. Ein dritter Bankräuber, der 
mit einer automatischen Waffe bewaffnet 
war, hielt auf der Straße Wache und be- 
drohte Passanten außerhalb der Bank. Als 
die Bankräuber flüchteten, kam der örtli- 
che Polizeichef KENNETH EKLUND hinzu 
und begann, die Angreifer zu verfolgen. 

Die Bankräuber begannen sofort, das 
Polizeiauto unter Beschuß zu nehmen. 
Eklund mußte die Verfolgung nach weni- 
gen Minuten kurzzeitig unterbrechen. Als 
das Fluchtauto weiterfuhr, setzte Eklund 
die Verfolgung fort. 

Zwei Kilometer außerhalb der Stadt 
hatte Polizeichef Eklund als er sich einer 
scharfen Kurve näherte eine Vorahnung. 
In weiser Voraussicht, daß die Bankräuber 
ihm möglicherweise eine Falle stellen 
könnten, reduzierte er seine Geschwin- 
digkeit. Er hatte Recht. Hinter der Kurve 
eröffneten automatische Maschinenpi- 
stolen das Feuer auf ihn. Das Auto von 
Eklund, der nur mit einer Handfeuerwaf- 
fe bewaffnet war, wurde buchstäblich in 
Stücke geschossen. Der sprichwörtliche 
Siebte Sinn rettete sein Leben. Die Schüs- 
se zerstörten den Motor seines Autos und 
er mußte das Auto verlassen. Es gelang 
ihm 15 bis 20 Meter über eine offene 
Straße zu rennen und dann Deckung zu 
finden. Er versteckte sich in einem klei- 
nen Sumpfgebiet neben der Straße. 

Anstatt ihre Flucht fortzusetzen, nah- 
men die Bankräuber ruhig ihre Positio- 
nen wieder auf und feuerten unzählige 
Salven in das Sumpfgebiet ab. Offensicht- 
lich dachten sie, daß sie Eklund getötet 
hätten, und fuhren dann weiter. Zu seiner 
eigenen Überraschung lebte Eklund noch 
und war unverletzt geblieben. 


Tödliche Falle 


Ungefähr zehn Kilometer östlich 
wechselten die Bankräuber ihr Auto und 
fuhren weiter. Sie wurden allerdings von 
einem zweiten Polizeiauto bemerkt, das 
von den Beamten OLoV BOREN und ROBERT 
KARLSTROM gefahren wurde, die gerade 
ihre Tagesschicht begonnen hatten. 
Boren und Karlstrom war das Auto merk- 
würdig vorgekommen und sie gaben das 


Kennzeichen über Funk durch. Sie folg- 
ten dem Fluchtauto eine zeitlang in si- 
cherer Entfernung. 

Hinter dem Ortseingang des Dorfes 
Malexander hielten die Bankräuber nach 
einer scharfen Kurve erneut an und 
brachten sich außerhalb des Autos in 
Schußposition. Als die Beamten Boren 
und Karlstrom um die Kurve kamen und 
gerade das Ergebnis der Kennzeichenab- 
frage erhielten, fuhren sie direkt in die 
Falle. Beide wurden offensichtlich völlig 
überrascht. Einem von ihnen gelang es, 
das Feuer mit seiner Dienstwaffe zu erwi- 
dern und einen der Angreifer zu verwun- 
den. Trotzdem wurden beide Polizeibe- 
amte durch Kopfschüsse getötet. Mehrere 
Quellen sagen, daß beide hingerichtet 
wurden. Das schwedische Fernsehen mel- 
dete, die Beiden seien durch Schüsse in 
den Hinterkopf getötet worden. Nach An- 
gaben weiterer Quellen benutzten die 
Mörder dabei die Waffen der Polizeibeam- 
ten. Diese Behauptung wurde in der offi- 
ziellen Untersuchung zurückgewiesen. 

Der verwundete Bankräuber - er hatte 
drei Schüsse in seine Hüfte und die Brust 
bekommen - überlebte, war aber in kriti- 
schem Zustand. Seine »Kameraden« war- 
fen ihn einige Minuten später aus dem 
Auto und befahlen einem Zivilisten, ihn 
in ein nahegelegenes Krankenhaus zu 
fahren. Während der Fahrt versuchte der 
verletzte Bankräuber seinen »Retter« mit 
der Waffe zu bedrohen, der diese aller- 
dings ganz einfach aus dem Autofenster 
schmiß. 


Hochrangiges NSF-Mitglied 


Der schwerverletzte Mörder wurde als 
ANDREAS AxeELssoNn identifiziert. Dieser 
Name ließ in der Antifa-Community die 
Alarmglocken klingeln, denn Axelsson ist 
ein bekannter Neonazi. 

Er ist u.a. der ehemalige Herausgeber 
des STORM PrEss MAGAZIN (Sturm Presse), 
dem Propagandaheft der SMALAND SA, 
einer antisemitischen Neonazigruppe im 
mittleren Südschweden. Vor ungefähr 
einem Jahr wurde die Smaland SA von der 
Nationalsozialistischen Front (NSF) ge- 
schluckt, der am schnellsten wachsenden 
Naziorganisation in Schweden. Axelsson 
ist ein Freund und enger Mitarbeiter von 
ANDERS HoGSTRÖM, dem Anführer der NSF. 
Die Nachricht, daß ein hochrangiges 
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NSF-Mitglied an einem Polizistendoppel- 
mord beteiligt war, stürzte die Organisa- 
tion kurzfristig in eine Krise, die sie je- 
doch schnell überwand. Hogström erklär- 
te öffentlich, daß die Partei »in keiner Art 
und Weise mit dem Bankraub in Verbindung 
steht« und die Hinrichtung der beiden Po- 
lizisten »nicht unterstützt«. Auf die Frage, 
ob die Morde einen Ausschluß von Axels- 
son aus der NSF zur Folge hätten, erklärte 
Hogström, daß es Axelsson freistehe in 
der Organisation zu bleiben und daß die 
Partei ihm alle nötige Unterstützung 
geben werde. Aufgrund seiner Verletzun- 
gen wurde Axelsson bisher nicht allzu oft 
verhört. Er weigert sich, Aussagen zu ma- 
chen. Als ihm die Anklage an seinem 
Krankenhausbett verlesen wurde, erklärte 
er, er sei »unschuldig«. 


Schwarzer Nazi 


Die Morde haben eine der größten 
Verfolgungsjagden in der Geschichte 
Schwedens nach sich gezogen. Ein zwei- 
ter Mörder wurde anhand von Fingerab- 
drücken auf einer Waffe, die die Angreifer 
weggeschmissen hatten, als JACKIE ARKLOV 
identifiziert. Arklov wurde in Liberia als 
Sohn einer schwarzer Mutter und eines 
weißen Vaters geboren und dann als Kind 
von einem schwedischen Ehepaar adpo- 
tiert. Mit 18 Jahren ging er zur Armee, wo 
er in der Eliteeinheit der Ranger ausgebil- 
det wurde. Der Waffenfanatiker Arklov 
begann damit, die Waffen-SS zu verherrli- 
chen. Er wurde zu einem lautstarken An- 
tisemiten und übernahm den Haß der 
weißen Rassisten auf »race mixing«. 1994 
ging Arklov nach Bosnien, wo er als Söld- 
ner in der »Anti-Terror-Gruppe« der kroa- 
tischen KNEZ DOMAGOJ BRIGADE von LUDO- 
vic PAvoLic angeheuert wurde. Mit dieser 
Brigade beteiligte sich Arklov an der eth- 
nischen Säuberung Kroatiens von bosni- 
schen Moslems. Eine Zeitlang diente Ar- 
klov als Wachposten in einem Gefange- 
nenlager im Distrikt von Caplinja, wo er 
nach Zeugenaussagen in seinem Prozeß 
in zahlreichen Fällen an Folterungen 
moslemischer Kriegsgefangener beteiligt 
war. Während einer Feuerpause im Jahr 
1995 wurde Arklov von der bosnischen 
Polizei verhaftet und vor Gericht ge- 
bracht, wo er zu 13 Jahren Haft verurteilt 
wurde. Kurz darauf wurde er in einem 
Austausch mit bosnischen Gefangenen 
freigelassen und konnte nach Schweden 
ausreisen. Dort wurde er bei seiner An- 
kunft zwar festgenommen und für zwei 
Monate inhaftiert, kam dann aber mit- 
samt einer Haftentschädigung von 
23.000,- schwedischen Kronen wieder 
frei, weil die schwedische Staatsanwalt- 
schaft erklärte, es gäbe »keine Grundlage« 
für einen Prozeß in Schweden. Nach sei- 
ner Haftentlassung wurde Arklov Mit- 


Nazis verüben Attentat auf schwedischen 
Journalisten 


Am 28. Juni verübten Unbekannte 
einen gezielten Anschlag auf einen anti- 
faschistischen Journalisten. Er hatte 
unter dem Pseudonym Peter Karlsson 
sowohl in der schwedischen Antifa-Zei- 
tung Expo als auch in der bürgerlichen 
Zeitung Aftonbladet über schwedische 
Neonazis und speziell über das White 
Power Musik Netzwerk geschrieben. Er 
wurde gemeinsam mit seinem 8jähri- 
gen Sohn von einer Autobombe erfasst 
und mehrere Meter durch die Luft ge- 
schleudert. Die Polizei spricht von ern- 
sten, aber nicht lebensgefährlichen Ver- 
letzungen bei beiden. Karlsson wollte 
sein Auto starten, das in einem Stock- 
holmer Vorort parkte. Dadurch zündete 
er den Sprengsatz, der unter dem Fah- 


glied in der NSF, die es »cool« fand, einen 
verurteilten Kriegsverbrecher in ihren 
Reihen zu haben. Arklov wurde vier Tage 
nach den Polizistenmorden in Stockholm 
festgenommen. Während der Festnahme 
erhielt er einen Schuß in den Rücken, ist 
aber nicht in Lebensgefahr. Er weigert 
sich, Aussagen zu machen. 


Ein gedungener Mörder 


Die Polizei erklärte kurz darauf, daß es 
sich bei dem dritten Verdächtigen um 
den 27jährigen Tony Ousson handele. 
Olsson war ein ehemaliger Kader der in- 
zwischen aufgelösten Naziorganisation 
REICH FRONT und zum Zeitpunkt der 
Morde auf Hafturlaub. Er wurde 1995 zu 
sechs Jahren Haft wegen Verschwörung 
zu einem Auftragsmord verurteilt und 
soll im Knast Mitglied der ArYAN BROTHER- 
HOOD ORGANISATION (Arische Bruderschaft) 
gewesen sein. Olsson hatte Hafturlaub er- 
halten, weil er im Rahmen eines Resozia- 
lisierungsprogramms in einem Theater- 
stück mitspielte, das aufgrund seines In- 
halts ziemlich umstritten ist. Am Tag vor 
der Schießerei hatte Olsson Hafturlaub er- 
halten, um bei der letzten Aufführung der 
Saison mitspielen zu können. Er ver- 
schwand direkt nach der Aufführung. 


Flucht nach Costa Rica 


In der folgenden Woche verfolgte die 
Polizei Olssons Bewegungen zwar an- 
hand seiner Handyanrufe, konnte ihn 
aber trotzdem nicht verhaften. Während- 
dessen hatte die größte schwedische Ta- 
geszeitung, Aftonbladet, Kontakt zu Ols- 
sons Mutter, Britt BoDin, aufgenommen. 
Trotz Polizeiüberwachung ihres Hauses, 
gelang es Britt Bodin zum Flughafen zu 
kommen und dort bestieg sie gemeinsam 


rersitz angebracht war. Seine Frau, 
ebenfalls Journalistin mit dem Schwer- 
punkt White Power Musik, kam glückli- 
cherweise mit einem Schock davon, sie 
war noch etwas weiter vom Auto ent- 
fernt. Vor dem Anschlag hatte das Paar 
Drohungen erhalten und stand unter 
Polizeischutz. Nur 48 Stunden später 
explodierte in Malmö eine zweite Auto- 
bombe. Hier hatte ein anonymer Anru- 
fer die Polizei zu einem Auto gelockt, 
unter dem Vorwand, daß ein Autodieb- 
stahl stattfände. Als ein Polizist den 
Wagen öffnen wollte, explodierte ein 
Sprengsatz und verletzte ihn schwer 
und seinen Kollegen leicht. Bisher hat 
sich niemand zu einem der beiden An- 
schläge bekannt. 


mit einem Reporter des Aftonbladet und 
ihrem Polizeischatten ein Flugzeug nach 
Costa Rica. Dort fanden sich dann auch 
Olsson und 120.000,- US-Dollar, ein Teil 
des geraubten Geldes, wieder. Inzwischen 
hat sich herausgestellt, daß Britt Bodin 
gemeinsam mit ihrem Sohn in die Pla- 
nung für den Auftragsmord verwickelt 
war und dafür auch zwei Jahre im Knast 
gesessen hat. Zehn Tage nach Olssons 
Flucht nach Costa Rica gelang es den 
schwedischen Behörden, obwohl es keine 
formellen Auslieferungsverträge mit 
Costa Rica gibt, die lokalen Behörden 
davon zu überzeugen, daß OÖlsson in 
Schweden vor Gericht gestellt werden 
müsse. Olsson wurde verhaftet und nach 


Schweden gebracht, während seine Mut- 
ter nach Florida ausreisen konnte. Für das 
Aftonbladet könnte die ganze Geschichte 
noch ein Nachspiel haben, da die Polizei 
extrem wütend darüber ist, daß das 
Aftonbladet Informationen über den Auf- 
enthaltsort von Olsson zurückgehalten 
hatte. 


Arische Kriegskasse 


Da alle drei Verhafteten die Aussage 
verweigern, versucht die schwedische Po- 
lizei möglichst wenig Informationen 
nach außen dringen zu lassen. Ein Prozeß 
gegen die drei wird sich wahrscheinlich 
vor allem auf forensische Beweise stützen 
müssen. Die Gang ist außerdem ganz 
oben auf der Liste von Verdächtigen für 
mindestens vier weitere bewaffnete 
Raubüberfälle, die im vergangenen Jahr 
in der gleichen Gegend wie der Banküber- 
fall stattgefunden haben. Allerdings 
waren an einigen der anderen Überfälle 
vier und nicht drei Personen beteiligt. Die 
Polizei weigert sich bisher, Spekulationen 
über die Identität der vierten Person 
sowie über die Höhe der geraubten 
Summe Öffentlich zu machen. Eine ano- 
nyme Quelle spricht aber von rund fünf 
Millionen Kronen. Die offensichtliche 
Verbindung zwischen dem Banküberfall 
und den Neonazis hat zu Spekulationen 
darüber geführt, ob der Banküberfall dazu 
dienen sollte, Gelder für die »weifße Revo- 
lution« zu sammeln. Zumindest behaup- 
ten Freunde von Axelsson, daß sie sich 
nicht vorstellen können, daß er ein »ge- 
wöhnlicher Krimineller« sein könnte. Ei 


Vom schwedischen Korrespondenten des AlB 


Kontaktadresse 


c/o Junge Linke 
Niedersachsen 
Borriesstraße 28 
30519 Hannover 
Tel: 05 11/83 86-226 
-_— Fax: 05 11/83 86-011 
e-mail: jungelinke@oln.comlink.apc.org 
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INTERNATIONALES 


Rußland I 


Erneut Anschlag auf Synagoge 


Am 1. Mai 1999 sind in Moskau 
annähernd zeitgleich an zwei Synagogen 
Bomben detoniert. Unter Berufung auf 
die Sicherheitsbehörden meldeten russi- 
sche Nachrichtenagenturen, daß nie- 
mand durch die Detonationen verletzt 
worden sei. Die Moskauer Hauptsynago- 
ge und die Synagoge im Stadtteil Marina 
Roschtscha seien betroffen gewesen. 
Dies war bereits der vierte Anschlag seit 
1993 auf diese Synagogen. PINCHAS GOLD- 
SCHMIT, der Moskauer Oberrabbiner, ver- 
mutet einen Zusammenhang mit den 
teilweise antisemitischen Losungen der 
Kommunisten und deren Kundgebun- 
gen zum 1. Mai. 


Rußland Il 


Nazi-Gruppe verfassungswidrig 


Ein Moskauer Gericht hat erstmals die 
Auflösung eines regionalen Verbandes 
der rechtsradikalen Partei RussischE NA- 
TIONALE EINHEIT (RNE) angeordnet. Das 
Gericht entzog der RNE-Gruppe wegen 
verfassungswidriger Tätigkeit die Regis- 
trierung. In der Urteilsbegründung hieß 
es, die RNE habe unter anderem die Par- 
teizeitung RUSSISCHE ORDNUNG an Min- 
derjährige verteilt und sei gesetzeswidrig 
außerhalb Moskaus tätig gewesen. 

Im Frühjahr hatte ein RNE-Marsch in 
Moskau für Empörung gesorgt, weil pa- 
ramilitärisch gekleidete Teilnehmer mit 
dem Hitlergruß zu sehen waren. Der Auf- 
marsch war von der Polizei nicht verhin- 
dert worden. 

Die RNE, welche nach Schätzungen 
landesweit mit etwa 12.000 Mitgliedern 
als die größte und am besten organisierte 
rechtsextreme Gruppe gilt, will gegen 
das Urteil in Berufung gehen. 


Niederlande 
Hitler-Geburtstag zelebriert 


Etwa 80 niederländische und deutsche 
Neonazis haben am 20. April 1999 in der 
Nähe von Nimwegen anläßlich des »Hit- 
ler-Geburtstages« ein Treffen organisiert. 
Unter dem Vorwand eines Familientref- 
fens hatten sie einen Saal in einer klei- 
nen Ortschaft angemietet. Der Wirt rief 
die Polizei, als er erkannte, welcher Ge- 
sinnung die Gäste angehörten. Die griff 
jedoch nicht ein, da es sich laut Polizei- 
sprecherin um eine geschlossene Veran- 
staltung gehandelt habe. 


Norwegen 


Übergriff auf Flüchtlinge 

In der norwegischen Hauptstadt Oslo 
wurden in einem Flüchtlingszentrum 
mehrere Kosovo-Flüchtlinge von einer 
Gruppe junger Männer angegriffen. 
Nach Polizeiangaben wurden Fenster- 
scheiben des Hauses mit Eisenstangen 
zertrümmert, in dem seit zehn Mona- 
ten eine Flüchtlingsfamilie wohnt. Bei 
diesen Attacken sei niemand verletzt 
worden. 

Drei Männer im Alter zwischen 20 
und 30 Jahren wurden von der Polizei 
festgenommen. Die Männer sollen mit 
weiteren drei Komplizen die Familie 
attackiert haben. 

Ein norwegischer Fernsehsender be- 
richtete, daß die drei Männer, von 
denen zwei norwegischer und einer dä- 
nischer Herkunft sind, Mitglieder einer 
rechtsextremen Gruppierung seien. 
Die Polizei dementierte diesen Vorwurf 
jedoch. 


In Erinnerung an 
Raynard T. Davis 


20. August 1963 - 7. April 1999 


Unser Freund und Genosse Ray 
wurde in der Nacht vom 7. April 
in Washington DC von einem un- 
bekannten Täter auf offener 
Straße erstochen. 


Ray war Mitglied in der Student 
Coalition against Racism (SCAR) 
und lange Jahre in antifaschisti- 
schen und antirassistischen Initia- 
tiven in den USA aktiv. 


Als afroamerikanischer Aktivist, 


der Internationalismus gelebt hat 
und dem der Blick über die Gren- 
zen wichtig war, hatte Ray im 


Frühjahr 1990 eine Rundreise 
durch Deutschland gemacht und 
dabei viele Kontakte mit Antifa- 
schistInnen und AntirassistInnen 
aufgebaut, auf die wir über Jahre 
hinweg zurückgreifen konnten. 


Wir werden sein Lachen, seinen 
Zorn und seine Ideen vermissen. 


Die Infoblattredaktion und andere 
GenossInnen in Deutschland 
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Australien 


Haftbefehl gegen Revisionisten 

Gegen den rechtsextremen australi- 
schen Historiker FREDERICK TOBEN ist im 
Juni in Mannheim Haftbefehl wegen 
des Verdachtes der Volksverhetzung er- 
lassen worden. Der Vorwurf lautet 
außerdem auf Beleidigung und Verun- 
glimpfung des Andenkens Verstorbe- 
ner. 

Die Staatsanwaltschaft in Mann- 
heim wirft Toben vor, daß er seit eini- 
ger Zeit über eigene Medien und per In- 
ternet antisemitisches und neonazisti- 
sches Gedankengut verbreite. Unter 
anderem werde dort der Mord an Mil- 
lionen von Juden durch die Nazis in 
Konzentrationslagern geleugnet. 

Toben äußerte in einem Interview, 
es habe den Anschein, daß die Verga- 
sung der Juden technisch nicht mög- 
lich gewesen sei. Der 54jährige Toben 
und das von ihm geführte ADELAIDE IN- 
STITUTE gehören zu den Leugnern des 
Holocaust. 

Nachdem Toben in Mannheim vor- 
läufig festgenommen wurde, sagte er in 
einer Vernehmung, daß er als Tourist 
eingereist sei, um mit Richtern und 
Staatsanwälten über das Thema Holo- 
Caust zu reden. 


Österreich 


Übergriffe mit Unterstützung aus 
Deutschland 


In Vorarlberg gab es seit Mitte April 
rechtsextreme Übergriffe und zwei An- 
griffe auf eine »linke« Kneipe, sowie ein 
Jugendzentrum. An diesen Übergriffen 
nahmen bis zu 40 rechtsextreme Ju- 
gendliche teil, die zum Teil aus 
Deutschland stammen. 


Frankreich 


Österreichisches Zentrum besetzt 


In Paris haben im April etwa 20 Demon- 
Stranten vorübergehend das österreichi- 
sche Zentrum besetzt. Sie demonstrier- 
ten gegen die Wahl JÖRG HAIDERS zum 
Landeshauptmann in Kärnten. Ein 
Sprecher der Gruppe Ras L’FRONT sagte, 
daß mit dieser Aktion darauf aufmerk- 
sam gemacht werden solle, daß sich 
ihre Organisation nicht nur gegen den 
FRONT NartıonaL in Frankreich richte, 
sondern auch gegen die Zunahme der 
rechtsextremen Parteien in anderen 
Ländern. 


Keinen Wecker 


und keinen 
Wasser-Max, 


aber eins unserer fünf Pakete (s.u.) gibt's 


umsonst ins Haus, wenn Du das AlB bis zum 


31. Mai ’99 abonnierst. 


Abos 


ABo 


Mit der letzten Ausgabe erhältst Du eine Rechnung für die nächsten Aus- 
gaben. Wenn Du sie bezahlst, läuft das Abo weiter, ansonsten nicht. 


Nachbestellung 


CD Ich abonniere das AlB ab Ausgabe Nr. 
für fünf Ausgaben (30.- DM) 


O 


O fürzehn Ausgaben (60.- DM) 


O 
O 


Ausverkaufte Ausgaben sind nur noch als Kopien für Archive und in Sonderfäl- 
len erhältlich. Zu dem Preis für die Ausgaben kommt der entsprechende Porto- 
betrag (3,- DM bis fünf Stück, darüber 7,- DM). 


em 


je zwei Exemplare von fünf Ausgaben (50.- DM) 
je zwei Exemplare von zehn Ausgaben (100.- DM) 


®) Geschenkabo für die untenstehende Person 


CO Knastabo für untenstehende Person oder ihr sucht jemanden aus 


Ich bestelle folgende alte 
oO g 


Ausgaben / AlB-/WGA-Pakete: 


Adresse: 


Einfach den nebenstehenden Coupon 


ausfüllen und dazuschreiben, welches AlB- 


oder WGA-Paket Du haben willst und dann: 


Ab in den Briefkasten. 


Ausgaben 14,17, 18,23,24,25,26 für 15,- DM incl. Porto. 


Ausgaben 27,28,29,30,31,32,33 für 22,- DM incl. Porto. 


Preise 


ab drei Stück pro Ausgabe: 6,- DM 
ab fünf Stück: 20% Rabatt 
ab 50 Stück: 25% Rabatt 


(alle Preise inclusive Porto & Verpackung) 


Ich möchte das AlB weiterverkaufen. Ich erhalte die Hefte mit 


bis ich Euch eine Änderung mitteile. 


beiliegender Rechnung. Den Betrag überweise ich auf Euer Konto. 


oO Bitte sendet mir | Hefte ab der Nr. | solange, 


Nicht verkaufte, unbeschädigte Exemplare könnt Ihr 


kt zurückschicken. Der entsprechende Betrag wird Euch 
gutgeschrieben. 


Ausgaben 34,35,36,37,38,39,40 für 22,- DM incl. Porto. 


Ausgaben 01, 02, 04, 05, 06, 07, 08, Index für 10,- DM incl. Porto 


Ausgaben 10, 11,13, 15, 16, 17, 18, Index für 10,- DM incl. Porto 


> AlIB 14 (Früh/91): 3,00 DM 
Gladio +++ Antifa in Leipzig +++ die 
»Deutsche Allianz« +++ Interview mit 
franz. Antifas 


=> AlIB 17 (3/92): 4,00 DM 
Kühnen-Beerdigung, Fiasko für seine 
Erben +++ »Revisionismus« als faschist. 
Strategie +++ Schweden & Frankreich 


=> AIB 18 (5/92): 4,00 DM 

„Neue Rechte« +++ Neues von der GdNF 
+++ Rassismus in Medien & auf der 
Straße +++ Dänemark 


=> AlB 23 (Som/93): 4,00 DM 
Solingen: Einzeltäter? +++ Behinderte im 
NS +++ DESG und Denkfabrik +++ »Die 
Bürger« +++ die alte »Neue Front« 


=> AlB 24 (10/93): 4,00 DM 

NF- & NB-Nachfolgegruppen +++ Auf- 
marsch in Fulda +++ VDA +++ Junge Frei- 
heit +++ Sudafrika 


=> AlB 25 (12/93): 4,00 DM 
Verhaftungen wg. Kaindl +++ Nazı-Rock 
ı.d. BRD +++ Staatlicher Rassismus +++ 
Eichberg, Burschenschaften +++ Organı- 
sierung der Naziszene 


= AlB 26 (3/94): 5,00 DM 

Innere Sicherheit, Briefbomben, Anti-An- 
tifa +++ »Moderne Zeiten« +++ Roma in 
Europa 


=> AlB 27 (6/94): 5,00 DM 

illegale NSDAP +++ CDU und Innere Si- 
cherheit +++ Italien: Faschisten a.d. Re- 
gierung 


= AlB 28 (11/94): 5,00 DM 

der Apparat ruckt nach rechts +++ NF- 
Nachfolge +++ Nationalbolschewismus 
+++ Schweden: VAM 


= AIB 29 (3/95): 5,00 DM 

Wohin treibt die FDP? +++ Frauen und 
Neofaschismus +++ Einblick-ProzeR +++ 
DKeG +++ KZs Oranienburg & Treblinka 


= AlB 30 (6/95): 5,00 DM 


Werwolf - Nazis go terror +++ Gedenkver- 


anstaltungen zur Befreiung+++ Anschlag 
in Oklahoma 


=> AlB 31 (9/95): 5,00 DM 

aus dem Parteıarchiv der NF +++ Roskıl- 
de: Nazis packen ein +++ Verbrechen der 
Wehrmacht +++ der Begriff »Neue Rech- 
te« +++ Frauen ın der Antı-Antifa 


Alle AlB-Paket zusammen gibt's für 50.- incl. Porto! 


> AIB 32 (11/95): 5,00 DM 

Ausbau der Inneren Sicherheit +++ Graue 
Wölfe +++ Veganer auf rechtem Weg? 
+++ Österreich: Prozeß, Bomben, Wahlen 


=> AIB 33 (2/96): 5,00 DM 

Runde Tische +++ das Netzwerk der Neo- 
nazis +++ Beilage: Faschismus i.d. USA 
+++ Hermann-Niermann-Stiftung 


= AlB 34 (5/96): 5,00 DM 
Schwerpunkt: Deutschland auf dem Weg 
zur Weltmacht +++ Umstrukturierung d. 
Naziskin-szene +++ »Befreite Zonen« +++ 
Oklahoma-Prozeß 


=> AIB 35 (7/96): 5,00 DM 

Nazis ın der Offensive +++ Aufmarsch in 
Marzahn +++ neue Bedeutung der |N 
+++ Ostpreußenblatt +++ Band-Inter 
view: rechte Grufties? 


= AIB 36 (9/96): 5,00 DM 
Schwerpunkt I: Regionalismus +++ 
Schwerpunkt Il: Lubeck - Grevesmuhlen 
+++ Interview m. d. Antifa (M) 


=> AlB 37 (12/96): 5,00 DM 
Schwerpunkt: Osteuropa +++ Nazis ın In 
ternet und Offenem Kanal +++ Heitme, 


er-Kritik +++ Goldhagen +++ Österreich 


J. Lehmann 

Kto-Nr.: 411 960 - 105 
BLZ: 100100 10 
Postbank Berlin 


Für alles außer dem Weiterverkauf gilt Vorkasse! Egal ob 


bar, per Verrechnungsscheck oder mit Überweisung. 


Bitte bei allen Zahlungen auf unser Konto deutlich schreiben, 
von wem und wofür das Geld ist. 


=> AIB 38 (4/97): 5,00 DM 
Schwerpunkt: Soziale Frage +++ Nazi- 
marsch in München +++ Berührungen 
zwischen Faschismus & Feminismus 


=> AIB 39 (7/97): 5,00 DM 
Schwerpunkt: Jugend & Subkultur +++ 
Nazimärsche am 1. Mai +++ |N-Kongreß 
+++ Deutschland-Stiftung 


=> AIB 40 (9/97): 5,00 DM 

10 Jahre AlB +++ Prozeß gegen Kay Dies- 
ner +++ Nazi-Versande +++ Front Natio- 
nal +++ »Otto-von-Bismarck-Stiftung: 


=> AIB 41 (11/97): 5,00 DM 
Schwerpunkt: Rückblicke & Ausblicke +++ 
Befreite Zonen +++ Wehrmachtsausstel 
lung in Marburg +++ Antifa in Canada 


=> AIB 42 (2/98): 5,00 DM 
Schwerpunkt: Extreme Rechte, Ostexpan- 
sıon & die Bundeswehr +++ NPD mit 
Fuhrungsanspruch +++ Studienzentrum 


Weikersheim +++ Sababurgrunden 


= AIB 43 (4/98): 6,00 DM 

Schwerpunkt: NPD - Hinter den Kulissen 
+ Saalfeld: Rechter Konsens +++ »Neu 

rechtes« Netzwerk »Synergies Europeen 


nes“ +++ Rußland, Frankreich, Schwede:ı 


=> AIB 44 (6/98): 6,00 DM 
Schwerpunkt: Rechte Jugend zwischen 
Mainstream, Clique und Partei +++ 
Rechtsparteien nach Sachsen-Anhalt +++ 
Rechte und der Euro +++ Heidentum +++ 
Frankreich, Rußland, Schweiz 


= AlIB 45 (10/98): 6,00 DM 
Schwerpunkt: Wahlen ‘98 +++ Euthanasie 
& Eugenik +++ Nazi-Szene in Sachsen 
+++ Vertriebene +++ Entschadigung 


=> AIB 46 (1/99): 6,00 DM 
Schwerpunkt: »Soziales Konzepte von 
Rechts +++ Vom Knast zur Kameradschaft 
+++ Frauen ohne Asylrechte +++ Lebens- 
schutzer in den USA 


=> AIB 47 (4/99): 6,00 DM 
Schwerpunkt: Antisemitismus +++Dop- 
pelte Staatsburgerschaft +++ Bombenan 
schlag in Saarbrucken +++ Hintergrunde 
aus Frankreich und Österreich 
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Gegen Rassismus & Neonazis 
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